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Acht und zwanzigſte Sitzun 
Geſchehen, Frankfurt den 12ten May 1817. 


Inhalt. 5. 167. Abſtimmung von Defterreih, Preußen und Baie 
die Bertagung des Bundestaged. G. 163: Abſtimmungen von 
Sachſen, Hannover und Kurheſſen über die auswärtigen 9 
niffe des deutfhen Bundes. SG 169 Ahfimmung vom Brauı 
und Raffau Über die Aufffellung der Aufrägals Inftany 6. 
ſchwerde des Metzgermeiſter Ddenheimer von Bensheim, gegen die Großherzog 
fhen Juſtizſtellen. 9. 2712. Beſchwerde des Weinhändler Kıy zu Oberroßbach 
Großherzoglich Hefſiſche Regierung. $. 172. Erklärung von Naſſau über die 
‚tion mehrerer Kurmapnziſchen Staatsgläubiger, tvegen der auf dem Zotle Vi 
der Rente Lohneck radihirten Kapitalien. $. 173. Vorſtellung des ehemal 
und Oberrheiniſchen Kreis⸗General⸗Münzwardeins J. ©: Dieze gu Mannhein 
dungs-⸗Rückſtände und anderes Guthaben bey der ehemaligen Kbeinifen K 
betreffend. 9. 374. Penfionsgsfuh des Chy. J. Dieze, leyten Generals Mi 
des Kur s und Oberrheiniſchen Kreiſes, zu Wien. |. 175. —— 
Regiſtrator, die Kanjelliſten und-Pedelfen der Bundes⸗,Kanzley. 9. 176. Neue 


In Gegenwart 
Von Seiten Oeſterreichs: des Kaiſerlich Koͤniglichen wirklichen € 
Raths, Herrn Grafen von Buol⸗Schauenſtein; 
Bon Seiten Preußens: des von dem Koͤniglich Preußiſchen Hi 
ſandten, Grafen von der Goltz, ſubſtituirten Koͤniglich He 
ſchen Herrn Geſandten, von Martend;, 


Bon Seiten Baterms: dead Königlichen. willigen Herm Geheimen 
Freyherrn von Mnetin; 


6 
Bon Seiten Sachſens: ded Königlichen wirklichen Geheimen Raths, Herrn 
Grafen von Schlitz, genannt Goͤrtz; 


Von Seiten Ha nnovers: des Koͤniglichen Geheimen Kabinetsraths, Herrn 
von Martens; 


Bon Seiten Wurttembergs: des Königlichen Staats⸗ Miniſters, Herrn 
‚ Grafen von Mandelsloh; 


Von Seiten Badens: des von ven Großherzoglich Badiſchen Herrn Ge⸗ 
ſandten, Freyherrn von Berſtett, ſubſtituirten Koͤniglich Wuͤrttem⸗ 
bergifchen Herrn Geſandten, Grafen von Mandelsloh; 


Von Seiten Kurheſſens: des Kurfuͤrſtlichen Geheimen Raths und Kammer; 
herrn, Herrn von Lepel; . 


Von Seiten des Großherzogthums Heffen: des Swhheneslqte Ge⸗ 
heimen Raths, Herrn von Harnier; 


Von Seiten Danemarks, wegen Holftein und Lauenburg: des Koͤnig⸗ 
lich Dänifchen, Herzoglich Holſteiniſchen Den Geſ⸗ andten, Kammer⸗ 
herrn von Eyben; 3. 


Von Seiten der Niederlande, wegen des Großherzogthums Enremburg: 
des Königlich Niederlaͤndiſchen Herrn Gefandten, Freyherrn von 
Gagern; | 
Bon Geiten ver Großherzoglich u Herzpglich Saͤchſiſchen 
Häaufer: des Herzoglih. Sächfifhen wirklichen Geheimen Raths, 
Herrn von Hendrich; 


Von Seiten Braunſchweigs und Raffan’ 8: des Herzoglic Naffanifchen 
Herrn Gefandten, Staats: Minifters, Freyherra von Marf yall; 


Bon Seiten von Medlenburg: Schwerin und Medlenburg: Strelig: 
des Großherzoglich Medienburg : Schwerinifchen Herrn Geheimen Rath 
und Staats; Minifters, Freyherrn von Pleffen; | 














Ben Seiten Holftein s Oldenburgs, Anhalts und Schwan 
des Herzoglih Holftein + Ofdenburgifhen Ober : Appellatio 
Präfiventen, Herrn von Berg; 


Bon Seiten von Hohenzollern, Liehtenftein, Reuß, ( 
burg-Zippe, Lippe und Waldeck: des Großherzoglich 
Herrn Geheimen Raths, Freyherrn von Leonhardi; 


Bon Seiten ver freyen Städte, Lübeck, Frankfurt, Dre 
Hamburg: des Herrn Syndikus Danz; 


und meiner, bed Kaiſerlich Oeſterreichiſchen wirklihen Hofraths unt 
Direltorö, von Handel, 


6. 167. 
Bertagung des Bundestags. 


Praͤſidium: wolle das Protokoll über die Frage der Vertagung 
destags eröffnen, und für 

Defterreich: die bereitsin der letzten vertraulichen Sitzung verlef 
tation ald Abftimmung abgeben, 

Um über Die Frage der Vertagung bes deutfchen Bundestag 
dem Standpunkte dieſer Verſammlung und ber ihr obliegenden Befo' 
Bundes : Angelegenheiten „ ald auch der Berichtigung der einzelnen alloc 
handelnden Gefchäfte gehörig entfprechende Anordnungen zu treffen, glı 
vor Allem folgende Drey aus der Bundesafte entnouniene Haupt: Gruni 
ftellen zu follen ; 

I, Das Recht der Bundeöverfammlung ſich zu vertagen, ift in dei 
der Bundesakte begründet. Zugleich aber wird auch darin beftin 
die Bertagung erft eintreten fönne, wenn die ihrer Beratpu 

zogenen Gegenftände erledigt ſeyen. 

"MW Im Falle der Bertagung, fol felbige immer auf eine b eſtimmte 
ſchloſſen werden, welche jedoch hoͤſch ſtens vier Monate betra 
III. Aus dem Schluſſe des Art, 7, erhellet endlich noch, daß wäh 


Vertagung vringende Geſchaͤfte Beforgt werben ſollen, un. Der: 

über Beſtimmungen getroffen werben möäffen:,. | 

Dieſe aus der Bundesakte und zwar aus dem: Art. 7. entnommenen Grund: 

beffimmungen vorausgefeßt,. feheinen: mir folgende Anträge angemeffen und. als 
Solgerungen berfelben betrachtet werben. zus koͤnnen: 


1) Rad) dem wörtlihen Inhalte ver Bnndesafte fdyeint zwar in dieſen Jahre, 
oder vielmehr im naͤchſten Sommer nod) feine Bertagung eintreten zu koͤnnen, da 
nicht nur die der Berathung des Bundestags unterzogenen. Gegenftände noch nicht 
erledigt find, fondern nicht einmal Diejenigen, welche in dem Art. 10. als die ſerſten 
Geſchaͤfte deffelben bezeichnet wurden, ohne auch nur des Art. 18. lit. d) zu er 

wähnen. Da jedody Durd Die Kriegdereigniffe des Jahres 1815. die Verfchiebung 
der Eröffnuug ded Bundestags um mehr ald ein Jahr veranlaßt wurde, wie ed 
die Bundesakte feftfegte; fehr viele Herren Gefandten aber ſchon früher mit Bes 
rüdfihtigung des erjten und zweyten verfchobenen Eröffnungd ; Termind am Siße 
des Bundestags erfchienen; ba ferner biefer lange Auffhub und verlängerte Anfent: 
halt in Sranffurt außer ihrem Kreife lag; fo ſcheint ed mir nach einer folchen 
geraumen Zwiſchenzeit billig zu feyn, (wenn Die Herren: Gefandten ed wiünfchen ) 
die Vertagung auf einige Zeit eintreten. zu- laffen, veren beftimmte Feſtſetzung 
man ber vertraulichen Befprehung mit Berudfihtigung der Geſchaͤftslage über; 
fat. Cine fehr lange Vertagung mödjte gerade jet, wo noch fehr Vieles zu _ 
thun ist, gleich) Anfangs alſo nicht angemeffen feyn. Zugleich aber würbe ſodann 
wegen: entfprechender Erfüllung ver übrigen Beltimmungen ver Bundesafte, und 
zwar inöbefondere, ſoviel möglich, mit Geſchaͤftsbefoͤrderlicher Benutzung der 
Vertagungszeit etwa in folgender Art Vorſorge zu treffen ſeyn. 


2) Der präfipirende Geſandte muß jederzeit, wenn er abgeht, ſo wie alſo auch 
hey, der. Bertagung, ded Bundestags, einen andern. Bundes : Gefanbten zu 
den. Präf idial: Gefhäften ſubſtituiren; binfichtlich der Oefterreichifchen 
Stimme treten gleidje Verhaͤltniſſe wie bey den uͤbrigen Herren Geſandten ein. 
Das Praͤſſdium if. folglich eben ſo, wie die Praͤſidial⸗ Kanzley als fortwaͤhrend 
im Amte; daher auch das Einreichungs⸗ Protokoll immer als eröffnet zu betrach⸗ 
ten. Diefes ‚erfordert Die. je Erhaltuns de der feinem. ganzlichen Suilſtande und ſolcher 





Stodung zu uüterwerfenben Geſchaͤfts⸗Orbnung, ſo wie es dem Zwe 
Schlußbeſtimmung des Artikels 7. angemeſſen iſt. | 

3) Es ift als Grundſatz feſtzuſetzen, dag nebft dem Präfivial: Gefi 
oder deffen Stellvertreter, auch jederzeit zwey Bundeögefandten fü am S 
Bundestags befinden, welche jedoch nur einzig Dazu im Vereine mit dem 
dial: Sefandten fich zu verfammeln haben: 

a) Um in Kenntniß der Eingaben und Gefchäftslage erhalten zu werben; 

b) Um mit dem Prafivium zu ermeflen, ob ein dringender Fall vor 
fey, welcher die frühere Einberufung der Herren Gefandten erheifd 

c) Um im Falle der Berzugögefahr etwa nothwendig erachtende provi 
Maasregeln zu befchließen, und dad Erforderliche zu veranlaffen. 

Einzig Diefe drey Attribute wären dem aus dem Praͤſidium oder deſſen 
vertreter, und den zwey Bunde : Gefandten beftehenden Ausfchuffe zu über 

4) &8 fcheint am geeigneteften,, Daß Die Auswahl der zu Diefem Ausfd 
beftimmenpen Bundes-Geſandten nicht dem Loofe, fondern der vertra 
Ginigung verfelben unter ſich überlaffen werde, wobey jedoch, wenn es geo 
wartung nothwendig feyn follte, die Stimmenmehrheit ven Ausfchlag gäbe. 
die einzige Beſtimmung wäre billig, daß feiner der Herren Geſandten gegen 
Billen zweymal unmittelbar nad) einander verbunden wäre, während ber 
gung bey dem Ausfchuffe zu bleiben. 

5) Man. muß ed dem Nefultate ver Befprechung anbeim geben, ob 
wiefern etwa die VBertagung zur Berichtigung von Einleitungen und Vor⸗ 
bey mehreren Gefchäften benußt werben könnte. 

6) Wenn vor der Vertagung vorbereitende Commiſſionen ernannt fi 
verfteht es ſich von felbft, daß Die Vertagung des Bundestags Die ungel 
Zortfeßung ihrer Arbeiten nicht hindere. 

7) Nach wieder eröffnetem Bundestag bat der ernannt gewefene A 
eine Anzeige feiner feitherigen etwanigen Gefchäftigleit zu übergeben. 

Nach diefen fimmtlichen Bemerkungen find folglich die in der Eonfer« 
3. März d. J. gerabreveten Anorbnungen Aber vie Bertagung der Bundesve 
lung ganz añgemeſſen; nur koͤnnten fie etwa nach den jet bemerften P 
noch etwas näher beflimmt und ‚erweitert werben, Da übrigend aber Dis 

Drotot. d.d. Bundetverſ. III. BD 2 
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gung des Bundestags weſentlich in den Außern Organismus des Bundes eingreift, 
fo find auch die in Diefer Hinficht zu treffende Anordnungen in gleicher Art wie Die 
Gefchäftd-Ordnung nur ald proviforifch bis’zur Herftellung einer Bundes: 
tags⸗Ordnung, wovon fie einen wefentlichen Beftanptheil auszumachen haben, 
ausdruͤcklich gültig zu-erfläaren. 

Preußen. Obwohl der Gefandte noch mit feinen Inſtruktionen verfehen 
it, nad) welchen er fich über die Mopififationen einer, nach ven Vorfchlägen des 
präfipirenven Herrn Gefandten der wirklihen Ausführung mehr anzunäherennen 
Bertagung fehlieglich erflären könnte; fo läßt ihn Doc Die genaue Angemeffenheit, 
mit welcher diefe Vorfchläge auf den in Frage ſtehenden nächften Fall angepaßt und 
in Hinficht deſſelben motivirt, auch auf venfelben provijorifch befchränft worden 
find, nicht zweifeln, daß fein Allerhöchfter Hof: geneigt feyn werde, einer Bertas 
gung bemzutreten, die insbefondere, wie ed in Diefen Punftationen der Fall ift: 

Erftlid, ihren Eintritt von der allerdingg unumgänglich nothwen⸗ 
Dig erfoheinenden Erledigung verfchievener jeßt in Berathung ſtehender wichtiger 
Gegenftände abhängig madıt; 

Zweytens, in ihrer näheren Mobificirung, ben vereinigten Hauptgefi ichts⸗ 
punkt im Auge hat, daß zwar Stockung im Geſchaͤftsgange vermieden, demnach 
die Permanenz weſentlich behauptet, jedoch die wirkliche Erledigung 
erheblicher Geſchaͤfte, ſelbſt in dringenden Faͤllen mehr durch Anordnung ſchleu⸗ 
niger Zufammenberufung, als eines vorläufigen Einwirlens, beruͤckſichtigt 
werde; uͤbrigens aber und 

Dritten 8, manches zu leßter Anoronung gehörige noch auf naͤhere Ausmit⸗ 
telung in vertraulichen Beſprechungen ſtellt. 

Baiern: iſt mit dem in ver Sitzung vom 3. März zur Spradı gekommenen 
Einrichtungen in Anſehung der Vertagung der Bundesverſammlung, und mit der 
hierauf gegründeten: Kaiſerlich Deſterreichiſchen Abſtimmung in der Hauptſache 
vollkommen einverſtanden. 

Nur glaubt man Folgendes bemerken zu muͤſſen: 

Ad 3) Es duͤrfte beſtimmt auszudruͤcken ſeyn, daß bey dieſen Verſammlun— 
gen während der Vertagung alle noch anweſenden Geſandte beyzuzie⸗ 
ben wären, was ohnehin im Sinne zu liegen. ſcheint. Dieſem koͤnnte ſodann 





werben. zu muͤffen, ſo daß eigene Romffationen daruͤber an die übrigen 
und Regierungen nicht mehr nothwendig feyn durften. Man dürfte fich dah 
lich auf die Notifilation. der Eonftitulrung der Bundesverfammlung | 
Ten, welche jedoch Tüglicher an Die Minifterien der fremden Machte, als u 
bar an die Hoͤfe ſelbſt, erlaſſen werden moͤchte. 

Indem man dieſe Bemerkung der weitern Erwägung uͤberlaͤßt, will man fi 
auf den Fall, daß die übrigen verehrlichen Stimmen die angetragene Notifil 
weife vorzuziehen für gut finden follten, von ber Mehrheit nicht trennen. 

Daß übrigens diefe Bekanntmachung an alle europäifche Mächte und 
rungen, fo wie auch an bie norbamerifanifchen Freyſtaaten, und ebenfalls ı 
europäifhen Mächte, welche zugleich Glieder des deutſchen Bundes find, « 
werde, ift man gänzlich einverflanden, 

Die Notifikationen dürften aus dem oben angeführten Grunde nicht i im N 
des Bundes, ſondern im Namen der Bundesverſammlung 
Miniſterien ergehen. Jedoch will man fi) auch hier, wenn jenes von der 
heit für vorzüglicher angefehen wird, derfelben gerne anfchliegen. 

Sn keinem Falle aber glaubt man, daß der präftbirende Herr Sefand 
Namen des Bundes unterzeichnen Tonne Wie aus ven Wiener Ver 
lungen genügend hervorgeht, beſchraͤnkt ſich Der Durch die Bundesakte eingers 
Vorſitz lediglich auf die formelle Leitung der Geſchaͤfte bey Der Bundesverſc 
lung: damit feheint es fich aber nicht zu vertragen, Daß ber vorfißende den 

fandteim Namen des Bundes fehreibe und handle, 
Ä Indem man jevem Borfchlage, welcher mit biefer Vorausſetzung verei 
iſt, bereitwillig beytreten wird, glaubt man doch von dem Gate ſelbſt nicht q a 
hen zu koͤnnen. 

Wenn man es daher nicht fuͤr angemeſſen finden ſollte, daß die zu erlaffen 
Schreiben von ſaͤmmtlichen Bundesgefandten , oder von dem Rath ver. XVII. 
unterfehrieben werden; fo glaubt man doch, daß in jevem Falle bi bie Worte: 
Namen des Bundes, wegzulaſſen wären. | 

Die Unterfchrift koͤnnte auf folgende Weife feltgefetst werden: 

Der der Bundesverfammlung präfipirende Gefant 
Le Ministre president la diete. 
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‚Niederlande, wegen des Grobherzogthams Lupembürg; wi | 
Baiern. 
Die unfolgenben übrigen Stimmen behielten ſich das Protokoll ofen. 


6. 168. 
‚Die auswärtigen Berhältniffe des Ddeutfhen Bundes, 
Praͤſidium: wolle zur Fortfeßung ber Abftimmungen über die auswaͤr⸗ 
tigen Verhältniffe des veutfchen Bundes das Protofoll Iffnen.- 

Baiern: ift mit der Kaiferlich Oefterreihifchen, auch mit ver Punktation 
vom 3. März d. I. in der Hauptfache übereinfommenden Abftimmung, unter fol 
genden Bemerkungen und geringen Movifilationen ganz einverſtanden. | 

—Zur Einleitung. 

Daß der deutſche Bund, wenn er fhon nicht ald Bundesſtaat angefehen wer: 
den kann, doch infoferne er ein zur Erhaltung der innern und Außern Sicherheit 
Deutſchlands und der Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit der einzelnen deutfchen 
Staaten beftändig gefchlofiener Verein viefer einzelnen Staaten ift, eine euros 
yäifche freye und unabhängige Macht vorftelle, und die einer ſolchen zukommenden 
Rechte auszuüben habe, wird zum Voraus ald Grundfa angenommen. 

Auch iſt man damit einverflanden, daß in ber gegenwärtigen Berathung ben 
in dem Commiſſions⸗Vortrage vom .17. Februar aufgeftellten Fragepunkten und 
der Punktation vom 3. März gefolgt, und der Gegenftand der zweyten Beylage 
von Rum. 4, bid zum Schluſſe einer demnaͤchſt folgenden beſondern Eroͤrterung 
unterworfen werde. 

Indem die Zuſammenſtellung der entworfenen Fragepunkte in mehreren Haupt⸗ 
abtheilungen zum Grunde gelegt wird glaubt man folgende Bemerkungen machen 


u muͤſſen: 
Ad I. 


Erſte diplomatiſche Eroͤffnung von Seite der beutfhen Buns 
beöverfammlung an andere Mächte und Regierungen.- 

. Ad I, Die Eonftituirung des deut ſchen Bundes felbft fheint durch die 

Wiener Congreßakte bereits als vollzogen. und voͤlkerrechtlich befannt angenommen - 
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werben. zu muͤfſen, ſo daß eigene Ronffationen daruͤber an die übrigen Mächte 
und Regierungen nicht mehr nothwendig feyn durften. Dan dürfte ſich daher ledig⸗ 
lich auf die Notifilation. der Conſtituirung der Bundes verſammlun g befchräns 
ten, welche jedoch fügliher an Die Minifterien der fremden Machte, als nmittel 
bar an die Höfe ſelbſt, erlaſſen werden moͤchte. 

Indem man dieſe Bemerkung der weitern Erwaͤgung uͤberlaͤßt, will man ſich yedeqch 
auf den Fall, daß bie übrigen verehrlichen Stimmen bie angetragene Notififationds 
weife vorzuziehen für gut finden follten, von der Mehrheit nicht trennen, -, 

Daß übrigens dieſe Bekanntmachung an alle europäifche Mächte und Regie⸗ 
rungen, fo wie auch an bie norbamerifanifchen Freyſtaaten, und ebenfalls an jene 
europäifchen Mächte, welche zugleich Glieder des deutſchen Bundes ſind, erlaſſen 
werde, iſt man gaͤnzlich einverſtanden. 

Die Notifikationen duͤrften aus dem oben angeführten Grunde nicht im Namen 
des Bundes, ſondern im Namen der Bundesverſammlung an die 
Miniſterien ergehen. Jedoch will man ſich auch hier, wenn jenes von der Mehr⸗ 
heit für vorzüglicher angefehen wird, berfelben gerne anfchließen. 

In feinem Kalle aber glaubt man, daß der praͤſidirende Herr Gefandte im 
Namen des Bundes unterzeichnen koͤnne. Wie aus den Wiener Verbands 
lungen genügend hervorgeht, beſchraͤnkt fich der Durch die Bundesakte eingeräumte 
Vorfig lediglich anf vie formelle Leitung der Orfchäfte bey der Bundesverſamm⸗ 
lung: damit ſcheint es fich aber nicht zu vertragen, daß der vorfißende Herr Ger 
fandteim Namen des Bundes fihreibe und handle, | 

indem man jedem Borfchlage, welcher mit biefer Vorausſetzung vereinbar 
ift, bereitwillig betreten wird, glaubt man doch von Dem Gate ſelbſt nicht abge⸗ 
hen zu koͤnnen. | 

Wenn man e8 daher nicht für angemeffen finden ſollte, daß bie zu erlaffenden | 
Schreiben von femmtlichen Bundesgefandten,, oder von bem Rath ver XVII. mit Ä 
unterfchrieben werden; fo glaubt man doch, daß im jevem Falle vie Worte; im 
Namen des Bundes, wegzulaffen wären. 

Die Unterfchrift Fönnte auf folgende Weife feſtgeſetzt werden: i 

Der der Bundesverſammlung praͤſidirende Gefandte. 
Le Ministre president la diète. \ 
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Ad V. 
Abberufung und Beendigung der fremden Gefandtfhaften. 


Auch rüuͤckſichtlich der Abberufung oder fonftigen Beendigung der bey der 
Bundeöverfammlung accrebitirt gewefenen Gefandtfchaften tritt man’ den ange 
tengenen Beilimmungen gänzlich bey, und überläßt eö weiterer Erwägung; ob der 
legte Satz auszudrücken für nöthig gehalten werde. 

Zur Shlugbemerfung. | 

Man glaubt dieſſeits, daß der Deutfhe Bund aud in Hinficht des Auslan⸗ 
nes, ſchon durch Die Wiener Eongreß: und Bundesafte als hinlänglich conftituirt 
angefehen werden müffe, und daß ed fohin nur darauf anlomme, der Bundes⸗ 
verfammlung diplomatifhen Verkehr ordentlich zu regeln. 

Uebrigend glaubt man die hierin gemachten gründfichen Bemerkungen ſich 
ebenfalls vollklommen aneignen zu müffen, 


Sadfen: flimmt denen über die auswärtigen Verhältniffe des deutfchen 
Bundes, in den Anmerkungen vom 3. März diefed Jahrs von 1. bis 7. verabredes 
ten Punkten, und in dem verehrlichen Kaiſerlich Königlich Oefterreihifchen Praͤ⸗ 
ſidial⸗Voto enthaltenen Erläuterungen, volllommen bey. 

Dieffeitige Gefandtfchaft ftellt anheim: 

1) Ob vem erften Befanntmadhungds Schreiben, nicht auch eine Abfchrift, 
etwa in lateinifcher Sprache, dem Begleitungsfchreiben an ven Minifter der auss 
wärtigen Angelegenheiten, aus dem Grunde beyzufügen wäre, weil mehrere Ant 
worten, vieleicht fonft aud in nicht allgemein angenommenen Sprachen erfol: 
gen duͤrften. 

2) Gegen bie Anwendung bed Reglements vom 9. Juny 1815. würde nichts 
zu erinnern ſeyn. 

3) Der alternative Vorſchlag, den auswärtigen Gefandten von ber freyen 
Stadt Frankfurt Diejenigen gefandtfchaftlichen Rechte zu verfichern, wie folge 
die Bundeögefandten ſelbſt geniegen, dürfte wohl am vorzäglichften ſeyn. vꝓD 

Die in dem vortrefflichen Praͤſidial⸗Voto über Die verſchiedenen Hauptabthei⸗ 
lungen aufgeſtellten Anträge, find ohnſtreitig vorerſt hinreichend zur Conſtituirung 
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des beutfchen Bundes in Hinficht des Auslandes, auch der DBunbeöverfammlung 
dipfomatifchen Gefhäftägang zu leiten. Alle übrigen annoch erforderliche Be 
ftimmungen werben ſich am beiten, wie dad Präfidial: Botum es fo richtig bes 
merft, als Refultat des erfannten Bedürfniffes und der Zweckmaͤßigkeit, ausbilden 
und feftfegen. Da nun die vorftehenden Beftimmungen alleö, was zur Conſtitui⸗ 
rungs⸗Anzeige des Bundes gegen das Ausland weſentlich erforderlich ift, erfchöpfen ; 
fo trägt dieffeitige Geſandſchaft darauf an: daß durch Erlaß der Bekanntmachungs⸗ 
Schreiben, diefe Angelegenheit feinem längern Verzug. unterliege, 

Hannover: tritt dem auf Den Grund der Punktation der Eonferenz vom 
3. Marz entivorfenen und eine nähere Entwidelung verfelben enthaltenden Raiferlich 
Defterreichifchen Voto vollfommen bey, und giebt nur anheim: . 

1) Ob nicht rathſam fey, Daß au ven sub. I Nro. 2, bemerften erften, 
Namens des Bundes abzufajienden und von dem präfldirenden Herren Gefandten 
zu unterzeichnenden Belanntmahungs : Schreiben - an die fremden Souveraine, 
"wenn fie nur in deutfcher Sprache gefaßt werden, zugleich eine Ueberfegung etwa 
"in lateiniſcher Sprache gefaßt, und den Minifterien, nebſt einer Abfchrift des 
Originale, beygefügt werbe; weil widrigenfalls zu beforgen fteht, daß Diefer erfte 
Vorgang Anlaß geben könnte, daß aud) die auswärtigen Miniſter fich bloß in ihrer 
National⸗ oder Hofſprache ohne eberfegung, an Die Bundedverfaimmlung menden 
würden, welches doch ber sub N. II. für die Zufunft angedeuteten Abficht entge⸗ 
gen wäre. . 

2) Unter ven sub N. III. vorgefchlagenen zwey Wegen ‚um ben bey. dem 
Bunde acereditirten Gefandten die gefanptfchaftlihen Vorrechte in Frankfurt zu 
fihern, feheint der zweyte der angemeflenfte, da er alle billigen Anſprüche ‚der 
fremder Gefandten befriedigt, und ed der Würde der Verfammlung angemeffener 
feyn dürfte, wenn ſie dad, was fie bey der Stadt für fich felbft ausgemacht hat, 
zum Grunde legt, ald wenn fie ſich auf das bezieht, was Die Stadt den bei ihr | 
acereditirten Gefandten eingeräumt hat ‚ und wovon fie bisher nicht einmal öffent: 
licht Kenntniß erhalten hatte. | 

Wenn übrigend-aud) in ber Folge noch für bie auswärtigen Verhaͤltniſſe des 
Bundes in- einzelnen Punkten naͤhere Beſtimmungen nothwendig werden ſollten; 
ſo ſcheint es doch, daß wenn das bisher Vorgeſchlagene beliebt wird, dieſes fuͤr 

Protot. d. d. Bundesverſ. III. Bd. 3 
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AdV 
Abberufung und Beendigung der fremden Gefandtfhaften.. 


Auch rückſichtlich der Abberufung oder fonftigen Beendigung ber bey der 
Bundeöverfammlung acereditirt gewefenen Gefandtfchaften tritt man den ange: 
tragenen Beitimmungen gänzlich bey, und überläßt es weiterer Erwägung; ob der 
letzte Sag auszudrüden für nöthig gehalten werde, 


Zur Shlugbemertung. 


- Man glaubt dieſſeits, daß der deutſche Bund auch in Hinficht des Auslanı 
des, ſchon durch die Wiener Congreß: und Bundesafte ald hinlaͤnglich conftituirk 
angefehen werden müffe, und daß ed fohin nur darauf ankomme, der Bundes 
verfammlung biplomatifchen Verkehr ordentlich zu regeln, 

Vebrigend glaubt man die hierin gemachten gründlichen Bemerkungen ſich 
ebenfalls vollkommen aneignen zu muͤſſen. 


Sachſen: ſtimmt venen über die auswärtigen Werheltaiſe des deutſchen 
Bundes, in den Anmerkungen vom 3. März dieſes Jahrs von 1. bis 7. verabrede⸗ 
ten Punkten, und in dem verehrlichen Kaiſerlich Koͤniglich Oeſterreichiſchen Praͤ⸗ 
ſidial⸗Voto enthaltenen Erläuterungen, vollkommen bey, 

Dieffeitige Gefandtfchaft ftellt anheim: 

1) Ob dem erften Belanntmachungsd s Schreiben, nicht auch eine Abfchrift, 
etwa in Inteinifcher Sprache, dem Begleitungöfchreiben an ven Minifter der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten, aus dem Grunde beyzufügen wäre, weil mehrere Ant 
worten, vielleicht fonft auch in nicht allgemein angenommenen Sprachen erfol: 
gen bürften, 

2) Segen die Anwendung des Reglements vom 9. Juny 1815. würde nichtö 
zu erinnern feyn. 

3) Der alternative Vorſchlag ‚ den auömärtigen Geſandten von ber freyen 
Stadt Frankfurt diejenigen gefandtfhaftlihen Rechte zu verfichern, wie ſolche 
die Bundesgeſandten ſelbſt genießen, duͤrfte wohl am vorzüglichften feyn, , 

Die in dem vortrefflihen Praͤſidial-Voto über Die verfhiebenen Hauptabtheis 
dungen aufgeftelten Anträge, find ohnſtreitig voresft hinreichend zur Conftitwirung -. 








Ad IM. 
Auswärtige Gefandtfhaften:bey ver deutſchen Bunt 


ſammlung, deren Accreditirung, WVerhaͤltniſ 
Vorrechte. 


Ad. 4.. Alle auswaͤrtigen Geſandiſchoften jeder Klaſſe waͤren als 
deutſche Bundesverſammlung accreditirt anzuſehen. 

Ad 2. Ueber die Anwendung des in der Wiener Congreßakte aufg 
Reglement sur le rang entre les agens diplomatiques s iſt nichts 
nern. Alle drey Klaſſen wären aber ald an bie Bunbeöderfammlung ac 
anzufehen, 

Ad 3, bis 7. ift man vollkommen einverſtanden. 

Ad 8. ſcheint eine Antwort auf die Beglaubigungsſchreiben weder nı 
dig noch hergebracht. Auf jeden Hall aber möchten, wenn auch das erfte B 
mahungs + Schreiben über die Eonftituirung im Namen des Bundes gefaßt | 
follte, die. übrigen Schreiben lediglich im Namen ver Bundesverſammli 
faffen feyn, fo wie auch unter den vorigen Verhältniffen die Schreiben des? 
tags nicht im Namen des deutſchen Reichs erlaſſen wurden. 

Ad 9) In Anſehung der geſandtſchaftlichen Vorrechte, iſt man mit der 
ten Alternative einverſtanden, daß ſich mit der Stadt Frankfurt zu verei 
wäre, Damit den auswärtigen Gefandtfchaften von dieſer Stadt Diefelben ge 
ſchaftlichen Rechte gewährt würden, wie folde die Bundeögefandten genießen 


‚Ad I. 
Ueber die Verhandlungsart der deutſchen Bundesverſan 
lung mit den auswärtigen Geſandtſchaften. 


Ad 1. vollfommen einverfianden: nur dürfte ver am Ende dieſes Pmi 
erwähnte Ausſchuß nach dem was oben angeführt wurde, umgangen werben. 
- Ad 2, Ohne Erinnerung. 


Ad 3, iſt man der Meynung, daß die Noten der fremden Gefandtfchr 
immer an die Bundeöverfammlung gerichtet werden follten. 


Ad, 4. ift man ebenfalls einverſtanden, mit Umgehung des Ausfchuffes, 
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Ad V. 


Abberufung und Beendigung der fremden Geſandtſchaften. 
Auch ruͤckſichtlich der Abberufung oder ſonſtigen Beendigung der bey der 


Bundesverſammlung accreditirt geweſenen Geſandtſchaften tritt man den ange⸗ 
tragenen Beſtimmungen gaͤnzlich bey, und uͤberlaͤßt es weiterer Erwaͤgung, ob der 
letzte Satz auszudruͤcken fuͤr noͤthig gehalten werde. | 


Zur Schlußbemerkung. 


. Man glaubt Dieffeits , daß der Deutfche Bund auch in Hinſicht des Auslan: 


Des, ſchon Durch Die Wiener Eongreß: und Bundesafte ala hinlaͤnglich conftituire 
angefehen werden müffe, und Daß es fohin nur darauf ankomme, ver Bundes: 
verfammlung diplomatifchen Verkehr ordentlich, zu regeln, | 

Uebrigens glaubt man die hierin gemachten gründlichen Bemerkungen ſich 
ebenfalls vollkommen aneignen zu mäffen, | 


Sadfen: ſtimmt denen über die auswärtigen Verhaͤltniſſe des beutfchen 
Bundes, in ben-Anmerfungen vom 3. März dieſes Jahrs von 1. bis 7, verabrede⸗ 
ten Punkten, und in dem verehrlichen Kaiſerlich Koͤniglich Deſterreichiſchen Praͤ⸗ 
ſidial⸗Voto enthaltenen Erlaͤuterungen, vollkommen bey. 

Dieſſeitige Geſandtſchaft ſtellt anheim: 

1) Ob dem erſten Bekanntmachungs⸗ Schreiben, nicht auch eine Abſchrift, 
etwa in lateiniſcher Sprache, dem Begleitungsfchreiben an den Minifter der aus 
wärtigen Angelegenheiten, aus bem Grunde beyzufügen wäre, weil mehrere Ant⸗ 
worten, vielleicht fonft auch in nicht allgemein angenommenen Sprachen erfol⸗ 
gen dürften. 2 

2) Segen bie Anwendung Des Reglements vom 9, Juny 1815, würde nichts 
zu erinnern ſeyn. on | 

3 Der alternative Vorſchlag, ven auswärtigen Gefandten von Der freyen 
Stadt Franffurt Diejenigen gefandtfchaftlichen Rechte zu verfichern, wie ſolche 
die Bundesgeſandten ſelbſt genießen, duͤrfte wohl am vorzuͤglichſten ſeyn. 

Die in dem vortrefflichen Praͤſidial⸗Voto über die verfchiedenen Hauptabthei⸗ 


lungen aufgeſtellten Anträge, find ohnſtreitig vorerſt hinreichend zur Conſtituirung 


Des deutfchen Bundes in Hinficht ded Auslandes, auch der Bundesver 
dipfomatifhen Gefhäftsgang zu leiten. Alle übrigen annoch erforde 
flimmungen werden fi) am beiten, wie das Praͤſidial-Votum es fo 
merft, ald Refultat ded erfannten Beduͤrfniſſes und der Zweckmaͤßigkeit, 
und feſtſetzen. Da nun die vorftehenden Beſtimmungen alled, was zur 
rungs-Anzeige des Bundes gegen das Ausland wefentlich erforderlich ift, er 
fo trägt diefjeitige Gefanpfchaft Darauf an: dag durch Erlaf ver Belanntn 
Schreiben, diefe Angelegenheit feinem längern Verzug. unterliege, 

Hannover: tritt dem auf den Grund der Punktation der Confe 
3. März entworfenen und eine nähere Entwidelung verfelben enthaltennen ! 
Defterreihifchen Voto vollfommen bey, und giebt nur anheim: . 

1) Ob nit ratbfam ſey, Daß auch den sub I. Nro. 2, bemerfte: 
Namens ded Bundes abzufajfenden und von dem präflirenden Herrn © 
zu unterzeichnenden Befanntmahungs + Schreiben- an die fremden Sou 
"wenn fie nur in deutfcher Sprache gefaßt werden, zugleich eine Ueberfegu 
in lateinischer Sprache gefaßt, und den Minifterien, nebft einer Abſch 
Originald, beygefügt werde; weil widrigenfalld zu beforgen fteht, daß die 
Vorgang Anlaß geben könnte, daß aud) die auswärtigen Minifter ſich blog 
Kationals oder Hofſprache ohne lleberfeßung, an Die Bundesverfammlung 
würden, welches doch der sub N. II. für die Zufunft angedeuteten Abfich: 
gen wäre. . 

2) Unter den sub N. III. vorgefchlagenen zwey Wegen, um den bı 
Bunde acereditirten Gefandten die gefandtfchaftlihen Vorrechte in Frankf 
ſichern, ſcheint der zweyte der angemeſſenſte, da er alle billigen Anfprüi 
fremden Gefandten befriedigt, und ed der Würde der Berfammlung angem 
feyn dürfte, wenn fie das, was fie bey ver Stadt für ſich felbft ausgemad 
zum Grunde legt, als wenn fie fid auf das bezieht, was die Stadt den b 
accreditirten Gefandten eingeräumt hat, und wovon fie bisher nicht einmal 

liche Kenntniß erhalten hatte. 

Wenn uͤbrigens auch in ber Folge noch für die auswaͤrtigen Verbältnif 
Bundes in einzelnen Punkten naͤhere Beſtimmungen nothwendig werden ſo 
fo ſcheint es doch, daß wenn das bisher Vorgeſchlagene beliebt wird, biefi 

Protot. d.d. Bundesverſ. III. Bd. | 3 
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jet hinreicht, um bie fo lange gewuͤnſchte Bekanntmachung Der Eonftituirung des 
Bundes an auswärtige Mächte nicht nod) länger zu verzögern, weldye vor den 
unmittelbaren Verhandlungen mit benfelben hergeben muß, und wodurd) unter 
andern die. Beendigung der Angelegenheiten der transrhenaniſchen Suftentationd: 
fafle fortdauernd verhindert wird. 

Kurheſſen. Die auswärtigen Verhaltniſſe des deutſchen Bundes ſind ein 
fo weit umfaſſender Gegenſtand, daß es zweckmaͤßig ſeyn dürfte, darüber noch 
mehrere vorbereitende Beſprechungen zu halten. Vorerſt befindet man ſich nur uͤber 
den 1ten und Zten Punkt ver zweyten Beylage zu dem gutachtlichen Vortrag über 
die Reihenfolge, als auf welche fi auch Die in der vertraulichen Sitzung vom 
3. März entworfenen Bemerkungen befchränfen, förmlid, abzuftimmen im Stande, 
und folgt dabey den Nummern ebengevachter Bemerkungen. 

1) Die Rotififation von der Eonftituirung des deutſchen Bundes ald euros 
paͤiſche Macht und. von dem AJufammentritt der Bundeöverfammlung an die ver: 
ſchiedenen Gouveraine und Freyſtaaten von Europa dürfte nicht langer zu ver 
fihieben feyn. 

2) Diefelbe an folhe Souveraine zu erlaffen, deren deutfhe Provinzen mit 
den nichtdeutfchen unwiderruflich zu einem und demfelben Reihe, mit gleichem 
©taatöintereffe verbunden find, und nad) gleicher Erbfolgeorunung vererbt werden, 
wo Daher eine Trennung nicht anders als durch eine politifche Erſchuͤtterung denk⸗ 
bar ift, mithin an Ihre Majeftäten den Kaiſer von Oefterreich, Dann die Könige von 
Dänemark, Preußen und der Niederlande, feheint überflüffig, Dagegen an Seine 
Königliche Hoheit den Prinzen Regenten von Graßbritannien erforderlich, da bie 
Königreiche Großbritannien und Hannover nicht als die Perfon des Regenten mit 
einander gemein haben. Außerdem moͤchte ſie auf die europaͤiſchen Staaten zu 
beſchraͤnken ſeyn. Mit dem nordamerikaniſchen Freiſtaat kann der deutſche Bund, 
der keine Seemacht bilden wird, nicht wohl in Beziehung kommen und die große 
Entfernung ſcheint jede Kolliſion verhuͤten zu muͤſſen. 

3) Wenn es nicht vorgezogen würbe, daß die Notifikation von Seiner Ma⸗ 
jeftät dem Kaiſer von Oefterreich im Namen. ded ganzen Bundes gefhähe, fo 
koͤnnte fie freplich nur von ver Bundesverfammlung, jedoch alddann nicht im 
Ramen bed Bundes, fonbern im Namen ihrer Eommittenten gefhehen, Hier 





nach würde auch Die Form folder Notiftlationd: Schreiben zu mobifi: 
denn ein Schreiben eined Souverains an einen andern bedarf einer antı 
ald ein Schreiben der Repräfentanten verfchiedener Souveraine, felb| 
Gefammtheit, an einen wirklichen Souverain. - 

4) Daß man fid) dabey der deutſchen Sprache bediene, iſt unft 
Würde der Nation angemeſſen; überall aber möchte eine Iateinifche, 
franzoͤſiſche Ueberfegung beyzufügen feyn, fo wie es überhaupt paſſen 
bey allen fohriftlichen officielen Mittheilungen an Auswärtige, fich Der 

und lateinifchen Sprache zu bevienen. 

:5) Die erften von der Bundedverfammlung zu erlaffenden Notii 
Schreiben follten wohl billig von allen Gefandten unter Benennung ihr 
mittenten unterzeichnet werden, wenn foldhe nicht ſchon im Contert 
worden, 

Geſchaͤhe Ießteres, fo koͤnnte Die Unterfhrift nad dem Muſter ber 


maligen Reichötage zn Regensburg üblichen Ranzleyform etwa folgender 
lauten: 


Der verbündeten Fürften und freien Städte Deutſchlands zur But 
ſammlung abgeordnete Bevollmaͤchtigte und Geſandte, und in deren 3 
Der vorfigende Kaiſerlich-⸗Oeſterreichiſche Gefandte 

N. N. 


Confoederatorum prineipum et liberarum civitatum Gern 
ad comitia Foederalia delegati plenipotentiarii et legati; « 
mine eorum praesidens legatus imperialis Austriacus. 
6) Die hiernächft bey Der Bundeöverfammlung accrebitirt werbenden G 
ten auswaͤrtiger Mächte hätten ſich zuvorderſt an Dad Prafidium zu wenbel 
demſelben eine vollftändige Abfchrift. ihres Beglaubigungs⸗Schreibens zu über: 
7) Disfe würde das Praͤſidium zuerft ver Berfammlung sorlegen, Be 
gefeht, daß beſchloſſen würde, fich bey officiellen fhriftlihen Mittheilungen f 
terbings ur ber lateinifchen Sprache neben der beutfchen zu. bedienen, w 
Die auswaͤrtigen Geſandten zugleich mit der Abfchrift Des Beglaubigungs; € 
3* 
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bens, es möchte in .einer ausländifchen Sprache abgefaßt feyn in welcher es wolle, 
eine getreue veutfche oder lateiniſche Ueberjegung zu übergeben haben, 

3) Wäre das Beglaubigungd: Schreiben nicht in gehöriger Form, oder fonft 
etwad dabey zu erinnern, fo würde das Praͤſidium Davon ben Gefandten in 
Kenntniß feßen, und je nachdem Die Umftände es erforderten, entweder Abaͤnde⸗ 
rung befjelben begehren oder fidy mit einer NRefervation begnügen. Wäre nichts 
dabey zu erinnern, fo würde das Prafivium fid) mit dem auswärtigen Gefandten 
über einen Tag zur förmlichen Uebergabe des Creditivs vereinbaren. 

9) Der accreditirte Gefandte hätte fodann den Bunvdesgefandten vie erite 
Bifite in Perfon zu mahen und eben fo zurüdzuerhalten; ed fey denn, daß ein 
Bothfchafter over päpftliher Nuntius bey der Bundesverfammlung accreditirt 
würde, welche ald unmittelbare Repraſentanten ihrer Souveraine die erſte Viſite 
begehren koͤnnten. 

10) Die Anzeige der geſchehenen Acereditirung wuͤrde zum Protolol der naͤch⸗ 
ſten Sitzung geſchehen; und 

11) in derſelben das Antwortſchreiben an den Hof des Geſandten zu ajuſtiren 
ſeyn, falls ſolches überhaupt für noͤthig erachtet würde, 

12) Mit der Stadt Frankfurt möchte fih im Allgemeinen zu vereinbaren 
feyn, daß fie den accreditirten auswärtigen Gefandten die nämlichen Rechte und 
Smmunitäten-einräume, welche die Bundesgeſandten genießen. Ben jedem ein: 
zelnen Galle würde ed dann nur einer Anzeige an Die von beim Senat ernannte 
Kommiſſion bepürfen. 

13) Zu fohriftlichen Verhandiungen mit auswaͤrtigen Geſandten ſcheint, wie 
ſchon bemerkt, die lateiniſche Sprache den Vorzug vor der franzoͤſiſchen zu verdienen. 

14) Schriftliche und muͤndliche Eroͤffnungen moͤchten zwar von Den aus⸗ 
waͤrtigen Geſandten an dad Praͤſidium zu richten und von Demſelben nad) vors 
gängiger Rüdfprache mit Der Verfammlung,, Namens berfelben gu. erwiedern feyn, 
Zu einer Verhandlung aber, welche öftere mündliche Befprechungen erforvert, 
möchte es zweckmaͤßig feyn, daß dem Praͤſidio für jeden einzelnen Fall durch 
Wahl zwey Mitglieder aus der Verfammlung zugeordnet würden, welche folden 
Eonferenzen mit beywohnten, 








Der Herr Gefandte der Großberzoglih und He 
Saͤchſiſchen Häufer verfiherte, feine Höfe würden in der in Umfrag 
* ten Materie wie Oefterreich : mit dem Hanndveriihen Zufaße, ſtimmen. 
Naſſau und Braunfhmweig: wie Hannover. | 
Die übrigen Stimmen behielten ji) dad Protokoll offen. | 


| 
6. 169. | | 
Vermittlung der Bundedverfammlung bei Streitigfeite 


Bunpdeöglieder unter fih, und Aufftellung einer 
georpneten Auſtraͤgal⸗Inſtanz. | 


Prafivium: Der Herzoglich : Naffauifhe Herr Gefandte habe ſich 
erklaͤrt, die ruͤckſtaͤndige Abſtimmung für Braunſchweig und Naſſau wegen d 
ſtellung einer wohlgeordneten Auſtraͤgal⸗Inſtanz abzulegen, die man nu 
vernehmen wolle. 

Braunſchweig und Naſſau: tritt denen von dem geiſerliche 
reichiſchen Herrn, Präjivial: Gefandten in der vorgelegten Punktation über d 
Streitigfeiten der Bunvesgfieder unter einander von der Bundesverfammlun 
zuordnende Vermittelung und Auſtraͤgal⸗Inſtanz aufgeftellten Grundſaͤtzen 
Hauptſache bey; mit der weitern Beſtimmung, daß der unter 5. des Kai 
Oeſterreichiſchen Bortragd bezeichnete Weg ganz als dem Zweck des recht 
Austrags von Streitigkeiten zwiſchen Bundesgliedern entfprechend und den 9 

" wärtigen Verhältniffen ver Bundeögliever und des Bundes angemeifen betr‘ 
wird. Zugleich adhärirt ed denjenigen Bemerkungen und nähern Beftimmun 
welche das Königlich Hannöverifhe Votum entwidelt hat, 


§. 170. 
Neflamationdes Mepgermeifler Franz Odenhbeimervon Bi 
heim, Befhwerdegegendie Großherzoglich Heffifhen 
 ftizftellen in Erbtheilungs:Angelegenheiten betreffe 
. - ac) wieder eröffnetem Protokolle zur Erledigung der Privat:Reflamatiı 
trug der Königlih Baterifhe Herr Sefandte, Freyherrn 


22 

Aretin, bie Ziff. 86. (1816) und 147. (1817) eingelommenen Reklamationen des 
Mebgermeifter Franz Obenheimer von Bensheim, Beſchwerde gegen die Großher⸗ 
zoglich⸗Heſſiſchen Juſtizſtellen enthaltend, var und äußerte: daß diefe Beſchwerde, 
wenn fie auch gehörig ausgeführt, und foͤrmlich angebracht wäre, an Die Landesbehörden 
zu verweifen feyn würde, Da weder die Auseinandesfegung des vAterlichen Bermögend 
des Reklamanten, noch der Verkauf feiner Realitäten bey dem Concuröproceffe, 
noch auch fein Streit mit der Gemeinde vor die Bundesverfammlung gehörten. 
Sin dem vorliegenden Falle aber diene Die Art der Faſſung der eingereichten Vor⸗ 
Stellungen bloß zur Beſtaͤtigung der von dem Großherzoglich Heffifchen Hofgerichte 
gemachten Schilderung des Reklamanten, welcher ald verſchuldet, proceffüchtig, 
und feit 1801. im Concurfe befindlich Dargeftellt werde; fie verdienten deßwegen 
auch Feine Entfchliegung von Seiten der Bundesverſammlung, fondern dürften 
bloß ald ungeeignete Eingaben; ad acta zu legen feyn. Uebrigens überlaffe ver 
Herr Referent dem Ermeflen ver hohen Berfammlung, ob die Eommiffion nicht 
zu ermächtigen feyn dürfte, kuͤnftighin Reklamationen, wie die vorliegende, obne 
Bortrag ſogleich ad acta zu figniren, und davon in der naͤchſten vertraulichen 
Sitzung eine motivirte Anzeige zu machen. | 


Sammtliche Stimmen waren mit dem Antrage des Herrn Referenten ſowohl 
wegen der Beſchwerde des Franz Odenheimer von Bensheim, als auch wegen Be⸗ 
handlung dergleichen durchaus ungegründeter Reklamaͤtionen einverſtanden. 


Beſchluß., 


Daß die durchaus ungegruͤndete Beſchwerdeſchrift des Franz Odenheimer von 
Bensheim, im Großherzogthum Heſſen, lediglich ad acta zu legen ſey, auch die 
Commiſſion für ähnliche Falle ermaͤchtiget werde, vergleichen ungeeignete Reklama⸗ 
tionen, ohne Vortrag ad acta zu figniren, und in der naͤchſten vertraulichen 
Sitzung hievon eine motivirte Anzeige zu machen. 


6. 171. | 
Befhwerde des Weinhändlers Kitz zu Oberroßbach, 


Friedberg, gegen die Großherzoglich Heſſiſche— Resi 
Weinlieferung betreffend. 


Ebenderſelbe: erſtattet Vortrag über die unter Nro. 170. prote 
Beſchwerde des Weinhaͤndlers Kitz zu Oberroßbach, Amtes Friedberg, ge 
Großherzoglich Heſſiſche Regierung, Weinlieferung betreffend, und aͤußert 
den Akten erhelle, daß Neklamant, wegen gelieferten Weines an die Franzo 
Jahr 1796., mit der Stadt Oberroßbach in einen Proceß verwickelt ſey, gegen 
dieſer Sache publicirte Urtheil an alle Inſtanzen appellirt, und endlich dieſe 
an das Großherzoglich Heſſiſche Miniſterium gebracht habe. Von dieſem a 
nen, grundlofen und unermwiefenen Forderungen abgewiefen, verfuche er nu 
Heil bey der Bundesverfammlung; da aber aus den von ihm vorgelegten ! 
ſtuͤcken felbft die Frechheit feiner Behelligung hervorgehe, fo fey diefe wohl | 
förmlihen Entſchließung zu würdigen, fondern die Beſchwerde lediglich ad 
zu legen, die Beylagen aber ſeyen dem Reklamanten auf Anmelden zuruͤckzuſt 

Unter allgemeiner Zuſtimmung zu dem Gutachten des Herrn Referer 
wurde | 
Ä befhloffen: | 
Die Befchwerde des Weinhänplerd Kit zu Oberroßbach, Großherzeth 
Heſſen, al gänzlich ungegründet ad acta zu legen. | 


6. 172. | 

Reklamation mehrerer Rurmainzifcher Staatögläubiger, i ) 

auf dem Zolle Bilzbah und Der Rente Lohned radie 

ten Kapitalien betreffend, | | 

Der Herzoglih Naſſauiſche Herr Gefandte, Freyherr vı 

Marſchall: giebt in Betreff ver Reklamation mehrerer Kurmainziſcher Staa 

gläubiger , die auf dem Zolle Vilzbach und ver Rente Lohneck radicirten Kapitah 
betreffend, folgende Erklärung zu Protolol: 
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Mehrere Staatögläubiger des aufgelöften Kurſtaats Mainz hatten für ihre dem 
Kurfürften, mit Genehmigung und Bewilligung ded Domfapiteld, zu verſchiede⸗ 
nen Zwecken vorgefhofjene Rapitalien, jenfeits rheiniſche Gefälle ver 
pfändet erhalten, Sie wurden daher bey der Vertheilung der Mainzer Staatö: 
ſchulden unter die betheiligten deutfchen Staaten mit ihren Anſpruͤchen, in Gemäß: 
heit des $.80, des Reichsdeputations⸗ Hauptſchluſſes, einftimmig an Frankreich 
verwiefen. 

Sranfreich weigerte fich jedoch fie zu übernehmen. Spätere zwifchen Frank—⸗ 
reich und dem Großherzog von Kranffurt und einigen andern deutfchen Staa⸗ 
ten einfeitig abgefchloffene Staatöverträge, durch welche der Großherzog ‚von 
Sranffurt und diefe Staaten den Grundfaß anerfannten, daß alle dieſe Schulden 
von den betheiligten deutſchen Staaten zu übernehmen feyen, mußten Herzoglich 
Naſſauiſcher Seits feiner Natur nad ausdrüdlih, von Seiten mehrerer andern 
Staaten ſtillſchweigend für nicht verbindend erachtet werden. Die Kreditoren ha; 
ben fich dadurch veranlapt gefehen, fid) an Die deutſche Bundedverfammlung zu 
wenden, um bie Diefen Staatöverträgen ‚nicht beygetretenen Staaten zu deren An; 
erfenntniß zu vermögen, 

Bon Seiten der Bundeöverfammlung ift hierauf befchloffen worden, vor allen 
Dingen die betheiligten Höfe zur Erklärung aufzufordern, ob fie nad) dem Vor: 
gang des Großherzoglich Badifchen und Großherzoglich Heflifhen Staats: Minifte, 
riums den Bertheilungd Entwurf annepmen, ‚ und demnach die Gläubiger befriedi⸗ 
gen wollen ? 

- Demzufolge verſaumt man Herzoglich Naſſauiſcher Seits nicht, nachſtehende 
erlaͤuternde Erklaͤrung uͤber den vorliegenden Gegenſtand abzugeben: 

Eine Verbindlichkeit für diejenigen deutſchen Staaten, welche Theile des auf: 
gelöften Kurftaatd Mainz zur Entſchaͤdigung erhalten, und nicht befondere Trak⸗ 
taten mit Frankreich in der Folge über diefen Gegenftand abgefchloffen haben, ann 
zur Webernahme der in Frage ftehenden Mainzer Staatsſchulden nur aus den Bes 


ftimmungen des Reich6deputationd« Hauptſchluſſes und der Staatsvertraͤge abgelei: 


tet werden, welche über die Uebernahme und Verteilung der anf den an Frankreich 
" abgetretenen Ländern haftenden Schulden überhaupt Mans und Ziel. geben, 











EGs bedarf alfo einer nähern Erörterung, ob und in wie weit der. hi 
wendung fonımende Reichsdeputations⸗ Schluß und Staetsverirage eine | 
bindlichkeit ausgeſprochen haben? 


Der 8. 80. des Reichöbeputationd Hauptfchluffes ſetzt feſt, daß 
desſchulden der zum Theil auf der linken Rheinſeite 
nen geiſtlichen Staaten, 

a) welche ihre Specialhypothek auf der linken Rhe 


haben, oder | , 
b) fonft nad dem Lüneviller Frieden geeignet find, auf bie franzoͤ 
publid überzugehen, 


von ber zu vertheilenden Schuldenmazfe eines ſolchen Landes abgezogen werde 


Der Lüneviller Frieden aber, welcher fi) ganz auf die auch den neuefi 
bensfchlüffen zu Grund liegende Baſis des Friedens von Campo Formio 
welcher letztere ſagt: 
«daß. alle auf dem ‚Grund und Boden ver vertaufchten Lander | 
« Schulden dem verbleiben müffen, der diefe erhalte»; 

enthält 58. noch Die nähere Beſtimmung: 
« Que la republique Frangaise ne prend ä sa charge que les 
sresultantes d’emprunts formellement consentis par les eta 
«pays cedes, ou des depenses faites pour ladministration efi 
« desdits pays». 


Bey diefen vorliegenden Entfiheibungsnormen hat ber in Frankfurt zu 
theilung der Schulden des vormaligen Kurſtaats Maynz verfammelte Congı 
betheiligten Staaten, die fraglichen Paffiv : Rapitalien von ber Uebernahn 
Vertheilung, nach Vorfehrift S. 80. des Reichöpeputationd: Hauptfchluffes, 
mäüthig ausfhließen zu muͤſſen geglaubt, weil hie bafür conſtituirte Speic 
thek auf ver linken Rheinſeite gelegen iſt. 


Der Zoll Vilzbach, fo wie die Rente Lohneck, waren:nemlich lokale Ka 
Gefaͤllverwaltungen ber vormaligen Kurfuͤrſten in Der Stadt Maynz, alfo j 
des Mheind, wie dieß bey allen Gelegenheiten von. dem kurerzkanzleriſchen 
miſſarius zu Frankfurt angeführt, auch den Krepitoren von Seiten Der vorm 
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Kürfürftlichen kandesdirektion zu Aſchaſfenburg auf fruͤhere Eingaben officiell erklaͤrt 
worden iſt. 

Darum liegt offenbar eine Berbindlichfeit zur uebernahme vieſer Schulden für 
‚die, betheiligten Staaten hiernach nicht vor. Dagegen hätte fih Frankreich der 
Uebernahme diefer Sphulden rechtlich nicht entziehen koͤnnen, wie es faktiſch ges 
fcheben ıft, indem es fein Verfahren durch fpäter mit einigen betheiligten Staaten 
abgeſchloſſene Vertraͤge, in welchem Frankreich dieſen Laͤnderceſſionen und ander⸗ 
weitige Vortheile einraͤumte, und fie dadurch zur Anerfennung des Grundſatzes dis⸗ 
ponirte, zu ˖ beſchoͤnigen ſuchte. 

Denn es nimmt der Reichsdeputations-Hauptſchluß in der Regel alle Schul⸗ 
den, Der- auf beyden Rheinfeiten gelegenen geiftlichen Staaten , welche ihre Spe⸗ 
zialhypothek auf der linken Rheinſeite haben, von der Vertheilung unter Die Died 
ſeits rheiniſchen Beſitzer der diesſeits gelegenen Theile dieſer Staaten aus. 

Wenn nun demungeachtet ohne Vollmacht oder Auftrag der übrigen betheilig⸗ 
ten Hoͤfe, der vormahlige Großherzog von Frankfurt durch anderweitige groͤßere Vor⸗ 
theife, welche ihm Frankreich für die Anerfennung eines, feiner frühern bey’jeder Ge; 
legenheit auf das beffimmtefte abgegebenen Erklärung gerade entgegen gefeßten 
Grundſatzes zu bieten wußte, bewogen, die fraglichen, auf der linken Rheinſeite 

radicirten, und nach dem Haren Inhalt der zur Anwendung ommenden Staats⸗ 
verträge von Franfreih zu übernehmenden, Maynzer Steuer» und Kammerſchul⸗ 
den in einem befondern mit Frankreich einfeitig ubgefchloffenen Vertrag für ſich n 
die übrigen Xheilhaber des aufgelöften Kurſtaats Maynz Gbernommen hatte; 
konnte dadurch offenbar eine neue, früher: nicht vorhandene Verbindlichteit * 
Herzogthum Naſſau nicht erwachfen. 
Fuͤr bie Richtigkeit der ſo eben entwickelten Anſt er naßt fi ch noch das vollig 
entfcheidende, theoretiſch praktiſche Moment anführen, daß in ven meiſten Fallen 
‘eine. Ueberweifung der-jenfeitd Rheine tadieirten Schulden: auf. Dieöfeitige Landes; 
theile geradezu unauöführbar würde geweſen ſeyn, und deswegen auch- bey allen 
‚andern. vorgefbmmenen Faͤllen der Art ben vorliegenden Staatbvertraͤgen eine an⸗ 
dere Auslegugg nicht hat gegeben werben koͤnnen. 
+ @p-lageny B. Die Kurſtauten Trier md Coͤlln cbenwohl auf beyden Rhein⸗ 
eiten, und 20 muſſen Bey beyden offenbar dieſelden Srundfäße, wie bey Maynz, 


Rn 








- eintreten. Wie hätte aber nun behauptet werben wollen, daß die Bi 
ſeits rheinifhen Parzellen beyder Kurſtaaten alle auf vem ganzen Kı 
ten Schulden übernehmen müßten, während von Kur: Xrier nur 
Sünftheil, von Cölln nur etwa ein Zehntheil diesſeits des? 
war. Bey dem Bistum Bafel wird dieſes Mißverhältniß noch aı 
feinen. Dergleichen zu weit gehende Zordefungen find daher auch 
len, wo deren Unhaltbarfeit auf den erften Anbliet in die Augen faͤll 

reich nicht gemacht worden. 

Wenn ſolche bey Kurmaynz, wo der groͤßte Theil des Kurſtaat 
Rheins gelegen war, auch weniger auffallend erſcheinen, ſo kann die 
einmal feſtſtehenden Grundſatz ſelbſt nichts ändern. 

Aus ſolchen Gründen hat man demnach Herzoglich Naſſauiſd 
frühere Anſinnen des Großherzoglich Frankfurtſchen Staats-Miniſt 
meinſchaftlichen Uebernahme der in Frage ſtehenden Paſſiv-⸗-Kapital 
und glaubt feiner fruͤhern Weigerung, welcher die unumwundenſten 
en Fällen zur Anwendung gefommenen Beftimmungen der Maß 
enden Staatöverträge zur Seite ftehen, auch dermalen um fo meh 
müffen, als unter den gegenwärtigen veränderten Verhaͤltniſſen mid, 
fteht, daß zum Nachtheil ver Kreditoren die Staatsvertraͤge werben u 
den; zumal da in den neueften Parifer Friedensſchluſſen Art. 21. vo 

"und Art 8. vom Jahr 1815 rückſichtlich der Schuldenwortheilung dir 
füge, welche die früheren Staatöverträge fanctionirt hatten, nur mit 
fimmtheit und Deutlichfeit beftätigt worden find, mithin fein Zweif 
walten kann, wer zur Uebernahme diefer Schulden für verpflichtet zu 
: Die Worte ded bier einfchlagenden 21, Artikels des wriedeneſchl 
May 1814 find naͤmlich folgende: 


«Les dettes specialement hypothegudes dane-] leur wrigine sur 
« pays, qui cessent d’apartenir ä la France (dazu: gehörte Ma 
«ou contractees pour leur administration interieure;,.rusteront. 


« charge de ces mömes pays »;. B . 


und fiimmen mit der Maren Dispofition des 5. 80. bes. Deputetionoſchluſſes i 
ein, welche Frankreich früher in Serehuns auf den Maynzer Kurſtaat anzuer 


nen verweigert hatte. 
4* 
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Der Herr Referent geht bey der Beurtheilung dieſes Geſuches von gleichen 
Grundſaͤtzen wie bey dem vorherigen aus, und iſt der Meynung, daß auf ähnliche 
Art die Herren Bundesgeſandten der betreffenden Regierungen um Einwirkung und 
dereinſtige Aufklaͤrung in dieſer Sache zu erſuchen ſeyen. 

Unter allgemeiner Zuſtimmung wurde dem Antrage gemaͤß 

beſchloſſen: 

Daß die Herren Bundesgeſandten der betreffenden Regierungen erſucht wer⸗ 
den, fih für Bewirkung der Liquidation mit dem vormaligen Kur⸗ und Oberrhei⸗ 
niſchen Kreis-General⸗Muͤnzwardein Ehriftian Joſeph Dieze, und Befriedigung 
feiner Anſpruͤche auf ruͤckſtaͤndige Penfion, wenn fie gegründet befunden würden, 
zu verwenden, und hievon an Die Bundeöverfammlung gefällige Mittheilung zu 
machen; 

Dem Bittſteller aber zu ſeinem Benehmen von dieſem Beſchluſe Nachricht zu 
geb en. 


n §. 175. 

RTheuernugszuſchuß für den Regiſtrator, Ranseltißen und Pe: 
| dellen ver Bundes-Kanzley. 

Praͤſidium: theilt eine von dem Regiftrator, Ranzelliften und Pedellen ber 
Bundeskanzley eingereichte Vorſtellung mit, worin dieſelben, wegen außerordent⸗ 
licher taͤglich noch ſteigender Theuerung aller Lebensbedurfniſſe, um einen Theue: 
rungsbeytrag bitten, und ſtellt der Bundesverſammlung anheim, ob dieſelbe über: 
haupt und für dießmal eine bloße Unterſtuͤtzung oder eine etwani; ge Befoldungsver: 
mehrung der erwähnten Individuen, zu gänzlicher Vermeidung aller fünftigen 
ähnlichen Geſuche bewilligen wolle? 


Die Mehrheit vereinigte ſich hierauf, jedem der Bittfteller für dießmal 25 
Procent zu feiner Sahresbefoldung ald Unterftüßung wegen außerordentlider Theue⸗ 
rung zu bewilligen. 

Für Preußen, wurde die Aeußerung hierüber vorbehalten. | 

Württemberg: fritt der Mehrheit unter vem Ratifilations: Vorbehalte bey. 

Großherzogthum Heffen: wie Württemberg, und für bie 











gewieſen würden; zugleich auch Yon Dem’ Rejultate der in biefer Aügele 
gemachten Schritte der Verſammlung gefaͤllige Mittheilung zu machen. ‚De 
ylifant wäre übrigens von biefem Beſchluſſe in Kenntniß zu ſcten ‚um ie 
rigen Orts melden zu koͤnnen. | 
Eiuverſtanden mit dem Herrn Referenten, erfolgte der 
Beſchluß: 
Daß die Herren Bundesgeſandten derjenigen Staaten, welche Beſtan 
Bes 5 vormaligen Kurs und Oberrheinifchen Kreifes warez, erſucht werde 
ihren Regierungen zu erwirken, daß mit dem ehemaligen Kur: und Ober 
ſchen Kreis General: Münzwerbein Johann Geoug Dieze, dermalen zır 9 
"heim, liquidirt, und feine etwa für richtig befundenen Anfpräche baldigſt be 
get werben, ber Reklamant aber hiervon in Kenntniß zu ſetzen ſey, um ſich 
rigen Orts melden au Tonnen. 


6. 174. 


Borftellung des Chriftian Yofeph Dieze, letzten General:M 
warbein® des Kurs und. Oberrheinifhen Kreifes, 9 
fion betreffend: 


Ebenderſelber erftattet Bortrag über das Geſuch des gegemwärtig zu | 
ſich aufhaltenden legten General: Münzwardeind des Kur: und Oberrheini 
Kreiſes, Chriftian Joſeph Dieze, Penſion betreffend, und erwähnt: Suppli 
führe an, daß er 1804. als General⸗Müuͤnzwardein beyder Kreife verpflichtet 
ven fer, auch dieſen Poſten verfehen habe, bis ihm vurth-ein Defret des Fü 
Primas im Jahr 1807. aufgegeben worden wäre, feine Amtöverrichtungen w 
Unverträglichleit mit der Souverainität des Fürften einzuſtellen. 

Der Präfident der zu Sranffurt im Jahr 1807. zur Yuseinanderfeßung 
Schuldenmefend der beyden Kreife niedergefegten. Kommiſſion, habe feine Anfyı 
dahin aufgeführt, Daß ihm die Kurrheiniſche Kreiskaffe 1125 fl. und die Ober 
niſche 1291 fl. 40 kr. ſchuldig ſey. Er bitte daher die Hohe Bundesverfammil 
ihm, den Grundſatzen des Reichsdeputations⸗Schluſſes von 1803. gemäß, wi 
fiens vie feit dem 15, November 1806, rudſtandige Beſoldung von ichrlichen 200 
zuwenden zu wollen. 


‚ 

- Der Herr Referent geht bey der Beurtheilung dieſes Geſuches von: gleidgem 
Grundfaͤtzen wie bey.vem vorherigen aus, und ift der Meynung, Daß auf ähnliche 
Art die Herren Bundesgeſandten der betreffenden Regierungen um Einwirkung und 
dereinftige Aufflärung in viefer Sache zu erfuchen ſeyen. 

Unter allgemeiner Zuſtimmung wurde dem Antrage gemaͤß 

befhloffen: 

"Dog die Herren Bundedgefandten der betreffenden Regierungen erſucht: wer⸗ 
nen, ſich fir Bewirkung der Liquidation mit dem vormaligen Kur⸗ und Oberrhei⸗ 
niſchen Kreis⸗General⸗Muͤnzwardein Chriſtian Joſeph Dieze, und Befriedigung 
feiner Anſpruͤche auf ruͤckſtaͤndige Penfion, wenn fie gegründet befunden würden, 
zu verwenden, und hieven an Die Bundeöverfammlung gefällige Mittheilung zu 
machen; 

Dem Bittſteller aber zu feinem Benehmen von dieſem Beſchlaſte Nachricht zu 
geb en. 


9. 175. 


Rhenerungszufchuß für den Regiſtrator, aerzelliten und Pe; 
u dellen ver Bundes-Kanzley. 


Praͤ ſidium: theilt eine von dem Regiſtrator, Kanzelliſten und Pedellen der 
Bundeskanzley eingereichte Vorſtellung mit, worin dieſelben/ wegen außerordent⸗ 
licher taͤglich noch ſteigender Theuerung aller Lebensbeduͤrfniſſe, um einen Theue⸗ 
rungsbeytrag bitten, und ſtellt der Bundesverſammlung anheim, ob dieſelbe über: 
haupt und für dießmal eine bloße Unterſtuͤtzung oder eine etwanige Beſoldungsver⸗ 
mehrung der erwähnten Individuen, zu gänzlicher Vermeidung aller künftigen 
aͤhnlichen Geſuche bewilligen wolle? 


Die Mehrheit vereinigte ſich hierauf, jedem der Bittſteller fuͤr dießmal 25 


Procent zu ſeiner Jahresbeſoldung als Unterſtuͤtzung wegen außerordentlicher Theue⸗ 
rung zu bewilligen. 


Fuͤr Preußen, wurde die Aeußerung hierüber vorbehalten. | 


Württemberg: tritt ver Mehrheit unter dem Ratifikations⸗ ‚Vorbehalte ben. 
Großberzogthum Heffen: wie Württemberg, und für Die 
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Zur J. Abtheilung der Defterreihifhen Abfkimmung, 


Ad 1) bält man es nicht blos für zuläffig, ſondern felbft für erforderlich, 
Daß die ungefäumt zu erlaſſenden Bekanntmachungs⸗Schreiben, fo wie die fernern 
Ausfertigungen im Namen des Bundes von der Bundedverfammlung erge: 
ben, weil ver Bund in feiner Gefamntheit nur durch dieſen feinen Eentralpunft 
überhaupt und fonft gar nicht wirkſam feyn kann; dieſe Teßtere aber auch einer fol: 
hen Autorität bedarf, wenn fie in den Stand gefegt feyn fol, unter gleichen Ber 
hältniffen mit anvern zu verhandeln, und fo die Angelegenheiten des Bundes zu 
beforgen, wie die Bundesakte ed aufgiebt, und um die auswärtigen Verhältniffe 
des Bundes wahrzunehmen. Handeln doch felbft vie Minifterien nicht anders, 
wie im Namen und Auftrag, und ohne dem läßt ſich gar Feine Beforgung ber 
gemweinfamen Angelegenheiten denken, 


Eonftituirt ift ver deutſche Bund allerdings durd) die Wiener Congreßekte; 
allein durch die Eroͤffnung der Bundesverſammlung iſt der desfallſige Vertrag wohl 
erſt zur wirklichen Vollziehung gebracht, und das, nun durch die Notiſikation anzu⸗ 
deutende Mittel gegeben, um überhaupt mit dem Bund verhandeln zu fünnen. 
Es wird hiebey alfo die Abficht ver Notififation feyn, den fremden Mächten foͤrm⸗ 
lich anzuzeigen: daß der. deutfhe Bund in Aftivität getreten ift, und mit 
ihnen in diefer Eigenfchaft verhandeln will; bie Bundeöverfammlung it nur daß 
Mittel zu dieſem Zweck. 


In der Eonferenz:Punktation vom 3. März Num. 5. vereinbarte man fid 
vorläufig bis auf Genehmigung ſchon über bie Unterfchrift folcher Auöfertigungen ‚ 
fo daß es dabey heißen follte: 

a der Kaiferlich Defterreihifche präfidirende Herr Geſandte der Bundesver⸗ 
ſammlung ». 


Hierdurch ſcheint es wohl genugſam angedeutet, worauf es eigentlich nur 
ankoͤmmt, daß die Sache aus der Bundesverſammlung ergehet und der Oeſterrei⸗ 
chiſche Geſandte nur vermoͤge ſeines Vorſitzes die Ausfertigung unterzeichnet. Eine 
Anomalie moͤchte es dabey wohl nicht ſeyn, daß der deutſche Bund ſelbſt aufgefüh⸗ 
ret, ober in feinem Namen gehandelt wird, und nur Ein Bundes⸗Geſandter 
unterzeichnet ; weil Die Bunpeöperfammlung. ohne eine Art von Repraͤſentation ſich 
| | 5* 
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Verzeichniß der Eingaben. 
Sortfegung des Einreichungs⸗Protokolls von Nro. 175. bis 177. 


— > ç- 


Nro, 175. Der Senat ber freyen Stadt Krankfurt hberreicht zur hohen Einficht und 

geneigten Würdigung den Abbrud ber «Begenerflärung ber freyen 

Stadt Franffurt, mit Anlagen 1. 2. und 3.5 die Wiederlegung der von 

‚ver Frankfurter Judenſchaft an ben hoben Bundestag gebrachten Ans 
fprüche auf das volle Bürgerrecht biefer Stadt betreffend.» 


Nro, 176. Graf Karl Theodor von Wifer, Königlih Baierifcher Kämmerer, 
Grundherr zu Leuterähaufen: "überreicht feine Anfpräche gegen Seine Könige 
Tide Hoheit den Großherzog von Baden, wegen ded nicht erhaltenen 
Befoldungsrädftandes, als ehemaliger Oberamtmann zu Ladenburg, 
mit jährlich 700 A. vom 1.’ December 1802. anfangend, bis auf gegenwärtige 
Zeit, und bittet gnädigft zu erkennen, daß ihm der Ruͤckſtand mit 19,251 fl. 
7 kr. fowohl, als auch die Befoldung für die Zukunft und Zeit feines Lebens 
zukomme. 


ro. 177. Freyherr Karl von Dalberg, Kaiſerlich Oeſterreichiſcher Kämmerer, 
dermalen in Aſchaffenburg: bittet um die hohe Verfuͤgung, daß ihm ſein 
Eigenthum, der von Oftein’fhe Hof genannt, in Maynz zuruͤckgegeben, 
aber hiefür eine ber Sache angemeffen volle EntfpAbignng geleiftet werbe. 





t 
Neun und zwanzigſtte Sitzun 


Geſchehen, Frankfurt den 19ten May 1817. 


» 


cInbalt 8.177. Abſtimmung vom Großherzogthum Heſſen und von Me 
burg über die auswärtigen Berhäleniffe des dentſchen Bundes. 
Abfimmung vom Großherzogt hum Heſſen, von Mecklenburg, u 
ſechzehnten Stimme Über die Vertagung der Bundesverfamm 
6. 179. Abftimmung der freyen Städte Über die Vermittlung der 
desverſammlung bey Streitigkeiten der Bundesglieder unter fic 
Aufftellung einer wohlgeordneten Auſträgal-Inſtan;. $. 180. Erklä 
von Württemberg über die Beſchränkung des gegenſeitigen freyen Bert 
mit den nothwendigſten Lebensbedürfniſſen in den deutſchen Staaten 
Wahl einer Commiſſion zur Begutachtung dieſes Gegenſtandes. $. 181. un 
Geſuche des Joſ. Fahrenkopf zu Maynz, und Fr. Gläſer zu Siegen, Forderungen 
ehemalige Reichsoperationskaſſe betreffend. $. 283. Anzeige des Grafen von 
zel, wegen der erhaltenen vollkommenen Befriedigung feiner Penfions s Ford: 
&. 184. Beytrag von Seiten des Großherzogthums Heſſen zur Reichsk ammergerich 
Suſtentationsſache. $. 186. Neue Eingaben. ) 
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In Gegenwart 
Aller in ber vorigen Sitzung Anweſenden. 


| u 5. 1 — 
Die auswärtigen Verhaͤltniſſe des deutſchen Bundes betreff 


ꝓ raͤſidium: wolle zur Fortſetzung der Abſtimmungen über bie auswaͤ 
Verhaltniſſe des deutſchen Bundes das Protokoll eröffnen. 
Protot. d. d. Bundesverf. III. Bd. 5 


3 


Großherzogthum Heffen. Der Herr Gefandte erflärt, von feinem 
allerhoͤchſten Hofe ermächtiget zu feyn: über dieſen Gegenftand der, in der Haupt: 
ſache auf die Kaiſerlich Oefterreichifche gegründeten Königlich Baierifdyen Alftim: 
mung benzutreten, auch über einzeine Feftfegungen fi) von der Mehrheit ver 
Stimmen nicht zu trennen. 

Medllenburg- Schwerin uno Strelis: find mit der, nad Anlei— 
tung ded Commiſſions⸗Berichts vom 17. Februar wegen der Reihenfolge, entwor: ' 
fenen Punftation ver Conferenz vom 3. März, in Betreff ver audwärtigen Ver⸗ 
haͤltniſſe des Bundes, volllommen einverfianden. Die nähere Entwidelung und 
zweckmaͤßige Ausführung in dem Sinn berfelben, womit die Kaiſerlich Defterrei: 
hifhe Abftimmung hiebey weiter vorauögegangen,, wird um fo mehr mit verbint: 
lichem Dank verehrt, ald man im verdienten Zutrauen, auch dDiefen gegebenen 
Erläuterungen nad) ihrem ganzen wefentlichen Inhalt hierdurch beyſtimmt. Man 
erlaubt ſich dieſſeits nur über einzelne Punkte, die zum Theil auch durch Die vor; 
hergegangenen andern Abftimmungen in Anregung gefommen find, hier noch einige 
Bemerkungen; 


j Zur Einleitung. 

Es iſt gewiß als entfchieden im voraus anzımehmen, fo wie ed auch bereits 
zu wiederholtenmalen Kaiſerlich Oeſterreichiſcher, und bey dieſer Gelegenheit auch 
Koͤniglich Preußiſcher Seits beſtimmt ausgeſprochen ift: Daß der deutſche Bund 
nach den durch die Bundesakte vereinbarten Zwecken und aufgeſtellten Verhaͤltniſſen 
in ſeiner Geſammtheit Eine Macht iſt, die ihre Stelle in dem voͤlkerrechtlichen 
Syſtem von Europa einzunehmen hat. Dieſer Begriff und Grundſatz kann und 
wird auch ſchon die hinlaͤngliche Norm abgeben, um in allen Vorkommenheiten 
die Verhaͤltnifſe des Bundes mit auswaͤrtigen Mächten, nach den Erforderniſſen 
im Kriege’ wie im Frieden, danach einrichten zu. koͤnnen. Es wird jedoch ſehr 
wünfchendwerth und von der. hier. ertheilten Verſicherung zu erwarten ſeyn, daß 
die dahin gehörigen nähern Beftimmungen und wichtigen Gegenftände, fo wie der 
‚betreffende Commiſſions⸗ Bericht vom 17. Februar diefelben in der Item Beylage 
„weiter in Den von Num. 4. bis 6, bezeichneten Fragepunften zu erörtern gefucht 
bat, ebenfalls in einen unverweilten Fortgang zur umftändlichen Ausführung ge 
‚bracht und feftgeftet werden. 


re. + . 





\ Zur I Abtheilung der Defterreihifhen Abftimmun 
Ad 1) halt man es nicht blos für zuläffig, ſondern felbft für erfor 
Daß die ungefäumt zu erlaffenden Belanntmachungs; Schreiben, fo wie die 

Ausfertigungen im Namen des Bundes von der Bundesverfammlur 
ben, weil ver Bund in feiner Gefammtheit nur Durch viefen feinen Eentr. 
überhaupt. und fonft gar nicht wirkſam feyn kann; dieſe feßtere aber auch eir 
hen Autorität bedarf, wenn fie in den Stand gefegt feyn foll, unter gleiche: 
hältniffen mit andern zu verhandeln, und fo die Angelegenheiten des Bun 
beforgen, wie bie Bunbedafte ed aufgiebt, und um die auswärtigen Verh, 
des Bundes wahrzunehmen. Handeln doch felbft die Winifterien nicht aı 
wie im Namen und Auftrag, und ohne dem läßt ſich gar Feine Beforgui 
gemeinfamen Angelegenheiten denken. 


Eonftituirt ift ver deutfhe Bund allerdings durch die Wiener Gongrei 
allein durch die Eröffnung der Bundesverfanunlung ift der beöfallfige Vertrag 
erst zur wirklichen Bollziehang gebracht, und das, nun durch die Rotififation 
deutende Mittel gegeben, um überhaupt mit dem Bund verhandeln zu ei 
Es wird hiebey alfo die Abficht der Notififation feyn, den fremden Mächten | 
lich anzuzeigen: daß der deutſche Bund in Aftivität getreten ift, unt 


ihnen in diefer Eigenfchaft verhandeln will; bie VBundesverſammlung iſt nun 
Mittel zu dieſem Zweck. 


In der Conferenz⸗Punktation vom 3. Maͤrz Num. 5. vereinbarte maı 
vorläufig bis auf Genehmigung ſchon über bie Unterfchrift folcher Auöfertigun 
fo daß es dabey heißen follte: | 


«a der Kaiſerlich Oeſterreichiſche präfidirende Herr Geſandte der Bundei 
fammlung». | 








Hierdurch fcheint es wohl genugfam angedeutet, worauf es eigentlid) 
anfömmt, daß die Sache aus der Bundesverſammlung ergehet und der Defte 
chifche Geſandte nur vermöge feines Vorſitzes die Ausfertigung unterzeichnet. ı 
Anomalie möchte es dabey wohl nicht ſeyn, daß der deutſche Bund ſelbſt aufge 
ret, oder in ſeinem Namen gehandelt wird, und nur Ein Qundeds Gef and 
antetzeichnet; weil die Bundesverſammlung ohne eine Art von Repraͤſentatior 
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Der Vorſchlag, daß fi mit ber freyen Stadt Frankfurt zu vereinigen wärg, 


damit den auswärtigen bey dem Bunde affreditirten Gefandten viefelben Vorrechte 


gewährt werden, wie ſolche Die Bundesgeſandten genießen, würde bierbey vorzw 
ziehen feyn, und ift als folcher auch in dem Conferenz⸗Rotat vom 3, März unter 
Pr. 12. aufgeführet. 


Mit der IV. und V. Abtheilung 


ift man vollflommen einverfianden, unter Beziehung auf das Vorſtehende. Yu 
der KRaiferlid) » Defterreichifchen Abftimmung kann man gewiß Die eigne bedaͤchtige 
Borfiht nur erfennen, um die Gleichheit Der Rechte aller Bundesglieder ehrend 
zu bewahren, wenn darin ausdrüdlic von felbft erwähnt wird: daß bey den münd- 
lichen Verhandlungen mit den auswärtigen Geſandſchaften, dad Praͤſidium zwar 
nur dad unmittelbare Organ der Bundeöverfammlung feyn könne, es jedoch ver letz⸗ 
tern jederzeit frey ftehen müfle, auch noch einige Bundeögefannte zugleich mit Der 
Praͤſidialgeſandſchaft zu folder mündlichen Verhandlung zu beauftragen. 

Mit der Schlußbemerfung vereinigt man ſich übrigens auch vollfommen, indem 
allerdings das Leben und die praftifche Anwendung nur bie Dinge zur Reife fürs 
dern und zeigen koͤnnen, wo aud künftig noch nachzuhelfen feyn wird; ſobald dabey 
nur von richtigen Begriffen und feiten Grundſaͤtzen auögegangen ift, 


. 178. 
Bertagung des Bundedtag®. 


Praͤſidium: wolle ferner zur Nblegung der noch rüdftändigen Abſtimmun⸗ 


gen in Betreff der Vertagung der Bundesverfammlung Gelegenheit geben. _ 
Großherzogthum Heffen: fchließt fich ver Kaiſerlich Oeſterreichiſchen 


und der Koͤniglich Bairiſchen Abſtimmung an, und wird hinſichtlich der Dauer 


der Vertagung der Mehrheit beytreten. 


Mecklenburg⸗Sch we rin und Stretig. Eine Vertagang ver Bun⸗ 
desverſammlung, worüber die Kaiſerlich Oeſterreichiſche und einige folgende Ab⸗ 
ftimmungen bereit in der legten Sitzung ſich beyfaͤllig geaͤnßert Haben, wie nich 
nach der bieöfeitigen Anſicht, in Vereinbarung hiermit, auf einige Monate eintre: 


— 











mündlichen bipfomatifchen Verkehr eintreten koͤnnen, worin eine vorläufi 
heimhaltung durchaus erforderlich feyn, und weßhalb ver Präfidirende mi 
Ausſchuß ſich noch zuvor berathen pürfte, in wie ferne der Berfammlung an 
lichſten nach Befchaffenheit ver Sache, und ohne daß daraus Gefahr und N, 
entitehen koͤnnte, Vortrag Davon zu machen ſtehe? Da der Berzug jedesm 
langlich gerechtfertiget feyn muß, und der Präfivirende mit dieſem Ausſchuß 
verantwortlich find; fo Fönnte die Zulaffung hievon der Form nah, im All 
nen wohl als thunlich anerkannt werben; für die einzelne Ausuͤbung aber 
ben jedesmaligen verſchiedenen und dann erft genugfam zu beurtheilenden U 
den, die Art und Weife, den Ausſchuß zu beftellen, oder fonft zu ernennen 
lich vorbehalten bleiben. Bey der ohnehin ſchwierigen Geheimhaltung, die 
von einem Theil allein abhängt, werben bergleihen Falle, wo dieß ftreng 
heimnig wirklich. Noth thut, und was doch nur die alleinige Urſache des verj 
nen Vortrags feyn dürfte, ſich nur fehr felten ereignen, und dann auch 
genaue Vorſchriften die praktiſchen Mittel zur Auskunft barbieten. | 


Bey:der IL Abtheilung 


kann man biefjeitd nicht anders wie die vorgefchlagenen Formen bey ber Acen 
rung ber auswärtigen Geſandten für voͤllig angemeſſen und auf das Herkon 
in aͤhnlichen Faͤllen begruͤndet finden. Der Deutſche Bund hat aber ein aftivei 
ein pajjives Necht der Gefandtfchaften; er muß eö haben, um in dem völferre 
- den Syſtem feine Stelle behaupten und feine Berhältniffe mit euswärtigen Maͤ 
gehörig wahrnehmen zu fönnen. Hierbey ift denn nothwendig, Daß Die fremder 
fandten an ven Deutſchen Bund acereditirt feyn müßten, bey der Bunde 
fammlung, die denfelben repräfentirt, nicht bloß wie an dieſelbe, welches übe 
noch manche andere Schwierigkeit mit fich führen dürfte. Der Bund würde fonft 
derum fein aktives Sefanptfchaftsrecht, nach Vorkommenheit, gar nicht auszuüben 
mögen, wenn ed nicht mittelft ver Bundesverfammlung, Namens feiner, alfo 
paffive fo gefchehen dürfte, und die Bundeöverfammlung fähe fich in das befchrä 
Verhaͤltniß gefegt‘, da wo fie handelnd aufzutreten hätte, nur Deputirte aus i 
Mitte ohne geſandtſchaftliche Befugniſſe ſenden zu koͤnnen. 
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Der Vorſchlag, daß fich mit der freyen Stadt Frankfurt zu vereinigen wäre, 
damit ben auswaͤrtigen bey dem Bunde affreditirten Geſandten viefelben Vorrechte 
gewährt werden, wie ſolche Die Bundesgeſandten genießen, würde hierbey vorzu⸗ 
ziehen feyn, und ift als folcher auch in Dem Gonferenz / Rotat vom 3, März; unter 


Nr. 12. aufgeführet. 


| Mit der IV. und V. Abtheilung 
ift man vollflommen einverftanden, ‚unter Beziehung auf das Vorſtehende. Su 
der Kaiferlich » Defterreichifchen Abftimmung fann man gewiß vie eigne bebäxhtige 
Borfiht nur erfennen, um die Gleichheit Der Rechte aller Bundesglieder ehrend 
zu bewahren, wenn darin ausdrüdlic von felbit erwähnt wirb: daß bey Den muͤnd⸗ 


lichen Verhandlungen mit den auswärtigen Gefanpfhaften, Das Prafivium zwar 


nur das unmittelbare Organ der Bundesverfammlung feyn koͤnne, es jedoch der letz⸗ 
tern. jederzeit frey ftehen müfle, auch noch einige Bundesgefannte zugleich mit Der 
Praͤſidialgeſandſchaft zu folder mündlihen Verhandlung zu beauftragen. 

Mit der Schlußbemerkung vereinigt man fic übrigens auch vollfommen, indem 
allerdings das Leben und Die praftifche Anwendung nur Die Dinge zur Reife för: 
dern und zeigen koͤnnen, wo auch künftig noch nachzuhelfen feyn wird; fobaln dabey 
nur von richtigen Begriffen und feiten. Grundfägen auögegangen iſt. 


6. 178. 
VBertagung des Bundedtagß 


Praͤſidium: wolle ferner zur Nblegung der noch ruftändigen Abftimmuns 
gen in Betreff der Vertagung der Bundesverfammlung Gelegenheit geben. 

Großherzogthum He ſen: ſchließt ſich der Kaiſerlich Oeſterreichiſchen 
und der Koͤniglich Bairiſchen Abſtimmung an, und wird hinſichtlich der Dauer 
der Vertagung der Mehrheit beytreten. 


Mecklenburg⸗Sch we rin und Strelite Eine Vertagang ver Dies 
desverfammlung, worüber die Kaiſerlich Oeſterreichiſche und einige folgende Ab⸗ 
ſtimmungen bereitd in Der letzten Sitzung ſich beyfaͤllig geAnpert Haben, wie wur 
nach der bieöfeitigen Anfiht, in Bereinbarung hiermit, auf einige Monate eintre: 


— 











ten Tonnen, ſobald Die gegenwärtig ihrer Berathung unterzogenen wichtig 

genſtaͤnde, infonverbeit die Aufträgal s Inftanz, Die auswärtigen Verhältn 

Bundes, bie Freyzugigkeit mit Ruͤckſicht auf die Militärpflichtigfeit, und da: 

viforium wegen der Competenz nach ber biöherigen Vorbereitung, zum B 

gebracht ſeyn werden. Es würde den allgemeinen Erwartungen gewiß entfp 

und die aufgegebenen Zwecke erfüllen, wenn wegen der Militärangelegenhe 

Bundes überhaupt, nad dem bereitö vor etliden Monaten genommenen 

auch zuvor noch einige Berathung und Abflimmung erfolgte, wodurch Die a 
meinen Beftimmungen dieferhalb, nach Anleitung der Beylage I. des | 
miſſionsberichts wegen der Heibenfolge, in eben der Art, wie foldyes bey den! 

Gegenſtaͤnden der beyven andern Beylagen bis jet geſchehen, feftgefeßt, ur 
beren Gemäßheit alddann die eigentlichen Pläne zur Ausführung, und wegen: 
ganifirung eined gemeinfchaftlichen Bunbesmilitärd erft begründet und ſac 
dig bearbeitet werben koͤnnen. Die Zwiflhenzeit von der Vertagung ver Bu: 
verfammlung möchte auf Die Weife benutzt und vorzüglich angewendet werben, 
diefe hochwichtige Angelegenheit genugfam vorbereitet, fogleich bey der Wieder: 
nung vor den Bundestag zu bringen. Das Einverſtaͤndniß uͤber die beſondern 
richtungen Dabey wird immer eher erreicht und befördert werben, wenn man 
die allgemeinen Grundfäge und Rormen , welche denfelben unterliegen, fidy zu 
verft hier vereinbart haben wird. Sollten daher mehrere Gefanbtfchaften ſich 
langlich beauftragt fehen, um in dieſer Hinficht ſich über nie Milisärangelegen 
erflären zu koͤnnen, fo ift man biedfeit auch bereit mit ver Abftimmung hervorz: 
ben, und hat fich ſolches bey diefer Gelegenheit Der Bertagung zu dußern nur 
verbunden gehalten. 

7 Bann folchergeftalt bie Gegenſtaͤnde abgehandelt find, welche durch eine 2 
Infnahme genugfam vorbereitet waren, wie es der hiefige Gefchäftögang 
umgänglid” macht, fo werden theild zur Bearbeitung, theild zur weitern Bo: 
seitung anderer, einige Monate wiederum erfordert werden, während welder ; 
zenn eine nach Der Bundedalte Art. 7, zugeſtandene Vertagung um ſo mehr 
rechtfertigen wird. 

Mit den vorgefälagenen Formen und Anordnungen dabey, ſo wie das Ne 
der Conferenz vom 3. März Num. III. fie amgiebt, und mit der weitern Ausführı 
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3. März von a—d in Antrag gebrachten Vorfchläge angemeſſen; es burfte jedoch 
hierbei folgende Verfahrungsweiſe raͤthlich ſeyn: 

1) Der klagende Theil laͤßt der Bundesverſammlung durch ſeinen Geſandten 
ſchriftlich, unter Beylegung des Standes der Sache, Die Anzeige von der vorwal⸗ 
tenden Streitigkeit machen, nebſt der Bemerkung, ob der Geſandte den Guͤtever⸗ 


ſuch abwarten, oder ob dazu ein eigener Commiſſarius an den Sitz ver Bundes⸗ 
yerfammlung innerhalb Monatöfrift abgeordnet werben folle? 


| 2) Die Bundeöverfammlung theilt diefe Anzeige fofort dem Gefandten Des 
andern Theild mit, und legt demfelben auf, binnen Mionatsfrift eine fchriftliche 
Aufflarung über die Sache und Nachricht, ob er felbft, oder welcher andere 


‚Bevollmächtigte ſich bey Ablauf folcher Frift zur Wahrnehmung ber Sache bereit 
halten werde, einzureichen. 


3) Die beyderſeitigen Bevollmaͤchtigten uͤbergeben mit Ablauf dieſer Monats⸗ 
friſt ihre Vollmachten dem Kaiſerlich Koͤniglichen praͤſidirenden Herrn Geſandten. 
4) Die Bundesverſammlung ernennt hierauf einen Ausſchuß zur Vermitte⸗ 
tung, welcher aus zwey, oder nad) Umfländen mehreren Mitgliedern, die ſich 
unabhaͤngig von Snftruftionen dieſem Gefchäfte zu wiomen haben, Beftehen wird, 
und fihreibt eine Zeitfrift zur Erledigung des Vermittelungdgefchäftd vor. 
| 5) Stellt fih die Unthunlichkeit einer Vermittelung dar, oder erflärt ber 
klagende Theil, nad Ablauf feiner Frift, daß er ſich auf längere Vergleichs » Unter: 
handlungen nicht einlaffen koͤnne; ſo beſchließt Die Bundesverſammlung auf deß⸗ 
fallſige Anzeige des Ausſchuſſes: 
«daß, da eine richterliche Entſcheidung nothwendig ſey, dieſe durch die 
Auſtraͤgal⸗Inſtanz bewirkt werben ſolle.⸗ 
Kaum bedarf es der Bemerkung, daß eine wwohlgeorbnete Auſtraͤgal⸗Inſtanz 
eine zweckmaͤßige Einrichtung und Beſetzung erfordert, ſo wie daß mit derſelben 
alle gerichtlichen Formen vereinigt ſeyn muͤſſen, welche zur Sicherung eines recht⸗ 
kichen Erkenntniſſes nothwendig find, Die Bundesakte ſelbſt ſcheint auf die Ber 
ſtaͤndigkeit dieſer Inſtanz hinzudeuten; daß dieſelbe dem Begriffe Der Souverainetaͤt 
nicht widerſtreiten wuͤrde, iſt in der Kaiſerlich Oeſterreichiſchen und mehreren an⸗ 
dern Abſtimmungen Bereit fehr richtig bemerkt, 











« Die Bundesglieder machen ſich verbindlich, einander unter fe 

Vorwand zu bekriegen, noch ihre Streitigkeiten mit Gewalt zu ver 

ſondern fie bey der Bundesverſammlung anzubringen, » 

Aus dieſer Dispofition ergiebt fi) Folgendes: | 
1) Wenn Bundesglieder einander befriegen , oder ihre Streitigfeite 

Gewalt verfolgen, fo.ift dieſes eine Verletzung des Bundesvertrags, eine. 
lung gegen das vertragsmaͤßige Recht aller Bundesglieder; die Bundesver 
lung muß alſo befugt ſeyn, ſelbſt unmittelbar einzuſchreiten. 


2). Alle auf Erhaltung des oͤffentlichen Ruheſtandes in dem Bunde uni 
bar Bezug habenden Angelegenheiten bleiben daher der Bundesverfammlung 
überlaffen; viefelben können nicht an eine Auſtraͤgal⸗-Inſtanz verwiefen wı 
wie diefes auch chehin in der deutſchen Reichöverfaffung Rechtens war. Eb 
verhält es fich mit andern Verleßungen der Verfaffung des Bundes, 

Berfchiedene in der Bundesafte enthaltenen Stipulationen Tönnen 
in ber Folge rechtliche Erörterungen nöthig machen; und eben fo laffer 
Streitigkeiten zwiſchen Bundesgliedern denken, welche nicht. zu einer richter 
Entfheidung geeignet find, 3. B. Präcevenz : Streitigfeiten; allein durd 
Worte der Bundedalte: «richterliche Entfheidung» iſt aller Zu 
gehoben; für den letztern Fall würde, nach vergeblich verfuchter Vermittelun— 
Bundeöverfammlung , ein gemeined Compromiß als Erledigungsmittel nı 
ſeyn. Es wird hierüber jeßo Feiner weitern Beflimmungen over einer: eig 
Sonderung diefer alle beduͤrfen; die Verhandlungen bey der Vermittelung 
ben jedesmal das zur nähern Beurtheilung erforderliche an Handen geben. 
| Wenn Streitigkeiten zwiſchen, Bundesgliedern bey der Bundesverſamm 
angebracht werden, ſo liegt dieſer ob: 

a) die Vermittelung durch einen Ausſchuß zu verſuchen; und falls dieſer 
ſuch fehlſchlagen ſollte, und demnach | 
b) eine richterlichẽ Entſcheidung nothwendig wuͤrde, ſolche durch 
wohlgeordnete Auſtraͤgal⸗-Inſtanz zu bewirken, deren Ausſoruch 
ſtreitenden Theile ſich ſofort zu unterwerfen haben. 
Was den Punkt der Vermittelung betrifft, ſo ſind die in der Eonferenz 
Protok. d. d. Bundesverſ. III. Bd. 6 
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3. März von a—din | Antrag acbrechten Vorſchlaͤge angemeſſen; es buꝛrfte jedoch 
hierbei folgende Verfahrungsweiſe raͤthlich ſeyn: 

1) Der klagende Theil laͤßt der Bundesverſammlung durch ſeinen Geſandten 
ſchriftlich, unter Beylegung des Standes der Sache, die Anzeige von der vorwal⸗ 
tenden Streitigkeit machen, nebſt der Bemerkung, ob der Geſandte den Guͤtever⸗ 
ſuch abwarten, oder ob dazu ein eigener Commiſſarius an den Sitz der Bundes⸗ 
yerfammlung innerhalb Monatöfrift abgeordnet werben folle? 


2) Die Bundesverfammlung theilt dieſe Anzeige fofort dem Gefandten des 
‚andern Theils mit, und legt vemfelben auf, binnen Monatöfrift eine fchriftliche 
Aufklaͤrung über die Sache und Nachricht, ob er felbft, oder weldyer andere 
‚Bevollmächtigte ſich bey Ablauf ſolcher Frift zur Wahrnehmung ber Sache bereit 
halten werde, einzureichen. 


3) Die beyderſeitigen Bevollmächtigten übergeben mit Ablauf dieſer Monats⸗ 
friſt ihre Vollmachten dem Kaiferlih Königlichen präfivirenden Herrn Gefandten. 
4) Die Bundedverfammlung ernennt hierauf einen Ausſchuß zur Vermittes 
fung, welcher aus zwey, oder nach Umftänden mehreren Mitgliedern, die fid 
mmabhängig von Inſtruktionen diefem Gefchäfte zu widmen haben, beftehen wird, 
und fihreibt eine Zeitfrift zur Erledigung des Vermittelungsgefchäfts vor. 
| 5) Stellt fih die Unthunlichfeit einer Wermittelung dar, oder erflärt ber 
klagende Theil, nach Ablauf feiner Friſt, daß er ſich auf laͤngere Vergleich; Unter⸗ 
handlungen nicht einlaſſen koͤnne; ſo beſchließt die Bundesverſammlung auf deß⸗ 
ſallſi ige Anzeige des Ausſchuſſes: 
«daß, da eine richterliche Entſcheidung nothwendis ſey, dieſe durch die 
Auſtraͤgal⸗Inſtanz bewirkt werben ſolle.⸗ 
Kaum bedarf es der Bemerkung, daß eine vohlgeordnete Auſtraͤgal⸗Inſtanz 
eine zweckmaͤßige Einrichtung und Beſetzung erfordert, fo wie daß mit derſelben 
alle gerichtlichen Kormen vereinigt feyn müffen, welche zur Sicherung. eined recht: 
"Bihen Erkenntniſſes nothwendig finds. Die Bundedafte felbft feheint auf Die Be⸗ 
ſtaͤndigkeit dieſer Inſtanz hinzudeuten; daß diefelbe dem Begriffe der Souverainetaͤt 
nicht widerſtreiten wuͤrde, iſt in der Kaiſerlich Oeſterreichiſchen und mehreren ans 
dern Abſtimmungen bereits ſehr richtig bemerkt. 
J 








Weſentliche Vortheile einer permanenten Aufträgal: Inftanz, welche 
mit der Bundesverſammlung zu vereinigen oder aus berfelben zu errichter 
würde, ftellen fi in mehrerer Hinficht dar. Nur eine eigne Anftalt dief 
dürfte der Würde des deutfchen Bundes und dem hohen Zwecke der Sich 
eined vollflommenen, jederzeit ungeftörten Nechtözuftanded Der deutfchen Bi 
ftaaten vollfommen angemeffen feyn. Es fcheint aud) das Vertrauen in die 
fprüche zu erhöhen, wenn dieſe nad) immer gleihförmiger Verfahrunge 
von Männern gefcheben, welche zur Erledigung dieſer Sachen befonderd 
mit Ruͤckſicht auf diefe ihnen anzuvertrauenden Gefhäfte, ausgewählt und be 
find, von Männern, an deren Ernennung die im Streit befangenen Bu 
glieder in ver letzteren Eigenfchaft felbft Theil genommen haben, und die 
nicht Eloß unter der jedesmaligen Auflicht und Eontrolle eines, fondern fan 
licher Bundesglieder befinden ; bey Seite gefeht, Daß ed andern Tribur 
nicht felten an Zeit gebrechen würde, ſich dieſen außerordentlichen Gefchäfte 
widmen, Daß der verfihiedene Proceßgang diefer Gerichtshoͤfe manche Schwi 
feiten herbeyführen, und daß in ftreitigen Rechtsmaterien die vepfalljige balt 
"Kunde kommende Prarid jedes einzelnen Xribunald, dem Beklagten Klugh 
maasregeln zur Benugung darbieten könnte, welche ver ihm freygelaffenen { 
wahl dreyer folcher Gerichtähöfe, einen größeren Einfluß auf die wahrſchein 
Entſcheidung verſtatten duͤrfte, als es mit dem Zwecke irgend vertraͤglich gefun 
werden kann. | 

Die freyen Städte muͤſſen ſich daher beſtimmt dahin erklaͤren: | 

Daß eine permanente Aufträgal: Inflanz errichtet wi 

den möge, und fchließen fich, in dieſer Hinſicht, beſonders der Gr 
herzoglich Mecklenburgiſchen Abſtimmung an. 

Sollte jedoch der gegenwaͤrtige Beſchluß gegen die Errichtung einer ſold 
Auſtraͤgal⸗Inſtanz ausfallen, und muß daher dem Beduͤrfniſſe des Augenbli 
wenigſtens vor der Hand, durch eine, für jeden vorfommenden Fall, befond 
zu bildende Auſtraͤgal⸗-Inſtanz abgeholfen werden; fü beruhet doch auch dieſe 
giner, von dem deutſchen Bunde velegirten Gerichtöbarkeit, und iſt von ein 
gemeinen Compromiffe wefentlich verſchieden. 

Da den Bundesgliedern nicht verwehrt feyn kann, fich auf eine jede, ihr 

6* 
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® 
durch Anlegung einer gaͤnzlichen Sperre zu verbieten, und den Kimpoft von-ber 
Viehausfuhr gegen Baiern retorfionsweife auf ven, dem Baierifchen Zollfag gleich» 
fommenden Betrag zu erhöhen. 

Allerhöchftoiefelben verfennen nicht, wie wenig Durch folhe Zwangsmaas⸗ 
regeln und Particular: Sperren deutjcher Bundeöftaaten unter einander das allge; 
meine Wohl Aller gefördert werde, und wie wenig biefelben derjenigen Stellung 
gemäß feyen, in Die Sie ſich ald Staaten Eined Bundes befinden follten. 
Seine Koͤnigliche Majeſtat ertheilen daher der diesſeitigen Geſandtſchaft den 
Befehl, mit der Erklaͤrung, wie ungern Allerhoͤchſt Dieſelben ſich genoͤthigt geſehen 
haben, in Ihren Staaten dieſe Zwangsmaasregeln zu treffen, den Wunſch auszu⸗ 
druͤcken, daß von ven Mitgliedern des deutſchen Bundes gemeinſam erwogen und 
berathen werde, wie durch Aufhebung aller ſolcher außerordentlichen Beſchraͤnkun⸗ 
gen des gegenſeitigen Verkehrs, mit den nothwendigſten Lebensbeduͤrfniſſen in den 
deutſchen Staaten unter einander, und durch gemeinſame Maasregeln in dieſer 
Angelegenheit der gemeinen Wohlfahrt Aller, die Bundesſtaaten einander naͤher 
gebracht, und das gemeine Beſte Aller befoͤrdert werden koͤnne. 

Oeſterreich: glaubt, daß dem heilſamen Zwecke der hoͤchſtverehrlichen 
Erklaͤrung Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs von Wuͤrttemberg nicht beſſer entſprochen 
werden koͤnnte, als wenn die Bundesverſammlung alsbald eine Commiſſion von 
fünf Mitgliedern ernennen wuͤrde, welche den Auftrag uͤbernaͤhme, über diefen fo 
wichtigen Gegenftand, den ſchon der mit Danf vernommene Vortrag über die Reihen: 
folge ver. Sefhäfte Diefer Bundesverfammlung als hoͤchſtdringend Darftelle, und 
der unmißfennbar in dem Artikel 19. der Bundesakte zur Berathung des Bundes⸗ 
tags ausgeſetzt ſey, ihr Gutachten zu erſtatten. 

Preußen: trat dem Antrage Oeſterreichs bey. 

Baiern: ſtimmte mit Oeſterreich fuͤr die Ernennung einer Commiſſion, und 
erklaͤrte, Daß ed die getroffenen. beſchraͤnkenden Maasregeln nur als Nothwehr und 
retorfionsweife ergriffen habe, gern jedoch zu allem mitwirken wolle, was bem 
allgemeinen Beſten angemefjen erachtet werde, 

Sachſen: wie Oeſterreich. 

Hanno ver: desgleichen. 
Wuͤrttemberg, 











wird einzufchidlen und erſteres in das Protokoll wird aufzunehinen feyn, w 
die Bundesverfammlung zugleich, von Der ordnungsmaͤßig gejchehenen Publi 
des Urtheils vergewiflert wird. 

Wenn man im übrigen von Geiten ber freyen Stäbte, ver Kaiferlih £ 
reichifchen Abftimmung Num. 6. Lit. a—f beytritt, und wünfcht, Daß bi 
ter nöthigen Beſtimmungen, zu welchen auch diefe gehört, ob und wie weit 
derflagen bey der Aufträgal: Inftanz angebracht werden koͤnnen, von ber Go: 
fion, ſobald die Hauptgrundlage feitgefege tft, vorbereitend bearbeitet w 
möchten, glaubt man nur noch bemerken zu müffen: 

a) dag in Gemaͤßheit des auch bereitd in den Notaten vom 3. März ge: 
ten Vorſchlages, ausdruͤcklich auszuſprechen ſeyn werde, Daß Das jedeöm 
YAufträgal: Gericht lediglich nach feiner Ueberzeugung zu fprechen verbunden 
und für dieſe Falle von allen Verpflihtungen gegen feinen Landeöhersn ı 
bangig, zu urtheilen habe; 

b) wie es rathſam feyn möchte, dag dem gewählten oberften Gericht 
verhandelten Vergleichs - Unterhandlu: gen mitgetheilt würden; und wie ed 

c) erforderlich feyn dürfte, daß hiernächft eine Ererutions: Ordnung, 
auch unter ven Gegenfländen bed Art. 10, der Bundesalte begriffen ift, fi 
werde, 


$. 180, 


Beſchraͤnkung des gegenfeitigen Verkehrs mit den nothw 
bigften Lebensbedürfniffen in ven beutfhen Staaten 


Praͤſidium. ‚Der Königlich Württembergifhe Herr Gefandte habe 
Wunſch geäußert, Namens feines allerhoͤchſten Hofes in Betreff ver Fruchtfp: 
deutſcher Staaten gegen einander, dann Beſchraͤnkung der Viehausfuhr u. f. 
eine Erklarung in das Protokoll zu legen, welches man alfo hiezu eröffnen we 

Württemberg. Des Könige von Württemberg Majeftät find durch 
in den Nachbarftaaten gegen den freyen Fruchtverkehr getroffenen Anordnunger 
die unangenehme Nothwendigkeit gefet worden, Die Fruchtausfuhr aus A 
hoͤchſt Ihren Landen Anfangs durch höhere Impoſte zu heſchranken, Dann. ı 
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[4 
durch Anlegung einer gänzlihen Sperre zu verbieten, und ben Impoſt von ⸗der 
Viehausfuhr gegen Baiern retorfionsweife auf ben, dem Baieriſchen Zollſatz gleich⸗ 
kommenden Betrag zu erhoͤhen. 

Allerhoͤchſtdieſelben verkennen nicht, wie wenig durch ſolche Zwangsmaas⸗ 
regeln und Particular⸗ Sperren deutſcher Bundesſtaaten unter einander das allge; 
meine Wohl Aller gefördert werde, und wie wenig diefelben derjenigen Stellung 
gemäß feyen, in bie Sie fid) ald Staaten Eined Bundes befinven follten. 
Seine Koͤnigliche Majeſtaͤt ertheilen daher der diesſeitigen Geſandtſchaft den 
Befehl, mit der Erklaͤrung, wie ungern Allerhoͤchſt Dieſelben ſich genoͤthigt geſehen 
haben, in Ihren Staaten dieſe Zwangsmaasregeln zu treffen, den Wunſch audzus 
prüden, daß von den Mitgliedern des veutfchen Bundes gemeinfam erwogen und 
bersthen werde, wie durch Aufhebung aller folcher außerordentlichen Befchranfuns 
gen des gegenfeitigen Verkehrs, mit den nothwenpigften Lebensbebürfniffen in ven 
deutſchen Staaten unter einander, und Durch gemeinfame Maasregeln in diefer 
Angelegenheit der gemeinen Wohlfahrt Aller, die Bunvdeöftaaten einander näher 
gebracht, und Dad gemeine Befte Aller befördert werden könne, 

Defterreich: glaubt, daß dem heilfamen Zwede der höchftverehrlichen 
Erklärung Sr. Majeftät des Königs von Württemberg nicht beffer entfprochen 
werden fönnte, ald wenn die Bundesverfammlung aldbald eine Commilfion von 
fünf Mitgliedern ernennen würde, welche den Auftrag übernähme, über dieſen fo 
wichtigen Gegenftand, den ſchon der mit Dank vernommene Vortrag über die Reihen: 
folge der. Gefhäfte diefer Bundesverfammlung ald höchftoringenn Daritelle, und 
Ber 'unmißfennbar in dem Artifel 19. der Bundesakte zur Berathung des Bundes⸗ 
tags ausgeſetzt ſey, ihr Gutachten zu erſtatten. 

Preußen: trat dem Antrage Oeſterreichs bey. 

Baiern: ſtimmte mit Oeſterreich für Die Ernennung einer Commiſſion, und 
erklaͤrte, daß es die getroffenen beſchraͤnkenden Maasregeln nur als Nothwehr und 
retorſionsweiſe ergriffen habe, gern jedoch zu allem mitwirken wolle, was dem 
allgemeinen Beſten angemeſſen erachtet werde. 

Sachſen: wie Oeſterreich. 

Hannover: desgleichen. 

Wuͤrttemberg, 


Baden und 

Kurheſſen: ebenfalls. j 

Großherzogthum Heffen: wie Oefterreid fur Ernennung der Eo 
fion, mit der Bemerkung ded Herrn Gefandten: Daß fein allerhöchfter Hof, < 
ſatzmaͤßig, ven freyen Verkehr mit allen veutfchen Nachbarftaaten fo langı 
möglich aufrecht erhielt, bis die Sicherung des eigenen Bedarfs, folchen fi 
weife zu befchränfen und zu hemmen geboten habe. Darum auch möchte der 
liegende Antrag für den Augenblid weniger leiften, als er früher 
gekonnt hatte. Fur die Folge müflen gemeinfame Maasnehmungen, 
Abficht aller Regierungen, fo wie dem Intereſſe ver Unterthbanen unfehlbar zufi 

Daͤnemark, wegen Holftein und Lauenburg: wie Oefterreid 

Niederlande, wegen des Großherzogthums Luyembirg. 
die Niederlande einen effentiell handelnden Staat bilven, fo ift es natürlich, da 
jeder erleichternden von Zwang. befreyenden Maasregel gern beytreten were, 
Zeiten großer Noth, wie jegt, werden die Niederlande durch Die Meerescon 
nication mehr herbeyführen, als ihnen auf den Fluͤſſen zugeführt wird. Ä 

Der zu wählenden Eommiffion empfehle ic möbefondere einen politif 
Ruͤckblick auf die Schweiz, ein Land deutſchen Urfprungs und veutfcher Art, 
wir in freundfhaftlihen Gefinnungen zu erhalten, bie größte Urfache haben; 2 
Gründe der Menfchlichkeit nicht zu gedenken. 

Die Großherzoglich ind Herzoglich Saͤchſiſchen Häuf 
Ich trete dem Antrag um fo mehr bey, da mir befanut ift, dag mehrere mei 
hoͤchſten Hoͤfe einen ähnlichen Antrag, wie der, welcher von dem Königlich Wı 
tembergifchen Geſandten gethan worden, an Die Bundesverſammlung bringen woll 

Braunfhmeig und Naſſau. Bon Seiten Braunſchweigs und I 
fau’d wird, unter Zuſtimmung zu dem Oefterreichifchen VBorfchlage wegen Ern 
nung einer Commiflion, bemerkt, daß in dem Herzogthum Naſſau, ala Kolge 
angenommtenen Regierungsgrundfäge, die freyefte Ausfuhr ver Fruͤchte bisher fi 
gefunden hat. 

Die neuerlidy in benachbarten Bunbeöflaaten angelegten Fruchtſperren hal 
jedoch. neben andern Urfachen ein folches plätzliches Steigen Der Getreidepreife 
Rem Herzogthume hervorgebracht, daß um nicht einzelne Theile des Laut 
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welchen durch biefe Maasregeln ihre gewöhnliche Fruchtmaͤrkte plöglich entzogen 
worden waren, dem druͤckendſten Mangel auszufegen, zu einer allgemeinen Eon: 
Tignation der vorhandenen Borräthe und Verbot des Berfaufd an Auswärtige 
nothgedrungen gefchritten werden mußte. 

Meklenburg- Schwerin und Streliß: tritt dem Kaiferlich Oeſter⸗ 
reichiſchen Antrage vollkommen bey. 

HolfteinsDfdenburg, Anhalt und Schwarzburg: Der Ge 
fandte tritt dem Antrage, fofort eine Commiffion über den zur Sprache gebradıten 
Höchftwichtigen Segenftand zu ernennen, um fo mehr bey, als aud) ihm vorlaus 
fige Inftruftionen geworden find, in Rüdficht auf den freyen Verkehr unter den 
Bundesſtaaten und infonderheit wegen der Getreidefperren und ber venfelben gleich: 
Tommenden Audfuhrabgaben von den erften Lebensbeduͤrfniſſen, demnaͤchſt die Ver: 
wendung ber Bundedverfammlung nachzuſuchen. 

Hohenzollern, Liechtenſtein, Reuß, Schaumburg ⸗ Lippe, 
Lippe und Waldeck: wie Oeſterreich. 

Die freyen Städte Luͤbeck, Frankfurt, Bremen und Ham 
burg: wie Oeſterreich. 

Nachdem auf folhe Art fammtlihe Stimmen dem Deſterreichiſchen Antrage 
auf Ernennung einer Commiſſion beygetreten waren, wurde ſogleich zu der Bapl 
der fünf Mitglieder, woraus dieſelbe beftehen foll, gefchritten, 


Es erhielten . 
Herr Freyherr von Aretin 11, 
» Graf von Mandelsloh 11; 
« Freyherr von Pleffen 10, 
| »Freyherr von Eyben 8, 
und >» von Martens 7 Stimmen. 


3— eſchluß: 
Daß die Eommiffion, welche aus den Herren Geſandten, Freyherrn von 
Aretin, Herrn von Martens, Grafen von Mandelsloh, Freyherrn 
von Eyben und Freyherrn von Pleſſen beſteht, erſucht und beauftragt 


werde, ihr Gutachten über die Aufhebung der Beſchraͤnkung des gegenfe 
Verkehrs mit den nothwendigften Lebendbebärfniffen in den deutſchen St 
baldmoͤglichſt zu erftatten. 


6. 181. 


Geſuch des Joſeph Fahrenkopf zu Maynz, um Zahlungs 
fügung für die in Jahre 1796 an den Feſtungswer 
zu Maynz gefertigten Bauarbeiten. 


Nach eroͤffnetem Protokolle zur Erledigung der Privat⸗ Reklamationen, 
der Herzoglid Dldenburgifhe, Anhalt: und Schwarzburgi 
Geſandte, Herr Präafident von Berg, das Ziffer 116. eingefomı. 
Gefuch des Zofeph Fahrenkopf zu Maynz, um Zahlungsverfügung für die 
Jahre 1796. an den Feitungswerlen der Stadt Maynz gefertigten Bauarbei 
vor, und unter Bezug auf die über ähnliche Forderungen an die vormalige Re 
operationd: Kaffe in der fünften und mehrern andern Sigungen vom Jahr 18 
und 1817. vorgetragenen Bemerkungen und Anfichten wurde, bem Antrage 
Herrn Referenten gemäß, einhellig 

befhloffen: 

Das das Gefuch des Joſeph Fahrenkopf zu Maynz, um - Zablungdverfügı 
flr die im Jahr 1796. un den Feſtungswerken von Maynz gefertigten Bauarbeit 
zu den übrigen Forderungen an bie vormalige Neichsoperationd: Kaffe zu hin 
legen fey, bis nad) erlangter vollftändiger Ucberficht aller Anſprüche an biefel 
Entſcheidung erfolgen koͤnne. 


9. 182. 
Bitte des Handelsmanns Franz Glaͤſer zu Siegen, Anfprüc 
an die ehemalige Reichsoperations— Kaffe botreffent 
Ebenderſelbe: giebt Kenntniß von det Ziffer 122. eingetragenen F 
derung des Handelsmanns Franz Glaͤſer zu Siegen, an die ehemalige Reichso 
tationd : Kaffe von 16,000 fl. und unter gleicher Zuſtimmung wurde 
beſchloſſen: 


Daß die Bittſchrift des Handelsmanns Franz Glaͤſer zu Siegen, Anſprü 
Prototk. d. d. Bundesverſ. II. Bd. 7 
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am die ehemalige Reichsoperationd: Kaffe betreffend, zu den übrigen zu hinterlegen 
ſey, bis nach erlangter Ueberfiht fammtlicher Forderungen an Die vormalige - 
Reichsoperations⸗Kaſſe, hieruͤber Entſcheidung erfolgen koͤnne. 


9. 183. 


Anzeige des Grafen von Benzel zu Emmerichshofen, wegen 
+ vollkommener-Befriedigung feiner Penſions-Forderung. 


Ebenderſelbe: legt die Anzeige des Staatsminiſters Grafen von Benzel 
u Emmerichöhofen Zahl 171. vor, wodurch ſich derſelbe von Seite der Kurheſſi⸗ 
‚fen Regierung wegen Penfiond ; Forderung vollfommen befriedigt erflärt, und 
daher die Reklamation 3. 41. d. J. zurüdnimmt. 

Nach dem Antrage des Herrn Referenten wurde 
beſchloſſen: 
Die Neklamation bed Grafen von Benzel, 3.41., als erledigt auf ſich beru⸗ 
hen zu laſſen, und dieſe Anzeige ad acta zu legen. 


9. 184. 
| Beytrag zu der Reichskammergerichtlichen Suſtentationskaſſe. 


Großherzogthum Heſſen. Des Großherzogs Koͤnigliche Hoheit haben 
zu dem. einftweiligen Unterſtuͤtzungs⸗Fond ber hülfsbedürftigen Angehörigen des 
ehemaligen Reichd : Rammergerichtd, in dem Sinn dieſer Anordnung, naͤmlich ohne 
Sid Dadurch Berbinplichkeiten für die Zukunft auflegen zu wollen, einen Vorſchuß 
. von 1000 fl, zu beſtimmen geruhet, welcher bereitö angewiefen 


S. 185. 


Einreichungs⸗ Protokoll. 


Das Einreichungs⸗Protokoll wurde verleſen, und did neuen Eingaben v von 
2. 178 his 184, der Commiffion zugeftellt, 
Die Berfammlung sieng hierauf zu einer vertraulichen Beſprechung über. u 


Folgen die Unterfhriften. 








Verzeichniß der Eingaben. 
Fortſetzung des Einreichungs⸗Protokolls von Nro. 178. bis 184, 





Nro, 178. Johann Georg Keinwald, Profurator in Frankfurt: übe 
in Auftrag des Johann Wilhelm Alers, vormald Bärgermeifte 
Stadt Bockenem, im Fürftenthbum Hildesheim, beffen Befch 
über gewaltfamed Berfahren der Herzoglih Braunfhw: 
fhen Kammer, und bittet untertbänig um Bermittlung dahin, daß 
in Betreff des unter der Weftphälifhen Regierung im Jahr 1812 
re Tauften fogenanntn Büttnerfhen Sonderlehn, Entfhäpig 
| angebeihe, oder billige Bergleihe-Borfhläge Gehör finden. 


Nro. 179. Karl Mertz nicht, ehemaliger Großhergoglih Frankfurtiſcher Ka 
nensBerwalter und dann fpäter unterdem Kaiferlich Defterreichifchen Gen. 
Gouvernement ernannter Kriegs s Commiffair, vermalen in Afhaffenbu 
bittet, die geeigneten Vorkehrungen gnädigft zu treffen, baß feine gegruͤnd 
Aufprüche auf Patentgemäßen Gehalt gehörig gewürdigt, und eine 
nitive Sicherftellung bdeflelben von der freyen Stadt 5 rauffurt en! 
ertheilt werben möge. 





Nro. 190. Schreiber, Bevollmächtigter: übergiebt eine Reklamation des Gener 
Lieutnants Allir, gegen Seine Königliche Hoheit den Kurfürften 
Heffen, wegen gewaltfamer Entfegung aus feinem Eigenthu 
dem Gute Freudenthal, in Kurheſſen. 


Nro. 181. Seibt, ehemaliger Großherzoglich Frankfurtiſcher Einn: 
mer ber Einregiftrirungsabgabe und des Stempeld, bermalen in May 
bittet in Bezug auf die bereits eingereichten VBorftellungen wiederholt und dı 
gend um Hülfe und baltige Entfheidung in Betreff feiner Penfi ons⸗ An 
legenheit gegen die freye Stapt $ rankfurt. 


Nro, 182. P. 2. Feudt ner, Herausgeber des Friedberger Wochenblatts, und Gi 
herzoglich Heſſiſcher 8, W. Oberlieutnant: übergiebt zur hohen Pruͤf 


eine Beine Schrift: «Worte der Gefchichte an unſere Zeit; ein Beytrag zur 
a förderung für Deutſchlands Dep v 


7° 
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Nro. 133. Schreiber, BVevollmaͤchtigter der Weftphälifhden Domainentäus 
fer: überreicht zur hohen Einficht eine Denkſchrift: «Aufruf der Wefts 
<phälifhen Domainenfäufer in Kurheſſen, an die hohen ver, 
; «bünbesen Mädte und. die Fuͤrſten bes deutſchen Bundes.» 


Nro, 13. Finanzrath von Brad in Fulda: bittet, auf den hohen Beſchluß vom 8. May. 


d. 3. um die gnädige Verwendung bey ber Königlih Preußiſchen 
| Reg terung, daß ihm zur ſchnellen Abhuͤlfe des druͤckendſten Nothſtandes vom 
1. Januar d. I. monatlih 41 Rtbir. 16 Er. ald Wartgeld, nur fo lange 
ausgeworfen werden mögen, bis er durch Urtheil und Recht in den ˖vollen Wieder⸗ 
befig feier StiftssPenfion gefegt worden fey. 


Dreyßigſte Sigung. 
Gefchehen, Frankfurt den 22ften May 1817- 


CSnbalt. $. 286. Anzeige des Gutachtens ber Commiſſion über die Militä rpf 
tigkeit, in’ Beziehung auf dns freye Wegziehen aus einem deutſchen Bundesſtaate ir 
andern. F. 187. Verlaßnahme über die Nachſteuer und Abzugsfreyh 
$. 188. Abſtimmungen von Preußen, Sachſen und Baden Über die V 
tagung der Bundesperfammlung $. 189 Abflimmungen vom Kör 
reich Sachſen und Württeriberg über die Vermittlung ber Bundesr 
fammTung bey Streitigfeiten der Bundesglieder unter ſich, und Aufftellung einer n 
geordneten Yufvrägal:Inftang. $ ıgn. Befrhiverde des Grafen Ad. Friedr. 
der Saulenburg, wegen angeblicher Beeinträchtigung der Nechtöpflege durch Kabineı 
fehle. $. 193. Schrift des Doktor Reſch: «Noch; und Hülfstafel u. w,» 9 ı 
Vorftellung dev Mheinpfälzifhen Staatsgläubiger und Inhaber der Obl 
tionen Lit. Di, die Zahlung der rückſtändigen Binfen und. verfallenen Kapitalien betreff 
$. 193. Reue Eingaben. ) 


Sn Gegenwart 
Aller in der vorigen Sitzung Anwefenden. 


Wieder hbinzugefonmen war, 
Bon Seiten Dreußens: ber Königliche wirkliche Geheime Staats und ! 
binets : Minifter „ Herr. Graf von ber. Golz; 


. Mit Ausnahme, 

Bon Seiten Braunfhweigs und NRaffau’d: des für den Herzog 
Naſſauiſchen Herrn. Geſandten, Staatöminifter,, Sreyherrn. von Mi 
ſchall, ſubſtituirten Königlich Hannoͤveriſcheu Herrn Gefandten, ti 
Martens, 


hy 
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6. 186. 


Militär: Pflihtigkeit in Beziehung auf das freye Wegziehen 


aus einem deutſchen Bundesſtaate in den andern. 


Praͤſidium eröffnet: die Commiſſion, welche in der 25. Sitzung erſucht 
worden ſey, ein Gutachten wegen einiger über die Militaͤr-Pflichtigkeit in Bezie⸗ 
hung auf die Audwanderungdfreyheit zu treffenden Beftimmungen zu erftatten, 
habe ſolches in der legten vertraulichen Sitzung vorgelegt, worauf daſſelbe Loco 
dıctaturae druden zu laffen beliebt worden ſey, um von fämmtlichen Herren 
Gefandten an ihre Committenten, zum Behufe fünftiger Inſtructionen, eingefen 
det zu werden, 


Diefed commiffarifche Gutachten wurde unter "Beh 56. zu Protofoll genommen, 


6. 187. 
Verlaßnahme über die Berpäteniffe ber Nahfteuers und Abzugss 
freybeit. 
‚PBräfidium: gab hiernaͤchſt der nähern Erwägung anbeim, ob nicht gegen: 


wärtig, Da vermöge Protokolls ver 11. Sitzung $. 53. und der 14, Sitzung $. 68. 
die Berichtserſtattung und Inſtructions-⸗Einholung in Betreff der Nachſteuer⸗ und 


Abzugsfreyheit mit allen Darauf Bezug habenden Berhältniffen bereitd als gefchehen 


vorausgeſetzt werden bürfte, über dieſen Gegenftand in der Art Verlag genommen 
werden wolle, daß pas Protofoll Finnen vier Wochen, d. i. bis zum 19, Juny d. J. 
offen bleibe, um hierauf den Beſchluß zu ziehen? 


Saͤmmtliche Stimmen waren damit einverſtanden, baper 
Beſchluß: 
Daß in Betreff der Nachſteuer⸗ und Abzugsfreyheit in der Art Verlaß genom⸗ 
men werbe, dag Das Protokoll waͤhrend vier Wochen, nämlich bis zum 19, Juny 
1.%,, zu Ablegung der Abftimmungen über dieſen Gegenſtand offen bleibr. 





6. 188. 


pra ſidium wolle vernehmen, ob einige Geſandtſchaften ihre noch ruͤck 
digen Abſtimmungen in den zur Berathung ausgeſetzten Gegenſtaͤnden abzul 
bereit ſeyen? 

Hierauf wurden nachftehende Erflärungen zu Protokoll gegeben, und ; 


Bertagung des Bundestages, 


Preußen: Zufolge Fürzlich eingegangener Inſtructionen ift die Köni, 
Preußifche Gefandtfchaft ermächtigt, ihre in der 28. Sitzung zu Protokoll gege! 
vorläufige Erflärung, in Bezug auf die fünftige Bertagung ber Bundeöverfai 
lung, mit denen Dabey gemachten Bemierfungen zu beftätigen, und dem Vorfch! 
der berüdfichtigten Vertagung unter der Borausfegung beyzutreten, daß nod) 
Eintritt derfelben, von Eeiten der Verfanmlung. diejenigen Einleitungen : 
Einrihtungen getroffen werden, welche ald zweckmaͤßig und anwendbar erfchei 

‚dürften, um dafür zu forgen, daß wirklich während der Vertagung feine erheblic 
Sefchäfte definitiv abgemacht, und die an dem Orte der Verfammlung ober 
deſſen Nähe verbleibenden Herren Geſandten beauftragt werden, genau zu wach 
ob Umftände eintreten, welche nody vor Ablauf der feftgefegten Vertagungsz 
eine Abfürzung derfelben und eine Einberufung der Gefandten nothwendig mad) 
oder ald nuͤtzlich und wuͤnſchenswerth erſcheinen laſſen; eine Vorausfekung ,. 
übrigens fchon in ber dieſer Erflärung zu Grunde liegenden Punftation vorläu 
berüdfichtigt worben ift, und gewiß maͤchſtens ihre feſte Beſtimmung erhalten wi 

Koͤnigreich Sachſen. Obgleich nach dem 7. Artikel der Bundesal 
bey Abfaſſung der organiſchen Geſetze die naͤheren Beſtimmungen uͤber die Ver 
gung des Bundestags, der Bundesverſammlung vorbehalten ſind; ſo finden 
zwiſchen Seine Koͤnigliche Majeftät- bey den vorgeſchlagenen einfhweitigen Einri 
tungen fein Bedenken, und’ftimmen denfelben bey. 

Baden. In Gemägpeit erhaltener Snftructionen, auf die Oefterreichifi 
Punktation und nad) ver in dem Protokolle der 28. Sitzung S. 167. pon ver vı 
trefflichen vorfigenden Kaiferlih Königlichen Geſandtſchaft eroͤffneten Abſtimmu 

. über die Frage von der Vertagung des Bundestags wird hiermit die Erfläru 
in das Protokoll niedergelegt: daß man Großherzoglich Badiſcher Geits ver 
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Antrag gebrachten Vertagung, und ben in biefer Hinficht bis zur Herſtellung einer 
Bundestags⸗Ordnung proviſoriſch zu treffenden Anoranungen im Allgemeinen bey: 
zuſtimmen feinen Anſtand finde, 

Ansbefondere wird dieſe Vertagung durch den ad 5. und 6. ber Punktation 
erwähnten Vorſchlag und Vorbehalt, ald eine Zwifchenzeit zur Berichtigung von 
Einleitungen und Vorarbeiten fehr zwedmäßig zu benugen, und dieſes Verhaͤltniß 
namentlich auf die Thätigleit Der erwählten Ausſchuſſe anwendbar feyn, in fo ferne 
bie hierzu ernannten Herren Gefandten nicht ſelbſt und allzumal von dieſer Verta⸗ 
gung Gebrauch machen. 


9. 189. 


Vermittelung der Bundeſsverſammlung bey Streitigkeiten 
der Bundesglieder unter ſich, und Aufſtelbung einer 
wohlgeoroneten Auſtraägal⸗Inſtanz. 


Königreid Sachſen: tritt den in der Kaiſerlich Koͤniglich Oeſterreichi⸗ 
ſchen Punftation über die Vermittelung und Entfheidung ber Streitigkeiten der 
Bundesglieder unter fi, sub I. IT. III. aufgeftelten Hauptgrundfäßen, folglich 
auch den in der Conferenz vom 3. März in Antrag gebraten, in dem dießfall⸗ 
figen Notato sub I. a. b. c. d. enthaltenen Vorſchlaͤgen, bey, Wenn es aber nach 
miplungenem Vermittelungs⸗Verſuche auf eine Auſtraͤgal⸗ Entſcheidung ankommt, 
da ſind Seine Koͤnigliche Majeſtaͤt in Anſehung der "in der obgedachten Punftation 
deßhalb enthaltenen ſechs Anträge nachſtehender Meynung. 

Ad 1. Die Errichtung einer permanenten Auſtraͤgal⸗Inſtanz ſcheint mit 
dem Begriff der Aufträge nicht wohl vereinbarlich zu feyn, weil alsdann die dem 
Beklagten, und in gewiſſen Falle Dem Kläger zuſtehende Wahl der Richter, 
wegfallen wuͤrde. 

Ad 2. Wird alſo fuͤr jeden vorkommenden Fall eine Auſtraͤgal⸗Inſtanz ge⸗ 
vildet, ſo erachten Seine Majeſtaͤt, daß zuvoͤrderſt die bey mehreren deutſchen 
Bundesgliedern nach Vertraͤgen ſchon beſtehenden conventionellen und beſonders 
"Die Familien: Aufträge ferner beyzubehalten find, und nur in beren Ermangelung, 
oder bey Zoͤgerung des beklagten Theils in Treffung ver deßhalb erforderlichen 





Maßregeln und. auf die von bem Aläger darüber bey bem Bunbedtage ge 
Beſchwerde die neuerlich feftzufehenden Aufträge Statt zu finden haben, vo 
befonvers in Familien: Angelegenheiten, in Anfehung ver auf Hausvertraͤgen 
henden Stamm⸗Auſtraͤge feine Anwendung leidet. 

Ad 3. Seine Majeſtaͤt ſind mit dieſem Punkte gaͤnzlich einderſtanden. 

Ad 4. Desgleichen mit der Erläuterung „daß nicht Die geſammte Bui 
verſammlung, als welche nur durch einen Ausſchuß die Vermittlung zu verſu 
hat, ſondern ein Mitglied des Staatenbundes, welches zum Richter erko 
wird, als Auſtraͤgal-Inſtanz zu erſcheinen habe, 

Ad 5. Nicht weniger. Nur möchte die dem Beklagten zum Vorſch 
dreyer Bundesglicder, und dem Kläger zur Wahl des Richter feitqufegenbe | N 
‚wenigftend auf vier Wochen auszudehnen feyn. 

Auch halten ed Seine Majeftät für dienlih, daß der Bundesgeſandte 
zum Richter gewaͤhlten Bundesgliedes, die ſtreitige Sache fofort, ohne wei 
Inſtruirung an feine hoͤchſte Behoͤrde gelangen laſſe 2 und biefelbe entweder be 
ders Dazu geeignefen Raͤthen, oder dem oberften Gerichtshofe des Landes zur ( 
ſcheidung übergebe, in welchem leßteren Falle fie fovann vor dem ganzen Ser 
zu verhandeln feyn würde, 

Ad 5, a. b. Geine Majeftät vereinigen Sich daher auch mit der Meyn 
des Koͤniglich Baieriſchen Hofes, daß anſtatt einer unmittelbaren Beziehung 
ſchen der Bundesverſammlung und dem oberſten Gerichtshofe des Richters, 
ſelbe durch den Bundesgeſandten deſſelben ftatt finde, auch durch diefen: das, 
Partheyen von dem Gerichtshofe ſelbſt zu eröffnende Erkenntniß, der Bundes 
ſammlung mitgetheilt werde. 

Ad6, a. Dieſem Antrage treten Seine Majeftät bey. | 

Ad6, b. An einem in Deutfhland durchaus anerkannten gemein 
Rechte fehlt es ganz. Wenigſtens find Die Rechtsgelehrten daruͤber, was ge 
nen Nechtend fey, nicht einig.” Wenn daher, in Ermangelung deifelben, 
eines für Die gefammten deutihen Bundesflaaten anwendbaren allgemeinen Ge 
buchs, die unſtreitig zuvoͤrderſt in Obacht zu nehmenden, der angebrachten St 
tigkeit vorangegangenen Verhandlungen, die vorhandenen Grundgeſetze und 2 
träge, auch nad) Befinden die Tandeögefege ber ſtreitenden Bergen, nicht 

Protot. d d. Bundesverſ. ILII. 1.98. 
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zichtenden Behoͤrde, Feine ausreichenden Entſcheidungsgründe enthalten follten, 
fo wird vieleicht die Lage ver Gegend, wo Diefed oder jenes ältere Deutfche- Geſetz⸗ 
huch angenommen ift, und endlich das faft Durchgängig, in Ermangelung anderer 
Normen, aneslannte römifche und kanoniſche Recht Dad Anhalten geben. 


Ad6,c. Nach der. oben ad 5, a. b. gemachten Bemerkung wird der Bun 
beögefandte des Richterd, der Bunvdesverfammlung die Brunde, warum das Er⸗ 
kenntniß in ver Hauptfache nicht binnen Jahresfriſt ‚erfolgen au koͤnnen fcheine, 
mittheilen und zur Berathung bringen. 

AdG, d. In Betracht „ daß dermalen bloß von Streitigkeiten der Bundes⸗ 
glieder unter fi die Rede iſt, halten Seine Koͤnigliche Majeſtaͤt ebenfalls dafuͤr, 
daß es in Anſehung der Verbindlichkeit des Erkenntniſſes des oberſten Gerichtshofs 
bey der Dispoſition Des Art, 11. der Bundesakte zu verbleiben habe, jedoch das 
Rechtsmittel der Reſtitution ex capite novorum ſtatt finden muͤſſe. 


Ad 6, e. Nach erfolgter Ankündigung des Reſtitutionsmittels bey der 
Bundesverſammlung wird daſſelbe durch den Bundesgeſandten des erſten Richters 
an bie Behoͤrde zu uͤberſenden ſeyn. 


In Anſehung der Frage, welche Streitigkeiten der Bundeöglicher ı unter ſich 
einer Auſtraͤgal⸗Inſtanz zur Entfcheipung zu unterwerfen, oder der Bundesver⸗ 
ſammlung vorzubehalten wären, find Seine Königliche Majeſtaͤt ver Meynung, 
daß da. die Bundesakte darin feinem. Unterſchied macht, alle Diefe Streitigkeiten. 
fih zur: Auſtraͤgal⸗Inſtanz⸗Entſcheidung eignen, zumal da aft der reinsprivat- 
rechtliche und der politifche Punkt dergeſtalt in. einander verfhlungen find, daß 
fe fich fchmer von einanner trennen laſſen, wenigſtens nicht Leicht. zu beftimmen iſt, 
welcher der uberwiegende fey. 


Württemberg Wenn bey den organiſchen Beſtimmungen, welche zur 
Ausführung des 8. 11. der deutſchen Bundesakte noch zu treffen ſi ſind, von den 
| durch den Inhalt und Geiſt deffelben feftgeftellten Gefi ihtöpunften euherenen 
wird, fo führen dieſe im Allgemeinen darauf hin, daß 

I. Mur allein Streitigfeiten ber Vandesglieder unter f “ ſegerſtamr bier 
fer Brtimnungn feyn. koͤnnen. | 


R — — - — — — 





Welche Berabredungen daher auch der deutjhe Bund in der Folge nod 
‚ Erledigung von Streitigfeiten irgend einer Art, welche nicht unter die Klaſſe) 

gehören, etwa für gut finden möchte; fo haben diefelben wenigftend nicht ala 
genftand der gegenwärtigen Berathungen betrachtet werben koͤnnen. 


Nicht weniger ſieht man hiernach als entfchieven an, baß die in Gemäj 
des Art. 11. der Bundesafte zu treffenden Beftimmungen weder auf appanaı 
Prinzen, noch auf die mittelbar gemordenen ehemaligen Reichöftände eine Anr 
dung haben können, indem biefelben nad) den durch Die Auflöfung des beutf 
Reich entftandenen Berhältniffen Unterthanen ihrer Souveraine find, 

Da ferner, 

II ein Unterfhieb der Streitigkeiten der Bundesglieder unter ſich nach {| 
Eigenfhaft, ob fie 3. B. rein: privatrechtlicher Natur feyen? dem $. 11. der d 
ſchen Bundesakte fremd ift; fo glaubt man auch dieſſeits einen folchen nicht un 
Stellen zu können. Wenn glei unter ven deutfhen Bundesgliedern nad ben en 
Zamilien : Berhältniffen,, in welche viele derfelben unter ſich ftehen, auch prir 
rechtliche Streitigkeiten, befonderd über Gegenftände des Privat: Kürftenred 
häufiger vorfommen koͤnnen; fo dürften doch die denkbaren Irrungen unabh 
giger Souveraine, weldye was Die Bundedafte hier vorauöfept, Ausuͤbung 
Waffengewalt und Kriegs: Erklärungen nad) ſich ziehen koͤnnen, indgemein m. 
ſtaats⸗ und oölferrechtlicher, ald privatrehtliher Natur feyn. - - - | 


Ueberdieß würde die Ziehung einer ſolchen Grenzlinie nicht nur berbe: 
und an fidy fehr ſchwer, ſondern auch, und noch mehr in der Anwendung, 
unzähligen Schwierigkeiten verbunden feyn. 

Was nun die 


näheren Beftimmungen 
und d indbefonbere die vor der Bewirkung der Entſcheidung durch eine wohlgeo 
nete Aufträgal: Inffanz zu verfuchende 
Vermittlung der Bundesverfammlung . 

anlangt: ſo findet man mit der Kaiferlich Oeſterreichiſchen. Abſtimmung; | 

ad 11. die in der Conferenz vom 3. Maͤrz d. J. in Antrag gebrachten Vorſchlaͤge v 
a bis d ganz angemeſſen, und der allgemeinen vaturlichen Staats⸗Praris entſpreche 

8” * 
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VUebrigens moͤchte dabey noch zu beſtimmen ſeyn, daß es den ſtreitenden 
Bundesgliedern frey ſtehe, ob ſie zu dem, an dem Sitz der Bundesverſammlung 
vorzunehmenden Vergleichs-Verſuch ihre Bundestags-Geſandten bevollmaͤchtigen, 
oder eigene Bevollmaͤchtigte allein oder neben den Bundestags-Geſandten dazu 
abordnen wollen. 

Bey Anordnung 
_ der Auſtraͤgal⸗ Inſtanz 
wird. mit allem Grund von dem Geſichtspunkt ausgegangen werden konnen, daß 
man auf dem Wiener Congreß bey der im $. 11. der Bundesakte wegen einer wohl: 
georpneten Auſtraͤgal-Inſtanz getroffenen Webereinkunft, auf ven aus der Reichs⸗ 
verfaffung ald befannt vorausgefeßten Begriff von Aufträgen zurädgefehen habe, 
welcher bauptfächlich vie wefentlihen Beitimmungen in fich fchließt, daß 

. a). Die Aufträge jederzeit nur für einzelne ftreitige Zalle ernannt werden; und 
; +b) Smjedem Fall von der freyen Wahl ver ftreitenden Theile (unter Beobach⸗ 
tung der vorgefchrieben gewefenen Formen und zugelaſſenen Auſtraͤgal⸗ Wese) ab⸗ 
hiengen; und daß 

ce) Die erwählten Aufträge, vermöge Der dadurch erlangten Gerichtsbarkeit, den 
Proeeß der geſetzlichen Ordnung gemäß zu leiten und bie Streitigkeit durch Die 
von ihnen auszufprechenden. Urthel zu entfcheiven hatten. 

Wenn demnady anzunehmen iſt, daß dieſe wefentlichen Bellimmungen einer 
jeden Aufträgal : Inftanz, wie fie ehemals flatt hatten, ſchon in dem wahren Sinn 
ver Bundesakte liegen; fo Tann man denfelben ein gemeinfchaftliches auf alle Falle 
für fammtliche Bundesglieder 'competentes foridauerndes Aufträgal: Gericht nicht 
angemefjen finden, fo wenig auch eine freywillig und einftimmig hierüber getrof⸗ 
fene Uebereinkunft mit dem Begriffe der Souverainetaͤt in Widerſpruch kaͤme. 

In dieſer Rüdficht und da ohnehin auch eine bleibende Anoronung Diefer Art 
manche Schwierigkeiten in ber Folge nad) fich ziehen fönnte, die jegt nicht vor⸗ 
auszuſehen und baher auch nicht zu vermeiden wären, muß man 

ad f. und 2, der Sefterreihifhen Abſtimmung, votziehen, dem ten Glied 
Ber Alternative beyzutreten; daß nämlich eine wohlgeordnete Auſtraͤgal⸗Inſtanz 
für jeden vorkommenden Fall zu bilden, und nur die Art und Weiſe deren Auf⸗ 
ſtellung in Voraus zu beſtimmen woaͤre. Ungethellten Beyfall verdienen die 








Ä | 

| | 

ad 3) gemachten Bemerkungen. Webrigend wirb | 

ad 4) dafür gehalten, daß ed eines Xheils der Würbe ber Bundesg 
nicht zu nahe trete, wenn die Urthel eines von ihnen gewählten ober e 
auf dieſe Wahl feine Gerichtsbarkeit gründenden AufträgalkRichterd, von die 
felbft auch andgefprochen wird, andern Theils giebt in volllommener Uebe 
ſtimmung mit dem uralten Gebrauch der Auſtraͤge zugleich der eigentliche Sin 
deutſchen Bundesakte eben daſſelbe in den Endworten $. 11. zu erkennen, w 
Auſtraͤgal⸗Inſtanz und «deren Ausſpruch » erwähnt wird, Zudem bür 
auch mit der Stellung der Bundesverſammlung und ſelbſt mit deren Würde 
wohl yereinbarlich feyn, ein von andern geſchoͤpftes Urthel in einer nach Grü 
und Gegengründen ihr ganz unbefannten Sache unter ihrem Namen auszuſpre 

Mit der 

ad 5. vorgeſchlagenen Art, den Aufträgal: Richter durch Vorfchlag und I 
der beyden flreitenden Theile zu beftimmen, ift man im Wefentlichen einver! 
den, nur foheinen die Friften von S— 14 Tagen, wie aud) die Königlicdy Ba 
ſche Abftimmung bemerkte, zu enge und daher auf etwa 4—6 Wochen ausged 
werden zu müffen. 

Sehr angemeffen würde ed den Berhältniffen feyn, und zu Abfchneit 
mander Schwierigkeiten gereichen, wenn von der Bundesverſammlung, welche 
fehlgefchlagenem Vermittelungsverſuch, die Entſcheidung einer Aufträgal: Inf 
zu bewirken, folglich zu forgen hat, daß dem Kläger der Weg, zu feinem Red; 
gelangen, eröffnet werde, für diefen Fall auch nod die Leitung der Wahl 
Yuftragal » Richterd dem VBermittelungd : Ausfhuß übertragen wi 
Diefer hätte, nach Eröffnung des aufträgalrichterlichen Weges, der Bundesverfar 
lung. darüber Bericht zu erftatten, von vorlommenden Anftänden aber, wie z 
unentſchuldbaren Verzögerungen eined ftreitenden Theils oder durch Friſt 
ſaͤumniß eingetretener Uebertragung des Vorſchlagsrechts auf die Bundesverſar 
lung, dieſer ſeine beſondere Anzeige zu machen. 

Auf jeden Fall aber möchte dem klagenden Theif, welcher feicht in die Un; 
thenlichfeit eines ober des andern Bundesglieds wegen politifcher Beziehungen, 

milienverbältniffen oder andern Rüͤckſichten, beſonderes Mißtrauen zu fehen 
veranlaßt glauben koͤnnte ⸗ frey m ftellen ſeyn, fi) zum Voraus und ehe ver 
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Hagte Theil einen Vorfchlag gemacht hat, zwey ober drey Bunbeöglieber oder deren 
Berichte, ohne: Anführung. einer Urſache zu verbitten, 

Daß nach erfolgter Wahl eines Bundesgliedes zum Auſtraͤgal⸗ Richter jedes: 
mal die dritte oberſte Juſtizſtelle deſſelben als gewaͤhlte Aufträgal: Inſtanz zu be 
trachten feye, wird ald fchr zweckmaͤßig angefehen. Da jedoch leicht denkbar 
waͤre, daß die ſtreitenden Theile ihre Sache durch das Gericht zweyter Inſtanz, 
mit oder ohne Vorbehalt der Appellation an das oberſte Gericht, entſcheiden laſſen 
wollten, und da ferner bey Streitigkeiten, welche mehr in ſtaats⸗ und voͤlkerrecht⸗ 
liche Verhaͤltniſſe eingreifen, beyde Theile vielleicht Urſache haben, zu wuͤnſchen, 
daß der gewählte Aufirägal: Richter aus feinen Miniſtern und Raͤthen ein gemiſch⸗ 
tes Collegium von etwa 5 oder 7 Gliedern, theils aus Staatömäunern, theils 
aus Rechtsgelehrten zur Auſtraͤgal⸗Inſtanz niederſetzte; ſo moͤchte jener Regel 
noch die Beſchraͤnkung beyzufuͤgen ſeyn: 

in fo fern beyde flreitenpe Bungesglieber nicht freywillig über eine anbere 
Beftimmung unter fi übereinfommen follten. 

Immerhin und in jebem Kalle aber würbe das betreffende Gericht weder als 
Sandeöftelle, noch im Namen und anftatt, oder aus Auftrag der Bundesverfamms 
Jung, fondern einzig ald von ven ſtreitenden Theilen gewählte Aufträge; Inſtanz 
eintreten, handeln und entſcheiden. 

a Der angemeſſenſte, und ben allgemeinen · ſtaatsrechtlichen Grundfägen ents 
ſprechende Weg, der geſchehenen Wahl weitere Folge zu geben, wuͤrde ſeyn: wenn 
die Bundesverſammlung ſolche dem gewaͤhlten Bundesglied, etwa durch das Or: | 
gan feines Bundestags-⸗-Geſandten befannt machte, und bafjelbe fodann an ſei⸗ 
nen oberſten Gerichtöhef den Befehl zur Uebernahme und auſtraͤgalgerichtlichen 
Verhaudlung und Entſcheidung der in Frage ſtehenden Rechtsſache ertheilte. 

Die Uebernahme der Auſtraͤgal⸗ Gerichtsbarkeit betreffend, iſt man mit dem 
Deſterreichiſchen Antrage dahin einverſtanden, Daß ſolche als Bumdespflicht anzu: 
fehen, und nur ganz befondere, den ftreitenden Theilen etwa unbefannt geweſe⸗ 
ye Verhaͤltniſſe, welche eine voͤllige Unfaͤhigkeit der Inſtanz⸗ Uebernahme enthal⸗ 
ten würden, zur Entſchuldigung, dienen koͤnnen. Auch wurde hievon Binnen 14. 
Tagen, nom Tage ber ‚erhaltenen Eröffnung an, der Bundesverfammlung eine» 
Anzeige von dem als Aufträgal: Richtex gewählten, Bundesglied zu machen ſeyn, 





welchem zunachſe zuſteht, übee-die Erheblichkeit eintretenber oder von Dem Geric 
bof etwa gefundener Hindernifie und deren Vorbringung zu beſtimmen. 

Bon dem deßnitis ausgeſprochenen Erlenntuig wird das zum Auſtraͤ 
Gericht gewählt geweſene Bundesglied ver Bundesperſammlung, ſey ed durch 
Schreiben over durch das Organ ſeines Bundestags ; Gefansten, unter Anſch 
einer Abfchrift ver ausgeſprochenen Urthel Anzeige machen. Was 

ad 6. das Verfahren per gewählten Auſtraͤgal⸗Inſtanz betrifft, fo wird 

ad.a) ‚die Inftructien des Proceſſes, fo lang man fich nicht über eine all 
meine Proceßordnung für. das aufträgalgeriehtliche. Verfahren verglichen hät 
nur nad) berjenigen Proceßordnung gefcheben koͤnnen welche der betreffende ober 
Gerichtshof uͤberhaupt beobachtet. 

Draß derſelbe feine Verhandlungen als Auſtragal⸗IJnſtanz immerhin i in pleı 
und unter Beſtellung zweyer Neferentek. zu pflegen babe, wich ohnehin kaum ein 
ausprüdlichen Beſtimmung benürfen. - 

ad b) findet man dem Deſterreichiſchen Yntung über bie Rechtsquellen, au 
welchen das Erkenntniß felbft zu ſchoͤpfen wäre, nichts beyzufehen. 

Die Benugung beſonderer Entfchevungsquellm, weldhe an Hand: zu gebe 
den ſtreitenden Theilen immerhin unbenommen iſt, fe wie Die Anwendbarkeit di 
in Deutſchland hergebrachten genreinen Redjte, wird immerhin der Beurtheilun 
ned Richters uͤberlaſſen bleiben. müffen, und eine allgemeine Beſtimmung worau: 
nicht zu machen feyn, fa manche fräher in Deutfchlend geltend gewefenen Geſetz 
auch, ihre Anwendbarkeit. verlohren haben mögen. Daß 

ad c) dad Erkenntuiß in. der Smuptfache laͤngſtens binnen Jahresfriſt erfo! 
gen müſſe, dürfte ſich bey Der großen Verfchienenheit der Proceſſe und ben Beruͤck 
Hchtigung der enderwaͤrtigen Geſchaͤfte, fowohl des Auſtraͤgal⸗Gerichtshofs, ala 
der Minifterien und Eollegien ber flreitengen: Bundesglieder, und ihrer möglichen 

Entfernung vom. Sitz ver Auftraͤgal⸗Inſtang rc. nicht voraus beftimmen laſſen. 

Auch wird eins folder Beſtimmung wohl übergangen werben formen, Da: gegen 
aeſchm erenee Verzoͤgerung dan ſtreitaden Theilen hinreichende Mittel zu Gebote ſtrhen. 
«Des Verpaͤgerumg eines ‚ben ſtreitenden Theile iſt ſchon das Auſtraͤgal— 
Gericht ſelbſt, auf Anraſen des anders Theiles, in gefetzlicher Ordnung eder 
nach Vorſchrift der Proceßordnung, Einhalt zu thun verpflichtet. 
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Sollte je das Gericht biefer Pflicht nicht nachkommen, oder ſich felbft eine 
befchwerende Verzögerung zu Schulden kommen laffen, fo würden die fireitenden 
Theile ſich zunaͤchſt am den Souverain deifelben, als gewählten Aufträgal: 
Richter, wenden, ber Dann nicht anſtehen wird, der Beſchwerde abpelfen. zu 
laſſen. 

Haͤtten aber dieſelben fortdauernd Grund, ſich uͤber Verzoͤgerung des Auſtraͤ⸗ 
gal⸗Richters und ſeines oberſten Gerichtshofes zu beklagen, ſo wuͤrde dann der 
Fall eintreten, daß vermoͤge des Art. 11. der Bundesakte, die Bundesverſamm⸗ 


lung auf die bey ihr einzureichende Beſchwerde mit angemeſſenen Anordnungen ein ⸗ 


trete, um die auſtraͤgalrichterliche Entſcheidung zu bewirken. 

Add) wird ed, der definitiv verbindlichen Kraft des Erkenntniſfes fur die 
ſtreitenden Theile ungeachtet, außer Zweifel gefunden, daß Das Rechtsmittel die 
restitutio ex capite novorum dagegen ſtatt finden muͤſſe. Die Aeuſſerung über 
Beftimmung eined Zeitraums für Einwendung deſſelben, behält man inzwifchen 
noch einer weiteren Abftimmung über viefe und die ad f. ausgehobene Srage 
vor; kann uͤbrigens 

ade) feinen Anſtand finden, für die Eimvendung dieſes Rechtsmittels bey 
derſelben Auſtraͤgal⸗ Inſtanz, welche das vorhergegangene Erkenntniß ausgeſpro⸗ 
chen hat, zu ſtimmen. 

Auch wuͤrde nach dieſſeitigem Dafürhalten, eine befondere Ankündigung biefe® 
Mechtömitteld bey der Bundesverſammlung nicht erforderlich, fondern den ſtreiten⸗ 
den Theilen zu überlaffen ſeyn, ob fie eine foldye wegen Einleitung eines nguen 
Vermittelungs⸗Geſuchs zu machen geneigt find, der außerdem nur fruchtloſen 
Aufenthalt veranlaflen duͤrfte. 

Wenn übrigens gleich Durch Die gegenwärtig in Berathung ſtehenden Beſtim⸗ 
mungen uͤber Anordnung einer Auſtraͤgal⸗Inſtanz, die Befugniß der Bundes; 
glieder nicht beſchraͤnkt erachtet werden kann, entweder ſich bey einem unter ihnen 
entſtehenden Streit unter ſich über einen zu wählenden Richter zu vergleichen, ohne 
die Sache an die Bundesverſammlung zu. Bewirtung einer Entideidung gelangen 
zu laffen, ober auch zum’ Voraus für ihre erft künftig entſtehenden Streitigkeiten, 
fo genannte gewillkuͤhrte (Conventional⸗) Aufträge unter ſich zu verabreden; ſo 
muͤſſen doch die vormaligen, in Altern Familienvertragen gegründeten Conventional⸗ 


Aufträge, als nicht mehr beftehend und aufgehoben angefehen werden, und wuͤ 
dieſes auch ausdruͤcklich zu erklaͤren ſeyn. 


6. 190. 


Befhwerbe, ded Grafen Adolph Friedrih von der Schule 
burg, als Seniors des Begendorfifhen Haufes und ze 
tigen erften Commissarit testamenti des weiland venetian 
(hen Feldmarſchalls Matthias Johann Grafen von od 
Schulenburg, wegen angeblider Beeinträhtigung d: 
Nehtöpflege durch Rabinetsbefehle, 





praͤf idium: erklaͤrt, das Protokoll zur Erledigung der Privat Sflam 
tionen zu eröffnen. 


Der Herzoglih Holſtein-Oldenburg, Anbalt und Säwarı 
Burgifhe Gefandte, Herr Praſident von Berg, erſtattet Vortra 
über den 3. 156. eingekommenen Nachtrag zu der Denkſchrift vom 19, Februa 
1817. von Seiten Adolph Friederichs, Grafen von der Schulenburg auf Betzendor 
als Seniors des Betzendorfiſchen Hauſes und zeitigen erſten Commissarii test: 
menti des weiland venetianifhen Feldmarſchalls Matthias Johann Grafen vo 
der Schulenburg, wegen angeblicher Beeintfäctigung der NRechtöpflege durch Kab 
netöbefehle, Dann bie in der 27. Sigung d. J. von der Großherzoglich Meckler 
burg: Schwerinifchen Bundeögefandtfchaft hierkber abgegebene Erklaͤrung ($. 158. 
und nad) vollſtaͤndig ausgehobenem Inhalte beyder Aktenſtuͤcke macht ver Herr Ref 
rent beſonders auf den Schluß des letztern aufmerkſam, wornach Seine Koͤniglich 
Hoheit der Großherzog von Mecklenburg⸗Schwerin auf einen geeigneten Antra 
dem Grafen von der Schulenburg, wenn derſelbe glaube, gegen Dad Verfahre 
der Regierung und Lehndcurie Befchwerde führen und eine Kraͤnkung feiner befoı 
dern Rechte oder fonft auch Durch irgend eine Thathandlung bie Anerfenntniß de 
fideicommiſſariſchen Eigenfchaft ver befragten. Lehenguͤter nachweiſen zu koͤnnen 
eine Behörde nach allen Rechten zu feiner Zufriedenheit zu beftellen nicht ermaı 
geln würden, und die. Uusfegung des endlichen Auſchlags der gedachten Güter einf 
weilen verfügt worden fey. 2 

Protok. d. d. Bundesverſ. III. Bd. 9 


Der Herr Referent ftellt in feinem Gutachten die Betrachtung auf, daß zwar vor⸗ 
ſtehende Erklaͤrung von dem Geſuche des Reklamanten abweiche; wenn jedoch von 
der einen Seite für den Grafen von der Schulenburg die Rechtsregel, lite pen- 
dente nil innovandum und die anerfannte Unftatthaftigfeit jeder Einmifchung 
einer Verwaltungs: Behörde in Die Rechtspflege zu fprechen ſcheine; fü ergebe ſich 
von der andern Seite aus der Rechtsregel: res inter alios acta et judicata ter- 
tio neque nocet neque prodest, daß die Entſcheidung jenes kammergerichtlichen 
Proceſſes, wenn ſie auch ganz zum Vortheil der Graͤflich von der Schulenburgi— 
ſchen Familie ausfiele, dennoch in Beziehung auf die landes- und lehnsherrlichen 
Rechte die Fideicommiß-Qualitaͤt der fraglichen Lehenguͤter noch keineswegs über 
alle Zweifel erhebe, ſondern dieſe vielmehr einer neuen rechtlichen Eroͤrterung unter: 
zogen werben-müffe. Da es ſich uͤberdieß von ſelbſt verſtehe, daß es dem Grafen von 
der Schulenburg unbenommen feyn werde, alles dasjenige an: und auszuführen, 
was er. aus dem Fammergerichtlichen Proceſſe ferner Sache nüglich zu feyn glaube, 
wohin auch bie Refolution des Lehnhofd vom 29. Juny 1787, gehöre; fo ſchein 
die Erflärung Seiner Königlichen Hoheit des Grofiherzogs von Mecklenburg⸗Schwe⸗ 
rin Den. von dieſer hohen Berfammlung allein. vor Augen. gehabten Zweck einer 
ungehemmten Nechtöpflege solllommen entfprechend,. Die gründliche und endlicge 
Erledigung eines Iangwierigen Nechtöftreitö befördern, mithin: der Lage der Sache 
angemeſſen, und für. den Grafen von der Schulenburg durchaus beruhigend und 
befrienigenb zu feyn. u 


Der Herr Referent trug ſonach darauf an: 
. Daß dem Reflamanten die in ver 27. Sikung von bem- Großherzoglich 
sMedlenburg : Schwerinifchen. Herrn: Gefandten zu Protofoll gegebene Erflärung. 
mitgetheilt. und er in Beziehung auf. diefelbe an. feinen. Landesherrn verwiefen: 
werden moͤge. 


Dieſer Vortrag wurde unter. Zahl 57. dem Protokolle angefügt, 


Defferreid: teitt: dem Herrn Referenten: vollkommen bey, ba ber Groß: 
herzoglich Meclenburgifche Herr. Gefandte,. Namend: feines. Allerhoͤchſten Hofes, 
vollkommene ungeftörte Rechtöpflege zugefichert habe, ſomit ber. Neklamant feine: 
volle Befriedigung erhalte, 





Sämmtliche übrigen Stimmen vereinigten ſich ebenfalld mit Dem Antrag. 
Herrn Referenten; daher 
| Beſchluß: 
Daß dem Grafen Adolph Friedrich von der Schulenburg bie in der 27. Sit 
von dem Großherzoglich Medlenburg :Schwerinifchen Herrn Gefandten zu Pr 
toll gegebene Erklaͤrung mitzutheilen, under, ın Beziehung auf diefelbe, zu fei 
Landesherrn zu verweijen fey. | 


6 1. 


Shrift des Dr. von Refh, «Roth: und Hülfstafel oder Hül 
svorfhläge zur Aufbelfung der Gegenden, die Bu 


« KRriegsprangfale, Wetter, Hagel und Wafferfhän 
«gelitten haben.» 


Ebenderfelbe: giebt nähere Kenntnig von der 3. 88, eingetragen 
Schrift des Dr. Fr. Anton von Reſch unter dem Titel: «Roth: und Hulfata 
«oder Hülfsvorfchläge zus Aufhelfung der Gegenven, die durch Kriegsdrangſa 
«Wetter, Hagel und Waſſerſchaͤden gelitten haben»; und aͤußert, dieſe Not 
und Hülfötafel gemähre eine leichte und einfache Ueberficht der Mittel, welche all 
dings qrößtentheild für die wirtfamften, zur Erreichung der von dem Verfaſſ 
angezeigten Zwecke gehalten werden könnten. Verſchiedene landwitthſchaftli 
Borfchläge koͤnnten indeffen nur von Sachkennern gehörig gewürdigt werbe 
Im Ganzen feheine Die vorliegende Schrift zu denjenigen gezählt werden zu dürfe 
welche verdienten in Dad Verzeichniß nüßlicher Schriften eingetragen und den E 
fandtfihaften zur Einficht mitgetheilt zu werden, 

Was aber Das Anerbieten Des Verfaſſers, feine beſonderen Erfahrungen jede 
Staate mitzutheilen, auch mit Rath und That und mit einigen Cultivateurs 
Handen zu gehen, dann die Bitte anlange, unter dem Schußeder Bundesverjamı 
Iung für einen oder den andern Staat, ald Organ zum Bellen ver leidend 
Menfchheit mitzuwirken; fo könne eine ſolche Verfügung von der Bundesverfami 
lung nicht ausgehen, fondern ed werde den einzelnen Gefandtfchaften zu uͤberlaſſ 
fenn, ihre Regierungen auf das Anerbieten des Verfaſſers aufmerkfam zu mache 
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und dieſe nur konnten beſtimmen, ob und in wie fern ſie von denſelben Gebrauch 
machen wollten? 

Unter allgemeiner Zuſtimmung z zu dem Gutachten des Herrn Referenten wurde 

befhloffen: 

Die Schrift des Dr. Sr. Anton von Reſch, « Noth: und Hülfstafel over 
« Huͤlfsvorſchlaͤge zur Aufhelfung ver Gegenden, die durch Kriegsdrangfale, Wet: 
«ter, Hagel und Waſſerſchaͤden gelitten haben», unter Die Zahl der nüßlichen 
Borfhläge aufzunehmen, übrigend aber den.cinzelnen Geſandtſchaften zu überlaf: 
fen „ ihren Regierungen das Anerbieten des Verfaffers vorzutragen. ' 


. 19. 

Borfellung der Rheinpfälzifhen Staatögläubiger und Beſitzer 
der Partial-Obligationen Lit. D., die Zahlung der rück— 
ſtaͤndigen Zinſen und verfallenen Kapitalien betreffend. 


' Baiern. Der Königlich Baierifhe Herr Gefandte giebt in Betreff per. rhein⸗ 
pfaͤlziſchen Staatd ; Obligationen Lit. D. zu Protofolle: | 

In der XIV. Bundestags: Sikung vom 27. Februar laufenden Jahrs hat 
der damals fir die Baieriſche Stimme ſubſtituirte Bundesgeſandte, Herr Graf 
von Goͤrtz, den gutachtlichen Antrag des Herrn Referenten in der Reklamations⸗ 
Sache der rheinpfaͤlziſchen Staatsglaͤubiger und Beſitzer der Partial⸗Obligationen 
Lit. D., und die bey dieſer Gelegenheit von dem Großherzoglich Badiſchen Herrn 
Bundesgeſandten abgegebene Erklaͤrung ad referendum genommen und die dieſſeitige 
Aeußerung vorbehalten, weßhalb die Abſtimmung bis zum Eintreffen der letztern 
ausgeſetzt wurde, 
X bin angewieſen, zur Aufklaͤrung dieſes Gegenſtandes zu bemerken, daß 
hereitö. gegen: die. Beſitzer der Rheinpfalz ein Erkenntniß der mit Vollziehung des 
Hauptdeputations⸗Schluſſes beauftragten. Subdelegations⸗Commiſſion vom 30. 
Juny 1804. vorliegt; welches, da von Seiten ihrer Commiſſarien am 15. Auguſt 
deſſelben Jahres die foͤrmlichſte Submiſſion erflärt worden iſt (Nro. II, und III. 
bey der Borftellung. ber Gläubiger), als rechtskraͤftig angeſehen werden muß, 
und durch ein am 20. April 1806. ergangenes kammergerichtliches mandatum sine 
clausula bekraͤftigt worden iſt. 


+ 


Rn) 


Seine Majeflät der König von Baiern glauben daher noch zur Zeit nicht 
ven betheiligten Höfen gerechnet werben zu Tönnen, deren Geſandten nad I 
Antrage ded Herrn Neferenten um die. Vereimigung über Die Theilung dieſer KR: 
talien und deren Verzinſung erfucht- werben ſollen. 


Nur gegen die Beſitzer der Rheinpfalz, insbeſondere gegen das Großher 
thum Baden find Die verſchiedenen Vorſtellungen der Gläubiger gerichtet, und! 
letztere kann ſich ſowohl, "ale Beſitzer des Hauptortes von bem Lande, aufen 
chem felbſt mach ſeinen Behauptungen bie. Schuld haftete, als auch als Bei! 
derjenigen Specialhypothek, an welche ſich die Gläubiger bisher ausfchlieplich 
halten haben, nach Analogie der $$. 78; und 79. des Reichsdeputations⸗ er 
der Erfüllung ver rechtöfräftigen Befchlüffe nicht entziehen, 


Indeſſen bleibt ed Baden imbenommen, die Negreß : Anfprüche, og d 
ſelbe an Baiern zu haben glaubt, bey der Bundesverſammlung anzubringen, 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Baiern ſind bereit, auf den Fall, daß die Sa 
nicht im gütlichen Wege beyzulegen feyn follte, dieſelbe vem Ausfpruche einer wo 
georoneten Auſtraͤgal⸗ Inftanz zu unterwerfen, für welchen Fall man fid) jedt 
auch vorbehält, jene Forderungen geltend zu. machen, die man bieffeits an 
Befiger der Nheinpfalz für mehrere Gegenftände, 3. B. die von ber. Baierifd) 
Hauptlaffe an die Mannheimer Generalfnffe geleifteten Vorſchuͤſſe, für die Afk 
Arreragen der rheinpfälifchen Kabinetölaffe, für Die Vorſchuͤſſe der Baieriſch 
Militaͤrkaſſe an die rheinpfälzifche Kriegskaſſe u. d. gl. in dem Betrage von mehrer 
Millionen zu machen hat, von benen biöher Umgang genommen wurde, wogeg 
man auch eine - Verbindlichkeit gur Uebernahme von Landesſchulden nie anerkann 

Obgleich man ſi ch bey dieſer Lage der Sachen der Anfuͤhrung derjenig 
Rechtsgruͤnde noch zur Zeit voͤllig enthalten koͤnnte, durch welche Seine Majeſt 
der Koͤnig von Baiern zur Verweigerung der Concurrenz zu den Rheinpfaͤlziſch 
Landesſchulden beftimmt wurde; fo nimmt man doch feinen Anſtand, ſchon je 
zur vorlaͤufigen Kenntniß der hohen Verſammlung einige rechtliche Bemerkung 
im. dieſer Ginficht bier beyzufügen, welche als für den gegenwaͤrtigen Zweck 
- nügend, nur auf dasjenige beſchraͤnkt find, was ſich aus den uͤber dieſen Gegenitaı 

erſchienenen Druckſchriften ergiebt. | 


m 


. Die Veylage' diefer Erklaͤrung wurde Zahl 58; dieſem Protokolle angefügt, 
—* unter allgemeinem Einverſtaͤndniß 
beſchloſſenz 
Dice Erklaͤrung der Commiſſion aupufelien, 


r. 


Einveigungs ⸗ — — 


Das Einreichungs⸗Protokoll, die Eingaben unter Zahl 185. und 186. ent⸗ 
haltend „wurde verleſen und 
beſchlaſſen: 

Denchen der Gommifion zu abergebon. 


Folgen die Unterſchriften. 


Verzeichniß der Eingaben. 
Fortſetzung des Eineichunss— Protokolls von Nro. 185. bis 186. 


u See... 


Nro. 185. Finanzrath von Brad in Fulda: bittet, eine authentiſche Getikrung, zur 
Sicherung der durch faͤlſchliche Behauptungen bes gegnerifchen Landkrankenhauſes 
in Fulda :öffentlich gefährdeten Rechte Seiner Majeſtaͤt des Könige der Nieder: 
lande, als vormaligen Fürften- zu Fulda, und feiner. bamit im engften rechtlis 
hen Verband ftehenden Penfions; Gerechtfame gnädigft zu erlaffen; damit er 
noch vor der nahen Erlafjung des Hanauiſchen Hofgerichtlichen zweyten Inſtanz⸗ 
Urtheils den noͤthigen Gebrauch davon machen koͤnne. 

Nro. 188. Johann Wilhelm Remy, Bürger und Handelsmann in Frankfurt, proprio 
et cessionario nomine der Hüttenherren Remy, Hofmann und Compagnie 
zu Bendorf am Rhein: uͤbergieht eine Denkſchrift und Nellamation gegen big 
sormalige Hochfuͤrſtlich Naſſau⸗ Weilburgiſcht, nunmehr Herzoglich Nafs 
f. auiſ che Regierung gu. Wiesbaden , eine Schuldforderung betreffend. 
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Ein und dreyßigſte Sitzung 
Geſchehen, Frankfurt den 29ften May 1817. 


(GInhalt. ©. 194. Subftitution des Herrn Präfidenten von Berg, für den Gefandten 
fechzehnten Stimme. $. 295. Abſtimmung von Württemberg Über die aı 
wärtigen Berpältniffe des deutſchen Bunde 6. 196. Abſtimmu 
von Baden über die Vermittlung der Bundesverſammſlung bey Streit 
feiten dev Bundesglieder und Aufftellung einer Aufträgals Infanz 8. 197. Met 
mation einiger Bürger der freyen Stadt Brenn, wegen freyer Betreibung ihrer Profeffii 
$. 298. Geſuch des Freyherrn Karl von Dalberg, um Rückgabe dee von Oſteiniſchen Ho 
zu Maynz, oder Entfchädigung. $. 199. Geſuch des vormald Großherzoglich Frankfur 
fhen Einregiftrirungss Einnehmerd Seibt. $. 200. Entfhädigungsgefuh der voran 
Kurpfälzifchen Erbpädter der Gräfenauer und Hemshöfe, wegen erlittener Kriegsſchad 
6. 201. Gefuch des vormaligen Reichsdirektorial⸗Geſandtſchafts-Sekretärs, Hofrath He 
lein zu Regensburg, um Vergütung dekretmäßiger Dienſt⸗Emolumente. 6. 203. Geſr 
der Inteſtat⸗Erben des Deutſch-OrdensCommenthursés, Freyberrn bon Truchſeß-Rhei 
felden, deſſen Penſions⸗ Rückſtande betreffend. .203. Kaiſerlich Defterr eichifd 
Punftation über die Entwerfung einer Matrifel des Bundes, und Wahl ein 
* ſion zur ferneren Bearbeitung dieſes Gegenſtandes. 9, 4204. Neue Eingabe 


In Gegenwart— 
Alter in der vorigen Sisung An weſenden. 


Wied er ‚binzugefommen war, 


Bon Geiten Badens: Der Großherzogliche wirlliche Herr Geheime Kart 
Freyherr von Berſtettz 


. dr ‘ N .. . 
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Von Seiten Braunfhweigs und Naſſau's: der Herzoglich Naſſauiſche 
Herr Geſandte, Staatsminiſter Freyperr von Marſchall. 
Mit Ausnaheme, | 
Bon Seiten von Hohenzollern, Lichtenflein, Reuß, Schaum: 
burg:Lippe, Lippe und Waldeck; ded von dem Herrn Gefandten, 
Freyherrn von Leonhardi, fubftituirten Herzoglich Holſtein⸗Olden⸗ 
burs— 7 Anhelt⸗ und Sahwatzburgiſchen der Geſandten von Ders 


. 194. 


Subftitution des Herzoglich Holſtein-Oldenburg⸗, Anhalts 
und Shwarzburgifhen Herrn Gefandten von Berg, für 
den Herrn Gefandten ber ſehzehnten Stimme, Sreys 
herrn von Leonharbi. 

Praͤſidium eröffnet: es habe der Herr Geſandte der ſechzehnten Stimme, 
Freyherr von Leonhardi, auf die Dauer ſeiner Abweſenheit den Herzoglich 
Holſtein⸗ Oldenburg⸗, Anhalt⸗Vund Ehwarztuchiſchen Herrn Geſandten von 
Berg ſubſtituirt. | 


4. 195. 

Praͤ ſidium: wolle vernehmen, ob etwa in den zur Berathung ausefehten 
Segenftänden weiter abgeftimmt werden wolle ? 

Die auswärtigen: Berbältniffe des deutſchen Bundes. 

Wuͤrttemberg. Die gründliche Erörterung der gegenwärtig in Bera⸗ 
thung ftehenden Punkte über.Die Außeren Verhaͤltniſſe des deutſchen Bundes, wo⸗ 
mit die Kaiſerlich Oeſterreichiſche Geſandtſchaft die Abſtimmungen uͤber dieſen Ge⸗ 
genſtand eroͤffnete, beſchraͤnkt die dieſſeitigen Antraͤge auf wenige der Ordnung der 
Deſterreichiſchen folgenden Bemerkungen. 


Zur Einleitung 


Es kann nah den Beltimmungen der deutſchen Bunbedafte, befonbers ver 
Artikel 2.10, und 11., keinem Zweifel unterliegen, daß Der deutſ he Stan; 


tenbund, wenngleich die ſaͤmmtlichen Glieder deſſelben auch ſelbſt für ſich beſtehe 
unabhängige Staaten ſind, in feiner Geſammtheit als freye unabhängige Mc 
in dem europäifchen Voͤlkerſyſteme erſcheine, dag ihm fomit auch Die voͤlkerrechtlich 
Mittel des gegenſeitigen diplomatiſchen Verkehrs, und namentlich das aktive u 
paffive Geſandtſchaftsrecht, zuſtehen. 

In dieſer Eigenſchaft iſt der deutſche Bund ſchon durch Die Wiener Congr 


akte conſtituirt, und von den uͤbrigen europaͤiſchen Maͤchten und Regierung 
anerkannt. 





Es wird daher, wie auch die Koͤniglich Baieriſche Abſtimmung bemerkte, | 


Ad I 


1) nur noch übrig feyn, benfelben, unter Beziehung auf die Gongrega 


von” inzwifchen erfolgter Eonftituirung der Bundesverſammlun 
Kenntniß zu geben. 


Dieſe Eroͤffnung wird, | 
a) An alle europäifchen Mächte und Regierungen, auch an biejenigen,. weld 
wegen eines Theild ihrer Staaten zugleich Mitglieder des Deutfchen Bu 
des find, fo wie an die norbamerifanifchen Freyſtaaten; und zwar 
b) Durch Schreiben der Bundesverfammlung an die Minifterien gemad 
werben. Eine Richtung der Schreiben an die Souveraine felbft würt 
man ſchon mit dem allgemeinen Gefichtöpunft nicht vereinbarlid finde: 
fönnen, daß die Bundeöverfammlung nicht als felbftftändiger Körper, fon 
bern nur im Namen und aus Auftrag ver verbünbeten Souverain 
handelt, 
In eben Diefer Hinficht würden biefe Schreiben, 
0) Richt. im Namen des Bundes, fondern im Namen ver Sundesoffanm 
lung ergehen; und 
d) Bon dem vorfißenden Herrn Geſandten unterzeichnet werden. Dieß koͤnnt 
entweder auf die ganz einfache Weiſe: 
«der vorſitzende Geſandte in der Bundesverfommlung >; »; 
oder nad) dem Kurheffifhen Antrag gefchehen : | 


a der verbuͤndeten Fuͤrſten und freyen Staͤdte Deutſchlands zur. Bundes 
Protok. d. d. Bundesverſ. III. Bd. 10 
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« verfammlung abgeordnete Bevollmaͤchtigte und Geſandte, und in Des 

«ren Namen ver vorfigende Kaiferlich‘ Oefterreichifche Gefandte, > 
Wollte die erfte NRotififation an die Mächte felbft gerichtet werden, fo würben 
entweder alle Bundesglieder zu unterzeichnen haben, was ſchwer zu bewerfftelligen 
wäre, oder des Raiferd von Oeſterreich Majeſtaͤt durch den vorfigenden Herrn: 
Geſandten zu erfuchen feyn, dieſelbe Namens aller Bundesgliever ergehen zu laſſen. 
Ad 2) findet man den Kaiferlich Oefterreichifchen Antrag ganz angemefien, 
daß man ſich der deutſchen Sprache zu bedienen und bey den erften Schreiben 
feine Ueberfegung benzulegen hätte, bey in der Folge vorkommenden Faͤllen aber 
eine franzöfifche Ueberfegung beygefügt werden fönnte, wenn nicht die lateiniſche 

Sprache gebraucht werden wollte. 
Ad 3) kann fih fhon auf bad ad 1) Bemerkte beziehen, u und » 


Ad U. 
den in ber Raiferlid Oeſterreichiſchen Abſtimmung enthaltenen Anträgen beytreten. 
I Insbefondere findet man es der Lage der gegenwaͤrtigen Verhaͤltniſſe des 
deutſchen Bundes ganz angemeſſen, daß derſelbe den Grundſatz aufſtelle, keine 
beftänpigen Geſandtſchaften an die auswärtigen Höfe und Regierungen abzus 
ordnen und an denfelben zu unterhalten. 
Was fodann die noch zu erwägen gegebene Frage Betrifft, ob und in wie 
- fern gewiſſe Gegenftände vor der Mittheilung an die Gefammtheit einer Vorbera⸗ 
thung durch einen engern Ausfhuß zu unterwerfen ſeyn möchten? fo vereinigt man 
ſich deßfalls mit dem Königlich Baierifchen Antrag, diefen Punkt bey den gegen; 
wärtig zu treffenden Beftimmungen gänzlich zu übergehen. 
Eine gleichbaldige Mittheilung an die Bunbeöverfammlung feheint fich als 
Regel ohnehin auch in fo fern zu empfehlen, als jeve Geheimpaltung leicht Anlaß 
zu Mißtrauen und Spaltungen geben duͤrfte. 


Ad IL: | 
ift man mit dem Kaiferlih Defterreichifchen Antrag dahin einverfianhen, daß 
ad.1) alle auswärtigen Gefandtfchaften ald an den deutſchen Bund, 
nicht an bie Bundesverſammlung, accrebitirt anzuſchen waͤren; ; und 








ad 2) Das der Wiener Congreßalte angehäugte Reglement sur le ı 
entre les agens diplomatiques auch hier, fowohl überhaupt als insbeſon 
für Beitimmung des Rangs der diplomatifchen Agenten gleicher Klaſſe nad) i 
Anciennete am Bundestag, feine Anwendung finde. 

Die Beglaubigungen ver auswärtigen Gefandtfchaften wären entw 

a). ald Beglaubigungs : Schreiben an ben deutſchen Bund, d. 5. an die 

verainen Fuͤrſten und freyen Städte Deutſchlands zu richten, und bey 
Bunvdesverfammlung zu übergeben, welche allen Mitgliedern durch tı 
Geſandte Abfchriften zufenden und Die Annahme der Gefandten nad) 
Mehrheit der Stimmen der Bundesglieder ausſprechen würbe; oder fü 
ten ſie 

b) mittelſt Urkunden in offener Form der Vollmachten geſchehen, wie ſo 

den auf Congreſſe abgehenden Geſandten ausgefertigt zu werben pflegen. 

Ad 3—7) ſtimmt man den Oeſterreichiſchen Antraͤgen vollkommen bey. 

Uebrigens duͤrfte es | 

ad 8) einer befondern, Beantwortung des Beglaubigungs + Schreiben 0 
der. Vollmacht nicht bepärfen, da Die Erwähnung im Öffentlichen Protokolle 
Annahme des Sefandten beurfunden würde, | | 

Ad 9) wäre vorzuziehen, daß den auswärtigen Gefandten durch Vereinbaru 


mit der Stadt Frankfurt dieſelben geſandtſchaftlichen Rechte verſchafft wuͤrde 
welche die Bundestags-Geſandten genießen, oo. 


Ad W. 


| Wird, unter Beziehung auf bie oben gemachten Bemerfungen, der Köni 
Baieriſchen Abſtimmung beygetreten. 


Ad V. 
Wuͤrde es 
ad 1) in Anſehung der Abberufungs⸗ Schreiben eben fe zu Halten fen, n 
mit den Beglaubigungs: Schreiben, ed mögen dieſe in Form eigentlicher Begla 
bigungds Schreiben, oder offener Urkunden ausgeſtellt worden feyn. Da es jede 
ſchwer feyn würde, die Antwort auf das Abberufungs » Schreiben, oder Dad s eigen 
10* 
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kiche Recreditis auf ein foͤrmliches Ereditiv, von allen Bunbesgliedern un 
terzeichnen zu laſſen; fo möchte dieſelbe auf Erfuchen der Bundesverfammlung von 
Seiner - Majeftät dem Kaiſer von Oeſterreich allein, im Namen des Bundes, zu 
erlaſſen ſeyn. 
Haͤtte ſich aber der abgehende Geſandte mit einer offenen Vollmacht legitimirt, 
welche aun zurüdgenommen wird; fo würde von Der Bundesverſammlung an das 
betreffende Miniſterium geſchrieben werden koͤnnen. 
Daß uͤbrigens | 
.  &d2) dei in einzelnen fünftigen allen vielleicht rathfam werdenden Benach⸗ 
tichtigung derjenigen deutſchen Regierungen, durch deren Gebiet ein zuruͤckgehen⸗ 
der Geſandter reifen wird, in dem zu faffenden Beſchluß ausbrüdlich Erwähnung 
geſchehe, ſcheint wicht noͤthig zu ſeyn. 
Indem daher ſowohl i in dieſer Beziehung als 
zur Shlufbemerfung 
ber Königlich Baieriſchen Abftimmung beygetreten wird, bat man nur noch den 
Ausdruck des :verbinplichften Danks beyzuflgen, womit die in den Katferlich 
Deſterreichiſchen Anträgen und Bemerkungen biefem Gegenſtand gewidmeten vor⸗ 
zuglichen Vemühungen erkannt werden. 


F. 196. 


Bermittelung der Bundesverfammlung bey GStreitigfeiten 
der Bundesglieder unter ſich, und Aufſtellung einer 
wohlgeordneten Auſtraͤgal⸗ Inſtanz. 


Baden. In Beziehung auf die F. 90. des Protokolls der 17. Sitzung vom 
10. März 1.3. feſtgeſetzte Berlagnahme, in Betreff der Vermittelung der Bundes⸗ 
verſammlung bey Streitigkeiten der Bundeöglieder unter einander, und mit Ruͤck⸗ 
fiht auf die in der vertraulichen Befprehung vom 3, Mir l. J. mitgetheilten 
Rotaten über die Einrichtung einer Auſtraͤgal⸗Inſtanz für die fanmtlichen 
Glieder des deutfchen Bundes, ift die Großherzoglih Badiſche Geſandtſchaft 
beauftragt, folgendes einer hohen Bundesverſammlung zur ferneren Erwagung 
vorzutragen. | 








Es ift unftreitig einer der bebeutendſten Punkte der Bundedakte, wel: 
deren. Artikel 11. am Schluffe feſtſetzt, daß und wie Streitigkeiten ver Bun 
glieder unter ſich, guͤtlich oder rechtlich audgetragen werden follen, und Deu: 
land erblictt in der Uebertragung und Beybehaltung ver Aufträge die Fortda 
eined feiner Alteften Rechts-⸗Inſtitute, welches felbft vor ver Errichtung ' 
Reichögerichten, den Frieden in Deutfchlend zu erhalten, für erfprießlich erad 
wurde und welches der Autonomie und der Stellung der fouverainen Bundesglie 
gegeneinander ganz entfprechend iſt. Aus gleichem Grunde hat der weitphäli! 
Friede Art. 5, $, 56. den deutſchen Fürften vorzüglich ihr Aufträgal: Recht zug 
dert; und aus biefem Geifte ift es in Die Bundesakte übergegangen. Es verbi 
daher die Errichtung einer wohlgeordneten Auſtraͤgal⸗Inſtanz für ale, wo 
von der Bundesverfammlung durch einen Ausſchuß verſuchte Bermistelung m 
lingt, die Iebhaftefte Fuͤrſorge. 

Es geht aber hieraus die Nothwendigkeit hervor, daß nicht allein über I 
Form der Auſtraͤgal⸗Inſtanz, fondern auch über jene der Vermittelungs + +Eoi 
miſſion bey dem Bundedtag, Entfcheidung gefaßt werde; weil beyde einander bebi 
gen, und ohne die letzte, Die erfte nicht in Wirkſamkeit treten kann, 










1. Was demnach den Vermittelungs⸗AMusſchuß angeht, fo ift mo 
von Geiten Badens mit dem Borfchlage,. fo. wie er am 3. März gefchehen u 
unter J. lit. a bis e entwidelt ijt, einverftanden. Nur wird noch zu beftimmen nöthi 
feyn, wie die gewählten Ausfchußgliever ihren Auftrag den Parteyen zu eröffne 
haben, oder ob dieß durch den Bundestag, oder lediglich Durch Bericht des Gefant 
ten des betreffenden Bundesgliedes, gefchehen folle. 

Hinfihtlih der Termind : Beftinmung, binnen weldem bie Vermittelun 
erledigt feyn muß, dürfte noch zweckmaͤßig ſeyn, beyzuſetzen, daß es einem vdı 
dem.anderen Theile ver Zwiſtigen frey ftehen müffe, bey der Bundeöverfammlun 
auf eine Sriftfegung anzutragen, wenn etwa. der Ausſchuß Die zu erwartende B 
ſchleunigung nicht gewaͤhrte. 

ALI. Soviel die Auſtraͤgal⸗In dan; felbft angeht, fo iſt es unbezweifel 
daß die darüber bey der ehemaligen Reichsverfaſſung befiandenen Einrichtunge 
keine Norm mehr abgeben Tonnen, als wie fern deren innere Zwedimäßigfeit d 
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. Wieberaufnähme in die neue Einrichtung empfiehlt, . Denn gewiß geben die Er; 
fahrungen über dieß urdeutſche Wefen den ſchaͤtzbarſten Stoff zur Benußung. 

Nach dieſer Anficht findet daher Baden in der Sache Folgendes zu bemerken 
nöthig : 

Daß der Beklagte dem Kläger innerhalb 4 Boden unerſtrecklicher Friſt, wo 
dad Mißlingen gütlicher Vermittlung dem Bundestage angezeigt worden, drey 
unbefangene Bunbeöglieder vorſchlage, aus welden Eines von leßterem zum 
Richter erwählt werden muß, welches Die Sache feinem oberften Gerichtöhofe zur 
Entſcheidung übergiebt, ift eine mit Der Einrichtung der alten Aufträge ganz ho⸗ 
mogene Einrichtung. Dagegen ed die Geſandtſchaften am Bundedtage, wenn 
- Solche auch die erforderlichen grimdlichen praktiſchen Rechtöfenntniffe beſitzen, we 
doch nur ſtaatsrechtliche ſtreng von ihnen gefordert werden können, von der Bear 
beitung ihrer wichtigen eigentlichen Bundestagögefchäfte abhielte, wenn fie mit 
Rechtsſachen als Uufträgal Richter ſich zu befaffen hätten; zudem viefelben bey ver 
Frage ver Vollziebung von AufträgalsErfenntniffen nicht unbefangen genug er 
ſcheinen können, 

Nur aus- eben diefer Ruͤckſicht ‚ eined unbedingt. vollfommenen Vertrauens in 
direkte und indirekte ungeftörte Unpartheylichkeit, bemerkt man auch über die Er: 
nennungsart ber Richter, daß es zweckmaͤßig feyn mödhte, wenn Bellägter und 
Kläger jeder ein Bundesglied wähle, ven dritten aber Die Bundedverfainmlung‘, 
weicher, wenn die beyden Erſten ſich nicht über die Wahl des Auſtraͤgal-Richters 
‚vereinen Tonnen, den Ausfchlag Dafür giebt, oder daß jeder Theil bireft einen 
Hof wähle, und diefe dann fich über einen Dritten vergleichen. 

Es kann der erleuchteten Berfammlung nicht entgehen, Daß je einwurfs⸗ 
freyer die Auſtraͤgal⸗-Richter gewählt: ſeyen, deſto größerer. Werth und Nachdruck 

von dem Inſtitute zu erwarten ſtehe. 

In Hinſicht einer aufgeworfenen Frage, ob nur Bunbesglieder zu Richtern 
vorgefchlagen werden fönnten, die drey Inftanzen in ihren Staaten haben, 
- bemerkt man: Daß nach dem Artikel 12, der Bundesafte alle Stanfen des Bundes 
- timftig ein eigned oder gemeinfchaftlihes Gericht Dritter Inſtanz haben müffen,, 
und daß mit ber Borausfeßung, Daß nur dieſer oberſte Gerichtshof Die Sache zur 
Entſcheidung erhalte, fein innerer ‚Grund vbprwalten ſcheint, daß. nicht jedes 


Bundesglied erkohren werben koͤnne, welches, wenn ed nur ein gemeinfames 
richt britter Inſtanz hat, biefed mit der Entfcheidung beauftragt, Hierbey r 
für die Richterwahl ein nicht unbedeutender Spielraum gewonnen. 

Verſchickung der. Alten fände man mit ver Würde der Glieder: 
Bundestags, falls ed ald nothwendige Maasregel formell vorgefchrieben wi 
nicht ganz vereinbar. Daß gegen das Aufträgalstirtbeil fein weiteres Ned 
mittel flatt finde, ift in der Ordnung, nur muß nach dem Borfchlage vom 
März dad remedium restitutionis in integrum ex (IL h.) capite novon 
davon ausgenommen werden. . 

Ein fehr bedeutender Punkt bleibt aber noch zu beſtimmen übrig: nach w. 
hen Rechten ver Aufträgal: Richter zu fprechen babe? Man hat geantwort. 
«nach den in Deutfchland hergebrachten Nedten». Es fragt ſich aber, mas 
Deutſchland nach feiner jegigen Geftalt, mit dieſem Namen belegt werden könn 
daß Fragen des Privat: Fürftenrechtö aus dieſem, derdeutfchen Fuͤrſten⸗Autonon 
entfproffenen echte fortdauernd beurtheilt werben koͤnnen, da in allen Umw 
zungen die Grundfaͤtze deſſelben nicht untergiengen, das ift wohl nicht zu bezw. 
feln. Aber außer vem, was feine Entfcheivung daraus zu fıhöpfen hat, ift ed wo 
durchaus nöthig, daß die Bundesverſammlung beftimmt erkläre, was unter, | 
Deutfehland bergebradhten, gemeinen Rechten jeßt zu verftehen fey? Wenn der Vo 
fhlag ver Aburtheilung bey den Obergerichten der Bundesglieder genehm wird, | 
wird ed auch vonndthen werden, über ven Koften: Punkt fi zu verftändigen 
Sey ed, daſt jedes Bundesglien feine Richter mit ſolchen Aufträgal;Arbeiten unentgell 
lich zu beauftragen, gegenfeitig allgemein einwilligt, oder Daß das Gegentbheil fta 
finden follte,. 

Es ift die Frage aufgeworfen worden, inwiefern wenn der Bermittelung: 
Ausſchuß fheitert, dann nicht noch vorläufig ein zweyter Ausſchuß prüfen fol 
ob die Sache politifher Natur fey, um erft wenn fie geartet nicht erfanı 
werde, zur Auſtraͤgal⸗Inſtanz zu gelangen, 

Der $.. 11. der Bundesakte fpricht aber von einer ſechen Unterſcheidung un 
Ausſcheidung nichts, und ſetzt ſchon ig dem Vermittelungs⸗Ausſchuß, für Da 
Politiſche ſolcher Differenzen ein Auskunftsmittel; fo wie alles dasjenige vor d 
Bunveöverfammlung gehört, was Gefammtrechte und Verbinplichleiten ver Gli 
der und Diöpofitionen der Bundedafte felbft betrifft, 
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Daben ift ed nad) ver Natur der Sache und ber Menfchen, eine mißliche Auf⸗ 
gabe um die Auffindung' der Gränzfcheide, wo das Politiſche in einem Streite unter 
fouverainen Staaten aufhöre und das Rechtliche anfange ;. fo, Daß die im Geifte der 
Bundesakte liegenden Zwede der Sicherung der Zuſtaͤnde des Friedens und des 
Rechtes, bey ihrem Buchitaben beffer geveihen dürften, als bey einer neuen Unter. 
ſcheidung, wobey der Bunbeötag in. Schwierigkeiten gerathen koͤnnte. 

Nur um der hiftorifchen Ideen⸗Verbindung willen geht man auch dabey auf 
die Bemerfung ein, daß ed nöthig werben möchte, fich über die jo genannten gewills 
führten Austräge auszuſprechen, veren Vorhandenſeyn, zumal bey ven 
jegt beftehenden Bundesgliedern, die nicht im rheinifchen Bunde begriffen waren, 
wohl eben fo denkbar, als nichts im wege iſt, daß ſolche vertragemaßige Auſtrage 
ihre Fortdauer behalten koͤnnen. 

Hingegen bedarf es der Erklaͤrung von Seiten der VBundetverſammlung, ba | 
die Auöträge nur für wirkliche Bundesglieder unter fih, und Keinefwrgs, wie 
wohl ehehin behauptet ward, für appanagirte Fuͤrſten gelten, ſo wie daß weder 
Aus der connexitate, noch der continentia causarum - mebiatifirte. Fürften 
oder andere Unterthanen vor die Aufträgal: Snftanz gelangen koͤnnen. 

Wem nun aber über Die Einrichtung ber Anträge, in formeller,; perfönlicher 
und dingliher Hinficht auch alles im Reinen ſeyn wird; ſo fragt es ſich noch im⸗ 
mer um den Vollzug der Spruͤche. 

Die Notaten vom 3. März 1, J. (IL. g.) ſetzten nur: die eroͤffneten Urtheile 

ſollen dem Bundestage mitgetheilt werden, damit er noͤthigenfalls auf deren Be⸗ 
folgung halten koͤnne. 
Allein, daß dieß in der Mobalität noch näher beſtimmt werden müffe, liegt 
wohl zu Tage. Es bürfte daher eine Vereinbarung über eine Vollziehungs— 
Ordnung. der Befchlüffe, unter Die zwar fhwierigen ; aber unerlaßlichen Gegen, 
ftände der Berathungen ver Bundgöverfammlung gehören, 

Desgleihen nimmt man von Seiten Badend einigen Anftand, - dem Bor, 
ſchlage Der vortreflichen Defterreichifchen Gefandtfehaft in ver Punktation Num. 6, 
a). den Proceß nach derjenigen Proceß⸗Ordnung zu inſtruiren, welche der betref⸗ 
fende oberſte Gerichtshof überhaupt beobachtete, unbedingt beyzutreten; indem 
dabey eine allzugroße Mannichfaltigkeit ver Behandlung and eine Schwierigkeit 
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für die Geſchaͤftsfuhrer der Partheyen entftünbe, welde kaum anders gehoben w 
den Fünnte, als daß für dad Formelle des Proceſſes wieder Profuratoren an de 
jedesmaligen Gerichtsſitze aufgeftellt würden. Vielmehr erachtet man, daß entn 
ber eine Proceß⸗Ordnung unter den bereit3 beftehenden zu wählen, oder ei, 
eigne für dad Verfahren der Bundes; Aufträgal : Inftanz zu verfaffen fey, na 
der fodann bey allen oberften Gerichtähöfen, fobald fie als Auſtraͤgal⸗Inſta! 
zwifchen Bundesgliedern auftreten, bie Proceffe zu verhandeln find. 

Was die Frage in erwähnter Punftation Rum, 6. ds und F. betrifft, binne 
welcher Srift das Nechtömittel der Reflitution ex capite novorum gebraucht we 
deh kann, fo glaubt'man, Daß es der Natur Ber Sache und dem Princip Des Red 
tes angemeſſen fey, die Anbringung bed. Reſtitutions⸗Geſuches ex aapite novorur 
auf Das Quadriennium von dem Zeitpunfte an, wo ſolche aufgefunden und al 
nova erfahnt wurden (a die remoti impedimenti, remotae ignorantiae in 
vincihilis} feftzufeßen. Was den babey abzulegenden Reſtitutions⸗Eid angehi 
ber unter 6, £ erwähnt ift; fo dürfte es bey viefen Fuͤrſten⸗Auſtraͤgen an ver Be 
theurung auf Fürftenwort und Treue genügen, und eine Eidesleiſtung auf Fein 
Weiſe angemeifen erfheinen. Dagegen ift wohl.feinem Zweifel unterworfen, vaf 
bey dieſen Sriftbeftimmungen dieſes Rechtömittel der Reftitution ex sapite ‚novo- 
zum. feine fufpeufive Kraft haben bürfe, noch Fünne, | 

Nach dem Ueberblick des ganzen Zwedes der Auſtraͤge ift man des Dafi 

haltens: | 

a) Daß eine permanente Auſtraͤgal⸗Inſtanz für entbehrlich zu erachte 

ſeye. 

b) Ob die Entſcheidungen ber Auſtraͤgal⸗ Inſtanz im Namen des Bundes, 
oder im Namen des Staates, deſſen Juſtizbehoͤrde zur Inſtanz gewaͤhlt ward, ge⸗ 
ſchehen ſollen, haͤngt von der Deutung des Artikels 11. der Bundesakte ab, wo es 
beißt: «Die Bundesverſammlung hat die rihterliche Entſchei⸗ 
«dung durch eine wohlgeordnete Aufträgal:Inftanz zu bewir: 
eten.» Hiexin liegt doc; wohl mehr. als eine bloße Delegation: ber Partheyen 
durch Compromiß, fondern ift. vielmehr Son allen Bundesgliedern bie Verbindlich. 
keit übernommen, ihre Streite durch Aufträgal: Inftanz zu erledigen, welche Er; 
ledigung Die Bundesverſammlung zu bemirten haben ſoll, und es iſt 

Protot. d. d. Bundesverſ. III. Bd. 1 
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daher vielmehr die ſer durch freye Uebereinkunft der Bundesſtaaten die Entſchei⸗ 
dung -Delegixt, und nur die Art der Ausuͤbung der Einrichtung der Inſtanz iſt ein 
Deliberatignd+ Punkt. 

Man wird fich über bie Frage, ob die Erkenntniſſe im Namen des Bundes, 
ober des Auſtraͤgal⸗Richters geſchehen ſollen, der Mehrheit anſchließen. 

‚ HI Endlich iſt hier ver Ort, von den Faͤllen zu ſprechen, wenn gegen ben - 
5. 11. der Bundedafte ein Bundesglied feine Streitigkeiten mit Gewalt verfolgen 
ſollte, wenn dabeh Gefahr auf Berzug für Befik und Frieden einträte, Die dort 
ausgeſprochenen Bergleichd : Ausfchüffe und Aufträge ſind offenbar nicht genuͤgend. 

. Man glaubt zwar nicht, daß ed, um in folchen Fällen fchleunige Abhülfe zu 
leiſten, einer ‚befondern Bundes-Commiſſion bevürfe, indem der Bundestag, 
auch bey ver Bertagung eine Commifjion permanent erhält, und bereits beliebt 
ift, an biefe alles zu weifen, woben Gefahr auf dem Verzug haftete (Notat der 
Gonferenz vom 3. März 1. 3. III. c). Allein es wird bey ven organifhen 
Einrichtungen erforderlich feyn, die Art des Einfchreitens bey folchen unerwartes 
ten Fallen, von Seiten der Bundeöverfammlung feftzufeßen. 

Indem Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog bey diefer Akftimmung 
unverrüdt nur das allgemeine Bundes-Intereſſe Deutfchlands im Auge behielten, 
glaubt Allerhöchft Derfelbe, fo wie in der Abftimmung wegen ver An— 
gelegenheit des Detonomen Hoffmann, einen neuen Beweis von 
reinem Intereſſe an dem Gedeihen und der organifchen Entwidelung der Elemente 
des Bundes wiederholt gegeben zu haben, welchem Er für. pas Geſammtwohl der 
Nation, wie e HoͤchſtSeiner eignen Staaten beytrat. 


6. 197. 


Vorſtellung mehrerer Bürger der freyen Hanſeſtadt Bremen, 
wegen freyer Betreibung ihrer Profeſſionen. 


Rach eroͤffnetem Protokolle zum Vortrag der Privat⸗Reklamationen, gab 

Der. KRöniglih Hanndverifhe Herr Gefandte Yon Martens 
Kenntaiß von der Zahl 129. eingetragenen Vorftellung mehrerer Bürger ber freyen 
Hanfskadt Bremen, wegen freyer Betreibung ihrer Profeſſionen und erörterte, 


welche Aominiftrativ: Maasregeln von. Seite ver Stadt, nach Wiederherſtelli 
ihrer Verfaſſung hierin getroffen worden ſeyen. 

Nachdem man hieraus die Ueberzeugung ſchoͤpfte, daß dieſe ſchon der Fo 
‚nad; hoͤchſt mangelhafte Beſchwerdeſchrift nicht vor Die Bundesverſammlung gehoͤ 
wurde einhellig. 

befhloffen: | 

Daß Dad Geſuch mehrerer Bürger der freyen Stadt Bremen, wegen frei 
Betreibung ihrer Profeffionen, als nicht vor die Bundesverfammlung gehörer 
abzumeifen, und wegen feiner Mängel in ber r Form hieruͤber kein Auszug Pro 
kolls auszufertigen ſey. 


6. 198. 


Geſuch des Freyherrn Karl von Dalberg zu Aſchaffenburg, u 
Rückgabe des von Oſteiniſchen Hofes zu Maynz, odı 
Anweiſung einer angemeſſenen Entſchadigung. | 


Der Röniglid Baieriſche Herr Geſandte, Freyherr vo 
Aretin, trug die Zahl 177. eingekommene Reklamation des Freyherrn Karl vo 
Dalberg vor, und nach vollſtaͤndig ausgehobenem Inhalte dieſer Schrift, wir 
des Geſuchs erwähnt, welches dahin gieng: Die Bundesverſammlung moͤge d 
Verfuͤgung treffen, damit ihm fein Eigenthum, der von Oſteiniſche Hof z 
Maynz, zurichgegeben oder biefür. eine der Sache angemeſſene Eneſchadigung 9 
leiftet werde. 2 

. Der Herr Referent bemerft inbeffen, dag, er. feinen. Grund aufgefunde 
habe, aus welchem dieſe Angelegenheit vor. die Bundesperſammlung gezogen un 
von derſelben erledigt werden koͤnnte; weder indem 14. Artikel der Bunpesaftı 
die es nur mit den Befigungen, welche ver. ehemalige unmitselbare Reichsadel aı 
linfen Rheinufer vermalen nod) inne habe, zu: thun:hätte, ‚nach, in, dem $. 28. de 
‚Reichöpeputationd Hauptſchluſſes, welcher von ſequeſtrirten Meſitzun geai des D4 
‚maligen. Reichsadels handle und woruben der Qansäverfomlung. durchau 
nichts übertragen worden fen; auch in Dem: Umſtande, Do ⸗ Maynz ine Bunde 
Feſtung ſey, denn noch ſeyen die in dem Artikel 40. erwähnten. Militaͤr⸗Perhaͤl 

11 * 
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‚niffe nicht feftgefebt, die näheren Beitinmungen wegen Maynz noch einer- befon: 
dern Verhandlung der Mächte vorbehalten, und der Bundesverfammlung hierüber 
wichts übertragen. Ihr wärden bi jet, neben ver Ermächtigung, alle Vehelfe, 
das Noͤthige uber die erwähnte Reklamation audzumitteln, fo wie tie Mittel, das 
Yusgefprochene geltend zu machen, gaͤnzlich fehlen. 
Der Herr Referent dußert demnach die Meynung, den Steffamanten no 
zur Zeit abzuweifen. 
Der Vortrag wurde unter Zahl 59. dem Protofolle angefügt. 
Saͤmmiliche Stimmen traten dem Herrn Referenten bey; daher 
Beſchluß: | 
Daß Sreyberr Karl von Dalberg zu Afıhaffenburg mit dem Gefuche um 
Rückgabe des vormals von Ofteinifhen Haufes zu Maynz, oder einer dafür zu * 
leiftenden angemefjenen Entjchädigung, noch zur Zeit abzuweifen fey, 


6. 199. 


Geſuch des vormaligen Großherzoglich Frankfurtiſchen Ein— 
regiſtrirungs— Einnehmers Seibt, die Wiedereinſetzung; 
in den Genuß des in feiner vorigen Eigenſchaft bezoge— 
genen Gehaltes betreffend. 


Der Koͤniglich Daͤniſche, Herzoglich Holfteins und Lauen— 

. burgifhe Herr Geſandte, Freyherr von Eyben, erſtattet Vortrag 

über dad 3. 67., 139. und 181, erwähnte Geſuch des vormaligen Großherzoglich 

Sranffurtiihen Einregiftrirungs; Einnehmerd Seibt, die Wiedereinſetzung in ben 
Genuß des in feiner vorigen Eigenfchaft bezugenen. Gehaltes’ betreffend. 

Der Herr Referent theilt zuerſt einen vollfiändigen Auszug der Eingaben des 
Reklamanten mit, und weiſet nach, wie derſelbe unter Bezug auf den 46. Artikel 
der Wiener Congreßakte und die Beſchluͤſſe der Frankfurter Ausgleichungs⸗Com⸗ 
miſſion feine Anſpruͤche auf Uebernahme feiner Beſoldung oder Penſion von Seite 
der freyen Stadt Frankfurt, die ihm jedach abſchlaͤgige Verbeſcheidunt ertheilt 
Jabe, rechtfertige und.hierauf Das Geſuch grande: 

Sf Die Beftimmung des 49, Artilels der Wiener Eengithatte, auf pem der 








‚Befhluß der Frankfurter Ausgleihungd:Commiffion gegründet fey, endlich ı 
für ihn individuelle Vollziehung erhalten, und er in Gemaͤßheit der Gruad 
ves 59, Artikels des Reichsdeputations⸗Receſſes von 1803. in den ſo tange 
behrten Genuß feiner früheren dekretmaͤßigen Befoloung von 1800 1, , unten 
‚in dem Commiffiond ; Befchluffe audgebrädten Moviflation, von der fr 
Stadt Frankfurt wieder eingefeßt werden möge. 

Der Herr Referent begutachtet, daß Biefe Reklamation bey der hohen 2 
beöverfammlung gleich andern bereitö früher eingekommenen Geſuchen von L 
Dienern, welche geſtuͤtzt auf Befchlüffe ver Ausͤgleichungs⸗Eommiſſion, fid 
fie gewenbet hätten, anzunehmen fey. 

Derſelbe führt die Grunde auf, aus welchen die. freye Stadt Frankfurt 
zur Zeit die Uebernahme des Bittſtellers verweigere, fo wie nicht minder diejeni 
welche gegen dieſelben zu ſtreiten ſcheinen, weswegen er den Antrag macht: 

Daß dem Herrn Geſandten der freyen Stadt Frankfurt die betreffenden 2 
mitzutheilen ſeyn möchten, um die erforderliche Auskunft baldmoͤglichſt zu ei 
ten, ob die vorbehaltene Prüfumg über das eigentlihe Dienftverhältniß des R 
manten angeftellt fey, und welches Nefultat fie. gehabt habe, und ob, wı 
wahrſcheinlich ſey, dieſe Verſchiedenheit nur auf einem zufälligen Irrthume berı 

. Der Vortrag wurde unter Zahl 60, diefem Protokolle angefügt. 

Saͤmmtliche Otinımen traten dem vortragenden Herrn Geſandten bey, d 

—Beſchluß: 

Daß das Geſuch des vormaligen Großherzoglich Frankfurtiſchen Einreg 
rungs⸗Einnehmers Seibt wegen Wiedereinſetzung in den Genuß des in fi 
vorigen Eigenfchaft bezogenen Gehaltes dem Herrn Gefanbten ber freyen € 
Frankfurt zur t haldribelichlen ‚ ber Sache angemeſſenen Aufflarung zuzuſtellen 


| 20 

Borftellung der ehemaligen Kurpfaͤlziſchen Erbpachter 
| Gräfenayer: um Hemshöfe, wegen Entiqchadigaas für 

.littene Kriegsſchaden. 


Ebenderfelber trägt die Vorſtellung der ehemaligen anipfüiziſchen 
Pächter der Graͤfenauer/ und Hemöhöfe, wegen Eutſchadlgims für erlittene Kr 
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Schäden, vor, :(f. Einr. Brot, 3. 121.) und. erwähnt nach ausführlicher Darſtel⸗ 
luny des Inhalts dieſer Neflamation „und des Standes, worin fich der ‚hierüber 
am -Richölgmmergericht erhobene Rechtsſtreit zur Zeit der Auflöfung dieſes ehe: 
maligen Neiche gerichtes befunden habe, daß da Bit Bundesverſammlung zur 
Faͤllung einer richterlichen Entſcheidung nicht. ermächtigt ſey, in Die Eroͤrterung 
ver Stage, ob und wer Die Reklamanten zu entſchaͤdigen Habe? nicht tiefer ein 
zugehen feyn dürfte. Da ihnen jedoch Die. erbetene richterliche Entſcheidung nicht 
verweigert werden Töne, und denſelben Fein oberſter Gerichtshof. angewiefen 
worden fey, ‚auch feines. der Gerichte der gegenwärtigen Souveraine der ehema⸗ 
ligen Rheinpfalz ſich ermächtiget glauben werde, einfeitig hierin zu erfennen: fo 
halte Referent dafür, daß die dahe Bundedverfammlung am zwedmäßigften für 

die Reklamanten dadurch forgen fönne, wenn fie. vie hier betheiligten Herren Ges 
fandten erſuchen wolle, über. Diefen. Segenfiand an ihre hödjften Souveraine zu 
berichten, um ven Reklamanten den Weg zu einer richterlichen Unterſuchung und 
Entſcheidung zu eroͤffnen, Falls die betheiligten Hoͤfe nicht vorzoͤgen, durch gemein⸗ 
ſchaftliche Uebereinkunft die Reklamanten klaglos zu ſtellen. 


Der Vortrag wurde unter ‚3. 61. dem Protofolle beygelegt 


Sammtliche Stimmen vereinigten ſi ſich mit dem Hmm Referenten, daher 
Beſchluß: 

Daß die Herren Bundeögefandten der an ber ehemaligen Nheinpfalz hetheilig; 
ten Souveraine erfucht werden, über. die Reklamation ver ehemaligen Kurpfaͤlzi⸗ 
ſchen Erbpächter der Graͤfenauer⸗ und Hemöhöfe, wegen Entſchaͤdigung fuͤr erlittene 
Kriegsſchaͤden, an ihre hoͤchſten Hoͤfe Bericht zu erſtatten, um falls ſie nicht 
vdrziehen wuͤrden, durch eine gemeinſchaftliche —— die Reklamanten klag⸗ 
los zu ſtellen, denſelben den Weg zu einer nichterlichen Unterſuchung und Entſchei⸗ 
bung zu eröffnen. 


Ri a 


Gefuh des vormaligen Neihödirektörial: Gefandtfhaft: 
Setretärd, jest Königlih Baierifhen Hofraths Her: 
lein zu Regensburg, um Verguͤtung dekretmaͤßiger Dienſ 
Emolumente. 


Der Großherzoglich Meclenburg— Schwerin— und Strelitziſch 
Herr Geſandte, Freyherr von, Pleſſen, erſtattet Vortrag Über da 
Zahl 25. und 130. eingekommene Geſuch des vormaligen Reichsdirektorial⸗ &: 
fandtfchafts: Sefretärs, jet Königlich Baierifchen Hofraths Herrlein zu Regens 
burg, um Vergütung befretmäßiger Dienft: Emolumente, und fet darin die An 
fprüche des Reklamanten, mittelft Darftellung feiner Angaben, auseinander, 
indem er ‚zugleich die von dem Königlich Baierifhen Herrn Bundes: Gefandten 
erhaltener. ſchriftlichen Erläuterungen mittheilt, woraus die Gruͤnde, welche die 
Koͤniglich Baieriſche Regierung bewogen haben, eine Entſchaͤdigung fuͤr jene Emo— 
lumente auf das Koͤniglich Baieriſche Aerarium nicht zu uͤbernehmen, zu erſehen ſind. 


Der Herr Referent bemerkte, aus den Angaben des Supplikanten erhelle, 
daß er als Direktorial⸗Sekretaͤr zufaͤllige Emolumente dekretmaͤßig gehabt habe, 
und es koͤnne wohl ſeyn, daß in Hinſicht auf dieſen Bezug ſeine Beſoldung gerin⸗ 
ger geweſen ſey, er ſomit auch um ſo mindere Penſion erhalten habe. Der Aus⸗ 
druck in dem Dekrete des Hofraths Herrlein « herkoͤmmliche Nutzbarkeit» ſchien 
ſo ziemlich gleichbedeutend mit « rechtmäßigen Entolumenten. » Die von ber vori | 
gen primatifchen Regierung aufgeftellte Anficht, daß bey Eeffirung der Arbeiten 
auch Die hiefür fonft von Privaten bezogenen Utilitaͤten zu: ceffiren hätten, fey 
nicht ganz außreichend , well bey vielen Kanzleyen Die zugeftandenen Emolumente 
nur auf diefe Weiſe erhoben würden; durch Die Anführung berfelben in-ver Be⸗ 
ſtallung aber ſchiene, daß fie Doch wirklich ald ein Befoldungstheil anzufehen feyen, 
und daß wenigſtens bey Feſtſetzung der Beſoldung hierauf Rücficht genommen 
worden wäre, Hiernach würde dor Supplifant, wein ſein Recht auch noch zwei⸗ 
- felpaft bliebe, viele Billigkeit für fi haben, um fo mehr, da er nach dem 
Schreiben des Fürften Primas, der Unterftügung bedürfe, und die Bundedver; 
ſammlung ‚bey den reihölammergerichtlichen Individuen Dagegen mit einer Libera⸗ 
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litat verfahren, die in Teine.bergleihen Berechnung eingegangen fey, fondern mehr 
auf einigen Erfaß für dig verlorne Eriftenz gerichtet gewefen wäre. 


Der Supplikant fey eigentlich Reichöpiener geweien, der nur von dem Reich; 
Erzkanzler angeftellt und befolvet worden, und Dieferhalb aud feinen firen Gehalt 
ald Penfion auf Afchaffenburg angewiefen befommen habe, welche von der Baieri⸗ 
fchen Regierung übernommen worden fey; Die Entſchaͤdigung für Emolumente bey 
der Reichsdirektorial⸗Kanzley koͤnne -füglich nicht anders betrachtet und. bewirkt 
werden, als wie der Vorgang mit dem Kanzley⸗Perſonal und den Profuratoren. 
bey dem Reichskammergericht. Herrlein fey der einzige, der auf eine foldhe Ent: 
ſchaͤdigung Anſpruch machen könne. Eine mehr liquive Berehnung der Emolu: 
mente, nach einem jährlichen Durchfihnitte, hätte derſelbe allerdings vorlegen ſollen; 
man koͤnnte indeſſen bey einer ſo wenig bedeutenden Summe, nach einem unge⸗ 
faͤhren Maasſtabe dem Supplikanten vie Hälfte feiner zu 1234 fl. angegebenen 
Denfion mit wenigftend 5 bis 600 fl. jährlich bewilligen, und damit allenfalls auf 
den Etat der Beytraͤge für die vormaligen reichskammergerichtlichen Individuen 
ſetzen. Der Herr Referent aͤußert ſchließlich, den Supplikanten nur nach gleichen 
Grundſaͤtzen zur milden: Behandlung empfehlen, und im Falle Zweifel daruͤber 
obwalten follten, eine Berichtöerftattung und Inſtructions-⸗Einholung über ſein 
Geſuch, mit Anführung Der zu feinen Sunften ſprechenden Grunde, vorſchlagen 
zu koͤmen. 

Der Vortrag wurde unter Zahl 62. dieſem Protokolle angefügt. 


Sammtliche Stimmen vereinigten ſich mit dem Herrn Referenten dahin a 
daß die befretmäßigen Emolumente deö Bittftellers einer billigen Beruͤckſichtigung 
wuͤrdig feyen, und Daß, wenn aud) folge. nicht aus dem Erzkanzlerifchen Yerarüs 
gefloffen, ſonach auch nicht zur. Vergütung. von Seite der Krone Baiern wegen 
des Beſitzes von Aſchaffenburg geeignet wären,- ſolche nichts deſto meniger ale 
rechtmaͤßig, auch nicht eigentlich von Privaten, ſondern vielmehr yon ehemaligen. 
Reichsſtaͤnden herrührend ‚zu betrachten ſeyen. In der Erwägung jedoch, Daß die 
angeſprochenen Emolumente in die Reihe der zufaͤlligen gehoͤrt haͤtten, und, nach 
keinem beſtimmten Durchſchnittspreiſe bekannt oder anzunehmen waͤren, wurde 
Dafür gehalten, daß man nicht wohl auf eine fire, Penfipn, ‚fondern vorzugs⸗ 


)] 


€ 


weite, nach Bemeſſung des Beduͤrfniſſes des Bittſtellers, auf eine Gratififatic 
für venfelben, und zwar einmal für allegeit, antragen fönne. 
Saͤmmtliche Herren Bundeögefandten famen alfo überein, bey ihren hoͤchſte 


Committenten vorzufhlagen, Daß für jede Stimme dieſer Bundesverſammlun 
| 100 fl. vheinifch in Gnaden bewilligt werden möge, 


Beſchluß. 

Daß zur Unterſtuͤtzung des vormaligen Reichsdirektorial⸗ ⸗Sekretars Heri 
bein zu Regensburg, als Entſchaͤdigung für deſſen zufällige Dienft : Emolumenti 
bey ben hoͤchſten Committenten auf eine einmal für allezeit zu leiftende Gratifik 
tion von 1700 fl. im 24 fl. Fuße, wozu jede Stimme 100 fl, beyzutragen hätte 
ber Antrag zu machen fey, 


9. 202. 


Borftellung des Freyherrn Franz von Bodeck und Ellgau,. alt 
SpecialsBevollmähtigten der Inteſtat⸗Erben des Deutfd: 
DrvdendsCommenthurd zu Nürnberg, Wilhelm Baptifi 
Freyherr von Truhfeg: Rheinfelden zu Rappoltsweiler, 
deffen Penfions » Rüdftände betreffend, 


Der Herzoglih Holfteins Oldenburgs, Anhalt: und Fürft: 
lich Schwarzburgiſche Herr Geſandte von Berg: erflattet Vortrag 
über die 3. 128. des Einreichungs-Protokolls erwähnte Vorftellung des Freyherrn 
Kranz von Bode und Ellgau, ald Special: Bevollmächtigten der Snteftat: Erben 
‚de8 + Deutfch: Orvend:Commenthurs zu Nürnberg, Wilhelm Baptift Freyherrn von 
Truchſeß⸗Rheinfelden zu Rappoltsweiler, deſſen Penſions-Ruͤckſtaͤnde betreffend. 

In demſelben wird der Inhalt der Reklamation, als des geſchichtlichen Theils 
dieſer Beſchwerdeſache, vollſtaͤndig ausgefuüͤhrt, ver zu Mergentheim am 18. May 
1815. von den an dem Deutſchmeiſterthume und den Guͤtern der Balley Franken 
betheiligten Souveraine abgeſchloſſene Hauptvertrag ih den betreffenden Stellen, 
und dad Dagegen eingelegte Gefuch auögehoben, wornach die Erben des Commen⸗ 
thurs Freyherrn von Truchſeß bitten: + 

Daß von der hohen Bundesverſammlung die Rechtmaͤßigkeit und Billigkeit 
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der Spnteflat s Erbanfprüche ver Supplikanten auf bie ſaͤmmtlichen Penſions⸗Rück⸗ 
ftände des verblichenen Deutſch⸗Ordens-Commenthurs zu Nürnberg," Freyherrn 
von Truchfeß; Rheinfelden , anerfannt und ausgefprochen, fofort die aldbalvige 
Auszahlung der bey ber‘ Königlich Baierifchen Finanz: Direktion des Rezat⸗Kreiſes 
zu Anſpach bereits abſchlaͤglich angewieſenen 7000 fl., fo wie des übrigen liquidir⸗ 
ten und allenfall8 noch näher zu regulirenden Betrages ermeldeter Ruͤckſtaͤnde bey 
den Höfen von Baiern und Württemberg, allerhoͤchſtwelchen ber befragte Deputa⸗ 
ten: Rüdftand überwiefen worden fey, allergnädigft veranlaßt und bewirkt werden 
moͤge. 

Der Herr Referent ſtellt in ſeinem Gutachten den Grundſatz auf, daß Der 
315. Artikel‘ ver Bundesakte Die von dem Bunde übernommene Garantie Der durch 
den Reichsdeputations⸗ Hauptſchluß feſtgeſetzten Penſionen auch auf die Mitglieder 
des deutſchen Ordens erſtrecke, und in ſo fern ſey die Bundesverſammlung berech⸗ 
tigt und verbunden, Reklamationen, welche ſich darauf begögen, anzunehmen und 
zu beruckſichtigen. 

- Mean nun gleich in dem vorliegenden Kalle von der Penſion eines ehemaligen 
| heutſchen Ordensgliedes die Rede ſey, und es auch ſcheine, daß der uͤbrigens nach 
ſehr liberalen Grundſaͤtzen verfaßte Mergentheimer Staatsvertrag den Supplikan⸗ 
ten gegründete- Veranlaſſung gegeben habe, über eine mit dieſen liberalen Grund⸗ 
ſaͤtzen nicht ganz Abereinftimmende Anwendung Des firengen Rechts und felbft in 
gewiſſer Hinfiht über eine Abweichung von denſelben ſich zu beſchweren, indem 
Diejenigen Fürften, welche eingezogene Güter des veutfchen Ordens erhalten haͤt⸗ 


| ten, nicht wohl als Nachfolger in das Erb⸗Regal des aufgehobenen Ordens ange: 





fehen werden koͤnnten; ſo halte Referent dennoch dafuͤr, daß dieſe Angelegenheit um 
deßwillen nicht vor die Bundesverſammlung gehoͤre, weil es nicht auf die Sicher⸗ 
ftellung der Penſion eines deutfhen Ordens: Glieded, ſondern auf die Frage 
anfomme, ob Die Verwandten des verftorbenen Commenthurs, Freyherrn von 
Truchſeß ‚in bie übrigen unbeftrittenen Penſions⸗ Ruͤckſtaͤnde zu ſuccediren berech⸗ 
tiget ſeyen? 

— Dieſe Frage wäre zwar in dem $. 53. des Mergentheimer Staatövertragd vom 
18. May 1815. zum Bortheil ber betheiligten Höfe entſchieden. Da indefjen hier 
kurd) Den von Truchſeſſiſchen Inteſtat⸗ Erben nicht alle Hoffnung benommen ſey, 
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im Wege der Gnade, dur Borftellung aller für fie fprechenden Rechts: und B 
ligkeitsgrunde, ihren Zwed zu erreihen, andern Theils auch, wenn fie vafı 
hielten, dag die Entſcheidung des Mergentheimer Congreffes ihren Rechten nic 
zum Prajudiz gereichen koͤnne, und daher vielleicht gegen den Fiscns Diefes ausz 
führen und ihre Anſprüche zu verfolgen gemgint feyn follten, die genannten Hoͤ 
geneigt feyn würden, ihnen nöthigen Falls den Weg Rechtens zu eröffnen, uͤbr 
gend aber der Bundeöverfammlung die Entfheidung der hier zum Grunde liegei 
den Streitfrage nicht zulomme, und in dieſer Hinſicht von einer Erflärung de 
Art, 15. der Bundesakte die Nede nicht feyn könne; fo trage Neferent darauf an: 
Das von den Snteflat: Erben des Commenthurd, Freyherrn von Truchſeß 
angebrachte Geſuch als hierher nicht gehoͤrig ab⸗ und dieſelben an die bey ber @ad 
betheiligten allerhöchften Höfe zu verweiſen. 

‚Der Vortrag wurde unter Zahl 63. dieſem Protokolle angefügt 

Defterreich: ſtimmt vem Herrn Referenten bey, daß dieſer Gegenftant 
nicht zur Entſcheidung der Bundeöverfammlung gehöre, giebt indeſſen der Erwaͤ 
gung verfelben anheim, ob nicht dieſes Gefuc den Betheiligten ‚Höfen befonvers zu 
empfehlen ſey, indem dieſelben, wegen veraͤnderter perſoͤnlichen Verhaͤltniſſe der 
Mitglieder dieſes Ordens, in eben dieſem Staatsvertrage $. 56. ſaͤmmtlichen noch 
lebenden Deutſchordens⸗Rittern der Balley Franken (wozu auch der noch zur Zeit 
der Aufhebung des Ordens in den damaligen Rheinbundesſtaaten am Leben gewe⸗ 
ſene Freyherr von. Truchſeß gehört habe), die Befugniß ertheilt haͤtten, ihre Ver⸗ 
laſſenſchaften, nach den Grundſaͤtzen der Inteſtat-Erbfolge, auf ihre Erben uͤber⸗ 
gehen zu laſſen; das zufällig früher, noch vor Unterzeihnung jener Akte, einge: 
tretene Hinſcheiden des Freyherrn von Truchſeß aber hoͤchſtwahrſcheinlich die betref⸗ 
fenden allerhoͤchſten Hoͤfe zur milden Beruͤckſichtigung bewegen wuͤrde, von einem 
Zufalle in einer ohnehin ſtreitigen Frage um ſo weniger Vortheil sichen zu wollen, 
als eben diefe Erben aud) aus dem Titel der Vorſchüſſe auf Alimente und der ihnen 
im $. 53. vorbehaltenen deßfallſigen Anſpruͤche auf eine Entſchaͤdigung vder Abfin⸗ 
dung, ſich gegruͤndete Hoffnung machen duͤrften. 

Saͤmmtliche Stimmen waren mit dem’ Antrage des Herrn Referenten und 
der von Oeſterreich vorgeſchlagenen Empfehlung einverſtanden, daher 
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| :Befd lu: : | 
. Da Das von, den Inteſtat Erben des Deutſch⸗Ordens Commenthurs, Frey⸗ 
herrn.von Truch ſeß, angebrachte Geſuch, um Bewirkung der Auszahlung deſſen 
Penſions⸗Ruͤckſtandes, von der Bundesverſammlung ab⸗ und mit beſonderer 
Empfehluns derſelben an die betheiligten allerhoͤchſten Hoͤfe zu verweiſen (en 


a u on — . 203. 
ee " Entwerfung einer Matrikel des Bunbes, 


Praͤ ſi idium: Zur. Vorbereitung der organiſchen inneren und militariſchen 
Rerhäfmille des deutſchen Bundes, wolle man fuͤr 

Oeſterreich, die in der letzten vertraulichen Befprechung verlefene Punkta⸗ 
‚tion, Die Entwerfung einer Matrikel für den Bund betreffend, nunmehr als foͤrm⸗ 
‚liche, Abſtimmung zu Protofoll geben. 

TB iſt ein gerechtes Verlangen, daß in Entwicklung des Artikels X, der Bun⸗ 
desakte, und namentlich der organiſchen inneren und militaͤriſchen Verhaͤltniſſe des 


| beutfchen Bundes vorgefihritten werde, Es dient aber nicht nur zur wefentlichen 


Vorbereitung diefer prganifchen Anordnungen, fondern beyde gehalten au) ihre 

Grundlage durch Entwerfung einer Matrikel des Bundes. Dieſe muß enthalten: 
1) Ein Verzeichniß ſaͤmmtlicher einzelnen Bundesſtaaten; und zugleich auch 

für diefe 

2) Die Angabe der Anfchläge zur Erfüllung aller gemeinfanten Verpflichtungen, 

Dieſer Beytrag; zu den Geſammtverpflichtungen aller vereinten Bundesglieder 
wird geleiſtet, theils durch Mannſchafts »Stellung zu dem Milifär: 
Stande bes Bundes, theile durch Geldbeytraͤge zu deſſen foäftigen 
8 emeinfamen 3 edürfniffen.‘ Für beyve Rückſichten muß bie Matrifel 
die, Suste für jedes. Bundesglied, nad) Einem richtigen Verhaͤltniß, im Allgemei— 
nen nach Procenten feſtſetzen. 

Bey Herſtellung dieſer Matrikel und der alſo bezweckten berhalinißmäßigen 
Werthenn aller Geſammtlaſten muͤßte man zwar auf die Quadrat⸗Groͤße 
bed Gebiets, auf die Bevslferung und auf die Einkuͤnfte deſſelben Ruͤck⸗ 
ſicht nehmen; allein die Schwierigkeiten laſſen ſich nicht: verkennen, welche vorzuͤg⸗ 
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ih für die lebte Rubrik bey allen Bundesſtaͤaten aus politifchen oder abminift 
tiven Gründen eintreten duͤrften, fo daß in biefer dritten Hinficht das Reſult 
nicht sinmal approrimativ richtig ſeyn möchte. Es wird daher um fo mehr e 
Gegenftand reifer Erwägung feyn müffen, ob und in wie fern jene drey Geſicht 
punkte, einzeln oder vereint, den Maasſtab zur Feftfegung des zweyfachen Matı 
kular⸗Anſchlags gewaͤhren ſollen. 


Bey ben vielfältigen früheren und neueſten in Deutſchland vorgekommene 
zum Theil noch nicht, oder faum vollgogenen Zerritorials Ausgleichungen, fol 
lich bey dem noch faft nirgends gehörig confolidirten Zerritorials Befig, iſt vorau 

. zufehen, daß eine bezweckte genaue Herftellung aller Bunvesftaaten in jenen dre 
fachen ftatiftifhen Verhaͤltniſſen doch eben fo unverläjjig feyn würde, und fey 
müßte, als es notorifch feither auch nicht einmal in der Möglichkeit der öffentliche 
Verwaltungen Tag, ganz genaue fatiftifhe Notigen in fammtlichen Beziehunge 
zu haben. ES kann fodann aud) nicht unbeachtet, bleiben ob und in wie fern jet 
Deutfche Negierung geneigt feyn dürfte, den Quadrat⸗Umfang, Bevoͤlkerunge 

ſtand, und Staatd: Einkünften : Betrag offiziell mit Beftimmtheit anzugeben. 


Um nun bey diefer age der Dinge, und bey der unverfennbaren Nothwen 
digkeit mit möglicher Berüdfichtigung der erwähnten Anhaltspunkte eine Matrike 
zu entwerfen, zum Zwed zu kommen, möchten etwa folgende Anträge, * 
auf die angeregten Geſchaͤfts-Verhaͤltniſſe, der Erwägung des Bundestags zu übe 
geben ſeyn: | 

1) Der Bundestag’ wählt eine Comm on, welche die erfte Herftellung dei 
Matrikel zu beſorgen hat. 


2 Dieſe Commiſſion bat vor allem ſaͤmmtliche Bundesſtaaten, nach ihrer 
zum deutſchen Bund gehörenden Gebieten, in ein Verzeichniß aufzunehmen. Bor 
Seiten ded Kaiſerlich Königlichen Hofes ift man erbietig, zur genauern Anwendun: 


des Artileld I. der Bundesakte, Die etwa gewunſchte beſtimmte Ertlarung und Be 
zeichnung daruͤber abzugeben. | 


3) Sodann hat diefe Commiſſion nad) Durchſchnittsberechnungen der verſchie 


‚ benen ſtatiſtiſchen Huͤlfsquellen ſich Darauf zu beſchraͤnken, approximative Berech 
‚nungen und Audweile etwa über die wrey Verhaltniſte aufgufellen. 
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4) Diefemnad) muß es fobann vor allem ein Gegenſtand einer Berathung 
und Begutachtung von Seiten biefer. Commiffion auömachen: ob und im wie fern 
für die bemerften zweyfachen Bebürfniffe, nämlih Mannfchafts: Stellung und 
Geldbeytraͤge, jene angefuͤhrten drey berechenbaren Anhaltspunkte, einzeln oder ver⸗ 
eint, die Grundlage der Matrikular-Anſchlaͤge fuͤr die einzelnen Bundesſtaaten 
gewaͤhren ſollen. Nach dem Reſultate dieſer Berathung und nach dem Beſchluſſe 
derſelben wäre ſodann der zweyfache Matrikular-Anſchlag für alle einzelne Bundes⸗ 
ſtaaten gutachtlich als approximativ richtig anzuſetzen. 

5) Sobald nun dieſe Commiſſionsarbeit als Anſchlags⸗ Entwurf vollendet iſt, 
wird ſelbige allen deutſchen Regierungen mitgetheilt, um ſich zu erklaͤren, ob und 
inwiefern fie dieſe Anſchlaͤge für ſich und Andere gelten laſſen wollen, oder aber 
was etwa dabey zu bemerken ſeyn duͤrfte. 

6) Die auf ſolche Art hergeſtellte Matrikel wäre vorläufig für eine beftimmte 
Reihe von Jahren anzunehmen, und zwar, da gerade jebt alle ftatiftifchen Anſchlaͤge 
noch fo wenig eine feſte Grundlage haben fönnen, nicht auf eine zu lange Zeitfrift, 
etwa auf fünf Jahre, Bis dorthin werden nicht nur bie fammtlichen Bundesſtaa⸗ 
- ten im Innern genauer confolivirt und geregelt feyn, fondern aud) eigene oder 
berichtigte ftatiftifche Bearbeitungen die Bundeöverfammlung in Stand fegen, zu 
berathen, ob jene erfte vorläufige Matrikel nod) beybehalten, oder welche fonftigen 
Einleitungen und Aenderungen man in diefer Hinſicht angemeffener erachten dürfte, 

7) Mit dem. Ende des vierten Jahres müßte die definitive Matrikular; 
Beftimmung erfolgen, welche ſodann nad) verftrichenem fünften Jahre in definis 
tive Anwendung fommt, 

87 So wie übrigens dieſe Commilfion Die Entwerfung der Matrifel zu begut: 
. achten bat, fo würde auch in dem organifchen Gefebentwurfe aufzunehien ſeyn: 

a) Ob und inwiefern waͤhrend dieſer Friſt eine Veraͤnderung des Matri⸗ 
kular⸗Anſchlags nachgeſucht werden koͤnne; 

b) Ob und in wie fern aber auch, ſelbſt Se angebrachten Geſuchen um 
Minderung des Matrikular⸗ ⸗Anſchlags, einſtweilen noch bis auf weiteres 
nach der feſtgeſetzten Matrikel ſich zu richten ſey. 

Da dieſer Gegenſtand der Herſtellung einer Matrikel des deutſchen Bundes, 
wodurch alſo die. geographiſch-politiſche Karte des Gebietsumfangs und Inhalts 
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beffelben begründet, und ein Maasſtaah zur verhältnigmäßigen Vertheilung all 
Sefammtlajten wenigftend approrimatin bewirkt. werben foll, für mehrere ven Bun 
im Ganzen betreffende Anordnungen, und namentlich für Die Berichtigung deſſe 
miljtärifcher organifhen Verhaͤltniſſe, nicht nur von wefentlichem Einfluſſe ij 
ſondern ſelbſt als die erfte unentbehrlihe Vorarbeit anzufehen feyn duͤrfte; fo bi 
ich angewiefen der: hohen Verfammlung anheim zu geben, ob fich nicht etwa no 
vor dem Beginnen ver Ferien mit ber eriten Einleitung dieſes weit umfaflenve 
. Begenftandes zu befaſſen, fich fo. fort Darüber zu.befprechen, und fomit Der we 
tern Beratbung nach geendigten Ferien vorzuasbeiten feyn wolle, Diefe Gefchäft 
vorbereitung ſcheint mir um fo wuͤnſchenswerther, als hierauf nach den Ferien 
die mit Recht fehnlidy gewuͤnſchte Feſtſetzung der Militärs Berhältniffe des deutſche 
Bundes ihrem Nefultate angefuäpft werden koͤnnte. 

Preußen. Obgleich ich für den in Antrag gebrachten Gegenſtand der Eni 
werfung einer Matrifel, nod mit keinen beftimmten Smftructionen verſehen bin 
und mir deßwegen meine näheren Erklärungen noch vorbehalten muß, fo kenne id 
doch Die Abficht und Anficht meines allerhächften Hofes viel zu. genau, um nid) 
überzeugt zu feyn, daß derfelbe die Wichtigleit und Zweckmaͤßigkeit der in de: 
Kaiſerlich Oefterreihifchen Punktation enthaltenen Bemerkungen und Borfchläg 
im Allgemeinen anerfennend, den legtern beyzuftimmen um fo geneigter feyn wird, 
als er vollfommen mit dem allerhoͤchſten Kaiſerlich Königlichen Hofe ven aufrid;: 
tigen Wunſch theilt, die Berathungen der Verfammlung ‚nicht nur allein nicht Mi 
zuhalten, fondern vielmehr durch Anempfehlung nüßlicher Vorarbeiten zu kuͤnfti⸗ 
gen Beſchluͤſſen in ven wichiigeren. Angelegenheiten des Bundes zu befördern, und 

‚glaube daher dem gemachten Antrage ‚vorläufig beytreten, und vorzüglid zum 
Zmed ver Einleitung und Vorbereitung ded Entwurfs einer Matrikel, die Ernen- 
nung einer Commiſſion von fünf Mitgliedern der Berfammlung, für beruͤckſichti⸗ 
gungswerth halten zu duͤrfen. 

Baiern. Ohne in die Grundſatze einzugehen nach welchen bey Entwer⸗ 
fung einer Bundes : Matrifel zu verfahren fey, halte man vor der-Han für zweck⸗ 


mäßig, die Vorbereitung dieſes Gegenftandes e einer aus fünf Mirgliedern zu ernen⸗ 
nenden Commiſſion anzuvertrauen. 


Sachſen: wie Baiern. 
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Hannover. Die Nothwendigkeit der Errichtung einer Matrikel für die 
Laſten, welde in ver Folge für gemeinfame Laften Bed Bundes werden erkannt 
werden, muß einem Jeden einleuchten. 

Daß hierbey im Allgemeinen hauptſaͤchlich auf die Bevoͤllerung Raͤcſicht genom⸗ 
men werden müſſe, ſcheint auch unſtreitig, weil die geographiſche Ausdehnung 
eines Gebiets zu wenig auf feine Kräfte ſchließen laͤßt, ver Anſchlag der Einkünfte 
aber fowohl überhaupt ale in. ber Art ver Berechnung: zu viele Schwierigfeiten 
dorbietet, um darauf allein oder nur :hauptfächlid eine Vertheilung ver Quoten 
bauen zu Finnen; es wird jedoch darauf da einige Rückſicht zugleich mitgenommen 
werben müffen, wo vie bloße ‚Berechnung ver Bevdlferung auf der einen-oder ber 
andern Seite, eine zu große Ungleichheit nach ſich ziehen koͤnnte. 

Daß bey der jegigey Ungewißheit üben manche Punkte nur auf eine Matrikel 
fuͤr einige Jahre angetragen worden, ſcheint ſehr zweckmaͤßig, und duͤrfte die Ar⸗ 
beit erleichtern. 

Die Ernennung einer Commiſſion zur Voranbeit, ſcheint auf dem von Def 
veich vorgefchlagenen Fuß fehr nothwendig und zweckmaͤßig. 
| Der erfte Punkt ihrer Arbeit wird die Feftftellung des Verzeichniſſes der zu 
dem Bunde gehörigen Gebiete, auf ven Grund des erſten Artikels der Bundesaktr, 
ſeyn muͤſſen. 

Daß die Commiſſion bey ihrer Arbeit die vorhandenen gedruckten ſtatiſtiſchen 
Huͤlfsquellen mitbenutze, iſt wohl ſehr natuͤrlich; da aber dieſe bekanntlich unter 
einander ſehr abweichend ſind, keine verfelben ſich als eine Autorität anfehen laͤßt, 
und man ſchwerlich ſich dahin vereinigen wird, einer derſelben, wie in Wien ge⸗ 
ſchehen, eine entſcheidende Autorität beyzulegen, die alte Reichsmatrikel aber wer 
gen der vielen Veränderungen, melde fie durch Territorial⸗Abaͤnderungen erlitten 
hat, wegen der vielen Befchwerden, bie über felbige geführt wurden , und: wegen 
Veränderung ber Berhältniffe, welche felbft für manche unvertheilt gebliebene Ge: 
biete and- deu veränderten Zeitumftänden entſtanden ſind, nicht mehr, oder doch 
nur beſchraͤnkt und mit großer Vorſicht wird zum Grunde gelegt werden koͤnnen; 
fo werden berichtigende ſchriftliche Eingaben eines jeden einzelnen Staats nicht aus 
gefchloffen. werden können, vielmehr ift fehr zu wuͤnſchen, daß mit folchen Beftim- 
mungen, minvdeftens in Anfehung ver Bevölkerung, der Commiſſion von den Re 
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gierungen zur Hand.gegangen werden möge, felbſt noch ehe der Anfchlagsentwur 
der Bundeöverfamntlung vorgelegt und den Deutfchen Regierungen mitgetheilt wird 
wenn gleich, bey der Ungewißheit wann folche Notizen von allen Staaten eingeher 
werden, die Commiffion darnach die Borlegung ihrer Arbeit nicht wird aufhalter 
dürfen, wenn diefe in einem mäßigen Zeiträume erfolgen fol, 


Württemberg: sub spe rati mit Oeſterreich. ee 
.: Baden: wie Oeſterreich. 

.Kurheſſen: vesgleichen. 
—Großherzogthum Heffen: wie Oeſterreich. 
Daͤnemark, wegen Holſtein und Lauenburg: wie Oeſterreich. 

Niederlande, wegen Luremburg, desgleichen. 
Großherzoglich und Herzoslich Saͤch ſiſche Haͤuſer: wie De 
fterreich und Preußen. 


Braunſchweig und Raffau: Unter Vorbehalt ber. weiteren eußerung 
über den inhalt ver Punftation wird fuͤr die Wahl der Commiſſion geſtimmt. 


Mecklenburg— Schwerin und Strelitz: ſtimmt fuͤr eine Commiſſion 
von fünf Mitgliedern zur Votbereitung der Matrikel nach Anleitung der Kalſerlich 
Oeſterreichiſchen Vorſchlaͤge. 


Holſtein⸗Oldenburg, Anhalt und Schwarzbu rg: behaͤlt ſich 
feine Abſtimmung über die Punktation vor, und tritt dem Antrage auf Ernen⸗ 
nung einer Commiſſion bey. | 


Hohenzollern, Liechtenſtein, Neuß, Sqaumbuts—- ⸗Lippe, 
gippe und Malded: desgleichen. 


Die freyen Städte, Sranffunt, Luͤbeck, ‚ Bremen and Ham⸗ 
burg: wie Oefterreich. 


e 





Da ſich fammtliche Stimmen für die Wahl einer Commiffion von fünf Mit: 
gliedern zur Vorbereitung. der Bundes: Matrikel außgefprochen hatten, ſo wurde 
biejelbe alsbald vorgenommen, und die nuchbenannten Herren. Gefandten, als: 

Protok. d. d. Bundesberſ. III, Bd. 13 
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Herr Sraf.von Buol⸗Schauenſtein, 
Herr Graf von. der Goltz, | 
Herr Freyherr von Aretin, 
Herr von Martend, und ‘ 
Herr Freyherr von Pleffen, 
zu biefer Commiſſion auserſehen; daher 
| | Beſchluß: 
Daß die Herren Geſandten, Graf von Buol⸗Schauenſtein, Graf von 
der Goltz, Freyherr von Aretin, Herr von Martens und Freyherr von 
Pleſſen erſucht werden, die vorbereitenden Einleitungen zur Entwerfung einer 
Matrikel zu übernehmen, und dieſe ſofort der Verſammlung vorzulegen, 


6. 904. 
J Einreichungs⸗ Protofott 
Das Einreichungs⸗Protokoll wurde von Zahl 187. bis 196, verlefen, und 
bierauf | j 
Bu | befähloffen: 
Die neuen Eingaben der Commiſſion zuzuftellen. 


Folgen die Unterfohriften. 


Verzeichniß der Eingaben. 
Fortſetzung bed Einreihungs-Protofolld von Nro. 187. bis 196. | 





Nro. 187. Joſeph Beratz, Militär-Schneiber im ehemaligen Großherzog» 
thum Frankfurt: bittet, in Bezug der für ihn guͤnſtig fprechenden Bes 
fhläffe der Ausgleihungs » Gommiffion, und in gnädiger Erwägung feiner 
höchft traurigen Berhältniffe, da man ihm Feine weitere Aufenthalts⸗Bewil⸗ 
ligung in der Stadt Frankfurt ertheilen wolle, und er dadurch ganz unverfchuls 
bet der Willführ und der Nipth mit Weib und 5 Kindern Preis gegeben fey; 
ben Senat der freyen Stadt Frankfurt bahin zu vermögen, daß ihm 
der fernere Aufenthalt und bie Arbeits Erfaubniß gerechteft ertheilt, und. bie 
ihm angewiefene ruͤckſtaͤndige Löhnung, als wohl begrändete Anfprüce, aufrecht 
erhalten werben. | 


Nro, 188. Ghriftian Diehl, Penfionik in Pirmaſens: befchwert fih gegen bie 

’ ihm von dem Pirmafenfer Gemeindes Borftand gegen frühere Jahre unverhaͤlt⸗ 
nißmäßig höher auferlegte Perfonal-Steuer von 17 Fr. 35 Eent. für das Iaufende 
Jahr, und bittet in Beruͤckſichtigung feines 62jährigen Alters um bie gnaͤdige 
‚Verwendung bey ber Königlich Baieriſchen Geſandtſchaft am Bundestage; daß 
er wenigſtens bis zur Beendigung und Entſcheidung dieſer Angelegenheit von 
der e⸗ ecution und den Gemeinde⸗Hand⸗ Frohnden befreyt werde. 


Nro. 189. Kalter Hepp in Fri ebberg: übergiebt eine Reklamation wegen Bes 
ſteurung ſeiner Penſion in Herzogthum Naſſau, und bittet um 
geneigte Verwendung und Verfuͤgung wegen Aufhebung und Zuruͤckerſtattung der 
feit 1811. bis bieder, laut in Händen habenden Quittungen, gemachten Abzuͤge. 


‚Nro. 190. Johann Karl Muͤller, Buchbandler in Erfurt: bittet, Beine Koͤ⸗ 
nigliche Hobeit ben Kurfürften von Heffen zu vermögen, ibm die als 
rechtmäßiges Eigenthum erworbene, und an den Buchhändler Krieger in Kaffel 
und Marburg verabfolgte Drudihrift: «Beyträge zu den Heſſen⸗Kaſſelſchen 
« Landtags sBerhandlungen » ; zurädgeben, oder den Ladenpreis ber confiscirten 
40 Exemplare mit 20 Thaler auszahlen zu laſſen, und im Weigerungsfalle ihm 
den Rekurs ausdruͤcklich vorzubehalten. 
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Nro. 191. Freyherr Friebrih Ludwig von Berlepfh in Erfurt, als Aelteiter des 
Geſchlechts der Zreyheren von Berlepfh und daher Provafallus derfelben: 
überreicht eine Befchwerde wider Seine Königliche Hoheit den Herrn Kurfürs 

ſten von Heffen, ald Lehnsherrn zu Kaflıl, verweigerte Lehns⸗Ju⸗ 
ftiz betreffend, und bittet um die hohe gnädige Vermittlung. 


" Nro. 192. Kilian Schmidt für fih und im Namen ber Kinder und Erben bes ver: 
ſtorbenen Buͤchſenmachers Wilhelm Lindenſchmitt in Maynz: über 
reicht eine Korberung an die ehemalige Reichs⸗Feldoperationskaſſe 
von 595 fl. für im Jahr 1797. zum Dienft der Neihsfekung Maynz gemachten 
Gewehr, PReparaturen, und bittet um bie Berichtigung dieſes Betrags. 


Nro. 193. Dr. Med. Ferdinand Becker in of fenbab, vormals goͤniglich Weſt⸗ 
phaͤliſcher Unterdirektor der Pulver- und Salpeterbereitung: bittet um 
die hohe Verwendung, daß ihm eine ſeinen vormaligen Dienſtverhaͤltniſſen an⸗ 
gemeſſene Verſorgung zu Theil werde. 


Nro. 194. Harich, penſionirter Großherzoglich Badiſcher Stadtvogt in Bis 
ſchofsheim an der Tauber: bittet um bie hohe Verwendung in Betreff eines 
son feiner Schwefter Barbara Ark, Wittib aus Maynz, bey dem allda anfges 
hobenen St. Viktor Stift andgeftanbenen aber an ihn cedirten Kapitals von 
8000 fl. fammt Zinfen vom 19. Oktober 1801. und der, von den Acguirenten ber 
Stiftögüter und Gefälle in dem Großherzogthum Heffen und Raſſau, verwei⸗ 
gerten Ruͤckzahlung. 


Vro. 195, Freyherr von Säweidbard. zu Mannheim, für fih und. im Namen 
ber Rheinpfaͤlziſchen General: »Landes-Commiffariats- ⸗Glieder: 
bittet wiederholt und Dringend um einen hohen Beſchluß in Betreff ihrer Pen⸗ 
ſions⸗ Angelegenheit. 
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Nro. 1%. Ehriftiane von Strasburg, gebohrne von Reprichau, zw Stolp in 
Hinterpommern: bittet um einen hohen Beſchluß in Betreff des bereits uͤbergebe⸗ 
nen Geſuchs wegen vermeig erter Penſions ⸗Ruͤſt aͤnde ihres verſtor⸗ 

benen Baters, von Seiner Majeſtaͤt dem Könige 5 von Sachfen, 
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Zwey und dreyßigſte Sigung, 
. Geſchehen, Frankfurt den 2ten Zuny 1817. . 


Inhalt. 6. 205. Abfimmungen von Baiern, dem Lönigreih Sachſen und d 
ſechzehnten Stimme über die Nahfteuer und Abzugefreyheit. $.a06. A 
ſtimmungen von Dänemark und von Luremburg über die Vermittlun 
der Bundesverfammlung und die Auſträgal⸗Inſtanz. ©. 207. Ab ſt i m 
mungen von Luxemburg, DolfteinsDldenburg, der ſechzehnten Stimm 
und den freyen Städten über die auswärtigen Verhältniffe des deu 
(hen Bundes. $. 208. Erflivung von Braunfhweig und Naſſau über d 
Entwerfung einer Bundes: Matrifel; dergleichen von Holftein ‚Oldenburg 
Anhaltund Schwargburg, und vonder ſechzehnten Stimme. &. 209. Con 
miſſions⸗Vortrag über den fregen Verkehr mic den nothwendigften Lebensb 
därfniffen in den deutfhen Bundesſtaaten. & 210. Erflärung des Königlih Ni 
‚derländifhen Geſandten über die Auswanderungen nah Nordarterik 
$. aut. Geſuch des Maurermeifters Roos zu Maynz, die im Jahr 1813. und 1814. < 
den dafıgen Militärgebäuden vrrfertigten Arbeiten betreffend; und Erffärung des Großhe 
zoglich Heſſiſchen Geſandten über dieſe Retlamation. 6. 212. Gefuch des Büchſenmach 
Schmidt und der Kinder des W. Lindenſchmidt zu Maynz; eine Forderung an die Reich 
operationskaſſe enthaltend. 9. 213. Neue: Eingaben.) 


In Gegenwart 
Aller in der vorigen Sitzung Anweſenden. 
Wieder hinzugefommen war, 
Bon Geiten von Hohenzollern, Liehtenftein, Reuß, Shaun 


burgsLippe, Lippe und Walde: der Großherzoglich Heffifd 
Herr Geheime Rath, Freyherr von Leonhardi, 


Präfidium: werdevernehmien, ob in den zur Berathung ausgejegten G 
genftänven weiter abgeftimmt werden wolle ? u 1 
| 1 


104 


Nachfteuer und Abzugsfreyheit. 
| Baiern: bat von jeher über die Greyzügigfeit Des Vermögens Die liberalſten 
Grundſaͤtze aufgeftellt, allen Nachbarftaaten und andern Regierungen bvarüber Vers 
träge.angeboten, und niemald andere Befchränfungen angeordnet, als Diejenigen, 
welche durch das Verfahren ver andern Staaten als reciprocirliche Verfügung noth⸗ 
wendig herbeygeführt wurden, 

Schon Teit vielen Jahren ift Baiern mit vielen Regierungen über gegenfeitige 
Aufhebung aller Racıfteuer Gebühren übereingelommen, und bermalen beftehen 
FSremügigleitds Verträge mit Oefterreih, Preußen, Frankreich, England‘, ven 
Niederlanden, dem Königreihe Sachſen, dem Großherzogthum Sachſen, den 
Herzoglich Saͤchſiſchen Häufern, Kurheflen, dem Großherzogthume Heffen, mit 
Baden, mit Naffau, der Schweiz u. a. m. 

Mit der Krone Württemberg und mit Sranffurt hatte man, ungeachtet wie 
derholter Bemühungen, früber nicht zum gleichen Zwecke gelangen fönnen. Ale 
erftere neuerlich hierüber bereitwillige Eröffnungen machte, wurde durch die dieſſei⸗ 
tige Geſandtſchaft alsbald Die beyftimmende Erflärung abgegeben, und aud) dem 
Bevollmächtigten der freyen Stadt "Frankfurt dad bereits lange vor Errichtung 
des deutſchen Bundes beftandene Syſtem der Baierifchen Regierung entwidelt. | 

Es darf daher voraudgefet werden, daß ber wohlthätigen Abſicht, welche ber 
Bundeövertrag hierüber ausſpricht, von Seite Baierns ſchon im Voraus vollſtaͤn⸗ 
Dig genuͤget worden, | 

Indeſſen wollen Seine Majeſtat der Koͤnig auch bey der Bundesverſamm⸗ 
lung gerne beywirken, daß durch allgemeines Einverſtaͤndniß die gemeinnuͤtzigen 
Beſtimmungen mit gleicher Anwendung allenthalben feſtgeſetzt werden, welche Sie 
Sich laͤngſt zum Regierungsgrundſatze gemacht haben. 

In Gemaͤßheit deſſen iſt man angewieſen, nad) Dem geitfaden des von bem 
Herrn Bundesgefandten von Berg in ber biepjährigen eilften Sitzung ‚abgeftat- 
teten Vortrags, nachfolgende Abftimmung abzugeben: 

I, Der Gegenftand der vorlisgenden Berathung bezieht ſich eigentlich nur 
auf den Umfang des beutfchen Bundes, deſſen gengraphifche nähere Beſtimmung 
fi) ohnehin in Kurzem erwarten laßt, 
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Mit den übrigen Staaten behält ſich Baiern bevor, in fo fern eö nicht ohne. 
bin bereits geſchehen, befondere Freyzuͤgigkeits⸗Vertraͤge abzufchliegen. Auch ven 
deutfchen Staaten unter ſich muß eö noch immer offen bleiben, durch eigene Ver: 
träge. hierüber nähere Beilimmungen feilzufeßen, infofern fie den in der gegen; 
wärtig abzufchließenden allgemeinen Uebereinktunft aufgeftellten Normen nicht ent⸗ 
gegen ſind. 

II. Dem Begriff der Abgabe, welche gegenſeitig aufgehoben werden ſoll, 
laͤßt Baiern gern die weiteſte Ausdehnung geben, und ſchließt ſich über dieſen Punkt 
ver Koͤniglich Wuͤrttembergiſchen Abſtimmung ‚ oder jeber allenfalls noch zu belie- 
benden erweiternden Erklärung an, 

III. Eine ſolche Abgabe, welche mit einem Erbſchaftsanfall, einem Legat, 
einem Verkauf, einer Schenfung u. f. f. nad) befondern Landesgeſetzen ohne Un⸗ 
terfchied, ob das Vermögen im Lande bleibt, over hinaus gebracht wire, ob es 
einen Snländer oder einen Fremden betrifft, verbunden ift, foll unter Der gegens 
wärtigen Freyzuͤgigkeit nicht begriffen feyn. . 

Dagegen würde ed dem allgemeinen Grundſatze widerftreben, wenn man zum 
Bortheil der in einzelnen Staaten oder Gemeinden beſtehenden Schulventilgung®; 
kaſſen noch ferner Abzüge beftehen laffen wollte. Eine ſolche Ausnahme kann nad} 
feftgefegter allgemeiner Freyzugigkeit nicht mehr Statt finden. - 

Jeder Abzug, welchen ein Auswandernder, oder ein hinausgehendes Vermoͤ⸗ 
gen wegen Kriegds oder Gemeinde -Eoncurrenz - Schulden zu leiden hätte, wäre 
nad) eigentlichem Urfprunge und Eigenfchaft als wahre Nachſteuer anzuſehen, und 
ließe ſich ſchwer rechtfertigen. 

Das liegende Vermoͤgen bleibt ohnehin im Staate, und in Beziehung auf 
das fahrende und Kapital⸗Vermoͤgen, welches an ſich ſehr wandelbar iſt, ſcheint 
ed im der. Ausführung nicht leicht, die Hypothek für die Schulden auf das zur 
Zeit ihrer Contrahirung vorhandene Vermögen in der Art zu befchränfen und zu 
radiciren, daB das Vermögen der neu Cinwandernden ausgeſchloſſen, und das alte 
Vermoͤgen allein verhaftet bleibe. 

Es ſind in Baiern ſowohl wie anderswo Munieipalſtadte und Gemeinden, 
die ihre eigenen Kriegs⸗ oder Gemeinde⸗Concurrenz⸗ Schulden haben. Aber aus 
Berhdlichtigung der eben entwickelten Gruͤnde finden dort folche Abzüge nicht ſtatt, 
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ſondern der neu Einwandernde wird, gleih ben ältern Einwohnern, bey -jenen 
mitbengezögen,. und tritt auf ſolche Art an die Stelle des Abgehenden. 

IV. Man ift mit der unbedingten Aufhebung jeder Abgabe einverftanden, die 
ſich unter ven oben, Punkt II angedeuteten Begriff rechnen läßt, es möge Die 
äußere Form ber Abgabe feyn, welche fie wolle, 

Zollabgaben koͤnnen hierunter nicht begriffen ſeyn. 

Was die Leibeigenfchaft betrifft, von deren Loskaufung ebenfalld die Frage 
vorkoͤmmt, fo kann Baiern nur wänfchen, Daß fernerhin in deutſchen Staaten feine 
Veranlaſſung mehr beftehen möge, derfelben zu erwähnen, fo wie fie in allen 
Baierifchen Landen längft aufgehoben ift, 

In Hinfiht auf Abgaben wegen der Militär: Pflichtigkeit waͤre es fehr er⸗ 
wuͤnſcht, daß mit Ruͤckſicht auf ven dießfalls erftatteten Eommiffiond ; Vortrag 

zugleich mit den gegenwärtigen Beftimmungen das nähere feftgefeßt werden koͤnnte. 

V. Die Art der Verwendung ber Abzugögefälle kann feinen Grund abgeben, 
peren Fortbeſtand nach feftgefeßter Freyzügigfeit zu rechtfertigen. Unter dieſem 
Zitel koͤnnte die ganze Berfügung vereitelt werden. 

VI. Baiern hat von jeher die Freyzügigleit auch auf Die von Privaten, 
Gemeinden, Stiftungen, Körperfhaften und Patrimonial« Gerichten bezogenen 
Nachſteuern erfiredt. 

Pur gegen diejenigen Staaten, welde ſich bierüber sine. Ausnahme felbft bes 

bungen , hat man das gleiche beobadhtet.. 
 . Menn von allgemeiner Freyzuͤgigkeit die Rede ift, koͤnnen, ſolche Privat: Abs 
jugerehte nicht zuläflig feyn. . 

VII. Auch bier tritt man ‚ganz der Warttembergiſchen Abſtimmung bey; 
bag durch Freyzuͤgigkeits-Vertraͤge zwifchen einzelnen Bundesſtaaten die Beſtim⸗ 
mungen über die Freyzuͤgigkeit zwar begünftiget und erweitert, aber znigt beſchraͤnkt 
werden koͤnnten. 

VIII. Baiern konnte ſich ſehr wohl gefallen laſſen ‚ daß der Anfangetermin 
der allgemeinen Freyzuͤgigkeit auf den Tag der Unterzeichnung des Bundesvertrags 
feſtgeſeht werde. Da aber die verſchiedenen Regierungen bisher noch nicht allent⸗ 
halben in: ihren Grundſatzen hieruͤber einig waren, und jetzt erſt eine allgemeine 
Uebereinkunft geſchloſſen werben ſoll; fo wird am einen andern Zeichanlt waͤhlen 
müflen. 


"Das Protokoll ift bis zum 19. Juny offen; es dürfte Daher vielleicht die Jr 
tereffen vereinigen, und allenthalben mit den eingeführten Rechnungöformen an 
teichteften übereinftimmen, wenn ber Anfangötermin durchgehends auf den erffeı 
July 1817. feftgefeßt würde. 

Indeſſen ſchließt man fich hierin jeder durch die Mehrheit beliebten Beſtim 
mung gerne an. 

Uebrigens bat man in Baiern immer ven Grundſatz beobachtet, daß man i 
der Anwendung ber einzelnen Faͤlle blos auf dte Verhältniffe Ruͤckſicht genomme 
bat, welche da obwalteten, wo dad Vermögen wirklich aus dem Lande “2 


wurde, nicht auf den Zeitpunlt, wo bie Ausıpanderungs + Erklaͤrung, ober de 
Vermoͤgensanfall etwa früher erfolgte. 

Mit der allgemeinen Anwendung diefed Grundſatzes ift man Daher aud) der; 
malen einnerftanden, 

Koͤnigreich Sadfen. Bereits im vorigen Jahre ift von Seiner Majeftät 
dem König, in Betracht der in der deutſchen Bundesafte wegen allgemeiner Ein, 
führung der Abſchoßfreyheit ertheilten Zuficherung, die Entfchliegung gefaßt wor⸗ 
den, ſolche Befreyung fhon jeßt bey den in den bieffeitigen Landen vorkommenden 
Erportationen Ded Vermögens deutſcher Unterthanen in allen den Faͤllen Statt fin: 
den zu laffen, wo darum angefucht wird, und die Beobachtung der Reriprocität 
gegen bieffeitige Unterthanen von der Regierung ted um die Befreyung anfuchen- 
den Fremden zugefichert wird. 

Daränter ift auch der Abſchoß begriffen , welchen dieſſeitige Patrimonial⸗Ge⸗ 
richte und Municipalitaͤten zu fordern berechtigt waren, oder hergebracht hatten, 
mit alleiniger Ausnahme der geringfügigen ad pios usus beftimmten- Abzüge, 
Zwar ift. eine deßfallſige Publikation bis nad) dem Erfolge des in ver Sache zu 
erwartenden Bundes s Schluffes noch ausgeſetzt geblieben. Die Behoͤrden haben 
jedoch indeß die fernere Anweiſung erhalten, in den immittelſt vorkommenden 
Fallen, die Erhebung eines Abzugs- oder Abfahrtsgeldes von dem in deutſche 
Staaten gehenden Vermoͤgen jedesmal ausdruͤcklich nur in bedingter Maße und in: 
fofern anzuordnen „ als nicht von den Sntereffenten um Verſchonung damit gebes 
ten,. und die Zuſicherung der Reciprocitaͤt von ihren Regierungen beygebracht wird. 

Daß die aus einzeinen Bundesſtaaten wegziehenden Buͤrger und Einwohner von 
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ihrem Vermögen: irgend einen Beytrag zur Staatöfchuld zuräd! zu laffen hätten, 
Rürfte aber um fo weniger Rüdficht erfordern, ale es denen vielen Städten in groͤ⸗ 
fern Bundesſtaaten, welche Gommunalfchulden haben contrahiren müffen, wofür 
ver Geſammtſtaat nicht haftet, ſondern welche lediglich von der Commune abzus 
tragen find, einen nicht ungegründeten Anfprudy auf gleiche Berechtigung, wenig» 
ſtens gegen ihre außer Landes ziehenden Bürger und Einwohner, gemähren würde. 
» Bon Seiten bed Koͤnigreichs Sachſen befteht fhon mit mehreren beutfchen 
Regierungen eine Webereinfunft wegen wechfelfeitigen Nachlaſſes aller Arten von 
Abfhoß: und Abfahrtögelvern für beyberfeitige Unterthanen. Um fo weniger 
finpet Dieffeitige Gefandtfchaft Bedenken, ſich für einen deßfallſigen allgemeinen 
Beſchluß des Bundes zu erflären, in fo fern die hergebrachten Abzüge zu milden 
Zwecken nicht Darunter begriffen find. 

Hohenzollern, Liehtenftein, Neuß, Schaumburg ⸗Lippe, 
Lippe und Waldeck. Mit Beziehung auf den in ver eilften dießjaͤhrigen 
Sigung von dem Herrn Präfidenten von Berg Uber die Aufhebung ber Nachfteuer 
- gehaltenen Vortrag ift der Gefanbte der 16. Stimme beauftragt, folgende Bemers 
fungen zu Protokoll zu geben: 

Al II. Damit in Betreff des Begriffs der Abgabe Fein Zweifel mehr ent: 
ftehen fann, wäre ber Art. 18. c. der Bundesafte fo zu erläutern, daß unter 
Nachſteuer, fowohl die Abgaben von allem Bermögen auswandernder Untertha; 
nen, als auch die, von allem, an fremde Unterthanen ins Ausland übgrgehenden 
Vermögen (es fey durd) Erbſchaft, Donation, Gluͤcksfall, Tauſch Kauf oder 
fonft auf irgend eine andere Art,) begriffen und alfo Die Worte; Frepheit 
von aller Nachſteuer, in der weiteſten Bedeutung zu nehmen ſeyen. 

Ald III. Es verſteht ſich wohl von ſelbſt, daß der Erbſchaftsſtempel, die Col: 
lateralſteuer und aͤhnliche Abgaben, welche nicht des Exports wegen, ſondern auch 
zu entrichten ſeyn würden, wenn Das Vermoͤgen im Lande bliebe, unter dem freyen 
Abzug nicht zu begreifen find, 

Abzüge für Gemeindeſchulden dürfen nicht. Statt f finden, und, , würde 
ed dem. ‚ganzen Zwecke ber Verabredung entgegen: ſeyn, wenn. man fie geflatten 
wollte. Wäre ed aber nicht zu vermeiden, in Hinſicht dad Beytrags zu den bereits 





10: 
eontrabirten Gemeinbe: Kriege: Schulden, alfo pro praeterito, eine Ausnahm 
gu machen; fo duͤrfte ed wohl zwedmäßig feyn, ausdrücklich feftzufeßen : 

1) Daß Die Gemeinden ben Betrag ihrer Schulden bis zum 8. Zunius 1815 
liquibirten, damit jeber Betheiligte wüßte, was er bis zu biefem Zeit 
punfte noch Davon pro rata zu tragen babe; 

2) Daß aber in Zukunft, und vom Tage der Unterzeichnung ber Bunbesaltı 
an, die Abzugöfreyheit von aller Nachſteuer in vollem Mage alfo eintrete, 
Daß von allem exportirt werdenden Bermögen auch für Gemeinde: Kriege: 
Schulden nichts abgezogen werben bürfe. 

Ad IV, und V, Es müßte feftgefeßt werben, daß unter feinen neuen Kor: 
men oder Namen wiederum Abzugögelver eingeführt werden duͤrfen, und daß Die 
verfchiedenen Kaſſen, in welche fie bisher etwa gefloffen find, die Aufbebung nicht 
hindern. | 

Ad VI, Was die allenfalljigen Rechte privatorum betrifft, fo müffen ſolche 
allerdings gleihfalls für aufgehoben erflärt werden, wenn der Zweck erreicht wer: 
den fol; und wird für die Privaten, welche dadurch verlieren, fo wenig wie für 
die Souveraine, eine Entfchädigung ſich ausmitteln laſſen. 

Ad VII Wenn glei zu wuͤnſchen wäre, daß der vorliegende Gegenſtand, 
ohne Ruͤckſicht auf frühere oder ſpaͤtere Verträge, auf eine gleihförmige, allge: 
mein verbindliche Weiſe regulirt werden Fönnte, (welchen Wunſch ich für das Für: 
ftentbum Walde und Pyrmont ausvrüdlid andzufprechen beauftragt bin,) 
fo wird dennoch, nad) dem Inhalt der Bundesakte, venjenigen Staaten, welche 
fhon vor Unterzeihnung berfelben, Freyzügigfeits : Verträge mit andern. abge: 
fhloffen haben, deren Aufredhthaltung frey ftehen müflen. Indeſſen wäre zu win: 
fhen, daß fie folche zur Kenntniß der Bundeöverfammlung braͤchten. Dagegen 
koͤnnen Verträge, welche nah dem 8. Juny 1815. abgeſchloſſen worden, nur in 
ſo fern Guͤltigkeit haben, als ſie dem jetzt allgemein zu entwerfenden Regulatip 
voͤllig entſprechen. 

Ad VIII. Eine ruͤckwirkende Kraft der neuen geſetzlichen Beſtimmung zu 
geben, waͤre wohl zu vermeiden, und im Allgemeinen feſtzuſetzen, daß der fruͤher, 
vor dem Tag der Unterzeichnung der Bundesakte, ſchon beſtimmte Abzug noch zu 
‚erheben ſey, von da an aber alle weitere Nachſteuer für immer aufhoͤre. 

Protof. d. d. Bundesverfe III. BI. 1 
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Schließlich find hierbey noch folgende beyden Bemerkungen zu machen: 

1) Da es ohne Zweifel die Abficht iſt, daß aud) den Juden Die Freyheit 
von ber Nadıfteuer zu Theil werden ſoll, fo hätte derjelben in Der zu entwerfenden 
Akte wohl ausdrückliche Erwähnung zu geſchehen, da fie in manchen Verträgen 
von der wechfelfeitig ftipulirten Freyheit befonders ausgenommen find. 


2) Zn manchen Gegenden haben oͤfters die ſo genannten Schupf: oder Leib⸗ 
lehenleute, welche nur auf ihre Lebenszeit mit einem Gute belehnt worden, für 
fih oder ihre Kinver, bey Auömanderungen oder Ucberfiedelungen , eine Manu: 
-miffiond; oder Zehentare, welche entweder in den Zagerbüchern beftimmt, over 
nach Procenten berechnet ift, an den Lehnsherrn ald folhen zu entrichten. Diefed 
lehnsherrliche Gefäll, welches bisher von ven Standes: und Grundherrſchaften, 
ſo wie von den Souverainen bezogen worden, kann nicht zur Nachſteuer gerechnet, 
noch mit derſelben aufgehoben werden. Vielmehr wäre feſtzuſetzen, daß in andern 
Auswanderungs-Faͤllen, wo dieſe Leiblehen-Verhaͤltniſſe nicht eintreten, deßfalls 
unter dem Vorwande der Retorſion oder des Reciprocums feine Leiſtungen aufer: 
legt werden koͤnnen. 


F. 206. - ° 


Bermittelung der Bundesverfammlung bey Streitigkeiten 
der Bundesglievder unter fih, und Aufftellung ı einer 
wohlgeordneten Auſtraͤgal⸗Inſtanz. 


Daͤnemark, wegen Holſtein und Lauenburg. In dem 11. Artikel 
der Bunvedafte geben ſaͤmmtliche allerhöcfte und hohe Bundes Mitglieder dem 
deutfchen Baterlande ven fchönften Beweis ihrer wohlwollendſten Gefinnungen, 
durch die begluͤckende Zuficherung, daß jene, Altern Zeiten, wo Privat: und 
Staats⸗Intereſſen ber Entfcheivung des Schwerdtes unterworfen wurden, nie 
wiederfehren, daß ihre Mißverftänpniffe oder Streitigkeiten nur auf dem Wege 
der Güte, oder auf dem der richterlichen Entfcheivung erledigt werden follen. Se 
dankbarer die veutfchen Unterthanen dieſe vaͤterliche Fuͤrſorge ihrer Regenten et: 
kennen werden, je eingreifender dieſe ſegnende Beſtimmung in das Wohl Deutſch⸗ 
lands iſt, je wichtiger iſt der der Bundedverfammlung gewordene Auftrag, Die ges 
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eiänetften Mittel und Wege hiezu vorzufchlagen. . Sie hat ſich dieſes Auftrags 
entledigt, und zu Vermittelung der Ctreitigfeiten der Bundes: Mitglieder unter 
ſich, und zu Aufitelung einer wohlgeoroneten Aufträgal > Inftanz in vem geprüften 
und genehmigten Gutachten der Commiſſion über die Reihenfolge ver Gefchäfte, 
in ver dritten Beylage, vier verfihiedene dahin führende Wege vorgefchlagen, 
In Anleitung dieſes Gutachtens ift die Dieffeitige Königliche Geſandtſchaft anger 
wiefen worden, fid).dahin zu Auffern: _ 

. . DD In Betreff der Bermittelung verftehe eö fi von felbft, daß 
alle und jede Streitigkeiten der. Bundeöglieder unter ſich, durch beyde Theile felbft, 
oder Durch Mitwirkung einer Dazu erbetenen Regierung ausgeglichen werben können; 
wenn aber auf diefem Wege eine gütliche Uebereinkunft nicht zu Stande kommen 
follte, fo trete Die Bunvesverfammlung gefeblich als diejenige Behörde ein, bey 
der diefe Streitigkeiten angebracht und deren Vermittelung aufgefordert werden 
muͤſſe. Würde nun diefer Hal eintreten, fo habe: 

a) Die Bundeöverfammlung aus ihrer Mitte zwey Bundesgefandte zu ernen, 
nen, welche, ald von der Verfanmlung hiezu beauftragt, dieſem Vermit: 
telungögefchäft fi unterziehen müffen. 

b) Diefer Ausfhuß wird alddann dem Bellagten, durch deffen Gefandten 

‚und im Namen der Bundeöverfammlung, den ihm gewordenen Auftrag 
anzeigen und ihn erfuchen, in möglichft kurzer Friſt eine Darftellung ver 
Sache und feine Einreden mitzutheilen, um nad) getroffener Vergleichung 
mit den Eingaben ded Klägers Vorſchlaͤge zur Vermittelung machen zu 

koͤnnen. 

c) Als wird es dem Kläger wie dem Beklagten zu überlaffen feyn, ihre Dum 
desgeſandte oder andere Abgeordnete, mit gehörigen Vollmachten und In— 
firuftionen verfehen, zu beguftragen, dem gedachten Ausfchuffe die noͤthi— 
gen Aufflärungen zu geben, und zu bem zu verſuchenden Vergleich die 
Haͤnde zu bieten. 

d) Dieſer Ausſchuß wird, nach gehoͤriger. Unterſachung der Sache, den Tag 
zum Verſuch der Güte mit den betheiligten Abgeyrdneten anſetzen, und ſich 
bemühen, einen Bergleic zu Stande zu bringen. 

e) Es kann dem Ermeſſen des Ausſchuſſes anpeim geftellt werben, fo oft als 

15* | 
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er es für nöthig hält, Conferenzen zu biefem Verſuche anzufehen ; wird 
ver Zweck erreicht, fo wird er Darüber Bericht an die Berfammlung abzu⸗ 
ftatten haben, die Vergleihd Urkunde aldvdann im Original, die Ratifis 
fationen in Abfchrift, in dem Bundesarchiv niedergelegt, die getroffene 
Vereinbarung felbft vem Schutze des Bundes anvertraut werden, 

f) Sollte aber das erwünfchte Refultat nicht errungen werden koͤnnen, wel⸗ 
ches langftens in dem Zeitraum von drey Monaten, von dem Tage des 
Zufammentritts des Ausfchuffed an gerechnet, beftimmt feyn kann; fo hat 
derfelbe, wenn nicht ſchon früher, Doch nad Ablauf diefer Friſt, auch 

uͤber dad Mißglüden des Verfuches der Bundeöverfammlung Bericht zu 
erftatten, welche nunmehro den Streit zu richterlicher Entfcheivung an die 
in dem 11, Artikel ver Bundesakte bereits geſetzlich vorgefchriebene wohlge: 
ordnete Aufträgal: Bnnftanz zu verweifen haben wird. 

2) Da der 11. Artikel unfered Grundgefeßes dieſes beftimmt ausfpricht, fo 
kann und Darf hier nicht Die Rede ſeyn, ob eine Aufträgal-Ynftanz oder ein anderer 
Meg zur Entſcheidung ber Streitigkeiten der Bundes; Mitglieder beliebt werden 
wolle, fondern ed ift der Berfammlung vVorgefchrieben, für Die Conftituirung einer 
wohlgeordneten Aufträgals Inflanz zu forgen. Ye wichtiger aber Die dem Auss 
ſpruche einer einzigen Inſtanz unterworfenen Gegenftänve feyn koͤnnen und feyn 
werben, da es fi bier vworzliglih von ‚dem Intereſſe ganzer Staaten handelt, 
je gruͤndlicher und erfchöpfenner muß alles geprüft werben, was bie Einrichtung 
diefer. Aufträgal; Inftanz betrifft, . 

Streitigkeiten der Staaten unter fi, koͤnnen zwar oft die Entſcheidung irgend 
eines rein rechtlichen Grundes erfordern, allein ed ift nicht zu verfennen, daß auch 
häufig Stantöverträge, authentifche Interpretation verfelben, felbft politifche Er⸗ 
eigniffe und Gegenflände fo genau mit Dem eigentlichen Nechtöpunfte verflochten 
feyn können, daß fie nicht lediglich nad) Denen für Privat» Streitigkeiten eingefuͤhr⸗ 
ten Formen und Geſetzen beurtheilt werden koͤnnen. 

Die Commiſſion der Reihenfolge fühlte dieß, und bat daher in dem -anger 
führten Gutachten vier verfchiedene Wege vorgefchlagen, wie die Streitigkeiten ver 








Staaten unter ſich durch richterlichen Ausſpruch entſchieden werden koͤnnten. Die 


dieſſeitige Geſandiſhaft iſt angewieſen auf den letzteren derſelben, und wie es 
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fheint von der Majoritaͤt der Verſammlung bereit3 beliebten Weg anzutragen, 
nämlich auf eine mit einer angemefjenen Anzahl völlig unabhängiger Richter bes 
befegte permanente Aufträgal: Inftanz. 

Die bereitd oben, fo wie in mehreren Abftimmungen fhon angeführten 
Gründe und Rüdjichten zeigen zu Deutlich Die großen Vorzüge, Die eine auf diefe 
Art gebildete Auſtraͤgal⸗Inſtanz haben wird, die fi auch dem gefchichtlichen Urs 
fprung der ehemaligen Aufträgal: Formen am meiften nähert, als daß dieffeitige 
Geſandtſchaft noch andere anführen zu müffen, für nöthig erachten koͤnnte. 

Würde nun die Errichtung einer folchen Aufträgal: Snftanz beliebt werben, 
fo würden alddann nur die Befugniffe und die Schranfen verfelben zu beftimmen, 
aber auch leicht und ohne Schwierigfeit feftzufeben feyn, Da ihre augfchließende 
und einzige Beftimmung nur bie ift, Streitigkeiten der Bundes: Mitglieder felbft 
unter ſich zu entfcheiden ; eine Beftimmung, die in der Bundesakte felbft bereitö ges 
feßlich ausgefprochen ift. Sollte jedoch dieſer Weg zur Errichtung einer wohlges 
ordneten Aufträgal:Inftanz durch die Majorität nicht beliebt werden, fo ift die 
dieffeitige Geſandiſchaft angewiefen, dem in dem Kaiſerlich Oeſterreichiſchen Voto 
unter Num. 5., geaͤußerten Vorſchlage beyzutreten, daß naͤmlich bey jedem Einzel⸗ 
nen Fall die oberſte Juſtizſtelle eines Bundes-Mitgliedes als Auſtraͤgal⸗Inſtanz 
zu beſtimmen ſey. Da aus den oben angefuͤhrten und in mehreren Abſtimmun⸗ 
gen entwickelten Gründen es aber zweifelhaft ſcheinen koͤnnte, ob eine ſolche Aus 
ſtraͤgal⸗Inſtanz auch wirklich allen Erforderniſſen entſpraͤche, die eine wohlge⸗ 
ordnete Auſtraͤgal⸗Inſtanz erheiſchet; fo möchte es wohl zweckmaͤßig ſcheinen, 
in dem gegenwaͤrtigen Augenblick dieſen zweyten Weg noch nicht definitive anzus 
nehmen, ſondern die Erfahrung hiebey zu Rathe zu ziehen, und zu beſtimmen, 
daß nach Verlauf von einem oder zwey Jahren dieſer Gegenſtand abermals vorge⸗ 
nommen werben möge, um zu prüfen, ob dieſer zweyte Weg auch für die Zukunft 
beyzubehalten oder dem Erfteren der Vorzug zu ertheilen feyn werde. Würden 
nun die oberften Yuftizftellen der Bundesglieder als Aufträgal: Inftanzen anzuneh: 
‚men ſeyn, fo würbe noch feftgefeßt werben muͤſſen, daß | 

a) Innerhalb 14 Tagen, von dem Tage an, da ber Ausſchuß ber Bundes; 

verfammlung berichtlich angezeigt haben wird,‘ Die erwuͤnſchte Vermittelung 
nicht zu Stande gebracht z zu haben, ber Bellagte dem Kläger drey hoͤchſte 





114 


Zuftizs Gerichte, in drey verfhiedenen Bundesſtaaten vorſchlagen müffe, 
von welchen Ießterer innerhalb vier oder nach Maßgabe feiner Entfernung 
von dem Sitze der Bundesverfanmlung, innerhalb ſechs Wochen, den 
Richter benennt und der Verfammlung durch feinen Gefandten von dem 
gefaßten Entſchluſſe Nachricht ertheilt. 


B) Sollte jedoch der Beklagte die geſetzte Friſt nicht beobachtet haben, ſo 


geht dieſes dreyfache Vorſchlagsrecht an die Bundesverſammlung über, 
und der Klaͤger hat ſich darauf in der angefuͤhrten Friſt zu erklaͤren. 

c) Das Gericht hat, unter Entbindung feiner beſondern Dienſtpflicht, fi 4 
diefem Auftrage als Bundespflicht zu unterziehen. 

d) Sollten im Laufe des Rechtöftreites Verhältniffe eintreten, welche auch 
andere Bundes Mitglieder in denſelben verwickeln, oder fie, ſey es direkt 
oder indirekt, betreffen; ſo muß das Gericht hiervon an die Bundesver⸗ 
ſammlung durch den Geſandten des Landesherrn Anzeige machen, und 
dieſe wieder durch ben Geſandten des in dem Rechtsſtreite verwickelten 
Souverains, denſelben erſuchen, einen Bevollmaͤchtigten bey dem bereits 
ernannten Auſtraͤgal⸗ Gericht zu ſtellen, um ſein eigenes Intereſſe wahrzu⸗ 
nehmen. 

e) Dieſes Gericht hat alsdann den Proceß bis zur Entſcheidung fortzuführen, 
dieſe felbft zu fällen und den Partheyen befannt zu machen. 


E) Die Sentenz, fie fey interlocutorifch oder definitiv, kann aber von dies 


fem oberften, feiner Dienftpflicht entbundenen Gerichtöhofe, ber ‚Natur 
der Sache nach, ſchon nie im Namen des Landesherrn, fondern nur in 
Auftrag der Bundesverfammlung, durch deren Einfchreitung und Mitwir⸗ 
tung ihm der Auftrag ertheilt worden ift, befannt gemacht werden. 


g) Derfelde Serichtöhof wird darauf, durch den Gefandten des Landesherrn, 


bie ‚Alten nebft dem Erkenntniß, der Bundeöverfammlung zu überſchicken 
haben. 
h) Sollten befonvere, der Bundesverſammlung unbelennt gewefene Berbälts 
niſſe dem mit der Entſcheidung dieſer Angelegenheit beauftragten Oberge⸗ 
sihte einen legalen Grund an die Hand-geben, dieſen Auftrag nicht anzus 
nehmen, fo muß daffelbe 14 Tage a die insinuationis der Bundeövers 
ſammlung durch ben Gefandten des Landesherrn hiervon Kenntniß geben, 
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Was endlich die in dem verehrlichen Kaiſerlich Oeſterreichiſchen Voto unter 
Num. 6. angeregten Gegenftände betrifft, ift Die dieſſeitige Geſandtſchaft angewiefen, 
wenn ed erforberlic erachtet werden follte, eine nähere Abftimmung fi; vorzubes 
halten, im wefentlichen jedoch Der gedachten Kaiſerlich Defterreichifchen Abfimmıung 
beyzutreten, 

Niederlande, wegen bed Großherzogthums Luremburg. 
Es liegt mir ob, in des Koͤnigs Namen die Luxemburgiſche Stimme uͤber die Wege 
des Vergleichs und den Austrag der Sachen oder den richterlichen Ausſpruch abzu⸗ 
geben, wenn zwiſchen Bundesgliedern Zwiſtigkeiten entſtehen. 

Ueber Vermittelung und Verſuch ver Güte iſt ſchon fo viel richtiges geſagt 
worden; ich ſehe es auch fuͤr ſo viel minderwichtig in ſeinen Folgen an, daß ich 
darüber hinausgehe, und der Mehrheit, insbeſondere ven Anſichten von Oeſterreich, 
Preußen, und Medlenburg beytrete. 

Anders betrachte ich Das richterliche Amt, und iene Eine wohlgeordnete Auſtraͤ⸗ 
gal⸗Inſtanz; und de ich befehliget bin, für die Permanenz zu ſtimmen, folglich 
hierin insbeſondere Oeſterreich, Mecklenburg und den freyen Staͤdten beyzupflich⸗ 
ten, fo ſey es mir erlaubt, bier in, einigen breiten Zügen den Ruͤckblick auf die 
Gefchichte dieſer Austräge und ihr Verpältnig zu den Reichögerichten zu werfen. 

Sch verfchmähe zuförderft in Diftinetionen einzugeben, alö ob eine folche per: 
manente Aufträgal: Inftanz,. dieſe Raͤthe und zur Aſſiſtenz, wie mein: Hof ſich 
ausprüdt, nicht ein Bundesgericht feyn würde. 

Das Wort: austragen, heißt ſowohl im juriffifchen, ald gemeinen Sprach⸗ 
gebraud) nichts anderd als: erledigen; und enthält an fid) den Begriff bes Waͤh⸗ 
lens nicht. Kaͤme ed hier auf die Worte her Bundesakte an; wuͤßten wir nicht 
genau, Daß man nur hat ehrenvoll aus Der Sache feinen, und das Uebrige der 
Zeit, den Höfen und und überlaffen wollen; fo würde ich auf dad Wort: eine, 
"Gewicht legen, welches keineswegs eine Ambulanz und Diannigfaltigfeit bezeichnet; 
und id; würde den Begriff des: wohlgeordneten, zerglievern, welches der 
Höfe und unfre Einfihten und Sorgfalt, nicht aber den Zufall und unvollſtaͤn⸗ 
Dig unferrichtete oder gehbte, von und nicht eontrollirte Behoͤrden bedeutet! 

Die alten. Austraͤge waren von dreyfacher Art: legale, conventionelle und 
Familien⸗Austraͤge. Bon ben beyben letzten Gattungen habe ich nichtö zu fagen: 
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denn, menn zwey Partheyen ohne Nachtheil einer Dritten über irgend ein Mittel 
‚einig find, fo haben. wir darnach nichts zu fragen, ur die erite von den dreyen 
gleicht dem, wovon bier die Rebe iſt. Sie ſind ſaͤmmtlich älter ald die Reichsge⸗ 
richte, und waren in ven Sauftrechtözeiten das einzige, folglich Damals rin gutes 
‚Mittel. Aber fie wurden unbinlänglich befunden, und kamen mit diefen Reiche 
gerichten bald nach ihrer Entſtehung in Conflict. Die Kurfürften und Zürften 
hingen jedoch an dieſer Berechtigung, und gaben fie nicht gänzlich auf, und zwar 
aus folgenden Gründen: 
1) Weil man die alten Gewohnheiten gerne ehrt; 
2) Weil es ein Vorzug der maͤchtigſten unter den Ständen blieb, den man 
bewahren wollte; 
3) Weil man fo eine Inſtanz gewann, was felbit bem mittelbaren und gemei 
nen Manne zu Theil wird; 
4) Weil ſie immer einen Druc und Mißbrauch Kaiſerlicher Gewalt und Ein⸗ 
fluſſes ahndeten; 
5) Weil bey den Klagen der Unterthanen der Raum zu groß und beftritten, 
die Abficht der Beſchirmung auch zu weit audgedehnt werden Tonnte; 
6) und endlih, weil unftreitig Die Reichögerichte firenger, prompter und in 
beftigeren Ausprüden zu Werk giengen. 


Alle dieſe Gründe find offenbar nicht mehr in der Art vorhanden: und ich 
verliere mit ihrer Befämpfung feine Zeit. Wohl aber kann ıdı mid der Meinung 
nicht erwehren, daß etlihe Höfe, aus dieſen alten Erinnerungen, was an ſich 


ganz achtungswerth iſt, an der Idee noch hängen, ob es gleich wuͤnſchenswerth 
bleibt, daß ſie dem entſagen. 


Hoͤchſt merkwürdig aber und charakteriſtiſch ſi nd die Worte ber Reichögefege, 


eben in der Epoche des pamaligen Werdend; und wie man die Aufträge nad) und 
nach mooificirte, oder ihnen entfagte! 


Der Reichsabſchied von 1548., $. 38.: « Haben Kurfürften, Yürften und 
s Fürftenmäßige aus billigem Mitleiven, fo mit den Entfeßten getragen werben 
a ſoll, ſich ihrer Austräge in den alten Kammergerichts⸗ und Reirhörbnungen 
e vermeldet,, stlihermaßen begeben, und in dieſen Faͤllen u. fw, » 
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Und Die Rammergerichtdorbnung zu Augsburg von 1555., ſelbſt; Pars 2. Tit. 
IV., 8. 4.2 « Und wiewohl Kurfuͤrſten und Zürften ſich aus folcher voraufgerichteten 
« Ordnung auöträgliches Rechtens und ihrer Kurfürftlichen und Fuͤrſtlichen Freyheit 
«zu begeben, etwas beſchwert: aber dennoch, damit bey niemand geacht oder bar 
< für gehalten werde, daß fie des Rechtens Scheu tragen, darin einigen Bortheil 
« füchen, oder jemand aufhalten oder umtreißen wollten: haben fie fih — Cin Dies 
« ſen und dieſen Hallen) begeben und verglichen. » 

Ya die Wahllapitulation felbft, auf welche die Kaifer nicht wirften, handhabt 
zwar das Beſtehende; aber fie hemmte bie Ausdehnung. 

Es war naͤmlich vorzüglich bey dem Weberreft des Fauſtrechts, bey Spolien 
und Entfeßung, bey einer gewaltfamen Handlung, daß die Aufträge nicht bin; 
reichten und die Reichögerichte Durdy den Mandats⸗Proceß wirkten; das heißt, 
alfobald und ohne einige Erörterung Friede, Ordnung und Beſitzſtand wieder 
berftellten. Dann aud waren die Aufträge bey den erecutivifchen Maasregeln 
ganzlih unhinlaͤnglich; und ohnehin in den meiften Fällen ſtand die Appellation 
an die Reichdgerichte geſetzmaͤßig offen. ° 

Nehme ich einen Augenblid die Rolle des Beobachterd und Gefchichtforfchers, 
fo kann ich fürwahr feit Jahrhunderten von unfern Reichötagen wenig Gutes fa; 
gen, und wir andre follen vielmehr dort lernen, was der Bundestag nicht feyn, 
werden und wirken fol. Das fchreibe ich aber keineswegs den dort angeftellten, 
fehr achtungöwerthen Männern zu, fondern dem Zidzad von hundert und foviel 
Snftructionen; der Zerfplitterung; der Ungleichheit der Berechtigungen; ben das 
her unvermeidlichen Zänkereyen, ver Hemmung und Eiferfucht; dem Zwiefpalt bey: 
ber Religionstheile; Der tberwiegenden Menge der KRirchenfürften, die anders 
wie Bernhard von Salen, unterm Krummſtab zwar oft ganz gut wohnen, aber 
des Reiches Wehrſtand, im Verhaͤltniß zum Bedarf, außer Acht und vernach⸗ 
laſſigen ließen. Sie, meine Herren, ſehen, was in all' dem anders iſt, und 
ſeyn wird; und ich traue uns und dieſer Einrichtung zu, daß wir die große Auf⸗ 
gabe (öfen werden, 

Die Reichsgerichte waren aber nad} meiner vollkommenſten Ueberzeugung bis 
zu ihrem Untergang, eines der merkwuͤrdigſten, eines der edelſten, durchdachteſten, 
frucht⸗ und heilbringendſten Inſtitute, deſſen ſich je eine große Nation zu erfreuen 
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und zu ruͤhmen gehabt hat; Maximilians und feiner Zeitgenoffen unvergängliches 
Ehrenventmal! - 

Sie haben den Landfricden hergeftellt und bewahrt, und fo die allgemeine 
Givilifation in Europa ungemein beförbert. Sie befhirmten Lanpftände und 
Berfaffangen, und wieder die Landesherrſchaften gegen die Stoͤrer. Wenn fie 
ſchon wie natürlich, einzeln und immer nicht fehlerfrey waren, fo liegt doch in ihren 
Verhandlungen und Meditationen ein ungemeiner Schatz von Staatsklugheit, 
erhaltenden Maximen, Weltweisheit und Rechtskenntniß. Cie waren auch bie 
befte Schule unfrer Staatömänner, der Zufluchtdort der Bebrängten und indes 
pendent von lähmenven Weifungen,, nur bie Stimme des Geſetzes und des Ges 
wiſſens hoͤrend. Selbſt des Reichshofrgths vota ad Imperatorem verdienten 
. felten den Tadel, den man auf fie warf, und hatten haufig Deutſchlands und 
nicht nur Oeſterreichs Zuftand zur Baſis der näheren Betrachtung und zum Srof 
eines tiefern Forſchens und VBergleichene. . | 
Wende ich nun das Alles auf unfern jegigen Zufland-an, fo fchweben mir 
zwey große Betrachtungen vor: 

Die Klagen der Unterthanen gegen die Landesherrſchaft und ihre Appellatio: 
nen find nicht mehr vorhanden. Sie haben nur ihre einheimifchen Gerichte. Nach 
unſern Staatenzufammenfügungen ıft mein Vertrauen fell, daß Die deutſchen 
Dbergerichte ihres ehrenvollen Berufs und der Pflichten werben eingedenk feyn. 
Sie werden fammtlih in Wilfenfhaft, Ueberlegung und Wuͤrdigkeit wetteifern, 
Und auf der andern Seite werden Fürften und. Landftände wieder fo für ihren 
Gehalt forgen, daß fie über alle Verfuhung erhaben, den Termin ihres quam 
diu se bene gesserint, nur dann finden werden, wenn Geiſtesgegenwart, Kräfte 
und. Leben endigen. 

Wenn nun dem fo ift, fo befenne: ih mein Unvermögen, Die Berechnung 
einiger Höfe über Gewinn und Berluft zu begreifen, wenn fie von einem ſelbſt 
ernannten, felbit beſchraͤnkten, nad) fehr einfachen Kegeln präfentirten Bundes⸗ 
gericht Recht nehmen. Warum wollen ſie annehmen, daß nur ſie der Unſtern 
verfolgt ? Daß fie unterzuliegen ſtets Gefahr laufen ? warum hoffen fie mehr von 
1 Fanbeögerichten ? Sind für ſammtliche Bunbeöglieber nicht gleiche Probabi⸗ 
itaͤten? 
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Was aber eben diefe. Zwiſte ver Fürften und Bundesglieder unter ſich betrifft: 
fo duͤnkt mid), Daß Die gemeinen oder gewöhnlichen Klagegegenftände unter ihnen 
nicht allein vorfommen werden, oder ich fafle fie weniger in’s Auge; als vielmeh: 
eben die Spolien und die möglichen Eingriffe des Staͤrkeren einer Seits; danı 
das Beduͤrfniß erecutiver Maasregeln, deren auch Mecklenburg und die freyen 
Städte in ihren gründlichen Stimmäußerungen verfländige Erwähnung thun 
ferner die Mißhelligkeiten zwifchen Landesherrn und Lanpftänden, die auch ehe 
mald unter und nicht fremd waren. 

Wir wiffen nur aus ber Lage, Verfaffung und Verhandlungen der hiefigen 
Stadt, wie tief, wie oft, und mit weldher Mühe der Reichshofrath darin einge: 
gangen. ift. Ich fehe da und anderwärtd die nämlichen Vorkommniſſe vor; und 
fie gehören zu den fehwerften Aufgaben. . Sie werden ungemeine Bemühung, fo: 
live Wiffenfchaften, wohlbedachte Formen und Stufenfolgen, einen hohen Grad 
der Unpartheylichleit verlangen, welde im falten und ftändigen Richteramt ge⸗ 
trennt, oder ſeitwaͤrts von uns, beſſer bewahrt wird. 

Und eben darin liegt das Beßre unſrer foderaliſtiſchen Verfaſſung. Heftiger 
Aufruhr, Dinge dem 10. Auguſt aͤhnlich, Septembriſiren oder jede ſolche fortge⸗ 
ſetzte Greuel ſind bey uns nicht denkbar, weil wir den gerechten Klagen abhelfen, 
das Widereinanderſtoßen leidenſchaftlicher Partheyen rechtlich hemmen, und die 
Uebel in der Wurzel erſticken koͤnnen! 

Wuͤrde aber irgend ein Fürft dem andern Gewalt anthun, ven Beſitzſtand 
und den Landfrieden brechen; werden wir die Zeit mit joldhen Audträgen verder⸗ 
ben; werben wir fle nur mit Inftructiond sEinholungen verderben, und unfern 
Beruf fo wenig verftehen, Die und anvertrauete Ruhe, Sicherheit und Unverleg- 
barkeit deutfcher Staaten fo verfaumen und hintanfegen? Und nicht vielmehr, um 
‘mich Der naiven Sprache ber Gefeße zu bedienen: billiges Mitleid mit dem 
Entfesten tragen? Mitandern Worten, alfobald die gemeffenften,, ernſtli⸗ 
hen Anftalten und Verfügungen zur Abhülfe treffen? In welche Worte wir aud) 
dann folhe Einladung, folhe Warnung, ſolch' Mandat immer einkleiven mögen. 

Ich hoͤre den Einwand des Unterſchieds zwifchen dem Staͤrkeren und Schwaͤ⸗ 
cheren. Iſt aber irgend ein Monarch oder Fuͤrſt ſtark genug, um den Unwillen 
und die Ahndung aller andern zu ertragen, den Unwillen aller andern Bundesge⸗ 
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noffen, verftärkt durch die Aufmerkſamkeit und ven Unwillen von ganz Europe ? 
Aber eben dieſe möglichen Borfälle Cum fo feltner gewiß, ald vie rechte Behoͤrde 
Entfchloffenheit und Nachdruck zeigt) erfordern abermals tiefe Kenntniffe, fork 
gefeßte Aufmerkfamkeit und Widmung; und eine Fertigkeit zu unterfcheiden, welche 
die alten gefeglichen Differenzen zwifhen gemeinen und qualifieisten Spolien, bie 
fubtile ftaatöredhtlihe Lehre, ‚Bedeutung und Begrenzung der Mandate cum 
elausula oder sine clausula, fastfam bezeichnen un» bewähren. 


Wenn wir und aber damit felbft befafjen ſollen, ſo laufen wir uneiifeifoft 
Gefahr, die Eintracht hier zu ſtoͤren. Wir haben erſt vor kurzem gefehen, wie 
ſchwer es iſt, bey ernfthaften Vorfaͤllen und Befchlüffen, dem Vorwurf der Eins 
feitigfeit, verletzter Formen, zu heftiger Ausdruͤcke zu entgehen ; ja dem Verdacht 
zu entgehen, als wäre darin Ehrgeitz und Genuß, über v gefiönte Haͤupter und 
Fuͤrſten hier Cenſur zu üben, 


. Eben darum jedoch kann ich auch dem nackten Satz nicht beypflichten, fo oft 
ich ihn wiederholen hörte, daß wir nicht Richter feyen. Nur das ift gern einzus 
räumen, daß wir fein judicium formatum bilden, und vom formandum ift Die 
Rede. Aber das Nichteramt befteht aus fo vielen Beftandtheilen, deren ohne 
Zweifel mannigfaltige auf und ruhen; welche zu regeln und zu begrenzen, ein 
Schließlich der Erecutiond - Ordnung, wie fie Medlenburg und Die e freyen Staͤdte | 
fordern, eben das Thema ift. 


| Sollten dennod) dieſe gefetzlichen Austraͤge nun beliebt, und dem feſten Rechts⸗ 
wege vorgezogen werden, ſo halte ich es fuͤr einen Ruͤckſchritt von der Ordnung 
zur Unordnung, von der Civiliſation und gruͤndlichen Wiſſenſchaft zur Willkuͤhr 
und Ungewißheit, vom conſequenten Rechtsgang zu bunten Erſcheinungen; und 
bin der feſten Ueberzeugung, daß man binnen wenigen Jahren zuruͤckkommen wird. 
Aber eben nach dieſer meiner gewiſſenhaften Ueberzeugung und in Gemaͤßheit mei⸗ 
ner Inſtruection trage ich foͤrmlich und ausdruͤcklich auf ein wohlgeordnetes perma⸗ 
nentes Auſtraͤgal⸗ oder nach gleichen Verechtigungen erkohrnes Bundesgericht an; 
was auch ſein Name ſey. 
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» | 6. 207. 
Die auswärtigen VBerhältniffe des deutfchen Bundes betreffend. 


Niederlande, wegen des. Großherzogthums Luremburg. Ah 
bin von meinem Königlichen Hofe angewiefen, in Abſicht der auswärtigen und 
diplomatifchen Werbältniffe des Bundes, den Anfichten des Kaiferlich Oefterreichi- 
fhen Hofes, mit welden vie Königlich Preußifchen bündigen Erklärungen über; 
einftimmen, dann auch der Königlich Sächlifhen und Hanndverifchen auf gleiche 
Weiſe beyzupflichten, folglid) auch alle confequente. Handlungen zu unterftüßen, 
die Darin in Vorſchlag gebracht find. Denn fie haben alle ven wefentlichen Zweck, 
dieſem Gefammtftaat, dem Bund und der Einigung deutſcher Ration ihre Rolle, 
Anfehen und Wirkfamfeit zu verfchaffen, Staatd: und Völkerrecht förmlich zu 
befeftigen, und einen um fo Dauerhafteren Zuftand der Ruhe, Ordnung und 
Freundſchaft in Europa zu fihern. 
| In Wahrheit, es ift nicht eine Behörde, zufolge ihrer Berechtigung und 
Gewalt, es ift der Bund felbft, der hier die wefentlichfte Handlung begeht... Es 
ift Deutfchland, oder, wenn ich gefchichtlich mit den alten Begriffen und Worten 
von Panhellenien und Pandtolien vergleichen dürfte; es ift AU; Deutfchland,, wel, 
ches fi) den andern Staaten und ihren Oberhäuptern, dem Kaifer aller Reuf: 
fen, ven Königen von Frankreich und Großbritannien, in feiner neuen Geftaltung, 
eben nun nad) den erften Anorpnungen feines Gefhäftdganges und den Formen 
feiner Wirkfamleit, ankuͤndigt; und durch das einzige ihm jebt zu Gebot ſtehende 
Mittel anfündigt. 

Nur wenn fih die Fürften je felbft verſammelten, wuͤrden Sie die Bundes; 
'verfammlung feyn;. und die. Raiferlihe Majeftät dann in Perſon Ihr Praſidium 
ausuben. Bid dahin find wir völlig Ihre Repraͤſentanten. Ä 

Man findet deßwegen die Prafivial: Befugniffe und die Erfüllung dieſes Am⸗ 
tes eben fo richtig beobachtet, als im Uebrigen die Gefee der Gleichheit bewahrt, 
denen ber Raiferlich Königliche Hof zur allgemeinen Zufriedenheit bey jedem Anlaß 
Genuͤge leiftet. y 

Sn Abfiht der zu wählenden Spraden ſchließt man ſich gerne der Mehrheit 
an. Was die geheimere Behandlung gewiſſer moͤglichen Gegenſtaͤnde, die ſtille 
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Befeitigung von Unannehmlichfeiten betrifft, tritt man ausdruͤcklich den Vorſchla⸗ 
gen im Allgemeinen, und indbefondere den Preußifchen und Mecklenburgiſchen 
Aeußerungen bey. Die Wichtigkeit des Nordamerikaniſchen Freyſtaats im Staaten⸗ 
Syſtem, die Meeresverhaͤltniſſe ſollten um ſo weniger mißkannt werden, da, ohne 
den Handel im Allgemeinen zu erwaͤhnen, ſelbſt Die deutſche Schifffahrt nicht unbes 
Deutend iſt, und eben jetzt zum. Benfptel Diefe ihre Gicherheit von den Raubſtaaten 
gefährdet, und von Tunis den Hanfeflädten, wie man vernimmt, ber Krieg 
erflärt wird. 

Der Wunſch übrigens, ben fremden Gefandtfihaften ihre Lage und Verhaͤlt⸗ 
niſſe angenehm und anftändig zu bewirken; wird dieſſeits vollkommen getheilt, 


Holſtein⸗Oldenburg, Anhalt um Schwarzburg. Ihre Hoch⸗ 
fuͤrſtlichen Durchlauchten treten der am 8. May d. J. zu Protokoll gegebenen Abs 
ſtimmung der Kaiſerlich Königlich Oefterreihifhen Geſandtſchaft über Die Diploma; 
tifhen Verhandlungen der deutfchen Bundesverfammlung und über bie Accrebitis 
rung außwärtiger Gefandten bey dem beutfhen Bunde ‚bey, und foviel infonders 
heit die gefandtfchaftlichen Borrechte folher auswärtigen Geſandten betrifft, dem 


. Vorſchlag, daß ſich mit der Stadt Frankfurt vereinigt werden möge, denſelben 


* "eben die gefandtfchaftlichen Rechte zugugeftehen, welche die Bundeögefandten genießen. 


Hohenzollern, Liehtenftein, Reuß, Schaumburg-⸗Lippe, 
Lippe und Waldeck. Der intereſſante Commiſſions⸗Vortrag über Die Reihen: 
folge der Gefhäfte, die Punktation der Eonferenz von 3. März d. J. und bie 
liberale Kaiferlich Oefterreichifche Abftinnmung über die Regulirung der auswärtigen 
Verhaͤltniſſe des Deutfchen Bundes, enthalten in biefer Hinjicht fo zweckmäßige 
und umfaſſende Vorfhläge, daß Die Dieffeitige Gefandtichaft, zu Folge höchfter 
Snftruftionen, ſich denfelben lediglich im Allgemeinen anzufchließen vermag. 

Diefelbe ift noch befonderd angewiefen, dahin zu flimmen, daß die beabfichs 
tigten Notifilations: Schreiben an die auswärtigen Mächte in deutfcher Sprache, 
mit Beylegung einer Inteinifchen Ueberſetzung, erlaffen werden mögen. Won jeher 
hielt man es der Würde und Unabhängigkeit einer Nation für nachtheilig, in öffent 
- "lichen Angelegenheiten ſich einer fremven, lebenden‘ Sprache zu bevienen. Auch 
‚unterliegt es wohl keinem Zweifel, Daß jede lebende Sprache, welche man zur 
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allgemeinen Staatsſprache erheben wollte, der Nation, welcher fie angehörte, 
eine nicht zu verkennende Bebeutfamfeit in politifcher Beziehung ‚ baburd allein 
fhon geben würde, 

Des verfchiedentlid) erwähnten, Ausſchuſſes, welchem in beſondern Faͤllen 
eine erhaltene diplomatiſche Mittheilung vom Praͤſidio vorerſt vorzulegen wäre, 
wirb es wohl nicht. beduͤrfen, da die Verfchwiegenbeit fämmtlicher Bundeögefandten 
vorauszufeßen und fo leicht Feine Eröffnung eines fremden Gefandten denkbar iſt, 
welche von der Art wäre, Daß fie eine vorläufige Geheimhaltung gegen ein Mit: 
glied des Bundes erheifhte. In jedem Falle würde Die Wahl eines folchen Aus; 
ſchuſſes fo zu modificiren ſeyn, daß die Gleichheit der Rechte aller Bundesglieder 
dabey erhalten wird. 

Die freyen Städte, Luͤbeck, Frankfurt, Bremen und Hams 
burg. Die in der Kaiferlich Oefterreichifchen Abftimmung über die auswärtigen 
Verhaͤltniſſe des deutfchen Bundes enthaltenen Vorfchläge gehen fo fehr aus der 
Natur der Sache hervor, und find dem Herlommen und ben Umitänden fo ange 
meflen, daß die freyen Städte denfelben, fo wie deren weiteren Erläuterung, in 
der Großherzoglich Medlenburgifhen Abflimmung , völlig beytreten. Die Noth⸗ 
wendigfeit, daß Die Bundesverfammlung im Namen bed Bundes und al den: 
felben repräfentirend erfcheine, ift darin fo bündig auseinandergeſetzt, daß fich 
bie freyen Städte nur darauf beziehen zu dürfen glauben. In Gemaͤßheit derfels 
ben, finden fie auch die von dem Kaiferlih Königlich präfivirenden Herrn Ge 
fandten vorgefhlagene Art der Unterzeichnung ohne alles Bedenken, und fügen 
nur auf den Fall, daß die Mehrheit ſich nicht dafür erflären follte, den Vorſchlag 
hinzu, bie am die fremden Maͤchte zu erlaſfenden Schreiben auf folgende Art zu 
unterzeichnen: 

« Der deutſche Bund, und in beilen Namen, bie Bundeöverfammlung; » 
und alsdann, 

«Der, ber Bundeöverfammlung praſi dirende Kaiſerlich Deſterreichiſch⸗ 
Geſandte.⸗ 

Dieſe Form ſcheint den Beziehungen ebenfalls angemeſſen zu ſeyn. 

Einen beſondern Werth legen die freyen Staͤdte, wie ohne Zweifel auch alle 
bbrigen mit dem Seehandel ſich beſchaͤftigenden Bundesſtaaten darauf, daß die 
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Anzeige der Conſtituirung des deutſchen Bundes, wie Kaiſerlich Oeſterreichiſcher 
Seits vorgeſchlagen worden iſt, auch bey den vereinigten Staaten von Amerika 
erfolge; und dieß um fo mehr, Da dieſe an ven Wiener Congreß⸗-Verhandlungen 
Leinen Theil genommen haben. Dad Nämliche ift auch bey ver Ottomannifchen 
Pforte der Fall, und die Bekanntmachung bürfte hier um fo wichtiger und folgens 
reicher feyn, ald die der Pforte untergebenen Afrikaniſchen Raubſtaaten, in Folge 
einer ſolchen Notifikation, genoͤthigt werden dürften, ihr fortwaͤhrendes raͤuberi⸗ 
ſches Verfahren gegen die deutſche Schifffahrt einzuſtellen. 


Praͤſidium. Nachdem bereits die meiſten Abſtimmungen über die auswaͤr⸗ 
tigen Verhaͤltniſſe des deutſchen Bundes erfolgt find, fo müſſe Praͤſidium ven 
Wunſch ausdruͤcken, daß den noch damit zurückſtehenden Geſandtſchaften gefällig 
ſeyn möge, die ihrigen nachzutragen, um etwa in der naͤchſten Sitzung den Ent— 
wurf Beſchlüſſes vorlegen zu koͤnnen. 


6. 208. 
Entwerfung einer Matrikel des Bundes. 


Praͤſidium: eröffnet, einige Herren Gefanpten hätten ſich Bereit erflärt, 
ipre in ber legten Sitzung vorbehaltenen Aeußerungen über Die in Antrag. gebrachte 
Entwerfung einer Bundes: Matrikel zu Protokoll zu a, wozu man alfo fol 
ches eröffnen wolle, 


Braunfchmweig und Naffan: giebt Die in dem Protokoll der legten 
Sitzung vorbehaltene vorläufige Erklärung Aber die Raiferlih Defterreichifche Punk⸗ 
tation, die Entwerfung einer Matrikel betreffend, ab, 

Der in der Raiferlih Oeſterreichiſchen Punktation herausgehobene Haupt: 
gejichtöpunft, daß der Fünftige Matrikular⸗Anſchlag den Staatöfräften ver einzel 
nen. Bundesſtaaten fo genau als moͤglich entfprechen möge, kann nur ale ein neuer 
Beweis der bey fo vielen andern Beranlaffungen von, Seiten ped Kaiſerlich Oeſter⸗ 
zeichifhen Hofes bethätigten gerechten Gelinnungen dankbar verehrt werden. 


Man kann indeſſen ſchon bey dem erſten Ueberblick die Schwierigkeiten nicht 
verkennen, die ſich der Aufſtellung einer richtigen Matrikel entgegenſtellen duͤrften, 
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wenn fie zugleih auf Quadrat: Größe des Gebiets, Bevoͤlkerung und Einkünfte 
jedes einzelnen Bundesſtaats gebaut werden fol. 

Indem man von Seiten Braunfchweigd und Naſſau's nicht Daran zweifelt, 
daß es ven einſichtsvollen Meitglievern ver erwählten Commiſſion gelingen wird, 
biefe Aufgabe zur allgemeinen Zufriedenheit zu löfen,, erlaubt man ſich die vorlaͤu⸗ 
fige Bemerkung: daß die Herftellung ver hier fo nothwendigen Gleichheit in eben 
dem Grade beachtet werden dürfte, in welchem bie Grundlagen einfacher find, auf 
welchem die Arbeiten der Commiſſion gebaut werden. 

Bekanntlich fpricht fich in den Finanzen eines Staats oder den Staatseinkuͤnf⸗ 

ten nicht Die Kraft des einzelnen Staates aus. 
‚ Zufällige und gerade häufig auf dad National: ‚Vermögen nachtheilig wirs 
ende Urfachen machen eine Steigerung ver Einkünfte eines Staates öfters nöthig, 
Die Staatseinkünfte geben alfo eine hoͤchſt unfichere Bafis zu Berechnung des Wohl: 
ftandes und der Kraft eines einzelnen Staates, 

Eben diefes gilt von der Quadratmeilenzahl des Gebiets. 

Es ſcheint alfo immer die Bevölkerung die ficherfte Grundlage zur relativen Bilans 
eirung der Staatöfräfte verfchiedener Staaten gegen einander darzubieten, und 
darum find auch auf Diefelbe die wichtigften Territorial⸗Auseinanderſetzungen unter 
den europäifchen Staaten neuerlich gebaut worden. 

Der größere relative Wohlftand der Einwohner, ber Folge größerer Produk: 
tions⸗Faͤhigkeit des Staatsgebietes einzelner Staaten oder ihrer topographifchen 
Lage ari dem Meere, fhiffbaren Strömen und Zluffen ift, fo wie der geringere, 
den größere Gebirgszuͤge und Heiden veranlaffen, die ſich in einzelnen Staats. 
gebieten befinden, ſcheinen daher nur die Zufälligfeiten zu bilden, welche Abwei⸗ 
chungen von dem Princip der Jugrundlegung der Population bey Aufftellung einer 
gerechten Matrikel vorzüglich motiviren dürften; indem der größere ober geringere 
- Eulturftand eined Landes ih fhon in feiner Bevölkerung ausfpricht. 

- Holftein-Didenburg, Anhalt um Schwarzburg. Die befow 
dere Aufmerkſamkeit und vorfichtige Sorgfalt, welche die Raiferlich Königlih Oe⸗ 
fterreichifche Gefandtfchaft auch dem fo wichtigen Gegenftande Der Entwerfung einer 
Matrikel gewidmet hat, verdient unftreitig ven lebhafteſten Dank, und von ver 
Zweckmaͤßigkeit der gemachten Vorſchlaͤge in der Hauptfache überzeugt, tritt man 

Protok. d. d. Bundesverſ. III. Bd. 17 
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benfelben mit ver Bemerfung bey, daß die unverweilte Sammlung und Zufammen: 
ftellung der Grundlagen einer Matrifel zwar nicht nur für unbedenklich, fondern 
auch für fehr nüglich erachtet, jedoch zur eigentlichen Abfaffung einer vorläufigen 
Matrikel wenigftens eine allgemeine Weberficht des Bedürfniſſes, zu deſſen Befrie⸗ 
Digung die vereinigten Bundesftaaten in Anſpruch genommen werden können, fur 
nothwenvig erachtet wird, indem die Anerkennung eined Maasſtabes für eine 
ihren Umfange nach unbeftimmte Beytragsverbinplichfeit unvermeidlichen Bedenk⸗ 
lichfeiten und Edjwierigfeiten unterworfen feyn dürfte. Bey einer andern Beran- 
laſſung find bereits in diefer Hinficht die verfchiedenen Beziehungen angedeutet 
worden, nad) welchen die Matrifel zuvoͤrderſt ven Gefammtbetrag der Leiſtun⸗ 
gen an Mannfchaft und Geld, und fodann die verhältnigmäßige Vertheilung 
verfelben unter die einzelnen Bundeöftaaten feftfeßen ſollte. Wenn ed unzweifel: 
haft ift, daß. Die zur Errichtung des Bundeszwecks nothwendigen Mittel aufge: 
bracht werden müffen; fo ift doch auch einleuchtend, daß bey- deren Beftimmung 
fehr verfchievene, mehr oder weniger befchränfende NRüdfichten Statt finden koͤn⸗ 
nen, und bag auf deren Bewilligung Dad Maas ver Kräfte und bed unmittelbas 
zen eigenen Bebtrfniffes der einzelnen Bundesſtaaten den wefentlichften Einfluß 
haben muß. Manche Mittel würven.in jedem Staate, auch unabhängig von dem 
Bunveöverein, bereit feyn; andere werden von dieſem allein gefordert. Es fcheint 
daß jene, wozu infonderheit die Militäranftalten gehören, nicht als eine reine 
Bundeslaft zu betrachten feyen, und daß die mehrere Anſtrengung, welche der 
Bundeszweck vielleiht von dem größeren Xheile der Bundesſtaaten erheiſchen 
durfte, bey der Beftimmung ber zu uͤbernehmenden Leiftungen, in Zergleichung 
der einzelnen Bundeöftaaten. unter einander, eine vorzügliche Rüdficht verdienen 
möchte. Diefe und ähnliche Betrachtungen machen ed wuͤnſchenswerth, daß eines 
Xheild Die in der Abftimmung der Kaiferlic Königlich Defterreihifchen Gefandt: 
fhaft ausgeſprochene Abſicht, die Grundlagen einer Matrifel vorerft nur aus den 
vorhandenen litterarifhen Hülfsmitteln zu fammeln, unverändert erhalten, und 
andern Theils Die Beytrags: Quote der einzelnen Bundesſtaaten nur nach dem 
gegenfeitigen Verhältniß ihrer Mittel, ohne Rückſicht auf irgend einen wahrſchein⸗ 
lichen Beduͤrfniß⸗Betrag, berechnet und angeſchlagen werde. Ueber dieſes gegen⸗ 
ſeitige Verhaͤltniß der Mittel und der Beytraͤge wird man ſich demnaͤchſt, als 
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Grundlage einer Fünftigen Norm, vereinigen und fomit einen Bertheilungsds 
Manöftab erhalten können, deſſen Berichtigung jedoch immer noch von der Beftims 
mung der zu. vertheilenden Laſt, mithin von ber Kenntnig ded Gefammtbetragsd 
der Leiflungen an Mannfhaft und Geld abhangen wird. In diefer Hinficht 
möchte es eirier weitern und nähern Erwägung vorzubehalten feyn, ob und wie 
fern die ald Grundlage der Matrifel aufzuftellende, und nach vorgängiger Pruͤ⸗ 
fung, von den Regierungen der Bundesſtaaten vorläufig genehmigte Berechnung 
eines Vertheilungs-Maasſtabes als proviſoriſche Matrikel auf einige Jahre ange⸗ 
nommen werden koͤnne, oder ob es nicht vorzuziehen ſey, dieſelbe nur einſtweilen 
für ‚diejenigen dringenden Beduͤrfniſſe in Anwendung zu bringen, welche bis zur 
Feſtſetzung der Militaͤr-Verfaſſung und zur Beſtimmung des verfaffungsmäßigen 
Aufwandes ded Bundes ſich ergeben fönnten? Da dringend nothwendige gemein; 
ſame Leiftungen durd) den Mangel eines endlichen Einverftändnifjes, über Die 
Art und Weife.fie aufzubringen, nicht aufgehalten werden dürfen; fo iſt für den 
Fall, daß feldft eine proviforifche Matrifel nicht fo ſchnell, als wohl zu wuͤnſchen 
wäre, zu Stande gebracht werden Tönnte, irgend ein Auskunftsmittel nöthig, 
welches bey beveutenden Summen nicht wohl in einer Bertheilung nach den Stim: 
men in Der engern Bunpesverfammlung wird beftghen koͤnnen. Es fanın aber die 
jebt zu erwartende Vorarbeit den Vortheil eines folchen Auskunftsmittels aller: 
dings gewähren, Dg in Beziehung auf diefelbe Cfelbft ihren Zweden nach) Be: 
merkungen nicht unterbleiben fönnen: fo wird ſich auch hier die im Laufe einiger 
Jaͤhrhunderte in Deutfchland gemachte Erfahrung beftätigen, daß unmöglih nach 
genauen Berechnungen, fondern wie fich ein älterer Reichsabſchied ausdruͤckt, 
nur dur Beſtimmungen ex aequo et bono juxtaque boni viri arbitrium zu 
einer haltbaren Matrikel zu gelangen ſey, und hiezu bahnen die Vorſchlaͤge der 
Kaiſerlich Koͤniglich Oeſterreichiſchen :Gefandtfhaft den Weg auf eine Weiſe, welche 
den beiten Erfolg erwarten läßt, indem fie, der Einſicht und Rechtlichkeit vertrauend, 
Unterſuchungen vermeiden, welche unter der Reichsverfaſſung allen Erfolg verei— 
telt haben. 
Wenn gleich das Recht der Reichsbeſteuerung niemals einem Zweifel unter⸗ 
zogen werden konnte; fo. widerſprach doch die Natur eines zuſammengeſetzten 
Staats, der in manchen Beziehungen fo viel aͤhnliches mit einem bloßen Staaten⸗ 
17* 
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verein hatte, einer Beſteuerungsweiſe, welche Nachforſchungen und Nachweiſun⸗ 
gen vorausſetzte, Die zu tief in den innern Haushalt der einzelnen Staaten eindrin⸗ 
'gen-mußten, wenn fie ein reines und aufrichtiges Nefultat liefern follten, woher 
es denn kam, daß man ſich eine Matrikel gefallen ließ, deren zahlreiche Gebrechen 
anerkannt waren, und welche nie geſetzliche Kraft erhalten hatte. 

Bey der Abfaſſung der alten Reichsmatrikeln ſollte allezeit auf Land, . 
Leute und Gefälle gefehen werben; alfo auh auf Quadrat: :Größe des 
Gebiets, auf Beoslferung und auf Einfünfte: aber, da alles genau 
ausgemittelt und bewiefen werden follte; fo fonnte man nie zum Zwecke gelangem, 
Indem übrigens Der Umfang eined Landes nur Die Wahrfiheinlichkeit einer 
gewiffen Kraftfülle andeutet, und die Möglichkeit einer Vermehrung derfelben, - 
die Staatseinfünfte aber bald mehr, bald weniger mit dem wirffichen 
Staats: und National: ‚Vermögen in Verhaͤltniß fichen; fo ergiebt fich 
auch hieraus bie Richtigfeit der Anficht, welche nur approrimative: Berechnungen 
verlangt , und alle förmliche Liquidation ausfchließt. Hiernach wird vie Bevoͤl⸗ 
ferung die Bafld des Anfchlags, und Die Erwägung der übrigen Eles 
mente ber Staatskraft ein Hülfsmittel billiger Ermäßigung darbieten, 
wobey freylich in Anſehung ber Staatseinfünfte nicht zu verkennen iſt, DaB da 
fie fi im ihrer Hauptquelle, den Steuern, gewoͤhnlich nach dem Beduürfniſſe rich⸗ 
ten, ein neu hinzukommendes Beduͤrfniß nur beweifen. waͤrde, daß fie.um fo 
piel vermehrt werben müffen. Wenn daher gleich die Regel, daß fammtliche 
Stantöfräfte auch für die Beftimmung der Beyträge zu ben- Bundeslaften ven 
Maasſtab abgeben muͤſſen, an und für ſich keinen Zweifel leidet; fo wird doch die 
Anwendung dieſes Maasſtabes, wie ſie zu Erreichung des Bundeszweckes erfordet⸗ 
lich iſt, einer freywilligen Vereinbarung überlaſſen, die nicht zweckmaͤßiger er⸗ 
leichtert, und in eine gewiſſe Einheit gebracht werden kann, als durch die Abfaſ⸗ 
fung eines Entwurfs, welcher bie Reſultate der Forſchungen einſichtsvoller und 
unpartheyiſcher Staatsmaͤnner enthalten, zugleich aber auch, da er auf Allgemein 
befannten Angaben beruht, gewiffermaßen die öffentliche Meynung und Erwar⸗ 
tung ausfprechen wire: Nach Der in der Abſtimmung der Kaͤiſerlich Königlich 
Defterreichifchen Geſandtſchaft unter Ziffer 5. geaͤußerten Meynung, ſoll niefe 
Eommiflionsarbeit, fo bald fie vollendet iſt, allen deutſchen rRegierungen mitge⸗ 
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theilt werden, um ſich zu erklaͤren, ob und in wie fern fie den Anſchlags⸗Ent—⸗ 
wurf für fih und anvere gelten laffen wollen, oder aber was etwa baben zu bes 
merken feyn dürfte? In diefer Hinficht möchte es angemeffen ſeyn, ſich vorher 
über eine gleihförmige Verfahrungsart einzuverfiehen, um die Berichtigung und 
Feſtſtellung der vorläufigen Matrikel moͤglichſt zu erleichtern und zu beſchleunigen. 
Hohenzollern, Liechtenftein, Neuß, Schaumburgs Lippe, 
Lippe und Waldeck; wie Holftein: Olvenburg, Anhalt und Schwarzburg. 


G. 209. 


Gegenfeitiger freyer Verkehr mit den notbwenpigften Les 
bensbepürfniffen in den deutſchen Bundesſtaaten. 


Prafidium: wolle der Commiſſion, welche ein Gutachten über den ges 
genfeitigen freyen Verkehr mit den nothwendigften Lebensbenürfniffen in ven deut: 
fhen Bundesſtaaten zu erftatten gefälligft übernommen habe, andurch Gelegenheit 
geben, ihre Vorfchläge mitzutheilen. Ä 


Der Königlih»Baierifche Herr Gefandte verlad hierauf den 
Eommiffiond:Bortrag über die vollfiännige Herftellung 
bed freyen Verkehrs zwifchen den deutſchen Bundesſtaa⸗ 
ten, vorzüglih in Hinfiht auf die unentbehrlichſten 
Lebensmittel, 

mit angefuͤgtem 

| Entwurf einer Uebereinkunft zwifhen fimmtlihen Deut; 
fen Bundesſtaaten über bie Freybeit des Handele mit 
Getreide und Sclachtvieh. 


Nicht minder wurden verleſen, Die zu dieſem Eonimiſſons-⸗Bortrage abge⸗ 
gebenen beſonderen Abſtimmungen des Koͤniglich Hannoͤveriſchen Herrn Geſandten 
von Martens, des Koͤniglich Daͤniſchen, Herzogfih Holfteins und Lauenbur⸗ 
giſchen Herrn Geſandten, Freyherrn von Eyben, und des Großherzoglich 
Mecklenburg Schwerin s und ‚Oweligifäen Harn Beamten, Sernhern von 
Pleſſen. 
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- Der Commiffiond : Vortrag fammt dem Entiwurfe einer Uebereinfunft, dann 
die drey befondern Abjtimmungen wurden, unter 3. 64. mit den Anlagen 1— 4. 
Dem Mrotofolle angefügt. 

Defterreich: trat dem commiffarifchen Gutachten unter dem ausgedruͤckten 
Wunfhe bey, daß ſaͤmmtliche Geſandtſchaften dieſes loco dictaturae durch ven 
Druck mitzutheilende Gutachten, ſammt übrigen Aktenſtuͤcken, ſchleunigſt an ihre 
Regierungen einſenden und baldige Entſchließung hierauf ſich erbitten moͤchten, 
damit heute uͤber drey Wochen hieruͤber abgeſchloſſen werden koͤnnte. 

Saͤmmtliche Stimmen waren damit einverſtanden, daher 

Beſchluß: 

Daß der Commiſſions-Vortrag uͤber die vollſtaͤndige Herſtellung des freyen 
Verkehrs zwiſchen den deutſchen Bundesſtaaten, vorzuͤglich in Hinſicht auf die 
unentbehrlichſten Lebensmittel, ſammt übrigen Aktenſtücken ſogleich loco dicta- 
turae drucken zu laſſen und fammtlichen Gefandtfchaften in ver Abficht mitzutheis 
len fey, ſolche an ihre Regierungen fchleunigft einfenden und baldige Entfchliegung 
fi) erbitten zu Tonnen, Damit heute über drey Boden hierauf Befchlug gefaßt 
werde. 


6. 910. 
Yuswanderungen nah Rordamerifa u. f.w. 


Praͤſidium: wolle dem Königlich Niederlaͤndiſchen, Großberzoglich Lurems 
burgiſchen Herrn Geſandten das Protokoll zur Ablegung einer Erklärung eröffnen, 
welche derſelbe in Betreff der Auswanderungen deutſcher Unterthanen nach Rußland 
und den Nordamerikaniſchen Freyſtaaten zu machen den Auftrag habe. 

Niederlande, wegen des Großherzogthums Luremburg: 
Keinem von uns iſt die eben jetzt ſehr vermehrte, wiewohl nicht ungewoͤhnliche 
Auswanderung nach Rußland und Amerika unbekannt. Wir ſahen das Schauſpiel 
taͤglich vor Augen, und ich hätte gewuͤnſcht, Daß die Sacht von andern Orten 


hier wäre zur Sprache gebracht worben, 


Nun veranlaßt mich der Inhalt der Depeſche meines Hofs, die ich hier ein⸗ 
rüde, fie zur allgemeinen Kenntniß der hohen Bundesverſammlung zu bringen: 
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N. 53. Bruxelles, ce 21. Mai 1817. 
MONSIEUR IE BARON, 


«Le nombre toujours croissant des Suisses et Allemands, qui arri- 
svent dans les Pays-bas, pour delä passer en Amerique, et dont la pré- 
«sence, lorsqu’ils ne sont point munis de moyens suffisans a leur existence, 
« compromet la surete des villes, ou ils sejournent, a mis Sa Majeste dans 
«la necessit& de prendre un arrete, qui prescrit, qu’a dater du 15. Juin 
«prochain, aucuns emigres ou etrangers, reunis en bandes, et ayant lin- 
s tention de se rendre dans les ports Neerlandais, pour s’y embarquer pour 
«les Etats- Unis, ne seront admis sur le territoire des Pays-bas, que pour 
«autant, que des habitans accredites de ce Royaume, repondent des frais, 
« qu’occasionnera leur sejour jusqu’a Pé poque de leur embarquement ». 

« Charge de faire part a Votre Excellence de la determination susdite, 
« qui sert de reponse au Postscriptum II. de Sa depöche du 12. de ce mois, 
«je Finvite a vouloir lui donner la plus grande publicite possible, soit par 
«ja voie des jvurnaux, qui paraissent a Francfort, soit par tout autre 
«moyen, qui sera juge convenable». 


Je saisis cette Occasion etc, etc, 


(Sign) A. G.C. oz NAGELL. 


VUeberfegung. 

Brüffel, ven 21. May 1817. 

«Die immer wachfende Anzahl von Schweizern und Deutfchen, weldye in 
«dem Königreich ver Niederlande anlommen, um von da nad) Amerika überzuge: 
«hen, und deren Gegenwart, wenn fie nicht mit hinreichenden Mitteln zu ihrer 
« Erhaltung verfehen find, die Sicherheit der Städte gefährdet, wo fie ſich verwei⸗ 
«len; hat Seine Majeftät in vie Nothwendigkeit verſetzt, einen Beſchluß dahin zu 
«faffen , daß von dem 15. des fommenden Junius an, denen in Rotten vereinig- 
«ten Auswanderern ober Fremden, welche in der Abficht ſich in Niederlaͤndiſche 
a Häfen zu begeben, um ſich Dafelbft nach den vereinigten Staaten einzufchiffen, der 
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Eben ſo gewiß kann es, nach dem 30. Artikel des Pariſer Friedens vom 30. 
Mai 1814, nicht dem geringſten Zweifel unterworfen fenn, daß dieſe Forderung 
aus dem Fond ber Bunde6s5 eſtung, zu welcher jenes Dans gehört, 
gerigt werden: mäfle. :. 

Hiezu fommt, daß der Manrermeiſter Roos, ein rechilicher und fleißiger 
Buͤrger, durch das fortwaͤhrende Entbehren jener fu ihn betraͤchtlichen Summe id) 
in einer druͤckenden Lage befindet. 

In Betracht diefer Gründe und‘ Lmftände' hãt daher die G roßherzogli— 
ch e B ehoͤrde zu Maynz mehtere Gommunffationen mit dein jet dort beſtehen⸗ 
den Feſtungs-⸗Gouvernement gepflogen; letzteres aber erklaͤrt: daß es zu 
Erfüllung der fraglichen Verbindlichkeit einer befi onderen Welſung der deu tſ de en 
Bundesverfammlung bedürfe. j 


©» ift der Bittfteller bewogen worden, feine Borftellung hie er eingureiden, 
von welcher er ber bieffeitigen Regierungs: Eommiffion dag. Duplikat übergeben, 
und babey die landesherrliche Unterftüßung erbeten bat. nn 
Seine Königliche ‚Hoheit ber Großherzog haben Sich dieſem billigen Verlan⸗ 
gen eines leidenden Unterthans nicht entziehen koͤnnen, und daher iſt man aus⸗ 
druclich ermoͤchtigt, ‚Die. vorliegende, hoͤchſt gerechte Rellamation der Zyeinahrit 
dieſer hoben Verſammlung zu empfehlen. 

MWMenn auch,“nach ded Herru Referenten ‚Bemerkung, ‚ eine enpsittelbare Ber 
fagung über die Zahlungsmittel, welheider Maynzer Feſtungs⸗ 
fond darbietet, für jet von dem. Bundestage nicht wohl eintreten 
kann; ‚fo würde hingegen ‚eine gefaͤllige Verwendung der verehrlichen Kaiferlich 
Defterreichifchen und Königlich Preußifhen Geſandtſchaften bey Ihren allerhoͤchſten 
Höfen, von wehhen das Maynzer Wiktär:Souvernement und Die Verwaltung des 
Feſtungsfonds bekanntlich abhängt,: : ohne Zueifel: von erwanſchlicher Wirkung 
ſeyn. 

Waͤrees, daß dem Bittſteller auch auf dieſem Wege nicht sfort, zu feiner 
vollen Befriedigung: verholfen werben koͤnnte, fo wurde doch wenigſbens 
ein baldigſter Vorſchuß auf Abſ chlag ihm nicht verfagt werden wollen⸗ um 
ſehr zu ſtatten kommen. I 


135 
Die Kaiſerlich Defterreihifhe und Königlich Preußiſche Geſandtſchaft Außer: 

ten fich bereitwillig ‚an ihre hoͤchſten Höfe hieraͤber Wericht zu erſtatten. 
Sämmtliche Stimmen famen, unter, Einverftänpnig mit dem Gutachten Des 


Herrn Referenten überein, Daß der r Erfolg dieſer Verwendung vorerſt abzuwar⸗ 
ten ſey. 0. 


6. 2. 


Ebenderſelbe: legt das Zahl 192, eingereichte Geſuch des Buͤchſenmachers 
Kilian Schmidt und der Kinder des Wilhelm Lindenſchmidt zu Maynz vor, worin 
dieſelben um Berichtigung einer Forderung von 595 fl: für die im Jahre 1797, 
zum Dienfte ver Reichsfeſtung Maynz gemachte Gewehr⸗Reparaturen bitten, 


Nach dem Antrage des Herrn Referenten wurde 
befhloffen: 
Die erwähnte Reklamation „ gleih ven früheren an Die Reichsoberations⸗ 
Kaſſe geſtellten Forderungen, einſtweilen ad acta zu legen, bis nach erlangter 
eberiiät fammtlicher Sorderungen der Art, eine Entſchlietlung erfolgen koönne. 
u, 213. 
Einteihungs » Protokoll 


Das Einreihungs: Protofoll wurbe verlefen, und die von 3. 197. bie 201. 
eingelommenen Reflamationen der Cömmiſſion zuzuſtellen beſchloſſen. 3 


Foigen die Unterföriften 
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- Were der Eingaben. - 
an ti Dia De dei nn. a 

‘ Fortſetzung des Einreichungs ‚Pioiofolls von Nro. 197. bis 20T. 
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 Nro. 97. Dr. Teutwart Schmitſon, Koͤniglich Saͤchſiſcher Oberlientenant, 

dermalen in Frankfurt: übergi fur hoben Einfiht ven «Grundriß einer 

lerne des deutzſ chen Bundes nach Zeit, und Umftänden,» 
Seitenftüd zu ber Schrift: & Ucter bie Wehr; und Sqirniauſtalt. » 


Dra. 108. Anpayn Selhein Remy, Kanf: 3. und Handelsmaun zu Frankfurt proprio 
et gessignario aomine:.. der uͤttenherren. Remy, Hofmann und 
Co mpagnie zu Bentorf am Rhein: legt eine Forderung nebft Zinfen 
von 20 Jahren im Ganzen: vor 34,562 fl. At:tr: an- die ehemalige Reichs: 
Op erationskaffe für gelieferte Gifeymun ition im Jahr 1796. zur 
hohen Einſicht vor, und bittet um die Vergütung, ‚und Zahlungs- Anweiſuns 
Weſes Betrags. none ’ WI a 


Ko: 1 Br. Mötier, Speriebteinalrath in Hanau: Bitket um Bie hohe 
BVerwendung bey Seiner Koͤniglichen Hoheid bein Kurfuͤrſten von Hefſen, 
ihm den von der Frankfurter Ausgleichungs-⸗Commiſſion zuerkann⸗ 
ten Kortgenuß feines jährlihen Gehaltes non 516 fl. nebſt Ruͤckſtaͤnden 
vom 1. December 1813. nicht laͤnger zu entziehen. 


Bro. 300. Philipp Franz: Wigandt, ehemaliger Wormſifcher Hofkammer⸗ 
rath und Regierungs⸗Archivar, dermalen in Bensheim: bittet wieder⸗ 
holt und driugend. in Beruͤckſichtigung feines 76jaͤhrigen Alters und feiner zahl⸗ 

reihen Familie, um die hohe Berfigung, daß ihm die ganze gehabte Beſoldung 
von 1,132 fl. nad. bem Reichsdeputatiens- Schluß $. 59. nebſt Ruͤckſtaͤnden aus⸗ 
‚begghlt werde. 


Bro: M. Dr. Dies in Megla r, Großherpoglich Meclenburgiſcher Hofrath: uͤber⸗ 
giebt als Bevollmaͤchtigter des Schultheißen.Bermann: zu Vilbel, eine 
Reklamation, den. Beſoldungsr ückſtand des vormaligen Kaiſerlichen und 
Reichskammergerichtlichen Archivars Caſpar Grandrath a 1.426 
Rthlr. As fr. betreffend. 


— —— — 
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Drey und dreyßigſte Sitzung. 
Geſchehen, Frankfurt den oten Juny 17 


(Inhalt. 6. 214. Abſfimmungen vom Gcohhirzogepum Helfen, den Großher⸗ 
zoglich und Herzoglich Sihfifhen Häuſern, Dolfdins Oldenburg und 
der fehzchnten Stimme über die Bermittlung der unit ei mmlung 
bey Streitigkeiten der Bundesglicder unter einander, und über die —8* dar. Ins 
Rang 215. Abſtimmungen von Bnden, Diänemäart, und ie Großher⸗ 
yo und Herzoglich Saäch ſiſchen Häuſern über, die auwärtigen er⸗ 
haltniffe des deutſchen Bundes. h. 216. Abſt immumg'en bon Württems 
berg, Kurheſſen und den freyen Städten über die Berzagung der Buns 
desverſammlung. | *5 Abſtimmunmg von. Kurheſſen über die Nachſteuer 
und Abzugsfrenheit.: 6. 218. Abſtimmung der Großherzoglich und Herzoglich Säch⸗ 
fiſchen Häufer, über die Reichsk ammergericht liche Suſtent acionefache. $...229.. Exkläruag 
der freyen Stadt Frankfurt über das Penſionsgeſuch und anderweitige Forderung des Ober⸗ 
fien von Mogen, von dem vormaligen oberrheiniſchen Kreidregimente PeltigiWarl Theodor. 
.,. 220. Gutachten über die Penſionsforderung der Argen Kunigunde ven GBachſep/ 
Acbtiſſin in von Thorn und Eſcen. g. 231. Neue Eingaben 
. Pe . BF or en ti 


\,, 


, 
..s‘: " „ur © Ar 


Be gm Gegenwaer. Fem 


34 Tal 3 ‘, 


J Alter in der vorigen Sitans Anwefen den. ET 


FV 


. eo. De Rare ze a u 
A 6. 214. en 


Praͤ ſi idium: wolle in den zur Berathung ausgeſetzten Materien bie weite 
ven Abflimmungen vernehmen.- 
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 Vermittelung der Bundesverfammlung bey Streitigfeiten ber 
Bundesglieder unter fih, und Aufftellung einer wohl; 
georpneten Aufirägal:; Inſtanz. 


Großherzogthum Heſſen. Die Großherzoglich Heſſiſche Geſandt⸗ 
ſchaft tritt im Allgemeinen den Vorſchlaͤgen des praͤſidirenden Herrn Geſandten, 
welche auf die Sicherſtellung der gegenſeitigen Rechtsverhaͤltniſſe der Bundesmit⸗ 
glieder ſo zweckmaͤßig herechnet. ſind, in der vollen Ueberzeugung bey, daß big, Aubs 
fühfäng. ‚veifellten du£ben Brüßtigen, Juſtand des deutſchen Slaatenbundes non den 
wohlthätigften Folgen feyn wird. 

Bey der Wichtigkeit des Gegenftandes glaubt fie jedoch Biefe Zuſtimmung 
mit folgenden beſonberen Bemerkungen begleiten zu muͤſen » -' 


A) Bermittlungd + Berfud, 


45. ‚Die Abaligkeit der Bundesverſammlung i in Streitigkeiten der Bundesglier 
er after tig durfte erſt dann eintreten, wenn. die Vermittlung derſelben, 
son ‚einem Der ſtreitenden Theile, nach vorherigem fruchtloſen Verſuch, eine güt: 
liche Vexcinigung Auf unmittelbarem Wege iu bewirken durch deſen Seſandtſcheft 
| auwrucic nachgeſucht würbe, 

Eine, Yußnaßne x von dieſer Regel wuͤrde nur dann eintreten ‚ wenn die Ans 
wendäng der. Selbſthulfe unter den ſtreitenden Theilen der oͤffentlichen Ruhe und 
per, Berfoffung: nes Bundes Gefahr drohte, fo daß die Bundesverfanmlung auch 
unaufgefvrdert Beranlaffühg- hätte ‚ von biefen Streitigfeiten Rotiz zu nehmen. 

2) Das Verfahren bey Streitigkeiten eines Bundesmitgliedes mit andern, 
welche nicht Bundesmitglieder ſind, z. B. mit nachgebornen Prinzen, mit Stan⸗ 
desherren u. ſ. w. kann, wie in ber Koͤniglich Württembergiſchen Abſtimmung ſehr 
richtig bemerkt wird, nicht als ein Gegenſtand der vorliegenden Berathung ange⸗ 
ſehen werden. Dagegen moͤchten63 

3) alle Streitigkeiten zwiſchen Bundesmitgliedern, welcher Art und Natur 
fie auch immer ſeyn mögen, für geeignet gu erklaͤren ſeyn, um bey ver Bundes⸗ 
verſammlung, in ‚per Abſicht, deren Bermittlung zu begehren, angebracht zu 


werden. PR 


13% 


In keinem Fall dürfte alfo die Verwendung zur Vermittfung dem Bundes 
mitgliede, welches -folche nachſucht, verweigert werden koͤnnen. 

- 4) Die Aufforderung zur Bermittlung der Bundesverſammlung müßte jedes⸗ 
mal von ‚einer vollitändigen Audeinanderfegung ‚Der Thatſachen begleitet und mit 
den darauf Bezug habenden weſentlichen Aktenftüden belegt fm. . ” 

5) So oft eine ſolche Aufforderung erfolgt-wäre, bitte die Bundesverſamm⸗ 
lung einen, oder hoͤchſtens zwey. Geſandten aus ihrer Mitte zu Bermittlungs ; 
Commiffarien zu ernennen, und die Geſandten der flreitenden Theile hiervon, 
mit dem Erſuchen, in Kenntniß zu ſetzen, ihre Committenten zu veranlaſſen, daß 
fie entweder dieſe ihre Gefandten beauftragen , oder eigne Bevollmaͤchtigte an ben 
Sitz der Bundesverfammlung abordnen möchten, damit unter Der Leitung der Ber: 
mittlungs⸗Commiſſion eine gütliche Wereinigung verſucht werde. 

6) Ueber das Verfahren der Vermittlungs : Gommiffionen dürfte, am jebem 
Anſchein von Willführ zu begegnen, eine eigne Geſchaͤftsordnung, fo weit e Die 
Natur dieſes Gefchäfts erlaubt, zu entwerfen; feyn. 

7) Wenn einer der beyden Theile jener Aufforderung der Bundesver ſamm— 
dung, oder im Laufe der Vergleichs⸗Unterhandlungen, den Aufforderungen der 
Vermittelungs⸗Commiſſion, in den zu beſtimmenden, möglichft Eurzen Sriften 
nicht Genuͤge leiſtet; fo wäre dieſes als eine ftillfchweigende Erflärung anzufeben, 
daß berfelbe- Die Entfcheidung der Sache auf den Ausſpruch des Aufträgal: Gerichts 
ankommen laffen wolle. Irgend ein anderes Präjudiz möchte Daher auch weder 
von der Bundeöverfammlung noch won ben Vermittlungs⸗ Gommifjarien ausgeſpro⸗ 
chen werden koͤnnen. 


B) Verweifu ng der ſtreitenden Theile an die Auſtraͤgal⸗Inſtanz. 
8) Nicht alle Streitigfeiten der Bundeögliever unter: fich ſcheinen au einer 
ſchiedsrichterbichen Entiheidung geeignet: unb:ed durfte weſentlich nöthig 
ſeyn, die Gränglinie der Fünftigen Thaͤtigkei v der Auſtragel ⸗ Gerichee. Bei jego 
geran zu beſtimmen. 
Die Großherzoglichr Ge ſandtſchaft —* in diefer Hinich mit Den Aeuße, 
rungen der Koͤniglich Preußiſchen Gefandtſchaft überein, und glaube: ‚über. dieſen 
Punkt vr folgennes bemerfen zu miſſen. 6 
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50 oft zwiſchen den unabhaͤngigen Bundesſtaaten Zwiſtigkeiten entſtehen, 
welche auch in den rechtlichen Verhaltniſſen von Privatperſo— 
nen’ denkbar ſind, oder in fo fern fie die Verhaͤltniſſe der Staaten und Regen: 
ten als folder berußren, aus vorhantenen Sfaatöverträgen, deren Verbind⸗ 
lichkeit beyde Theile anerkennen, ‘ihren Urſprung genommen: haben, oder durch 
nterpretation Diefer Vertraͤge entfehieven werden follen; fo oft untesliegt es fei- 
nein Zweifel, Daß wenn Feine Bereinigung moͤglich iſt, eine ſchiederichterliche 
Entſcheidung eingeholt werden muß. u 
Wenn ſich daher Der vorkiegende -Streit auf irgen® ein beſtimmtes Rechtsver. 
haͤltniß, auf Verträge oder Beſitz, auf Geſetze oder Handlungen gründet, in wel⸗ 
chen der eine Theil als Berechtigter, dem andern als Verpflichtetem genenüber ſteht, 
fo daß wenn beyde Theile Privatperſonen wären, bieräber dad zuſtaͤndige Civil⸗ 
gericht efennen würde; ſe eignet ſich die Sache jederzeit zur Verweiſung an die 
Auſtraͤgal⸗JInſtanz, : gefeßt auch Daß die Entſcheidung aus dem Stanatsrechk, 
oder aus dem Volterrecht: und nicht blos aus dem Privatrecht geſchopft werden 
müßte, 

Wenn aber'der Streit badurch veranlaßt worden iſt, daß ein Bundesmitglieh 
fich der, ihm innerhalb ſeines Gebiets zuſtehenden unumſchraͤnkten Regierungs⸗ 
gewalt, auf eine unrechtliche Weiſe zum Nachtheil eines andern Bunvesflants 
bevient, oder die Pflichten verletzt hat, welche Die Bundesmitglieder al s ſolche 
fich gegenſeitig ſchuldig find; wenn von der Annahme einer feindfeligen Stellung 
zwifchen zwey ober mehreren Bundeöftaaten, von Verletzung ver Grundgefeße und 
ber Verfaſſung des Bundes die Rede ift; fo Dürfte die Verweifing' eines folchen 
Streites an Die Aufträgal: Inſtanz weder zweckmaͤßig noch wirkſam ſeyn. Gtreiz 
tige Fälle diefer Art werden daher immer der Dundesberfammfung | aut inſtructions⸗ 
maͤßigen Erkedigung vorbehalten werden micſſen. Eu 

0) Die Bundesverſammlung wird‘, wenn von Seiten der Wermittlungs. 
Commiſſarien Die. Anzeige geſchehen Hl, daß ihre Beniichung keine Bereinigung 
ber ſtreitenden Theile zur Folge gehabt habe, vorerſt in Gemaͤßhrit eines won ⸗drn⸗ 
ſelben Commuſſarien zu erſtattenden Outnptens; Bi prüfen Haben, zu welcher 
Gattung vonStreitigkeiten ver: Fall gehört) LESER IE Beten 7, 

Bloß die Streitigfeiten der erften: — „ge „eher ſh Sucreſſions⸗ 
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Streitigkeiten aller Art, Grenz⸗Irrungen, Schulven :Abtheilungen wohl bey: 

nahe immer eignen werben, furz wohin alle diejenigen Fälle zu zahlen find, 
welche wenn fie unter Privatperjonen vorwalteten,, vor deren Richter gehörten, 
würvden an die Auſtraͤgal-Inſtanz zu verweifen feyn. ‚Streitigkeiten der zweyten 
Gattung aber, oder folhe, welche auch in fo fern fie ſich unter Privatperfonen 
denken laſſen follten, doch nicht von der richterlichen , fondern von der höhern 
Nolizeybehörde -entfehieden werden müßten, hätte fich vie Bundeöverfammlung 
zur eigenen Entſcheidung, nah Maasgabe ver Inftructionen ihrer Höfe, vorzu: 
behalten, da e3 fich bey ihnen mehr von Aufrechthaltung der Verfaſſung, als von 
der Verletzung des Rechts handelt. 

10) Auf dieſe Weiſe waͤre allen Bundesgliedern der Weg eroͤffnet, ihre ge 
genſeitigen Streitigkeiten jeder Art einer rechtlichen und verfaſſungsmaͤßigen E nt 
ſcheidung zu unterwerfen. Es dürfte daher zweckmaͤßig und den Verhaͤltniſſen der 
ſaͤmmtlichen Bundesmitglieder angemeſſen ſeyn, wenn dieſelben, ſo wie ſie ſchon durch 
die Bundesakte zugeſichert haben, ſich gegenſeitig niemals zu bekriegen, auch allen 
andern Handlungen der Selbithulfe, namentlich allen Repreſſalien für immer 
ausdruͤcklich entfagen wollten, ob ſich gleich dieſes ſchon dadurch von felbft 
verfteht, daß fie.nach dem 11. Artikel der Bundesakte verpflichtet ſind, ihre 
Streitigkeiten nicht mit Gewalt zu verfolgen. 

Noch mehr erwünſcht und vortheilhaft für den gegenfeitigen Verkehr der Un; 
terthbanen würde ed feyn, wenn bie Bundedmitglieder auch dahin übereinfommen 
wollten, in ihren Staaten gegen ihre eigenen Unterthanen und gegen die Unter: 
thanen anderer Bundesgliever, in allen privatredhtlihen Verhaͤltniſſen völlig 
gleihed Recht gelten. zu laffen, und dadurch die fonft unvermeidlichen, und - 
gewöhnlich in ihren: nachtheiligen. Folgen nur dritte Unfchuldige treffenden Retor: . 
fionen zu vermeiden, Obgleich diefer letzte Punkt hierher, wo nur von 
Streitigfeiten die Rede ift, .eigentlih nicht gehört, fo glaubte man doch 
diefe Gelegenheit benugen zu können, um die Aufmerffamfeit der hohen Bundes; 
verfammlung auf einen ihrer Beachtung nicht unwürbigen Gegenftand zu Tenfen. 

11) Das Verhältniß derjenigen Bundesmitglieder, welche innerhalb des Ge⸗ 
bietö eined andern Bundesſtaats Güter oder Gerechtſame beſitzen, ſcheint einer 
eigenen Beruͤckſichtigung zu beduͤrfen. . . | 

Protok. d. d. Bundesverſ. TIL Bd. 19 
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In diefer Beziehung möchte zur Vermeidung von Zweifeln zu erflären feyn: 
a) Wenn ein Bundesmitglied, binfihtlid) ver in dem Gebiete eines andern 
Bundesſtaats befigenden Güter, Renten oder Gerechtfame, mit Unter; 
thanen dieſes Bundesftaats in Streitigkeiten geräth, fo haben die Ges 
richtöftellen des Landes (forum rei sitae) in allen ven Sachen zu ents 
fcheiven, welche jene Güter, Renten oder Gerechtſame unmittelbar angehen. 
p) Sn feinem Fall kann aber ein folder Beſitz in dem Gebiet eined andern 
Bundesſtaats Die Veranlaffung werden, eine Gerichtöbarkeit in perfönlichen 
Sachen des Befigerd zu begründen, und es finden in diefer Beziehung 
weder Arrefte noch fonftige Maasregeln Statt, weldhe darauf abzielen, das 
befigende Bundesmitglied zur Anerkennung einer, ben dinglichen Gerichtö- 

ftand überfchreitenden Gerichtsbarkeit zu nöthigen. 
©) Giebt der Beſitz ausmwärtiger Güter, Gefälle oder Gerechtfame bie Veran⸗ 
laſſung, daß das beſitzende Bundesmitglied mit dem Regenten des Bun⸗ 
desſtaats, in welchem die Guͤter liegen, mit ſeinem Fiscus oder mit ſeinen 
Behoͤrden. in Streit geraͤth, fo koͤnnte man vielleicht die Entſcheidung ber 
Sache, ald eines Streited zwifchen zwey Bundeömitgliedern , nicht für Die 
Landesgerichte, fondern nad) fruchtios erfolgter Vermittelung von Geiten 
der Bundeöverfammlung, zur Verweiſung an Die Auſtraͤgal⸗Inſtanz geeig⸗ 
net halten, weil der 11. Art, der Bundesalte faämmtliche Streitigkeiten 

der Bundesglieder dahin zu verweiſen ſcheint. 

| Bedenkt man hingegen, daß in folchen Fällen ver Regent, welcher in eines 
andern Fürften Staate Güter beigt, in dDiefer Hinficht.nur Privateigenthür 
mer, nicht Bundesmitglied ift, daß daher an und für fich die Zuſtaͤndigkeit ver 
Landesgeſetze in ſolchen Faͤllen offenbar begründet iſt; Daß eine Verweifung an bie 
Yufträgal: Inftanz die Mitglieder derfelben nöthigen koͤnnte, nach und nad alle 
isy den deutfchen Bundesſtaaten geltenden Prinatgefehe zur Norm ihrer Entſchei⸗ 
bungen anzunehmen; daß endlich ein folder, feiner Natur nach privatrecdhtlicher 
Streit, je nachdem ..er entweder mit dem Landesherrn oder mit Unterthanen deſſel⸗ 
ben obwaltete, bald wor die Ruſtraͤgal⸗Inſtanz, bald vor die Landeögerichte gehoͤ⸗ 
en würde; fo wird man ſchwerlich Bedenken tragen, die Entfcheidung folder 
Streitigkeiten ihren natlrlihen Behörden, ‚den Landesgerichten zu überlaffen. 
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Jedoch wird eine Erklaͤrung deßhalb nöthig ſeyn, damit in einzelnen Fällen Feine 
Zweifel auf den allgemeinen oder vielmehr unbeftimmten Ausprud des erwähnten 
11. Artikels gegründet werben. 

12) Eben fo dürfte zu beftimmen ſeyn, in wie fern einem Bundesglied Die 
Befugniß zuftehen foll, vechtlihe Anfprüche feiner Unterthanen gegen einen 
andern Bundesſtaat, Namens derfelben,, geltend zu machen, und auch für Strei⸗ 
tigfeiten diefer Art die Eröffnung des Wegs der Aufträgals Inftanz zu begehren, 
Das ein folches nicht bey gewöhnlichen privatredhtlichen Gegenftänden, und daraus 
entftandenen Gtreitigleiten Einzelner eintreten koͤnne, verftehet ſich von felbit, 
und gehet fhon aus demjenigen hervor, was unter 11, a) bemerft worden ift, 
Jedoch möchte es feinem Zweifel unterliegen, daß dem Regenten alsdann die Bes 
fugniß zuftehen muͤſſe, die Sache feiner Unterthanen zu feiner eigenen zu 
machen, wenn daß ftreitige Verhaͤltniß unmittelbar auf politifchen Ereignifien be: 
rubet, 3. B. wenn die Abtretung eines Landestheil Die Frage von Theilnahme 
an ben Schulden des Landes ober einzelner Theile veffelben, oder einzelner 
Staatöanftalten erzeugt; ober wenn bie Unterthbanen Vergütung der Koften für 
durchmarfchirende Truppen fordern. | | 

13) Es fteht den ftreitenden Bundesmitgliedern zwar jederzeit frey, fich zur 
Entſcheidung ihrer Streitigfeiten, entweder vor oder auch nach dem Vermitte⸗ 
[ungsverfuch der Bundedverfammlung, abweichend von der allgemeinen Ueberein: 
kunft über die Aufträgal: Inftanz, einen oder mehrere Schiedsrichter für dieſen 
Fall zu wählen; allein wenn dieſes gefchieht, oder wenn einzelne Bundesmit: 
glieder, während fie in jene allgemeine Uebereinfunft einwilligenz, ſich zugleich 
durch befondere Verträge gegenfeitig verpflichten, in allen fünftig zwifchen 
ihnen entſtehenden Streitigleiten, irgend ein anderes von den ange: 
nommenen allgemeinen Normen abweichendes, entweder auf Alteren Verträgen 
oder Gefeßen beruhendes oder neubeftimmted Verfahren einzuſchlagen, fo fann 
für die Vollftredung der auf folhen Wegen erfolgten Entfcheidungen, vie Wirk: 
famfeit der Bundeöverfammlung alsdann in Anſpruch genommen werben, wenn 
für die Webereinfunft über Beobachtung einer ſolchen befonderen Aufträgal: Sn: 
ſtanz zuvor die Garantie der Bundesverfammlung ausgewirkt worden ift. Denn 
im Allgemeinen können nur Diejenigen Aufträgal: Entfiheidungen unter der Gar 

. | Ä 19* 
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rantie der Bundeöverfammlung ſtehen, welche in Folge des durch die bevorſtehende 
allgemeine Uebereinfunft der Bundeömitglieder zu beftimmenden Berfahrens 
eingeholt worden find, und bie Entfcheidungen befonverer Familien⸗ oder Stamm: 
Austraͤge u. f. m. würben der Bundeöverfammlung auch in Beziehung auf die Voll⸗ 
ftrefung fremd bleiben müffen, wenn nicht folhe befondere Austräge vorher 
dur einen Beſchluß ver Bundesverſammlung an die Stelle der allgemeinen 
getreten ſind. 

14 Hinſichtlich der Form des Verfahrens, nach welchem die Entſcheidung 
einer ſtreitigen Sache, nach fruchtloſem Vermittelungsverſuch vor das Auſtraͤgal⸗ 
Gericht zu bringen iſt, ſchließt ſich die Sroßherzeglich Heſſiſche Geſandtſchaft den 
Kurheſſiſchen Vorſchlaͤgen an. 


C) Auſtragal⸗Juſtanp 


15) Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bey Rhein, 
finden die Ernennung eines beſtaͤndigen Auſtraͤgal⸗Gerichts mit fo großen 
Schmwierigfeiten und felbft mit fo wahrfcheinlihen Nachtheilen verbunden, daß 
Hoͤchſtdieſelben dem in der Oeſterreichiſchen Punktation sub Nro: 5. enthaltenen 
Vorſchlag unbedingt den Vorzug geben. Schon die Wahl der bey einer beſtaͤndi⸗ 
gen Auſtraͤgal⸗Inſtanz anzuſtellenden Richter wuͤrde, da die Anzahl derſelben 
mit der Anzahl der Bundesglieder, welche zu ihrer Ernennung mitzuwirken haͤtten, 
in fo geringem Verhaͤltniß ftünde, mit weſentlichen Schwierigkeiten verbunden ſeyn. 

In jedem Fall wuͤrden manche einzelne Bundesmitglieder an dieſer Ernen⸗ 
nung einen ſehr geringen Antheil haben, und von ihnen kaum behauptet werden 
werben koͤnnen, daß für fie das beſtaͤndige Auſtraͤgal⸗Gericht als ſelbſt ger 
wählte Inſtanz erfcheine, 

Die Richter felbft aber würden gegen diejenigen Bundeöftaaten, deren Unter⸗ 
thanen fie find, in deren Dienften fie früher geflanden, und welde zu ihrer Erz 
nennung vorzüglich mitgewirkt haben, immer in befonderen Berhältniffen. ftehen, 
da fie alle Verbindungen mit ihrem befonderen deutfchen Vaterland aufzuge- 
ben fchmwerlich geneigt feyn würden; und es würde vielleicht von ihnen nicht in 
allen Fällen ein fo unbefangenes Urtheil zu erwarten feyn, ald wie ven den, 
für jeden einzelnen Hal, von Kläger und Beflagten, mit forgfältiger Ruͤckſicht 
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auf alle etwa einwirkenden Nebenverhältniffe, gewählten. oberften Gerichten ber 
einzelnen. Bundesſtaaten, von deren Mitgliedern fi kaum denfen läßt, daß ir 
gend ein politifches Intereſſe fie beftimmen koͤnnte, gegen ihre aus ben Berhälts 
niffen der Sache ſelbſt gefchöpfte, rechtliche Ueberzeugung zu ſprechen. j 

16) Hinfichtlich ver Formen, nad) welchen eines der oberften Gerichte inner: 
halb ver Bundesitaaten, entweder von den ftreitenden Theilen, oder wenn der 
Bellagte innerhalb ver beftimmten Friſten feine Erflärung abzugeben verfäumt, 
von der Bundeöverfammlung , ald Auſtraͤgal-Inſtanz zu beftellen feyn wird, tritt 
die Großherzogliche Geſandtſchaft der Rurheflifchen Abftimmung von Rum. 1—5. 
inclusive mit der Bemerkung bey, daß wenn in einem Bundesſtaat die oberfte 
Gerichtöbarfeit in Eivilfachen zwifchen mehreren Juftizböfen getheilt ift, wie 3.3. 
jego dem Königlich Baiersfchen Oberappellationdgericht zu München die Provinz 
Rheinbaiern nicht unterworfen ift, alsdann ald Auſtraͤgal⸗Inſtanz dasjenige 
Dber »Appellationdgericht eintritt, zu deffen Gerichts: Sprengel vie Hauptftadt 
des verbündeten Staats gehört. 

17) Das gewählte Gericht würde Die Sache in der Eigenfchaft ale von bey: 
ven Theilen freywillig, entweder unmittelbar , oder nach erfolgter ſtillſchwei⸗ 
gender Berzichtleiftung auf unmittelbare Wahl, durch Die Bundeöverfammlung, 
gewählter Schiedsrichter zu entfcheinen, und die Form des Verfahrens, nad) ver 
bey ihm üblichen Proceßordnung zu bemeilen, dabey indeſſen jedem Theile wenig: 
ftend zwey Erklärungen (bis zur Duplif) zu geftatten haben. | 


Um jedoch die Dauer folcher Procefie abzufürzen, möchte als allgemeine 
Regel für dad Eontumazial:Berfahren feflzufeßen fenn: 

«dag wenn einer der ftreitenden Theile entweder die Einlaffung auf die 
« Klage (litis contestatio) oder im Laufe der Verhandlung irgend eine 
«ihm obliegende Erklärung verweigert, und den ihm deßfalls durch das 
a Gericht anberaumten, yeremtorifchen Termin verfäumt, alsdann die 
« Einlaffung ald bejahend, Clis pro affirmative contestata) und 
« die Thatſachen, worüber eine Erklaͤrung erfordert worden iſt, für zus 
«gefianden apgefehen werden müßten ». 


18) Das Urtheil Wäre den Partheyen durch das gewählte Auſtraͤgal⸗ Gericht 
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felbft zu publieiren. Zugleich wuͤrde aber bie Bundesverfammlung non bem In; 
halt des Erkenntniſſes durqh pen einfhlägigen Geſandten zu benach⸗ 
richtigen ſeyn. 


19) Außer dem Rechtsmittel der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
wegen neuaufgefundener Gruͤnde, duͤrfte kein anderes Rechtsmittel Statt finden. 
Dieſes Rechtsmittel kann ſeiner Natur nach an keine, wenn auch noch ſo lange 
Friſten gebunden ſeyn; auch läßt ſich der Fall denken, daß ſolches mehrmals 
nach einander wiederholt werden koͤnne. Allein eben darum ſcheint es dringend 
nothwendig, daß dieſem Rechtsmittel entweder gar keine Suſpenſivkraft gegeben 
wuͤrde, oder wenigſtens eine kurze Friſt von etwa ſechs Wochen zu beſtimmen ſey, 
nach deren Ablauf mit dieſem Rechtsmittel eine aufſchiebende Wirkung nicht mehr 
verbunden ſeyn koͤnnte. Im letzten Fall müßte mit der auf die Nothfriſt beſchraͤnk⸗ 
ten Einwendung diefed Nechtömitteld, zugleich die Angabe und Nachweifung ver 
neuaufgefundenen Xhatfachen oder Beweismittel verbunden, und das Ge 
richt ermächtigt feyn, darüber ob es das Nechtömittel an fich durch die ihm vor 
gelegten neuen Umftände begründet und zuläflig finde, auf ver Stelle zu erkennen. 


20) Dad auf dieſ em Wege eingeholte Urtheil würde, ſobald ſolches 
rechtskraͤftig, das heißt, ſobald innerhalb der Nothfriſt keine neuen Umſtaͤnde 
angezeigt, oder das Rechtsmittel der Wiedereinſetzung für unzuläffig erklaͤrt wor⸗ 
den iſt, unter der Garantie der Bundesverſammlung ſtehen, und der Verurtheilte 
wuͤrde ſich dem Ausſpruch ganz in derſelben Art zu unterwerfen und das Urtheil zu 
vollziehen haben, wie er alle übrigen Bundespflichten zu erfuͤllen ſchuldig iſt. 

21) Wenn zwey oder mehrere Bundesglieder zugleich ſich in dem Fall einer 
Streitigkeit mit einem andern Bundesmitglied, oder mit mehreren zugleich, befins 
den, und die Entſcheidung den Rekurs an dad Auſtraͤgal⸗Gericht erfordert ‚fe 
möchten folgenve Fälle zu unterfcheiden ſeyn: 

a) Sind bie verfchiedenen Bundeöglieder, welche gegen einen andern gleiches 
Intereſſe haben, Kläger, fo hängt es von ihnen ab, fich über Die Benen⸗ 
nung der, dem Bellagten zur Auswahl vorzufchlagenden drey Bundes: 
glieder zu vereinigen, und bie Sache wird alsdann eben fo behandelt, als 
wenn nur Ein Kläger vorhanden wäre, | 
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Kann eine folhe Vereinigung ber klagenden Mitglieder nicht zu Stande 
fommen, fo geht das Recht, dem Beklagten drey Bundesglieder zur Aus⸗ 
wahl vorzufchlagen, auf die Bundedverfammlung über, fobald einer der 
Sintereflenten Darum, daß diefer Borfchlag gefihehen möge, nachſucht. Dad 
auf diefen Vorſchlag vom Beklagten gewählte Aufträgal-Gericht ift alddann 
binjichtlih aller bey der Sache intereſſi irten Bundesmitglieder, die zuſtan⸗ 
dige Behoͤrde. 


b) Beſteht der beklagte Theil aus mehreren Bundesmitgliedern, ſo 
hängt ed von den Beklagten ab, ſich über die Auswahl des Aufträgals Rich: 
terd unter den drey vorgefchlagenen Bundesgliedern zu vereinigen. Erfolgt 
aber eine folche Wereinigung binnen einem kurzen, im Voraus zu beftim: 
menten Termin nicht, fo fteht Die Auswahl des Aufträgal » Richter® unter 
den drey vorgefihlagenen Bunbesgliedern, nach fruchtlod erfolgtem Ver: 
mittelungsverſuch und auf Begehren eines der Intereffenten, ebenfalld ver 
Bundeöverfammlung zu, und diefer Aufträgals Richter ift alsvann ebenfalls 
für alle in der Sache auftretende Intereſſenten zuſtaͤndig. 

c) Beftehen fowohl die Kläger als auch die Beflagten aus mehreren Bundes; 
mitgliedern, fo Tann hiernach Vorſchlag und Auswahl des Aufträgal;s 
Richterd, oder eined von beyden, auf die Bundeöverfammlung übergehen. 

22) Das gewählte oder ernannte Aufträgal» Gericht möchte zugleich für zuſtaͤn⸗ 

big erffärt werden, um über bie von dem beflagten Theil etwa erhobene Wiener, 
Mage zu erfennen, jedoch nur infofern, als biefe Wiederklage zugleich mit 
der Einleffung auf die Klage vorgebradht wird, und in fo fern fie mit 
der Hauptklage conner ift. Der Mangel biefer letzteren Befchränkung fönnte ganz 
verfhiedenartige Gegenftände herbenführen, welche wenn. der Kläger biefe Gegen: 
ftände vorher gewußt hätte, auf feinen Vorſchlag Dreyer Bundesglieder zur Aus⸗ 
wahl moͤglicherweiſe weſentlichen Einfluß erzeugt haͤtten. 


23) Im Laufe der Verhandlung einer Streitigkeit zwiſchen zwey Zundesmit⸗ 
‚gliedern bey dem gewählten oder ernannten Auſtraͤgal⸗Gericht, kannein Drittes 
Bundesmitglied ald Intervenient auftreten, 


Die Gerichtsbarkeit des Auſtroͤzal⸗ Gerichts viren b nz der 


‘ 
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Snterbention ſtillſchweigend erſtreckt, und bie Entſcheidung für Den Sintervenien: 
ten eben fo verbindlich, als für die fireitenden Haupttheile jelbft. 

29) Dagegen möchte zu beftimmen ſeyn, daß ein Aufträgals Gericht im Laufe 
feiner Verhandlungen ein drittes nicht im Otreit befangenes Bunvesmitglied weder 
zur Sache adeitiren, noch eine Litispenunciation gegen daſſelbe anzunehmen befugt 


2 


- wäre. Bielmehr.müßten die regrefforifchen oder. fonftigen Anfprüche ver ftreitenden 


Theile an dritte Bundeömitglieder, welche fi) etwa im Laufe ver Verhandlung . 
entwideln, jedeömal zur befonderen Erledigung verwiefen werden. 

25) Für den Kal, daß das Aufträgal-Gericht ſich einer Verzögerung ver 
Sache ſchuldig machen follte, flimmt Die Großherzogliche Geſandtſchaft mit ven 
Königlih Württembergifhen Borfchlägen überein. 

26) Es möchte fehr zwedmäßig feyn, zu verordnen, Daß Die Aufträgal; Ge: 
richte ihren Entſcheidungen jedesmal Die Entſcheidungsgrunde vollftändig einzurüden 
and zugleid; mit dem Urtheil den ftreitenden Theilen zu eröffnen hätten. 

237) Wenn, Steeitigfeiten von der Art find, daß fie ohne förmliche Unterfus 
Hungen, 3. B. Prufung verwidelter Rechnungsverhältniffe, Lofalbefihtigungen 
und dergleichen nicht auseinander -gefegt werben koͤnnen, fo muͤßte den Aufträgals 
Gerichten die Befugniß zuſtehen, zu dieſen Unterſuchungen eigene Commiſſionen 
aus ihrer Mitte zu ernennen, welche jedoch niemals zu entſcheiden, ſondern nur zu 
prüfen haben würden, 

. 28) Es laſſen ſich endlich Falle denken, in welchen der durch Streitigkeiten 
mehrerer Bundesglieder herbeygefuhrte Zuſtand, von der Art iſt, daß wenn die 
Entſcheidung des Auſtraͤgal⸗ Gerichts abgewartet werden wollte, entweder irgend 
ein unerſetzlicher Echaden zu beſorgen, oder die oͤffentliche Ruhe gefaͤhrdet waͤre. 
sn ſolchen dringenden Faͤllen moͤchte es raͤthlich ſcheinen, der Bundesverſammlung 
Durch gemeinſchaftliche freye Uebereinkunft das Recht zu Erlaſſung zweckmaͤßiger 
vorlaͤufiger Beſtimmungen zu übertragen, welchen von den Bundesmitgliedern, 
gegen Die fie auögefprochen wären, augenbliclliche Folge geleiftet werden müßte, 
Dieſe vorläufigen Beftimmungen wären jedoch allenthalben, bloß mit Vorbe⸗ 


Halt kunftiger Entſcheibung, es komme nun dieſe Entſcheidung dem Auſtraͤgal⸗ 


Gericht, oder in den oben sub Num. 6. beruͤhrten Faͤllen, der Bundesverſamm⸗ 
kung Felbfligu, Iun verſtehen, fo daß. aus ihnen niemals irgend ein Praͤjudiz für 
die Entſcheidung der Hauptfache erwachfen koͤnnte. 








149 
Dieß find die unmaßgeblichen Bemerkungen, welche die Großherzoglich Heſſi⸗ 
ſche Gefandtfchaft zu weiterer gefälliger Berathung vorlegen zu müffen glaubt, 
Es ift gewiß zu wünfchen, daß bie Uebereinkunft über das Verfahren bey Streitig⸗ 
.feiten der YBundesmitglieder unter fih, gleich Anfangs fo vollftändig und 
erfchöpfend als moͤglich abgefaßt werden möge, denn’ fie wird leichter zu 
Stande zu bringen feyn, wenn man fid) die möglichen verfchiedenen Faͤlle im 
voraus gedacht hat, ald wenn man die Lüden erft in der Anwendung ent 
deckt, und irgend ein beitimmter Fall, für welche einzelne Bundesmitglieder fchon 
Intereſſe haben, erſt die Beranlaffung giebt, fie auszufüllen. | 
Die Großherzogliche Geſandtſchaft giebt ed endlich weiterer Erwägung an: 
heim, ob nunmehr fogleic auf die vorliegenden Abftimmungen ein Refultat ge: 
gründet, oder ſtatt beffen beitimmt werden möge, daß eine nochmalige inftrucs 
tionsmäßige Abſtimmung, unmittelbar nad) dem Ende der bevorftehenden Berta: 
gung gefchehen folle, indem in manchen fpäteren Erklärungen einzelne Punkte er: 
wähnt. worden find, welche in den früheren Protofollen nicht beruͤckſi Htiget waren. 
Großherzoglich und Herzoglich Saͤchſiſchen Haͤuſer. Die 
Großherzoglich und und Herzoglich Saͤchſiſchen Haͤuſer wuͤnſchen, daß die Mehr: 
heit der Stimmen ſich fuͤr ein permanentes Gericht erklaͤren moͤge, und ſchließen 
ſich in dieſer Rüdjicht vorzüglich an die Großherzoglich Mecklenburgiſche in ver 26, 
Sikung zu Protokoll gegebene Abftimmung an. Sollte indeſſen die Aufitellung 
eines folchen Gerichts dermalen noch zu viele Schwierigfeiten finden; fo treten fie 
den auf. Diefen Ball von der Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſchen Praͤſidial⸗Ge⸗ 
ſandtſchaft gethanen Vorſchlaͤgen mit dem Zuſatz bey: Daß 
1) Rah dem auch in andern Abitimmungen gemachten Antrag, die zur Er⸗ 
nennung und Auswahl der Richter vorgeſchlagenen Friſten etwas moͤchten verlaͤn⸗ 
gert werden; 
2) Daß die Bekanntmachung ber Erkenntniſſe, dem erſten Vorſchlag sub » 
gemäß, von bem zum Erkenntniß beauftragten Richter geſchehe. 
Einige Höfe find der Meynung, daß, fo wie: feinem Privatmanne zugemu: 
*thet werde, ſich bey Dem erſten feine: ftreitigen Rechtdangelegenheiten entſcheidenden 
Spruch zu beruhigen, auch in den Streitigkeiten der Bundeöglieder unter ſich ein 
zweytes Erkenntniß, außer der nut im Fall aufgefundener neuer Beweismittel 
Protok. d.d. Bundesverſ. III. Bd. 20 
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Statt findenden Wievereinfegung in den vorigen Stand nachgelaſſen werben follte. 
- Bon der größten Wichtigkeit fcheint ed, ſich über die Vollziehung ver Erfenntniffe 
zu vereinigen, da nur Durch zwedimäßige Beichläffe hierüber die Gleichheit ver 
Rechte gefichert werden kann, welche die Grundlage des Bundes feyn ſoll. 
HolfteinsDldenburg, Anhalt un Schwarzburg. Die nähere 
Entwicklung der im 11. Artikel der Bundesafte zur Verhütung von Thaͤtlichkeiten 
ynter den Bundesgliedern getroffenen Anordnungen ift durch Die biöherigen Ab; 
ſtimmungen über die Bermittlung der Bundedverfammlung bey Streitigkeiten der 
Bundesglieder unter fih, und über vie Aufitelung einer wohlgeordneten Auſtraͤ⸗ 
gal-Inſtanz zu einer folchen Bollftändigfeit gelangt, daß man eine ausfhhrliche 
Darlegung der dieffeitigen Anſichten für überflüfiig haͤlt. Im Wefentlihen mit 
ver Kaiſerlich Koͤniglich Defterreichifchen Abftimmung einverſtanden, tritt man, 
infofern es auf eine vorläufige Einrichtung ankoͤmmt, Der vorgefchlägenen 
Bildung einer Auſtraͤgal⸗Inſtanz durch die Benennung dreyer unpartheyiſchen 
Bundesglieder von Seiten des Klaͤgers, und durch die Wahl Eines derſelben zum 
Auſtraͤgal-Richter von Seiten des Beklagten, und dieſemnach der Verhandlung und 
Entſcheidung der Sache bey dem hoͤchſten Landesgerichte des erwaͤhlten Auſtraͤgal⸗ 
Richters bey, traͤgt aber zugleich auf eine demnaͤchſt anzuordnende bleibende, dem 
Bunde gemeinſchaftlich zuſtehende Auſtraͤgal-Inſtanz an, als wodurch der Forde⸗ 
rung einer wohlgeordneten Auſtragal Inſtanz nur allein befriedigend ent⸗ 
ſprochen werden kann. 
Was die beſondern, jetzt vorläufig zu treffenden Verfügungen betrifft; fo b⸗ 
ſchraͤnkt man ſich nur auf einige Gegenſtaͤnde, welche einer genauern Beſtimmung 
zu beduͤrfen ſcheinen. So iſt man 
1) in Anſehung der Entſcheidung Normen für Die Auſtragal⸗ Gerichte . 
der Meynung, daß diefelben,, in Ermangelung befünderer Verträge, Haus⸗ und 
Landeögrundgefeße, Obſervanz und Herkommen, nur pad gemeine Recht, wie 
ſolches Bis zur Auflöfung des deutſchen Reiches gegolten:hat, und infonderheit das 
deutſche Privatfürftenrecht, zum Grund ihrer Entfcheidungen auch für die. Zuhunft 
legen koͤnnen, fo wie. fie dieß ohnehin bey früher entflandenen ‚. jet. noch: zu. ent? 
fheidenden, oder auch aus früheren Rechtöverhältniffen zu beurtheilenden Strei⸗ 
tigteiten thun müflen, So richtig auch Die Bemerkung tft, daß man- hber den 
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Begriff, Inhalt und Umfang des gemeinen Rechts in Deutfchland nie ganz einig 
gewefen, und Daß auf manche Entſcheidungs-⸗Normen die gänzliche Veränderung 
der Berfaffung einen nothwendigen Einfluß haben muß; fo werden doch Fundige 
Richter die. hieraus entftehennen Schwierigkeiten leichter befiegen koͤnnen, als den 
gänzlichen Mangel allgemeiner pofitiven Nechtögrundfäge in den Selen, wo eige⸗ 
ne Entſcheidungsquellen fehlen. 

2) Eine einfache und gleichfoͤrmige Verfahrungsart wäre zu wunſchen, 
da das gerichtliche Verfahren in den deutſchen Landen ſo ſehr verſchieden und in 
manchen fo eigenthuͤmlich iſt, daß es den Partheyen bisweilen ſchwer fallen koͤnnte, 
bey der Bearbeitung ihrer Rechtsſachen ihre eigenen vertrauten Diener mit Zuver⸗ 
laͤſſigkeit zu gebrauchen. Der ehemalige Auſtraͤgal⸗Proceß koͤnnte vielleicht zur 
Grundlage dienen. Er war durchaus nicht verwickelt, und Daher leicht anzuwen⸗ 
ben. Die vorgefchlagenen Friſten duͤrften von 14 Tagen auf 4 Wochen zu ſetzen 
ſeyn. 

3) Das Rechtsmittel ver Reſtitution bedarf einer eigenen Bearbeitung nach 
Anleitung unſerer ehemaligen Reichsgeſetze, wobey die ſonſt ſtreitigen Fragen leicht 
zu entſcheiden ſeyn werden. Wird hierüber ein eigener gutachtlicher Vortrag fuͤr 
noͤthig gehalten; ſo koͤnnte derſelbe vielleicht auf die Verfahrungsart der Auſtra—⸗ 
gal⸗Gerichte überhaupt erſtreckt werden. 

4) Die Frage von der Fortdauer ver gewillkührten Austraͤge ſcheint 
einer beſondern Prüfung und Erledigung zu bedürfen. Es bleibt zwar den Bun⸗ 
deögliedern jede Art, ihre Streitigkeiten friedlich zu fhlichten, . unbenommen, 
und hiernach koͤnnte man dafür halten, daß die Frage in Beziehung auf den Zweck 
des 11. Art. der Bundesakte gleichgültig fen, und dieß iſt auch allerdings der Fall, 
wenn Bundesglieder in Anfehung derſelben gleicher Meynung find. Wenn aber 
eine Verfchiedenheit der Meynung eintritt, der Eine auf die gewillführten Aus; 
träge fich beruft, dev Andere fie für erlofchen erflärt, fo entſteht aus dem frieolis 
hen Mittel eine neue Duelle von Streit „ und diefem wo möglich vorzubeugen, 
iſt ohne Zweifel rathſam. 

‚Hobenzoltern, Liechtenſtein, Reuß, Schaumburg ⸗Lippe, 
Lippe und Wal deck. Die Durchlauchtigſten Fuͤrſten der 16. Curie verehren 
in/ der zum. Protokoll der 26, Sitzung abgegebenen Kaiſerlich Oeſterreichiſchen um⸗ 
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faſſenden und Tiberalen Abftimmung über die Aufftelung einer wohlgeordneten 
AufträgalsInftanz einen neuen Beweis der patriotifchen Gefinnungen des Kaiſerli⸗ 
chen Hofes, und treten derfelben in den Hauptpunften burd;gängig by. - 

Der Geſandte ſtimmt daher nicht allein ven für die Permittlung der 
Bundesverſammlung bey entftandenen Streitigkeiten in ber Conferenz, vom. 3% 
Maͤrz in Antrag gebrachten Vorfihlägen von a. bis d. vollkommen ber, fonbern 
ficht fidj’ auch zu feinem befonderen Vergnügen, zu Folge feiner hoͤchſten Inſtrue⸗ 
tionen, im Stande, dem Kaiferlich‘ Oeſterreichiſchen Vorſchlage zu Errichtung 
einer permanenten Auftragal: Inftanz beyzutreten. Ohne "Zweifel 
würde es am zweckmaͤßigſten und wünfchenöwertheften feyn, wenn die erhabenen 
Bundesglieder fih ſchon jeßt über Die Einrichtung einer folhen bleibenden 
Behörde vereinigen koͤnnten. Sollten jedoch der Ausführung dieſes Wunfches 
noch zur. Zeit bedeutende Schwierigkeiten im Wege fteben, und viefelbe ferneren 
Berathungen vorzubehalten feyn, fo würde man freylich vorerft dazu fihreiten 
müffen, über die in dem mehrerwähnten Kaiferlih Oeſterreichiſchen Voto von 
Nro. 5. an aufgeitellten Anſichten in einem förmlichen. Befchluffe ſich zu vereinigen. 

Es werden hierbey dieſſeits nur folgende wenige Bemerfungen gemacht: . 

1) Dürfte es raͤthlich ſeyn, die vorgeſchlagenen Friften, wegen der großen 
Entfernungen überall geräumiger zu beftimmen. 

D:Verfteht es fich von felbft, daß auch foldhe Bundesgfieder zu Auſtragal⸗ 
Richtern erwaͤhlt werden koͤnnen, welche mit andern Staaten nur eine gemein: 
ſchaftliche oberſte Juſtizbehoͤrde haben. 

3) Zn Betreff. der Reſtitution ex capite novorum därfte feſtzuſetzen ſeyn, 
daß ſolche noch innerhalb vier Jahren nach erfolgter Auffindung der novorum Statt 
finden Tonne, Auch wäre zu wuͤnſchen, daß die Auſtraͤgal⸗Inſtanz nicht durch 
ein Erfenntniß allein definitiv entſchiede, ſondern den Partheyen außer ber resti- 
tutio ex capite novorum noch-frey flände, anderer Nechtömittel ſich zu bedienen, 
weldyem Wunfche die Schlußworte des 1; Artikels der Bundesakte nicht durchaus 
zu widerfprechen ſcheinen, indem nothwendig ein rechtäßräftiges: Urteil voraus: 
gefeßt werden muß’, wenn daffelbe fofort befolgt werden ſoll, mitkin der Gebrauch. 
won Nechtömitteln nicht: unbedingt ausgefihloffen iſt, wieferiaber beſonders in 
privatrechtlichen Streitigkeiten, um fo angemeflener feyn möchte; daes allezeit 
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bedenklich bleibt, den Ausſpruch einer Behörde zu uͤberlaſſen, deren Entſcheidungs⸗ 
Gruͤnde nicht weiter gepruͤft werden koͤnnen. Da nun uͤber das Verfahren 
bey der Auſtraͤgal⸗Inſtanz noch feine Beſtimmungen erfolgt find, fo duͤrfte ale; 
Dann, wenn die Berathung Darüber vorgenommen wird, auch noch Diefer Gegen; 
ftand zu berüdfichtigen feyn. 

4) Die GSerichtöhöfe, welche mehrere Senate haben, müßten bie ihrer Ent: 
ſcheidung vorgelegten Gegenftände immer in pleno verhandeln, und dem Urtheile 
die Entſcheidungs⸗Gruͤnde beyfügen. 


| | 6. 215. 
Die auswärtigen Verhältniffe des deutſchen Bundes betreffenn. 


Baden. Bon Seiten Badens geht man, mit Rüdficht auf den in ber 
eilften Bundestags: Sigung vom 17. Zebruar d. J. erftatteten hoͤchſt ſchaͤtzbaren 
Commiſſions-Vortrag, fo wie auf die vorbereitenden Punktationen der Confe; 
renz vom 3. März d. J. in demſelben Betreffe, unter Anerkennung und Verdan 
fung Diefer verdienftlichen Vorarbeiten, überhaupt von der Unterſtellung aus, 
daß insbefondere Die auswärtigen Verhältniffe des deutfihen Staatenbundes , ald 
einer in ihrer Geſammtheit freyen, unabhängigen europäifchen Macht, 
fo beftinmt und würdevoll gegen die übrigen Staaten feftzufeßen feyen, als es 
der beziepungsreichen Stellung die ſes Staatenvereins zu dem Geſammtverband 
bed europaͤiſchen Staaten-Syſtems entſprechend und angemeſſen iſt. 

Es wird daher, was zur Einleitung gehoͤrt, hiermit als erörtert angefe- 
hen, und was insbefondere 


L. Die erfte -viplomatifche Eröffnung von Seiten ber deut— 
[hen Bundesverfammlung an andere Mächte und Regie; 
. rungen 

Betrifft, zur verehrlichen Kaiſerlich O efterreihifchen Abſtimmung bemerkt: 
ad 1). Die förm liche. EConftituirung bes deutſchen Bundes in feiner 
Geſammtheit iſt unbezweifelt der erfte Gegenftand und Die Veranlaffung ber von 
Der Bundesverſammlung zu: erlaffenden Rotifilationd s Schreiben nicht nur an alle 
europaifchen Mächte: und Regierungen, fondern. aud) namentlich an. Die Nordame⸗ 
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sifanifchen Freyſtaaten, mit welchen mehrere Bunbeöglieber bereit in politiſch⸗ 
kommerzieller Verbindung ſtehen. 

Es iſt, was die Foͤrmlichkeiten dieſer Notifttations ⸗Schreiben betrifft, 
insbefondere die Form der Unterzeichnung derſelben, in der Conferenz⸗ 
Punktation vom 3. März (Num. 5.) eine dad Verhaͤltniß des vorſitzenden Hercn 
Gefanpten zur Geſammtheit hinlaͤnglich bezeichnende Form zur Sprache gebracht 
und auch von der Mehrheit, nach den bisher wahrgenommenen Reſultaten der 
Abſtimmung, beliebt worden. Hiernach wuͤrden die von der Bundesverſammlung 
an die betreffenden Hoͤfe und Regierungen zu erlaſſenden Notifikations⸗Schreiben 
mit der Unterſchrift zu verſehen ſeyn: « Der drutſche Bund, und in def: 
efen Namen der Kaiferlihd Defterreihifhe präfidirende Ge; 
| «fandte der Bundesverfammlung.» 

ad2) Was die vorläufigen Anträge in Anfehung der Sprache anbelangt, ſo 
ftimmt man benfelben, ald der Selbſtſtaͤndigkeit und Nationalität des deutfchen 
Staaten⸗Vereins durchaus entſprechend, im Allgemeinen bey; indem es der Wuͤrde 

des Bundes angemeſſen erſcheint, daß die deutſche Sprache auch bey deſſen diplo⸗ 
matiſchen Verhandlungen vorzugsweiſe gebraucht werde. 

In Anſehung des in der | 
II. Ubtheilung erörterten allgemeinen biplomatifgen Vertehrs 

von Seiten des deutſchen Bundes, 
tritt man den in der Kaiſerlich Oeſterreichiſchen Abftimmung enthaltenen Anträgen 
über die Art und Weiſe wie der diplomatifche Verkehr zu leiten, und über die hier: ' 
bey wahrzunehmenden Foͤrmlichkeiten ebenfalls im Allgemeinen bey. 

In befonderer Beziehung auf die hiermit zur Sprache gebrachte Frage: ob 
und wiefern gewiffe Gegenftände vor deren Wittheilung an die Sefammtheit der 
Bundeöverfammlung durch einen engeren Ausſchuß einer Borberathung zu unter: 
ziehen feyn dürften? glaubt man die nähere Erörterung diefer zur. Berathung 
außgehobenen Frage, mit Nüdfiht auf bie in der ſehr beachtungswerthen Schluß 
bemerkung der verehrlihen Defterreichifchen Abftimmung enthaltenen Betrachtuns 
gen, vor der Hand gänzlich umgehen, fomit vie vefinitive Befchlußfaffung. hierüber, 
nad den zu gewartenden Refultaten der Erfahrung und des Herlommens, erfor 
derlichen Falls einer eigenen Regulirung vorbehalten zu. koͤnnen. Dergleichen Faͤlle 
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und Befugniffe ihm zufommen, mithin auch das vollfiänbige aktive und paflive 
Geſandtſchafts-Recht. Ob und wann er von bemfelben Gebraudy wird machen 
wollen, fey lediglich feinem Ermeffen zu überlaffen, aber rathfam erfcheine ed, das 
freundfchaftlihe Werhältnig, in vem einzeln alle Bundesſtaaten mit den auswaͤrti⸗ 
gen Mächten fichen, auch auf das Ganze in feiner Gefammtheit baldmoͤglichſt 
auszudehnen, und zu dieſem Ende Die geeignetften Schritte zu thun. 

Was die hiebey zu beobachtenden Formen betrifft, fo fey ed durchaus zweck⸗ 
mäßig, das unter andern Ötaaten angenommene und üblihe Herkommen aud 
bier zu berüdfichtigen und zu befolgen; daher würden, wie | 

ad I. in der erften Abtheilung der verehrlihen Kaiferlich Deiterreichifchen Ab: 
fimmung auch gefagt worden, Rotififations Schreiben der förmlichen Eonftitui; 
rung und der nunmehr eingetretenen Aftivität Ded Bundes, den auswärtigen Maͤch— 
ten zu überfenden feyn; nach deren Eingang ed von ihnen abhangen wirb, viplo- 
matifche Agenten bey dem deutſchen Bunde zu accreditiren, wenn gleich vor Der 
Hand ed nicht nothwendig feyn moͤchte, daß auch derſelbe eigne Geſandte bey 
ihnen anſtelle. 

Da der Zweck des Bundes bey der Notifikation ſeiner gegenwaͤrtigen Aktivitaͤt 
nur der ſeyn kann, die mit den auswärtigen Mächten beſtehenden freundſchaft—⸗ 
lihen Verbindungen der Einzelnen auf die Gefammtheit zu übertragen; fo kann 
ed nur zweckmaͤßig feyn, auch an die Nordamerifanifchen Freyſtaaten ein ſolches 
Notififationd : Schreiben zu erlaffen; um fo mehr, da verſchiedene Bundesmit: 
glieder, und namentlic) die freyen Städte, mit ihnen in genauen Hanpel3; Ber: 
bindungen ftehen, und der Handel der Bundesſtaaten ein Gegenftand iſt, der bie 
unausgefegte und genauefte Sorgfalt und Beruͤckſichtigung ver Verſammlung erhei⸗ 
ſchen wird. 


Auch denen europaͤiſchen Maͤchten, die zugleich Mitglieder des Bundes find, 
wird, in Nüdjicht ihrer ſtaats- und völferrechtlichen Verſchiedenheit, und ald eine 
ihnen fihuldige Huldigung, die Eonftituirung des Bundes zu notificiren feyn. 

Daß dieſe Notififationd: Schreiben in der üblichen Kanzley : Form und in 
beutfcher Sprache abgefaßt werden, wird wohl allgemein als zweckmaͤßig und ver 
Würde des Deutfchen Bundes entfprechend, anerlannt werben, ſo wie es raͤthlich 

Protot. d. d. Bundesverſ⸗ 111 Bbd. 21 
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Ad 2) Das. auch ‚hier Das: ber. Wiener Congreßakte beygefügte reglement. 
$ur le rang entre les agens diplomatiques , zum Grunde vis werde, und 
feine Anwendung finde, - . 

Ad 9) Daß ſich (nad Maasgabe des Corferenphlotets vom; 3. März ad 12.) 
mit der freyen Stadt Frankfurt dahin zu vereinbaren mare, nen auswär tigen 
bey dem Bunde accreditizten Gefandten diefelben Vorrechte zu verſchaffen. 
wie ſolche die Bundesgeſandten bereits genießen. 

Ad IV. Ueber. die Verhandlungsart der deutfchen Bundes— 

verſammlung mit den auswaͤrtigen Geſandtſchaften, -fowie 

Ad V. Ueber die Abberufung und Deenpigung Der. fremven 
Gefandtfhaften, 

tritt man gleichfalld ver Kaiſerlich Doſterreichiſchen Abſtimmung bey, insbeſonder⸗ 

ad 1. und 4; jedoch mit der bereits ad U. motivivten Umgehung eines beſonderen 

Ausſchuſſes. 

Indem man ſich hiernach von Seiten Badens der verehrlichen Raiferfich De 
ſterreichiſchen Abſtimmung uͤber den wichtigen Punkt der vorlaͤufigen Regulirung 
der auswaͤrtigen Verhaͤltniſſe des deutſchen Bundes, im Allgemeinen anſchließt; 
eruͤbrigt zu Schlußbemerkung nur noch die dankbare Anerkennung der durch 
den zweckgemaͤßen und beſchleunigenden Vorgang der vortrefflichen Praͤſidial⸗Geſandt⸗ 
ſchaft bewirkten Einleitung und Regulirung dieſer Angelegenheit hinzuzufügen,, 
deren wünfchenswerthe, balomöglichfte Vollziehung dem Bunde eine feiner Wurde 
und hohen Beftimmung entſprechende „ehrenvolle Stellung zu dem Auslande 
foͤrmlich begruͤnden ſoll. 

Daͤnemark wegen Holſtein und Laue uburg. Die dieſſeitige Ge⸗ 
ſandtſchaft iſt von ihrem Königlichen Hof angewiefen, ſowohl im allgemeinen vie 
patriotifhe und erfchöpfende Auseinanderfegung der auf die Rotaten der Conferenz 
vom 3.: März geftüten verehrlichen Kaiferlich Defterreichifchen Abftimmung dank 
bar anzuerkennen und derfelben beyzutreten, als auch. noch insbeſondere uͤber nad 
ſtehende einzelne Gegenftände ſich dahin zu Außern: 

Da einftinmig anerfannt worden, Der deutſche Bund Habe als eine. felbſt⸗ 
ſtaͤndige unabhängige Macht in dem voͤlkerrechtlichem Syſteme Europas feine Stelle 
einzunehmen, ſo folge daraus auch, daß alle einer freyen Macht zuſtehenden Rechte | 
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und Befugniffe ihm zufommen, mithin auch das vollftänbige aktive und paflive 
Geſandtſchafts-Recht. Ob und wann er von bemfelben Gebraud wird machen 
wollen, ſey lediglich feinem Ermeffen zu überlaffen,; aber rathfam erfcheine ed, das 
freunpfchaftliche Verhältnig, in vem einzeln alle Bundesſtaaten mit den auswaͤrti⸗ 
gen Mächten ſtehen, aud auf das Ganze in feiner Gefammtheit balomöglichft 
auszudehnen, und zu diefem Ende Die geeignetften Schritte zu thun. 

Was die hiebey zu beobachtenden Formen betrifft, fo fey es durchaus zweck⸗ 
mäßig, das unter andern Staaten angenommene und üblihe Herkommen aud 
bier zu berücfüchtigen und zu befolgen; daher würden, wie 

ad I. in der erften Abtheilung der verehrlichen Kaiferlich Oeſterreichiſchen Ab: 
flimmung auch gefagt worden, Notifikations-Schreiben der förmlicyen Eonftituis 
rung und der nunmehr eingetretenen Aktivität des Bundes, den auswärtigen Maͤch⸗ 
ten zu überjenden feyn; nad) deren Eingang es von ihnen abhangen wird, diplo⸗ 
matifche Agenten bey dem deutſchen Bunde zu accreditiren, wenn gleich vor der 
Hand ed nicht nothwendig feyn möchte, daß aud) Derfelbe eigne Geſandte ben 
ihnen anftelle. 

Da der Zweck des Bundes bey ber Notififation feiner gegenwärtigen Aftivität 
nur der feyn Tann, die mit den auswärtigen Mächten beftehenven freundfchaft; 
lichen Verbindungen der Einzelnen auf die Gefammtheit zu übertragen; fo kann 
ed nur zweckmaͤßig feyn, auch an die Nordamerikaniſchen Freyſtaaten ein ſolches 
Totififationd : Schreiben zu erlaffen; um fo mehr, da verfihienene Bundesmit: 
glieder, und namentlich Die freyen Städte, mit ihnen in genauen Handels; Ver: 
bindungen ftehen, und der Handel der Bundesftaaten ein Gegenftand ift, ver bie 
unauögefeßte und genauefte Sorgfalt und Berückſichtigung der Verſammlung erhei⸗ 
ſchen wird. 


Auch denen europaͤiſchen Mächten, die zugleich Mitglieder des Bundes find, 
wird, in Nüdjicht ihrer ſtaats- und völferrechtlichen Verſchiedenheit, und ale eine 
ihnen ſchuldige Huldigung, Die Eonftituirung ded Bundes zu notificiren feyn, 

Daß diefe Notififationd: Schreiben in der üblichen Ranzley: Form und in 
beutfcher Sprache abgefaßt werden, wird wohl allgemein als zweckmaͤßig und ver 
Wuͤrde des deutſchen Bundes entfprechend, anerkannt werden, ſo wie es raͤthlich 

Protot. d. d. Bundesverſ⸗ III. Bd. | 21 


158 


zu ſeyn feheint, eine Meberfekung in ber allgemein üblich gewordenen biplomati- 
fhen Sprache, der franzoͤſiſchen, beyzulegen. 

Die ven auswärtigen Souverainen fehuldige Achtung, fo wie Die bisher unter 
freyen Mächten übliche Form, ſcheint ed zu erfordern, daß dieſe Notifikation ihnen 
von der Madıt felbft, mithin hier von dem deutfchen Bunde, gemacht werde, da 
jedoch der Gentralpunft feiner Wirkfamfeit nur die Bundesverfammlung ift, ſo 
koͤnnen biefe Notififationen zwar nur von ihr, jedoch auch nur im Namen bes 
Bundes felbft, abgefaßt und überfchickt werden; in Gemäßheit ver völferrechtlichen 
Praxis durften folhe auch wohl am beften von dem Vorſitzenden der Repräfentan: 
ten dieſes Staatenvereins zu unterzeichnen ſeyn. Diefe Anfichten beftimmten ſchon 
die Commifjion der Reihenfolge in der zweyten Beylage zu ihrem Bericht, ad I, 
vorzuſchlagen: daß wie ehemals in Holland, wie nod) gegenwärtig in der Schweiz 
und in Amerifa der Vorfigende, fo auch hier das Präfidium Der Berfammlung, 
im Namen des Bundes felbft, diefe Notifikations⸗ Schreiben werde zu unterzeich⸗ 
nen haben. Die gedachte Commiſſion hatte das Vergnuͤgen in der auf dieſen Bericht 
gegründeten Conferenz-Punktation vom 3. März unter Num. 5. dieſen Vorſchlag 
vorlaͤufig angenommen zu ſehen, und die dieſſeitige Geſandtſchaft kann daher dem⸗ 
ſelben nur nochmals ausdruͤcklich beypflichten, fo wie auch denen in der Groß: 
herzoglich Medlenburgifchen Abftimmung in ver 29, Sigung hierüber weiter ent⸗ 
wickelten Gruͤnden. 


In Betreff des 
II. 


allgemeinen diplomatiſchen Verkehrs von Seiten des 
dbeutfhen Bundes; 

tritt die Dieffeitige Gefandtfchaft vem vollkommen bey, was in der verehrlichen - 
Kaiferlih Oeſterreichiſchen Abftimmung bemerkt worden ift, und erlaubt ſich nur 
noch hinzuzufügen, daß wenn Umftände eintreten würden, bie irgend eine vor; 
laͤufige Geheimhaltung nothwenvig erheifchen follten,, welches jedoch nur als eine 
fehr feltene Ausnahme wird flatt finden Fönnen, es zweckmaͤßig erfcheint, Daß der 
Präfivirende hierüber fi mit einem aus zwey Mitgliedern beſtehenden Ausfchuffe 
berathe; die Art und Weife wie diefer Ausſchuß zu beftellen feyn wird, dürfte wohl 
nad den. verfchiedenen jedesmaligen Umftänden von dem Praͤſidirenden vorzu⸗ 
ſchlagen, von der Verſammlung zu beſtimmen ſeyn. 
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Mas 
III, 
die Accreditirung ber auswärtigen Befandtfhaften bey der 

veutfhen Bundesverfammlung, deren Berhältniffe und 
Borredhte 

betrifft, fo theilt die dieffeitige Geſandtſchaft volllommen bie Anfiht, daß bie 

fremden diplomatifchen Agenten nur ald an dem deutſchen Bunde accrebitirt ange: 

fehen werden fönnen. 

Sie glaubt ebenfalld, daß das in der Wiener Eongreßalte vom 9. Juny ent: 
haltene, von allen europäifchen Maͤchten anerkannte Reglement durchaus zu bes 
folgen fey, und daß von denen bey Dem Bunde accreditirten fremden Gefandten, 
welcher Rang ihnen auch beygelegt feyn mödte, den Bunveögefandten felbit die 
erfte Vifite zu machen feyn wird, 

Nicht minder tritt fie dem Vorfchlage bey, ſich mit der freyen Stadt Frank⸗ 
furt zu vereinbaren, um den fremden Gefandten alle diejenigen Vorrechte und 
Freyheiten zu verfchaffen, die bie Bundesgefandten felbft, ald Gefandte fremder 
Mächte genießen. 


Zu denen in der Kaiferlich Defterreihifchen Abftimmung 
IV. 
enthaltenen Aeußerungen, in Rüdiiht der Verband fun ngsart Der 
deutfhen Bundesverfammlung mit den auswärtigen Ge: 
fanptfhaften; 
findet die dieffeitige Geſandtſchaft nichts hinzuzufügen, und bezieht fih nur, in fo 
ferne fie den unter II. erwähnten Ausſchuß betreffen, auf die daſelbſt gesußerte 
Meynung. 


Eben fo vereinigt man fih mit den Kaiſerlich Oefterreichifchen 
v 


aufgeſtellten Anſichten in Betreff der Abberufung der fremden Ge— 

ſandtſchaften, und insbeſondere noch mit den fo gründlichen als zweckmaͤßi⸗ 

gen Schluß-Bemerkungen, welches jedoch ven Wunſch nicht ausſchließt, Daß auch 

die in der zwryten Beylage des commiſſariſchen Berichtes über die Reihenfolge 
. 21” 
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weiter aufgeftellten und hier noch nicht erlebigten Fragen, in Ruͤckſicht der aus; 
wärtigen Verhältnifie ded Bundes, balvigft eben fo erſchoͤpfend ald vie bisherigen 
entwidelt und in Berathung geftellt werden möchten. | 

Sroßherzoglih und Herzoglih Säachfifhen Häufer Die 
Sroßherzoglid und Herzoglih Saͤchſiſchen Häufer find mit ven Grundſaͤtzen einver⸗ 
ſtanden, welche die Kaiſerlich Koͤniglich Oeſterreichiſche, als Abſtimmung in der 
27. Sitzung zu Protokoll gegebene Punktation enthaͤlt. Zweckmaͤßig ſcheint es 
Ihnen, daß nach dem von Hannover geſchehenen Antrag, dem Bekanntmachungs⸗ 
Schreiben eine Ueberſetzung in einer allgemein bekannten Sprache beygefuͤgt werde. 
In Anſehung der den fremden Geſandten einzuraͤumenden Vorrechte, geben auch 
Sie dem zweyten Vorſchlag, nach welchem jene Geſandte gleiche Rechte mit den 
Bundestags-Geſandten erhalten ſollen, den Vorzug. 

Von einem der Hoͤfe bin ich angewieſen, auch der Bedenklichkeit zu erwaͤhnen, 
die es haben koͤnnte, einem Ausſchuß der Bundesgeſandten das Vorrecht einzu⸗ 
täumen,. erhaltene ſchriftliche diplomatiſche Mittheilungen der Kunde der Gefammts 
heit nach Gutduͤnken vorzuenthalten. 

Ohne Zweifel geht aber die Meynung in der Praͤſi dial⸗ ⸗Abſtimmung nicht 
auf ſolche Faͤlle, in denen Antworten auf geheim zu haltenden Antraͤge zu ertheilen 
ſind, indem dieß nur durch einen von der Bundesverſammlung zu waͤhlenden 
Ausſchuß würde gefchehen koͤnnen. 

6. 216. 
Vertagung des Bundestages, 

Württemberg: tritt in Abficht einer Bertagung der Bundesverfammlung, 
und der alddann zu treffenden Einrichtungen, der Kaiferlich Defterreichifchen Ab- 
ftimmung in der Hauptfache bei, iſt aber ad 3) der Meinung, daß allen waͤhrnd 
der Bertagung anwefenden Gefandten zu geftatten fey, bey dem nach ver Oeſterrei⸗ 
chiſchen Abftimmung fich bildenden Verein mit dem Praͤſidial-Geſandten fich einzu: 
finden, und Daß wenigftend zwey Bundeögefandten zugegen feya muͤſſen. Syn Anfehung 
der nad) der Ocfterreihifchen Abftimmung ad 3. c). von diefem Verein zu treffen 
ben propiforifhen Maasregeln; fo find ſolche bloß auf die Einleitung ber Inſtruc⸗ 
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tion eines Geſchaͤfts, und außerbem auf faum benfbare, ganz unvermeidliche 
Faͤlle zu beſchraͤnken. Die Beurtheilung, daß ein ſolcher Fall wirklich vorhanden 
fey, würde von der Einftimmigfeit der anwefenden Gefandten um fo mehr abhans 
gig. zu machen feyn, als ohnehin zu vermuthen ift, Daß deren gewoͤhnlich nicht ein, 
mal eine der Majoritat der Verſammlung gleichkommende Anzahl anweſend ſeyn 
werde. 

Kurheſſen: ſchließt ſich in Betreff. ver Vertagung der Bundesverſamm⸗ 
lung, den in der Kaiſerlich Oeſterreichiſchen Abſtimmung enthaltenen Antraͤgen, 
unter denen von Königlich Baieriſcher Seite vorgeſchlagenen Modifikationen, 
lediglich an. 

Die freyen Städte, Luͤbeck, Frankfurt, Bremen und Hams 
burg. Da in dem 7. Artikel ver Bundesakte der Bundesverſammlung, welde 
beftändig feyn fol, die Befugniß fi zu vertagen ausdruͤcklich zugeftanden 
worden ift; da durch Die beygefügte Beſchraͤnkung, und durch die zu Wien über die 
Errichtung jened Grundvertraged gepflogenen Berhanplungen, der Begriff diefer 
Vertagung genaue Beſtimmung erhält, fo Fann man den in der Kaiferlich Oeſter⸗ 
reichifchen Abftimmung enthaltenen Bemerkungen: 

a) Daß in dem Sinn der Bundeßafte, und nad) dem in berfelben angenoms 
menen Begriffe einer Vertagung der Bundeöverfainmlung, folde der: 
malen noh nicht eintreten könne; und 

b) Daß Die wegen einer etwanigen dermaligen Ausfeßung einer Anzahl 
von Sitzungen der Bundeöverfammlung zu treffenden Anordnungen, nur als 
proviforifch bis zur Feitfeßung einer Bundestagsordnung zu betrachten feyen, wie 
diefes die Schlußperiode des Artikels 7. der Bundesabte mit ſich bringt; 
nur mit voͤlligem Beyfalle zuſtimmen. 

Es duͤrfte daher jetzt im Grunde weniger von einer eigentlichen Vertagung 
als von modificirten Ferien die Rede ſeyn, deren Eintreten und Dauer 
jedoch ſowohl durch die vorgaͤngige Erledigung der gegenwaͤrtig in Verhandlung 
ſtehenden wichtigen Geſchaͤfte, und durch die erforderliche Vorbereitung zu den 
weiteren, durch die Bundesakte bereits vorgeſchriebenen Arbeiten, als überhaupt 
durch den fortwaͤhrenden Ruͤckblick auf den im 2. Artikel der Bundesakte angeges 
benen Zweck des Bundes, und deſſen ungeftörte Befolgung zu bedingen feyn werben, 
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Schon in diefer Hinfiht, und in Gemäßheit ver am Schluffe des 7. Artikels 
der Bundedafte enthaltenen Beftimmung, wird ed daher nöthig feyn, dafur zu 
. forgen, daß auch während ſolcher Frift vie Permanenz der Bundesver; 
fammlung wefentlid behauptet werde, wie bereit in der 28, Sigung 
von dem Königlich Preußifhen Herrn Gefandten fehr richtig bemerkt warb. 

Sollten nun aus ben in dem Vortrage des Kaiſerlich Oefterreichifchen Herrn 
Praͤſidial⸗ Geſandten näher angeführten, bey der wechfelnnen Stimmführung ver 
freyen Städte für diefe jedoch nicht eintretenden Ruͤckſichten, foldye Yerien oder 
eine folche Bertaguug auf eine näher feftzufegende Friſt, über kurz oder lang be; 
fchloffen werden; fo erflären fich die freyen Städte mit den Kaiſerlich Oefterreichir 
fher Seit3 über Die Fortführung der Gefchäfte. während folcher Frift gemachten 
Borfchlägen im Wefentlichen völlig einverftanden, und glauben nur noch, wie 
auch bereitd in einigen andern Abftimmungen gefchehen, folgendes bemerken zu 
muͤſſen: 

1) Waͤhrend der Vertagung werden alle hier anweſenden Herren Bundesge⸗ 
ſandten zuſammen treten, jedoch fo daß nebſt dem Herrn Praͤſidial-Geſandten 
oder deſſen Stellvertreter wenigſtens zwey Bundesgeſandte anweſend ſeyn muͤſſen. 
Es dürfte daher, fo lange dieſer Fall noch nicht zu beſorgen iſt, auch nicht erfor⸗ 
verlich feyn, einen folhen Ausſchuß befonders zu wählen, fondern die anwiſenden 
Gefandten würden, wie ſich die Königlich Baieriſche Abftimmung ausdruͤckt, eine 
interimiftifhde Berfammlung bilden. 
. .. D der Wirfungsfreis diefer interimiftifchen Verſammlung ift in der Kaifer: 
lich Defterreihifhen Abftimmung Num. 3. bereits fo beftimmt, dag in viefer 
Zwiſchenzeit Feine. entfcheidenden Befchlüffe gefaßt, fondern nur in Fällen, deren 
Eile eine frühere Einberufung der Herren Gefandten nicht zuläßt, provi⸗ 
forifhe Maasregeln getroffen werden koͤnnen. Dieſe proviforifchen Maasregeln 
Tonnen nicht leicht der Sache felbft praͤjudiciren; die in ver Kaiſerlich Oefterreichi: | 
hen Abftimmung Num. 7. begriffene Anordnung, und die Einfichten der anwe⸗ 
fenden Herren Gefandten, werden weitere Beflimmungen, wenn diefe euh auf - 
alle denkbare Falle im voraus entſcheidend gefaßt werden koͤnnten, überflüffig 

machen. 

3) Daß hier anmwefend bleibende Mitglieder geneigt feyn werden, diefe Zwi⸗ 
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fhenzeit zur Fortſetzung commiffarifher Arbeiten zu benußen, darf wohl auf der 
einen ©eite vorausgefegt merden; fo wie 

4) Auf der andern Seite die Beantwortung der Frage: wie weit fonft Ein: 
leitungen verabredet, oder Vorarbeiten vorgenommen werden koͤnnen? ſchon in 
dem Grundfaße felbft, daß feine entſcheidenden Befchlüffe gefaßt, fondern nur in 
dringenden Fällen proviforifche Maasregeln getroffen werden dürften, enthalten 
zu feyn ſcheint. Endlich _ 

5) Dürfte in Gemaͤßheit ber Großherzoglich Mecklenburgiſchen Abſtimmung 
bey der Vertagung zugleich der Zeitpunkt der erſten foͤrmlichen Sitzung feſtzuſetzen 
ſeyn, in welcher ver Bundestag, ohne daß eine weitere Prorogirung inzwiſchen 
Statt finden koͤnne, ſich wieder vollſtaͤndig zu verſammlen haͤtte. 


| 6. 47. 
Nahfteuer-und Abzugsfreyheit. 


KRurheffen. Seine Königlihe Hoheit ver Kurfürft find vollkommen mit 
dem, von mehreren vorftimmenden Höfen geäußerten Wunfche einverftanden, 
daß der durch den 18, Artifel der Bundesafte angeoroneten Nachfteuer s und Ab: 
zugöfrepheit die möglichfte Auspehnung gegeben werden möge. ehr bereit find 
Sie daher: 

1) Mit ven Höfen, deren Staaten nicht ſaͤmmtlich im deutfchen Bunde 
begriffen find, ruͤckſichtlich ihrer nicht deutfhen Staaten befondere Freyzuͤgigkeits⸗ 
Verträge zu ſchließen. Was aber die Freyzügigkeit innerhalb des deutſchen Bundes 
und zwar, 

3) Den Begriff ver Abgabe betrifft, fo wuͤnſchen Sie, daß jede Art von 
Abgabe, welche feither bloß deßwegen erhoben wurde, weil Vermögen durch Aus; 
wanderung, Erbfchaft, Schenfung, Mitgift oder aus fonft irgend einem Rechts⸗ 
grund, in einen andern Staat übergieng, gänzlich aufgehoben werde; wogegen 

3) Sole Abgaben, welche auch der Inlaͤnder bey Erbfchafts : Unfällen, 
Kauf; Contraften u. f. w. entrichtet, fo wenig ald Stempel; und Zoll; Abgahsıı 
darunter begriffen werden koͤnnen. Wenn 

4) Ein Abzug wegen Staatsſchulden wohl nicht ſtatuirt werben Kann, obne 
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die Wohlthat einer allgemeinen Freyzuͤgigkeit zu vereiteln, fo ſcheint Dagegen ein 
Abzug zu Xilgung der Eommunalihulven, wenigſtens der jegt eriftirenden, nicht 
unbillig, weswegen auch ſchon bey Abfaflung der Bundesakte, in der Eonferenz 
vom 31. May 1815. ein eigener Vorbehalt zu Protofoll Fam. 

Sn einem Staate compenfirt ſich dad einwandernde und auswandernde Ver: 
mögen, nicht fo in einer Commune. Von ven einzelnen Staatöbürgern hängt es 
nicht ab, zu beftimmen, ob die augenblidlihen Berürfniffe des Staats einftweileg 
durch Aufnahme von Kapitalien gedeckt, oder fogleih umgelegt werden fullen, 
wohl aber fteht Diefes in der Macht der Gemeindegliever; und wenn eine Gemeinde 
zu Ausgaben, deren augenblidlihe Aufbringung aus dem Bermögen der Ge 
meindeglieder unmöglich war, Schulden .contrahirt und dadurch eine Laſt, welche 
alles niedergedrüdt haben würde, durch Vertheilung auf einen längeren Zeitraum 
erträglich gemacht hat, fo wäre es unbillig, wenn einzelne Gemeindegliever unter 
der Aegive der allgemeinen Abzugöfreyheit, von ver Berbinplichkeit zu Abtragung 
ſolcher Gemeinvefchulden beyzutragen, ſich befreyen Fönnten. Co wie eö daher 
den Eommunen überlaffen bleiben muß, die Schulden, welche fie etwa fünftighin 
zu machen genöthigt fin, fogleidy auf dad Vermögen der einzelnen Gemeinde: 
glieder zu vertheilen und zu radiciren; fo ſcheint es auch billig und mit der allge: 
meinen Freyzuͤgigkeit wohl verträglih, ihnen für die Vergangenheit zu verftatten, 
zum Behuf der Communalfchulden » Tilgung, eine verhältnigmäßige, nad) ber 
Größe der Schuld und ded Gefammt; Bermögens der Gemeindeglieder zu beftim- 
mende Abgabe von dem aus der Gemeinde gehenden beweglichen Vermögen zu 
erheben, infofern ſolches bisher zu Den Gemeinde » Zaften beygetragen hat. Biel 
leicht Könnte auch ein terminus ad quem zu dieſem Behufe gefeßt werden, 

Die für Befreyung von der Leibeigenfchaft herkömmlichen Manumiſſions⸗ 
Gebühren haben Seine Koͤnigliche Hoheit ſchon feit Unterzeichnung ver Bundes; 
afte nicht mehr erheben Taffen, und hoffen, es werben auch in allen übrigen 
deutſchen Staaten vergleihen Manumiflions ; Gebühren unter der Abzugsfreyheit 
begriffen werden. Sie find 





5) Bollfommen mit Württemberg einverftanden, daß die Verwendungsart 


„der Nachſteuer keinen Grund abgeben koͤnne, ſie fortbeſtehen zu laſſen; ſo wie 


6) Daß auch Koͤrperſchaften und Privaten die etwa bisher zu Erhebung von 
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Nachſteuer berechtigt waren, dieſe Berechtigung Dem allgemeinen Beften zu opfern 
hätten. Hieruͤber alfo, ingleichen was 

7) Die vorbehaltenen befonderen Zreyzügigfeitd : Verträge; und 

8) Den terminus a quo der Abzugdfreyheit betrifft; ſchließt man ſich ledig: 
lich ver Röniglih Wiürttembergifchen Abftimmung an. 

Ueber vie, binfihtlih der Militär: Pflichtigkeit, in Beziehung auf die Aus: 
wanderungd: Freybeit zu treffenden Beflimmungen, behält man fich die Abſtim⸗ 
mung naͤchſtens nachzutragen bevor. 


6 218. 

Reichskammergerichtliche Suſtentations -Angelegenheit. 

Großherzoglich um Herzoglich Saͤchſiſche Haͤuſer. Die 
Großherzoglich und Herzoglich Saͤchſiſchen Haͤuſer genehmigen nicht nur die, die 
Penſionirung des reichskammergerichtlichen Perſonals betreffenden Grundſaͤtze, 
welche der in der 21. und 22. Sitzung verleſene Vortrag des Ausſchuſſes aufſtellt; 
fondern auch die wegen Vertheilung ver Penfionaire gefhehenen Borfchläge, und 
find bereit, vom 1. July an die Ihnen zugetheilten Penfionen zahlen zu lafjen. 

Einen Schluß in diefer Angelegenheit zu faffen, dürfte dringend nothreendig 
fenn, da das halbe Jahr, für welches proviſoriſch Beytraͤge verwilligt worden, 
mit dieſem Monate zu Ende gehet, und die Noth der Penſionaire bey der derma⸗ 
ligen außerordentlichen Theurung doppelt druͤckend ſeyn würde. 


6. 219. 


Geſuch des Oberſten von Mogen, von dem vormaligen ober— 
rheiniſchen Kreisregimente Prinz Karl Theodor, rüc— 
ſtaͤndigen Sold auch Zinſen von einem oberrheiniſchen 
Kreiskapitale betreffend... 

Praͤſidium. Der Herr Geſandte der freyen Städte habe-geäufert, von 
Seite der freyen Stadt Frankfurt wegen des Geſuchs des Oberften von Mogen, 
von dem vormaligen oberrheinsichen Kreisregimente Prinz Karl Theodor, rüd: 
ftännigen Sold auch Zinfen von einem oberrheiniſchen Rreiäfapitale betreffenp, 
eine Erklaͤrung zu Protokoll geben zu wollen, wozu män aljo daſſelbe eröffne. 

Protok. d. d. Bundesonrf, III. DB 22 
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Der Sefandte der freyen Städte, Syndikus Danz; giebt für 
Frankf urt, in Betreff des Geſuches des Oberſten von Mogen, in Gemaͤßheit 
des Beſchluſſes Einer hohen Bundesverſammlung vom 13. Januar dieſes Jahres 
(Protokoll der erſten Sitzung 5.8.) folgende Erklaͤrung zu Protokoll: 

‚Bey dem oberrheiniſchen Kreiſe beſtanden zwey Kaſſen; naͤmlich 

a) Die allgemeine Kaſſe, aus welcher alle Kreisausgaben beſtritten wurden, 
und zu welcher alle Kreisftände contribuiren mußten; 

b) Die Special : Kaffe, zu welcher nur diejenigen Stände beytrugen, 
welche ihre Contingente zu Den zwey zufammengefeßten Kreidregimentern ftellten, 
und Diefe Regimenter im Felde unterhalten mußten. Auf der lebteren Kaffe ruhete 
die Oberftlieutenantd : Gage nebft Eorrefpendenz: Geldern von jährlih 459. fl. 
des Oberften von Mogen, von dem Einen Kreisregiment Prinz Karl Theodor 
von Pfalz Baiern, das andere Kreisregiment war Dad Negiment Solms-Braunfels. 

Sp ganz unverhältnigmäßig hoch auch der Anfchlag ver Stadt Frankfurt, 
ald Standes des oberrheinifhen Kreiſes war, fo hat dieſelbe gleichwohl alled auf 
das Genaueſte entrichtet, und ift nie in einem Ruͤckſtande, wie diefed bey andern. 
Kreisftänden fo ftarf ver Fall war, verblieben, 

In dem Reichdveputationg » Schluffe von 1803. & 27. wurde feitgefebt. 

« Die Reichsſtaͤdte genießen, auch felbit in Neichöfriegen, einer unbe: 
sdingten Neutralität. Zu dem Ende find fie auf immer von allen 
« ordentlichen und außerorventlihen KRriegsbeyträgen befreyt, und 
«bey allen Fragen über Krieg und Frieden von allem Antheil an den 
-« Reichöberathfchlagungen vollkommen und nothwendigerweife entbunden ». 

Hiermit endigte fich Die Verpflichtung der Stadt Frankfurt zur Unterhaltung 
der beyden Kreißregimenter, oder welched einerlen ift, die Obliegenheit, an die 
Kreis : Special: Kaffe fernerweit zu diefem Zweck etwas zu leiſten. 

Da nun die freye Stadt Frankfurt an Feine der vorliegenden beyden Kreis: 
Kaſſen irgend einen Ruͤckſtand ſchuldig ift, da der Oberft von Mogen felbft anführt, 
dag er bis zum Jahr 1805. feine Gage bezogen babe; To kann die Stadt nicht 
verpflichtet geachtet werden, zu dieſer Penſion beyzutragen. 

Der Reklamant iſt jedoch ein alter, verdienter Mann, und aller Berbdfich 

tigung würdig; von Seiten der freyen Stadt Frankfurt wird man bemfelben des⸗ 
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wegen, von dieſem Jahre an, freywillig und ohne hierdurd eine Ber: 
bindlihfeit anzuerfennen, eine lebenslängliche Unterftüßung von 90 fl,, 
im vier und zwanzig Gulden-Münzfuß, jaͤhrlich zufließen laffen. 

Schließlich wird.noch bemerkt, daß ver hödhtfelige Großherzog von Fra nffur 
an Schulden des oberrheinifhen Kreifed die Übergroße Summe von 59,800 fl. 
an Frankfurt, ohne daß dad ganze Kreiöfchuldenwefen, foviel wenigſtens ver 
Stadt befannt ift, zur vollftändigen, endlichen Erledigung gefommen ift, gewie: 
fen bat, daß über diefen Betrag befondere, von dem eriten Januar 1813, an 
gültig feyn follende Obligationen mit Zinfen:Coupond auögefertigt worden find, 
nach welchen leßtern auch vie Zinfen bis hierhin von der Stadt, unter 
Vorbehalt ihrer Rehtszuftändigkeiten, bezahlt worden find; fo wie 
daß wegen der vom Monat Juli 1804, bid Ende ded Jahres 1812. rüdftändig vers 
bliebenen Zinſen, befondere Zinfenrüdftands-Scheine ausgeftellt worden find, 
welche die Stadt ebenfalls richtig bis hierhin bezahlt hat. 

Die hierüber verhandelten Aften befinden fih nicht in der Gewahrfame ver 
Stadt, fondern foviel man weiß, zu Aſchaffenburg, wo der mit diefem Gefchäft 
beauftragt gewefene General; Liquidator wohnte. 

Dieſe Erklärung dürfte wohl dem Herrn Referenten in der Mogenfchen Rekla—⸗ 
mationsfache mitzutheilen ſeyn, um feiner Zeit Davon ben erforderlichen Gebrauch 
zu machen. Hierauf wurde einhellig 

beſchloſſen: 
Dieſe Erklaͤrung der beſtehenden Commiſſion zur Beruͤckſichtigung zuzuſtellen. 


6. 220. 

Borftellung der Frau Fürftin Aebtiffin von Effen und Thorn, 
Prinzeffin Kunigunde von Sachſen KRöniglihe Hoheit, 
für fihb und Namens der nod übrigen Mitglieder des 
Kapitels, dann der Dienerfhaft, eine den Revenüen des 
vormaligen ©tifts und Kapiteld angemeffene Penfion 
betreffend. | | 

Praͤſidium: eröffnete Hiernächft das Protokoll zum Vortrage der Privat 


Reklamationen. Den zu Folge 
22” 
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Der KRöniglih Hanndverifhe Herr Sefandte von Martens 
bie Z. 46, des EinreihungsProtofolls erwähnte Vorſtellung der Frau Fürftin 
Hebtifjin von Eifen und Thorn, Prinzeffin Runigunde von Sadjfen Königliche 
Hoheit vorlegte, worin diefelbe für fih und Namens der noch übrigen Mitglieder 
des Kapitels, dann der Dienerfchaft, eine den Neventien des Stifts und Kapitels 
angemefjene Penſion in Anfpruch nimmt, und baber die hohe Bundeöberfammlung 
bittet: 

1) Ihre Verwendung bei Seiner Majeſtaͤt dem Könige ber Niederlande zur 
Erwirkung der erbetenen Penjionen eintreten zu laſſen; und 

2) Zalld wider Vermuthen Seine Majeftät der König nicht für rechtlich vers 
bunden erachtet werben follten, die nachgeſuchte Entſchaͤdigung zu leiften, alsdann 
dieſe aus eigenen Mitteln des beutfchen Baterlandes zu bewirken. 

Das Öutachten des Herrn Referenten gieng dahin: dag 

ad 1) Das unmittelbare Reichöftift Thorn, weldyed Durch Die Abtretung de 
Iinfen Rheinufer an Zranfreich alles verloren, und nichts auf dem rechten beſeſſen 
habe, dadurch zur Zeit des Reichsdeputations⸗Abſchieds von 1803. in gleiche. Ras 
tegorie mit dem Bisthume Lüttich gefommen fey. Die Frau Fürftin fey vaher zu 
Penſions-Anſpruͤchen an bie überrheinifhe Suftentations : Eaffe befugt gewefen ; 
da fie aber dieſes unterlaffen zu haben fiheine, fo habe fie allerdings ven rechten 
Weg gewählt, ſich mit ihrem Geſuch an den König der Rieverlande zu wenden, 
welcher als Befiger der nody vorhandenen Einfünfte ver Abtei und des Kapitels die 
natürliche Verbinvlichfeit habe, nach ven jeßigen Kräften diefer Befigungen den 
fhuldlofen Opfern der Revolution, nämlich der Frau Fürftin Aebtiffin, ven 
Stiftömitgliedern und der Dienerfchaft, angemefjene Penfionen zuzufichern. 

Es laffe fi von der anerfannten Gerechtigkeit und Menfchenliebe des Könige 
war erwarten, daß er biefe Verpflichtung auch ohne Dazwifchenfunft ver Bun: 
deöverfammlung erfüllen werde, da aber die Fürftin beftimmt dieſe Verwendung. 
ſich erbitte, fo nehme ver Herr Referent Fein Bedenken darauf anzutragen,, Daß bie 
Bundesverfammlung die erbetene Verwendung, entweder durch ein unmittelbar 
an den König gerichteted Schreiben, over durch den hier anwefenden Niederlaͤn⸗ 
difchen Herrn Gefandten eintreten lafje, und dieſelbe zugleich, auf die noch lebenden 
Stiftsdamen, Stiftsherren und Beamten ausdehne. 
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ad 2) So gerecht auch die Forderung -an fich felbft fey, fo ſcheine dennoch 
Teine rechtliche Verpflihtung für die Bundesſtaaten vorhanden zu ſeyn; nebftvem 
würde man in dieſen Antrag nicht eingehen können, ohne einer unüberfehberen 
Menge unbegründeter Reclamationen den Weg zu Öffnen. 

Sm Allgemeinen laffe fih der Satz nicht aufftellen, daß wenn ein Staat ſich 
genoͤthigt ſehe, einen Theil feiner Provinzen durch einen Friedensſchluß abzutreten, 
er allen Einzelnen, welche dadurch Schaden leiden, zum Erſatze verbunden ſey, 
und ihnen dafuͤr haften muͤſſe, wenn der neue Landesherr ſeine Pflicht unerfuͤllt 
laſſe. 

Bei Abtretung des linken Rheinufers an Frankreich, durch den Luͤnevil⸗ 
ler Frieden, ſey es natürlich geweſen, ven weltlichen Reichsſtaͤnden, ohne deren 
Einwilligung dieſe Abtretung nicht habe geſchehen koͤnnen, eine Entſchaͤdigung auf 
dem rechten Rheinufer anzuweiſen, und zwar um ſo mehr, als Frankreich dieſes 
zur Bedingung des Friedens gemacht habe. Auch den Erz: und Biſchoͤfen von 
Trier, Bafel und Lüttich feyen Penfionen zugefichert worben; nur Der Xebtiffin von 
Thorn, ihren Stiftöpamen und ihrer Dienerfihaft fernen Feine angewiefen worden, 
obgleich dieſes ebenfalls hätte gefchehen mögen. Diefe fielen baher in vie Rates 
gorie der Geiſtlichkeit und Dienerfchaft, für welche aus der überrheinifchen Suſten⸗ 
tations⸗Caſſe eine verhältnigmäßige Penfion geleiftet werden follte. Diefe Penfion 
würde man auch der Frau Fuͤrſtin und jenen ihrer Stiftsdamen oder Dienerfchaft, 
weiche fid) auf dem rechten Rheinufer niederließen, zugeftanden haben, wenn fie 
fi) darum: vor Ablauf des Präclufiv: Termins (1809.) gemeldet hätten. Diefes fey 
aber. nicht gefchehen; es könne ihnen daher felbft auf den: unverhofften Fall, daß 
der König der Niederlande ihnen feine Penfion bewilligte, fein Anſpruch an ven 
deutſchen Bund, weder aus dem Lüneviller Frieden, noch aus dem Reichsdeputa⸗ 
tiond :Abfchiede zugeitanden werden; am wenigften. fönnten fie, bei der befannten 
Verſchiedenheit der Umftände, eine &leihftellung mit den auf dem rechten Nhein- 
ufer fecularifirten Stiftern fordern, 

Der Herr Referent glaube daher, dag die Bundeöverfammlung fich bloß auf ihre 
Verwendung bei Seiner Majeſtaͤt dem Könige der Niederlande beſchraͤnken müͤſſe. 

Saͤmmtliche Stimmen vereinigten fih mit dem Heren Referenten zu nachfol⸗ 
gendem 
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ze Beſchluß;: 

Daß, da der von der Frau Fuͤrſtin Aebtiſſin von Thorn gonigliche Hoheit 
für ſich und Namens der noch lebenden Stiftsdamen, Canonicorum und Diener⸗ 
ſchaft des von Frankreich aufgehobenen Stifts, gemachte Penftond: Anfpruch, 
ſofern er auf eine von dem jetzigen Beſitzer der Stifts- und Capitalsguͤter, nad) 
den noch vorhandenen Revenuͤen deſſelben, von Zeit ihrer Perception an ihnen zu 
leiſtende angemeſſene Penſion gerichtet iſt, ſo gerecht und billig erſcheint, daß von 
den bekannten Geſinnungen Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs der Niederlande die Er⸗ 
fuͤllung dieſes Geſuchs zwar ohnehin mit Recht erwarret werden kann, gleichwohl 
die von derſelben nachgeſuchte Verwendung des Bundestags für dieſe ehemaligen 
Reichsangehoͤrigen um fo mehr gerechtfertiget ſcheint, als allein ver Umſtand, daß 
ſie ſich wegen dieſer Penſion bei der transrhenaniſchen Kaſſe zeitig zu melden An⸗ 
ſtand genommen, die Urſache iſt, warum ſie nicht gleich andern, mit ihnen in 
gleicher Kategorie ſtehenden Geiſtlichen und Dienern der Ritterſtifter auf dem 
linken Rheinufer, in das Verzeichniß der von dieſer Kaſſe zu uͤbertragenden Pen⸗ 
ſionen aufgenommen werden koͤnnen; vorlaͤufig und bis die Bundesverſammlung 
ſich unmittelbar verwenden wird, der Koͤniglich Niederlaͤndiſche Herr Geſandte zu 
erſuchen ſey, ſich bei ſeinem Allerhoͤchſten Hofe zum Vortheil dieſer ſchuldloſen 
Opfer der Revolution zu verwenden, und nach ſeiner ihm beiwohnenden Kenntniß 
der Sache die Gruͤnde des Rechts und der Billigkeit geltend zu machen, welche ſo 
laut zu ihrem Vortheil reden; daß die Bundesverſammlung aber den guͤnſtigen 
Erfolg dieſer Verwendung um fo dringender wuͤnſchen muͤſſe, als auf den Weiges 
rungsfall fie fid) auffer Stand fehe, dem beigefügten Geſuch der Reflamanten 
‚gemäß, aus ihren eigenen Mitteln viefe Penfionen zu zahlen, da fi in ihren 
Händen Feine diefem Stift angehörig gewefenen Guter und Revenuͤen, auf welchen 
allein die Penfionds Berbinplichkeit ruhen kann, befinden. 


(6. 121. 
| Sinteihungd + ProtofolL 
Das EinreihungsProtofoll von 3. 202. bis 211. wurde verlefen, und Die 
neuen Eingaben der Commiſſion zuzuftellen befchloffen. 
Die Berfentmlüng gieng hierauf zur vertraulichen Beſprechung uͤber. 
Folgen die Unterfchriften. 
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Verzeichniß der Eingaben. 
Fortſetzung des Einreichungs⸗Protokolls von Nro. 202, bis 211. 


.. ..eee9909009+.+..--- -.- 


Nro. 20%. Pfarrer Raßmann in Adlar, Ernft Hofmann Kommerzienrath in Darm» 
jtadt, und Jaͤgerſchmied Handeldmann in Frankfurt am Main, als der 
von den Sntereffenten ver Hanauer Wittwen: und Waifenfaffe 
gewählte Ausfchuß: überreichen eine Vorftellung wegen verweigerter Her, 
ausgabe des den Sntereffenten gehörigen Kaypitalfonds und bitten Seine 

- Königliche Hoheit ven Herrn Kurfürften von Heffen oder die Landes 
taffe der Grafſchaft Hanau, welche Garantie geleiftet bat, zur alsbal⸗ 
digen Erfüllung ihrer Forderung zu vermögen, 


Nro. 83. Die Boten ded ehemaligen Reihstammergerihts zu Wetzlar: 
bitten um eine gnädige provifortfhe Zulage auf ihre biöherige Penfion. 


Nro. 204. Friedrich Auguft von Mogen, Obrift in Gebern: bittet in Bezug auf die 
gerechteft genoinmene Rüdficht und den dießfalls gefaßten Befhluß vom 7. Decem- 
ber vorigen Jahre, um die geneigte hohe Einleitung, eine Abfchlagszahlung 
zu erhalten. | 


Nro. 205. $reyin Betty Harnier von Schallern in Hanau: bittet wiederholt um 
die hohe Verwendung und Vermittlung, daß ein durch Vertrag ber erhabenen 
Monarchen fanciionirtes Recht in Erfüllung gehe, und die liquide Forde 
rung ihres am Grabe nothleidenden Baterg, nah den Commiſſionsbe— 
fhlüffen vom 19. Februar nnd 1. März I. 5. ausbezahlt werden möge. 


Nro. 206. Johann Zacharias Hahn, Superintendent und erfier Confiftorial- 

Affeffor in Gera: übergiebt zur hohen Würdigung eine «Ode auf die Hobe 

Teutfhe Bundesverfammlung, nebit Anhang »; dann eine Schrift: 

«Des Feinde ‚Sturz der Teutfihen Auffhwung»; ber freyen Stapt 
Frankfurt gewidmet, 


Nro. 207. Henri Amann, Pedell des ehemaligen Reichskammergerichts: 

daankt unterthänig für Die als Unterfihigung angewiefenen und erhaltenen 150 ft. 

und bittet wiederholt um die guäbige Zuſicherung und fernere Abreichung feiner 
Befoldung von 288 fl. 
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Nro. 8. Schreiber, Bevollmächtigter der Weſtphaͤliſchen Domainenfänfer: 
überreicht ein dringendes und rechtlich begründetes, Reftitutionsgefuch in 
Betreff der Domninenfäufe in Kurbeffen. 


Nro. %9. F. Kohlrauſch, Profeffor am Gymnafium zu Düffeldorf: überreicht 
eine Schrift: « Die teutfhe Öefhichte für Schulen»; mit dem Borfchlag, 
dag in allen Ländern des deutfchen Bundes eine Schulfeier zum Andenfen ver 
Befreyungsjahre 1813, 1814 und 1815 angeorbnet werden möge. 


Nro. 40. Hugo Philipp, Graf zu. Elz, 8. K. Geheimer Rath, ehemals Kurs 
mainzifher Oberfiallmeifter, bermalen in Coblenz: bittet ald Oberantts 
mann zu. Gereöheim um die Bermittlung bei Seiner Königliben Hoheit dem 
Großherzog von Heffen, wegen Verabreichung ſeiner jaͤhrlichen 
Penſion. 


Nro, 211. Hugo Philipp, Graf zu Eli, 8. 8. Geheimer Rath, Kurmainzi 
ſcher Oberftallmeifter und geweſene Oberamtimann zu Gere 
heim, dermalen in Goblenz: bittet um die hohe Verfügung, daB ihm feine feit 
dem 1. December 1802, vorenthaltene ODberamtmanns-Befoldung 
ausbezahlt werde, 
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Bier und dreyßigſte Sitzung. 


Geſchehen, Frankfurt den 12ten Juny 1817. 


Inhalt. 6. 222. Subſtitution ded Freyheren von Pleſſen, für die Herzoglich Holſtein⸗ 


und Lauendurgifhe Stimme. $. 223. Gutachten der zu dieſem Endzweck erwählten 
Commiffion über die proviſoriſche Competenz⸗-Beſtimmung der Bundes 
verfammlung; Umfrage und Abftimmungen darüber. $. 224. Abſtimmung 
von Preußen über die Vermittlung der Bundespverfammlung bei Streis 
tigkeiten der Bundesmitglieder unter fih und Aufftellung einer Auſträgal⸗Inſtanz. 
6. 225. Abftimmung der Großherzoglich und Herzoglich⸗Sächſiſchen Häu—⸗ 
fer über die Nachſteuer und Abzugsfreyheit. 9. 226. Desgleichen über die 
Bertagung der Bundesverfammlung. 9. 227. Beſchluß über die aus wär— 
tigen Verhältniffe des deutfhen Bundes. |. 228. Gefuh des Archivar 
Marks zu Weplar um Vermehrung feiner Penfion, und Abwerfung deffelben. 6.229. Nads 
träglihe Aeußerung des Königlich Niederländifhen Gefandten über zdie 
Yuswanderungen nah Nordamerika... $. 230. Neue Eingaben.) | 


In Gegenwart 
Aller in der vorigen Gigung Anweſenden. 


Yusgenommen: 


Bon Seiten Dänemarks, wegen Holftein und Lauenburg: des von bem 


Königlich Dänifhen, Herzoglich Holfteins und Lauenburgifchen Herrn 
Geſandten, Rammerherrn von Eyben, wegen Unpäßlichfeit fubftiruirten 
Sroßherzoglih Medlenburg :Schwerinifchen wirflihen Herrn Geheinen 
Raths und Staats:-Minifters, Freyherrn von Pleffen. 


Protok. d. d. Bundesverſ. III. Bd. | Ä 23 
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Subſtitution des Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerin- und 
Strelitziſchen Herrn Geſandten, Freyherrn von Pleſſen, 
für die Herzoglich Holſtein-und Lauenburgiſche Stimme, 


Praͤſidium: zeigt an, daß der Koͤniglich Daͤniſche Herr Geſandte von 
Eyben durch Unpaͤßlichkeit verhindert ſey, dieſer Verſammlung beyzuwohnen, 
und daher den Großherzoglich Medlenburg: Schwerin; und Strelitziſchen Herrn 
Geſandten, Freyherrn von Pleſſen, fubftituirt babe. 


(. 223. 
Competenz der Bundesverſammlung. 


Praͤſi idium: wolle das gemeinſchaftliche Gutachten der in der 13. Sitzung 
vom 19. December 1816 erwaͤhlten Commiſſion über die proviſoriſche Competenzs 
Beftimmung der Bundeöverfammlung hiermit zu Protofoll geben, und die Abftims 
mungen hierüber vernehmen. 


$. 1, Der einftimmige Befchluß der Bundesverfammlung in der 13. Situng 
vom 19, December vorigen Jahres hat der Commiſſion den Auftrag ertheilt: 
«Ein gemeinſchaftliches, umfaffendes Gutachten vorzulegen, woraus 
«allgemeine, die Competenz ber Bundeöverfammlung vorbereitende 
« Srundfäße hervorgehen, und ihr einftweilen ald Proviforium bis zur 
« definitiven Feſtſetzung der .organifchen Einrichtungen überhaupt, zur. 
« Befolgung dienen koͤnnten », 
Zur Bollziehung diefed Auftrags hat die Commiffion geglaubt, zuvoͤrderſt den 
Begriff der Competenz und Die daraus ſich ergebenben Schranken ihrer Arbeit näher 
entwideln zu muͤſſen. 


Die Feſtſetzung der Competenz der deutfchen Bundesverſammlung iſt gleich 
bedeutend mit ber Feſtſetzung ihres Gefhäfts:Umfangs, und dieſe gleich⸗ 
bedeutend mit der Angabe ihrer Beſtimmung. Der Umfang ihrer Pflichten, ent⸗ 
nommen aus ihrer Beſtimmung, bezeichnet den Begriff der Competenz, dieſe Ent⸗ 
wicklung umfaßt aber, wie ſchon in dem erſten Praͤſidial⸗Vortrage bemerkt wor⸗ 
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den, eine ber Hauptgrundlagen bed deutſchen Bundes. Hierauf bezieht fich nicht 
nur ein wefentlidyer Theil der und noch fehlenden Gefeße und organifchen Einrich 
tungen, fondern ohne diefe Gefeßgebung und Einrichtungen im Ganzen zu bear; 
beiten, laßt ſich auch die Frage der Competenz in vorepwähntem Sinne nicht voll 
ftändig berichtigen. 

Sn der 13. Sitzung fi find ſchon im Allgemeinen die vier Geſi chtsbunkte ange⸗ 
deutet worden, in deren weiterer Entwickelung bey Bearbeitung der organiſchen 
Geſetzgebung uͤberhaupt, alsdann auch die jetzt ausgehobene einzelne Frage der 
Competenz ihre definitive Beſtimmung finden duͤrfte. 

Die beſchraͤnktere Aufgabe fuͤr gegenwaͤrtige Commiſſion ſcheint aber folgende 
zu ſeyn: 

Es ſoll entwickelt werden, welches der Umfang der Rechte und Pflichten der 
Bundesverſammlung, ſomit der ihr obliegenden und zuſtaͤndigen Geſchaͤftswirk⸗ 
ſamkeit, nach ven Beſtimmungen der Bundesakte uud in Ermangelung der noch 
zu verfaffenden organiſchen Gefeßgebung fey. 

Um in diefer Hinficht beitimmte und umfaffende Anträge vorlegen zu koͤnnen, 
ſcheint es nothwendig, den Gefhäftdumfang der Bundesverfammlung nad) zwey 
Hauptbeziehungen zu beurtheilen, wovon 

die Ite die inneren Verhältniffe des deutſchen Bundes; 
die IIte die Aufferen Verhältniffe veffelben zum Gegenftande hat. 
52. Zu Rum 1. Eompetenz:Beftimmung der Bundesverfamm; 
kung in den inneren VBerhältniffen des deutfhen Bundes, 

Der deutfche Bund ald ein, mehrere fouveraine Staaten mit einem gemein: 
famen Rationalbande umfafjender Staatenverein, iſt in feinen inneren Verhaͤlt⸗ 
niffen vorzüglich einer zwenfachen Berüdfichtigung fähig, namlich: 

a) betrachtet als eine Gefammtheit; und 
b) betrachtet in Beziehung auf feine einzelne-Beftandtheile und Zugehoͤrigen. 

Chen fo Aufiert ſich alfo auch zweyfach die innere Wirkſamkeit des Bundes: 
tand, ald des Central: Punktes des deutfchen Bundes, Schon der 2. Artikel Der 
deutfihen Bundesakte begründet dieſe zweyfache Abtheilung, da allvort eben fo 
Deutfchland im Ganzen, ald die einzelnen Staaten, im Zwecke des Bundes 


begriffen erklärt werden. | 
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Die inneren Verhaͤltniſſe des Bundes und ber Bundesverſammlung beziehen 
fid) demnach, entweder 
A) auf den Bund felbft; 
B) auf die einzelnen Staaten und Regierungen deſſelben; ober 


C) auf einzelne Deutfche, fie mögen nun ‚Privatperfonen, oder Corporatio⸗ 
nen, over ganze Klaffen begreifen, 


| A. 

6, 3, Eompetenz— Beſtimmung der Bundesverſammlung in 
den innern den Bund ſelbſt betreffenden Verhaͤlt— 
niſſen. 

Die Commiſſion trägt in dieſer Beziehung auf folgende Befchlüffe an: 

1) Die Bundedverfammlung erfennt die Bundesakte als die einzige Grundlage 
ihrer Wirkfamfeit, fich aber zugleich ald berufen, viefelbe in ihren einzelnen Ber 
flimmungen und Andeutungen zu entwideln und zu vollenden. 

2) Der Bundestag ift competent, Beichlüffe zu faſſen, wodurch 'felbiger die 
verfaffungsmäßige Erhaltung des Ganzen des Bundeövereind bezweckt. 

3) Wenn auf irgend eine Art die innere Sicherheit des deutſchen Bundes 
wirklich geftört oder bedroht ift, und diefe Störung oder Bedrohung durch die 
Bundedverfammlung anerfannt wird; fo fritt der Fall ein, wo der Bundestag 
Berathung fiber Die Erhaltung oder Wieverherftellung der Ruhe zu pflegen, und 
hie dahin gerichteten Befchlüffe zu faſſen hat. 

2» Sobald bey einer Angelegenheit nicht blog das Wohl der einzelnen deut 
fhen Staaten, fondern zugleich dad der Gefanimtheit berüdfichtiget werden muß; 
fo ift die Bundesverfammlung als die einzige, Die Gefammtheit vertretende Behörde 
berufen, daruber zu berathen. Diefe Beftimmung entfpriht unleugbar den in dem 
Artikel 16., 18. und 19, der Bundesakte vorbehaltenen oder empfohlenen gemein⸗ 
nuͤtzigen Anordnungen. 

Die vorberhhrten Directiv⸗Rormen finden faͤmmtlich in ber Bundesakte ‚und 
vorzüglich in dem Grundcharakter Des deutſchen Bundes ihre Begründung, 
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B. 

5.4 Competenz⸗Beſtimmung der Bundesverſammlung in 
den in den innern auf. die einzelnen deutfchen Staa 
ten und Regierungen fih beziehenden Verhältniffen 
des Bundes. | 


Ueber die Geſchaͤftswirkſamkeit des Bundestags, in Anfehung der einzelnen 
deutfchen Staaten und. Regierungen, fchlägt die Commiſſion folgende Beſchluͤſſe 
vor:- 

1) Die Bundeöverfammlung ift berufen, wegen jeder eigenmächtigen, wirt: 
lichen oder offenbar und unmittelbar drohenden Störung des Gebiets eines einzels 
nen Bundesſtaats von einem andern Bundesftaate, welche bei ihr durch den bedro⸗ 
heten oder wirklich angegriffenen Theil zur Anzeige gebracht wird, oder fonft mit 
Gewißheit zu ihrer Krnntniß gelangt, Berathung zu pflegen ‚ und hierüber Schuß 
gewährende Beichlüfle zu faſſen. 

2) So wie die einzelnen Gebiete unter ber allgemeine Garantie des Bundes 
ſteben; fo ift viefelbe aud) berufen, die Garantie ver Verfaſſungen einzelner 
deutfcher Staaten Anter den bei Veranlagung ded Großherzoglich-Weimariſchen 
Anfuchens in der 18, Sigung, in Uebereinftimmung mit dem Kaiferlich ; Oefters 
reichifchen Voto, allgemein angenommenen Modifikationen, mithin dann zu über: 
nehmen, 'wenn der einzelne Staat unter den gehörigen Erforderniffen, das heißt, 
unter einftimmiger Entfchließung des Fürften und der Stände Darauf anträgt, Daß 
der Bund die Garantie feiner Verfaffung übernehme. 


3) Die Bundesverfammlung ift berufen, darauf zu achten, baß die in der 
Bundesakte Art. 12. 13. 14. 16, und 18. den einzelnen Staaten zur Ausfuͤh⸗ 
rung vorgefchriebenen öffentlichen Verhältniffe in Erfüllung gebracht werden. 

4) Dort, wo die Eongreßafte ausdruͤcklich der Bundeöverfammlung die Bes 
richtigung conftitutioneller Angelegenheiten übertragen bat, ‚ ift dieſelbe ungezweifelt 
zur Einwirkung berufen. | 

5) Wenn die Regierung eined Bundesſtaats eine Verfügung: in Beziehung 
auf Perfonen oder Corporationen treffen follte, welche mit ven Grundgefegen und 
den Verfügunpen des Bundes im Widerſpruch ſtimde, oder für die innere oder 
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äuffere Sicherheit deſſelben gefährlich werden Fönnte; fo ift die Bundesverſammlung 
zur Einwirfung, Behuf der Abftellung diefer Verfügung , berufen. 

6) Streitigfeiten der deutſcheu Bundeöglieder unter ſich, find auf den Grund 
des 11. Artiteld der Bundesakte ungezweifelt der Competenz der Bundesverſamm— 
lung unterworfen. 

7) Der Bund iſt ebenfalls competent, ſich mit allen den Gegenſtaͤnden zu 
beſchaͤftigen, worauf ſich die Artikel 6. 18. und 19. der Bundesakte beziehen. 


C. 
65. Eompetenz:-Beftimmung der Bundesverfammlung in den 
innern Angelegenheiten bed Bundes, welhe Privats 
perfonen, Eorporationen oder ganze Klaffen betreffen, 


Die Commiffion glaubt, ohne fich depfalls erft über einige allgemeine, aus 
dem Wefen eines Staatenvereind und dem Verhältniffe ver Einzelnen zu ihren Re: 
gierungen,, fo wie zu der Geſammtheit entnommene Grundfäße zu verbreiten, fol: 
gende Säge zu Faſſung von Befchlüffen in Antrag bringen zu müffen: 

1) Infofern die Bundes; oder Congreßafte für Einzelne, für Eorporationen 
oder ganze Klaffen Beftimmungen und Hinmweifungen enthält, deren nähere voll; 
fommene Entwidelung der Bundeöverfanmlung vorbehalten ift; fo haben diefe 
allerdings ein wohlbegründeted Recht, deren Berichtigung bey dem Bundestag in 
Anregung zu bringen, fo wie Unträge und Vorſchlaͤge deßfalls zu übergehen. 

2) Einzelne, fo wie ganze Corporationen und Klaffen, können ſich an die 
Bundedverfammlung wenden, wenn die eben erwähnten, in der Bundesakte beftimm: 
ten Gerechtfame, oder ſolche, welche ihnen in verfelben bereits ausdruͤcklich einges 
räumt worden, ohne noch erft einer näheren Entwidelung zu bevürfen, verlegt 
werden, und auf Degfalld zuvor an die unmittelbare Regierung gerichtete Vorftels 
Jung feine Abhülfe der gegründeten Befchwerde erfolgt. 

3) Da der Begriff der vollen Souverainetät der einzelnen Bunbesftaaten der 
Bundedafte zum Grunde gelegt ift, fo liegt unbezweifelt jede Einmifchung ver 
Bundesverfammlung in die inneren adminiftrativen Verhaͤltniſſe aufferhalb ver 
Gränzen ihrer Competenz. . Indeß gründen fich jedoch auf ven Sinn ber © Bundes⸗ 
alte Die folgenden Ausnahmen: 
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a) Wenn der Fall einer in Rechtsſachen eintretenden Zuftizverweigerung ober 

einer derfelben gleich zu achtenden Verzögerung vortommen follte, fo würde 

die Bundesverfammlung fo befugt ald verpflichtet ſeyn, erwiefene,, begrüns 

. vete Befchwerden über wirklich gehemmte oder verweigerte NRechtöpflege ans 

zunehmen, und darauf die gerichtliche Hülfe in den einzelnen Bundesſtaaten 

Durch ihre Verwendung zu bewirken. 

Bedarf dieſer Grundfaß einer Motivirung, fo liegt felbige fhon in 

in dem Art. 12., welcher vie Zuftizpflege nach drey Inſtanzen ald einen im 

deutſchen Bunde feftgefegten Grundfag ausfpriht. Denn wenn jede deutſche 

Regierung verbunden ift, drey Inſtanzen anzuordnen, und in dieſer Art 

Suftizpflege zu gewähren, fo muß die fonft begründete Befchwerbeführung 
um fo mehr bey wirklicher Juſtizverweigerung eintreten koͤnnen. 


b) Wenn 'wie bey Streitigkeiten zwifhen dem Negenten und feinen Unter - . 


thanen, nad) der ſchon in der fünften vorjährigen Sitzung von Baiern 
gemachten fehr richtigen Bemerkung gar wohl gedenkbar ift, Die innere Ruhe 
des Landes gefährbet und mit Diefer auch die allgemeine Ruhe bedrohet 
werden follte, fo muß aud nach Erfchöpfung der conftitutionellen oder 
gefeglichen Mittel und Wege in den betreffenden einzelnen Staaten ver 
gefammte Bund ſich berufen finden, zum Zwecke ver Vermeidung eines 
folchen Ausbruchs, oder zur Wiederherftellung der bereits gefährdeten Ruhe 
in gemefjenen Wegen einzumirfen. In folhen Fällen ift alfo ebenfalld ver 
einzelne Bundesſtaat allerdings befugt, die Hülfe des Bundes in Anſpruch 
zunehmen, und der Bund berufen, felbige zu leiften. 

c) Wenn der Unterthan eines deutſchen Bundesſtaats gegen eine nicht zw 
dem Bunde gehörende Regierung Befchwerde zu führen hat; fo hat er ſich 
zwar mit derfelben nicht unmittelbar an die Bundesverfammlung, fondern 
an feinen Landesherrn zu wenden,’ und deffen Verwendung nachzuſuchen. 

Wenn jedoch dieſer leßtere die Bundesverfammlung felbft um ihre 
Verwendung bey der auswaͤrtigen Regierung erfucht; fo ift diefelbe, falls 
fie die Befchwerde für gegründet erfennt, zu einer foldhen. Verwendung 
berechtigt. " | 

d) Als eine natürliche Folge von der hierbey eintretenden Reciprocität iſt, im 
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Fall eine nicht zu dem Bunbe gehörende Macht bie Verwendung ded Bun: 
dDestags in einer Angelegenheit, welche einen Bundesſtaat betrifft, nachſucht, 
Die Bundeöverfammlung zwar im Allgemeinen zu einer ſolchen Verwendung 
berechtigt, jedoch in dem Maaße daß: 

4) Wenn ihre Verwendung wegen einer Befchwerbe einer auswaͤrtigen 
Macht gegen einen Unterthanen eines Bundesftaatd nachgefudht wird, 
fie felbige ver Regel nad) ab⸗ und die Sache lediglich an den Landes 
berrn diefed Unterthanen zu verweifen hat, und nur falld von Dies 
fem die Abhülfe nicht erfolgt, in Dazu geeigneten Fällen die in dem. 
2, Artikel der Bundesakte vorgezeichnete Art ihred Benehmens zu beob- 
achten hat. 

2) Wenn ihre Verwendung wegen einer Befchwerbe, welche eine aus; 
wärtige Macht unmittelbar gegen ven Bunpesitaat felbft erhebt, öder 
in ber Abficht nachgefucht wird, um biefen Staat zu Entfagung auf 
einen wider fie erhobenen Anfpruch zu bewegen ; fo ift Die Bundesver⸗ 

ſammlung zwar befugt, ihre bona officia, und wenn von beyden 
Theilen ihre Vermittlung angenommen wird, aud) diefe eintreten zu 
laſſen. Weiter gehende Befugniffe hat fie jedoch in Anfehung viefes 
Bundesſtaats nur dann, wenn fie durch die in dem 2. Artifel der 
Bundesafte vorgezeichnete Grundregel ihre Benehmens Dazu berech⸗ 
tigt und veranlagt wird, 


6.6, Zu Nro. I. Gompeteny-Beftimmung der Bundesverfammlung 
in den äufferen Berhältniffen des deutfhen Bundes, 


Deutfhland erfcheint feit dem gefchloffenen Bunde wieder in feiner Gefammt: 
heit ald Macht, nach allen Attributen, Rechten und Verbindlichkeiten, welche die 
Bundedafte, "der Buchftaben, Geift und Sinn verfelben dem Bunde beylegen, 
fomit in allen Beziehungen und Fallen, die fich hiernach ergeben. | 

Die nähere Anwendung dieſes Grundfages bleibt zwar der Bearbeitung ber | 
im Artikel 10. bemerkten organifchen Grundgefeße und Einrichtungen, infofern 
bie auswärtigen Verhältniffe in venfelben mitgehören, vorbehalten, Wie indeß 
ſchon im Allgemeinen fi) aus dem obigen Grundfage ergiebt, daß ber deutſche 


Bund in feinen Aufferen verfaſſungsmaͤßigen Verhältniffen dieſelben aktiven und 
pafliven Beziehungen, wie jede andere freie und unabhängige Macht hat; fo ergiebt 
ſich auch von felbft Die Competenz der Geſchaͤftswirkſamkeit der Bundesverſamm⸗ 
lung, als des im Artikel A. zu Beforgung der Bundes: Angelegenheit berufenen 
aktiven Gentralpunftes verfelben, weßhalb die ECommiffion auf den bereits in 
Berathung geftellten Entwurf zu Regulirung ber auswärtigen Verhaͤltniſſe fich 
beziehen zu fönnen glaubt, 


6.7. Allgemeine Bemerkungen. 


Da die iſolirte Bearbeitung der Competenz⸗Eroͤrterung nothwendig mangel⸗ 
haft bleiben muß, fo wäre ausprüdlih den oben begutachteten Direktiv-⸗Normen 
beyzufügen,, Daß wenn in einem oder dem andern Falle Die Eompetenz der Bundes; 
verfammlung noch zweifelhaft feyn follte, der ſeither beobachtete natürliche Ausweg 
vorbehalten bleibe, die Angelegenheit zur Inſtruktions-Einholung zu verweifen, 


Shluß »s Antrag. 


Der von ber hohen Bundeöverfammlung der Commiſſion ertheilte Auftrag tft 
nach, feiner Form und Wejenheit vorzüglich nur auf proviforifche Anorpnungen, 
rüdjichtlid) der Competenz Des Bundestags gerichtet, und foll die definitiven orgas 
nifchen Beftimmungen vorbereiten. 

Daß die Bundesafte die Grundzüge und Andeutungen bes für Deutſchland 
geſchloſſenen Bundes enthaͤlt, daruͤber ſind Alle einig; aber eben ſo erkennen auch 
wohl Alle insgeſammt, daß Fuͤrſten und freye Städte, fo wie die Nation über: 
baupt, gleihen Anfprudy auf die organifche Vollendung dieſes Bundes haben, Da 
nun der Auftrag der Commiffion ihr bey Der Beratung am fidhtbarften ven Mans 
gel zeigte, und in mehreren Verzweigungen fühlbar vorlegte, welcher von einer 
ſolchen ifolirten Bearbeitung untrennbar-üft, fo hat Die Commilfion die natürlichfte 
Neranlafjung, der gefammten Bundedverfammlung den Wunſch und das Beduͤrfniß 
angelegentlich vorzutragen: daß Die planmaͤßige Erörterung und Ergaͤnzung der 
Bundesakte nicht aufs Unbeſtimmte verſchoben werden moͤge. 

Sollten bey der dadurch veranlaßten Bearbeitung, unfere Aufi ten auch in 
zufälligen‘ Beſtimmungen verſchieden ſeyn, und gegenfeitige freimäthige, freund⸗ 

Protot. d. d. Bunde doerſ III. Bd. 24 
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ſchaftliche Ausgleihungen eintreten; fo wird body im Wefentlichen, wo es eine 
feſte Begründung des beutfchen Bundes, feine Sicherung von innen und von 
auffen gilt, nur Ein Wille alle fo beſeelen, wie wir unfern Zeitgenioffen und ber 
ſpaͤtern Nachkommenſchaft für ihr Wohl und Wehe verantwortlich bleiben. 


umfrage. 


Oefterreich: traͤgt darauf an, daß dieſes Gutachten, vorbehaltlich der 
hierüber einzugehenden Inſtruktionen und ver Abaͤnderungen oder Zuſaͤtze, welche 
aus Veranlaſſung derſelben, oder ſonſt mittelſt anderweiten Beſchluſſes etwa 
getroffen werden koͤnnten, einſtweilen als verbindlich unter ſaͤmmtlichen Bun⸗ 
desgliedern anerkannt werde, 


Preuſſen: tritt Oeſterreich bey. 
Baiern: nimmt feinen Anſtand dem Commiſſionsgutachten über die pro 


viforifche Feftfegung der Competenz bed Bundestags beyzuftimmen, und aleubt 
hierbey nur folgendes erinnern zu muͤſſen: 


Zu SS 1. am Ende 


Wenn bier bie Eintheilung in die inneren und Aufferen Berhältniffe angenom- 

- men wird, duͤrfte auch der militärifchen Verhältniffe erwähnt werden, deren wirk⸗ 

fame Seftfegung vorzüglich durch ben Zweck bed Bundes in Anfprucd genommen 

wird, 
ee Zu 53 Num. 1. 

nad) « Andeutungen » bürfte einzufchalten feyn: «nad ber Natur des Bundes 

vertrags und feiner Zwecke » zu entwideln und zu vollenden. 


Zu Rum 4. j n 
Diefer Punkt fcheint einer. näheren Beſtimmung zu bedürfen, da ſch bey der 
Allgemeinheit des Satzes, ſo wie er gefaßt iſt, kaum irgend eine polizeyliche oder 
geſetzgebende Verfiigung eines einzelnen Bundesſtaats denken laͤßt, auf welche nicht 
die Berathung der Bundesverſammlung ausgedehnt werden koͤnnte. 
Auch durfte in dem zweiten Abſatze dieſer Nummer beyzuſetzen ſeyn: « oder 
«ſolchen, welche einzelne Staaten, weil ihnen zu deren Ausführung entweder bie 
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«Kraft, ober aber bie nöthige Einwilligung anderer Staaten inangelt, an ben 


« Bundestag, ald den tauglichften Eentralpunft für Unterhandlungen über deutſche 
s Angelegenheiten bringen, » 
Zu 4, Rum 3. 
Hier dürfte anſtatt des Ausdrucks: 
«den einzelnen Staaten zur Ausführung vorgeſchriebene oͤffentliche Verhaltniſſe » 
eigentlicher gefeßt werden : 
«worüber die Bundesſtaaten in ber Bunbedafte Artifel 12, 13, 14, 
«16, und 18, übereingefommen find». 


Zu Rum, 5. 

Diefer Sub möchte dahin näher beftimmt werden, baß fich Die Bundesver⸗ 
fammlung pur Einfichtnahme der über Die Beftimmung dieſer Gerechtfame durch 
die einzelnen Staaten gegebenen Gefege von der richtigen Erfüllung der durch fie 
wechfelfeitig übernommenen Verbindlichkeiten zu uͤberzeugen habe, die Anwendung 
der gegebenen Geſetze auf die einzelnen Faͤlle aber ven einzelnen Regierungen über; 
lafjen bleibe. | 

Diefe wenigen Bemerkungen audgenommen, welche durch gegenjeitige, frey⸗ 
müthige, freundfchaftliche Ausgleihungen leicht ihre Erledigung finden koͤnnen, 
tritt man dem Eommiffiond  Öutachten vollkommen bey und findet fich verpflichtet, 
die Bemühungen ber verehrlichen Mitglieder verfelben dankbar anzuerkennen, burch 
welche fie es zu bewirken wußten, daß ber vorgefeßte Doppelte Zweck ber Unabhän: 
gigfeit und Unverleßbarfeit der einzelnen Staaten, und ber begründeten Rechte 
der deutſchen Unterthanen, zum allgemeinen Wohl in heilbringendem Einklange 
erreicht werde. 


Koͤnigreich S achſ en. Unter Borbehalt der etwa mir zukommenden Ge⸗ 
genbemerkungen meines Hofes, in Betreff des in Antrag gebrachten Beſchluſſes 
über. die proviſoriſche Feſtſetzung der Competenz des Bundestages, trete ich dem⸗ 
ſelben unter zu hoffender Genehmigung bey. 

Hannover. Dieſſeitige Geſandtſchaft trete dem Vorſchlage bey, die in dem 


in Frage ſtehenden Gutachten enthaltenen Grundſaͤtze fo lange als Norm anzu: 
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nehmen, bis die Erklärungen ber Höfe eingegangen feyn werben, wie fle denn bie 
Erklärung ihred Hofes deßfalls ausdruͤcklich vorbehalten müffe. 

Württemberg: nehme ven Commiffiond: Antrag der Competenz: Beftims 
mung, fowohl für eine proviſoriſche als eine bleibende Feſtſtellung berfelben ledig: 
lich ad referendum. 


Baden: wie Sachſen. | 
Kurbeffen: nimmt den Antrag ad referendum. 
Großherzogthum Heffen: ebenfalld ad referendum. 


Dänemark, wegen Holfteiu und Lauenburg: ad majora für vie 
proviforifhe Annahme des Gutachtens, bis innerhalb der Fürzeften Frift die Ge 
nehmigung des Hofes darüber eingeholet worden. Ä - 


Niederlande, wegen des Groͤßherzogthums Luremburg. Da 
ich nicht die Ehre gehabt habe, Mitglied der beyden Commiſſionen zu feyn, fo 
gebührt mir um fo unbefangener die angenehme Verpflichtung, Bilfigung und 
Dank auszufprechen. - 

Sie haben fehr recht zu fagen, daß die Competenz nichts anders fey, ald _ 
unfer Beruf, 

Die Bundesdafte felbft, mit Denen fie erläuternden Vorakten, die Oeſterreichi⸗ 
Then Eröffnungsreden, die Entwidelung der Reihenfolge, und diefed einhellige 
Gutachten, das fo wenig Wiverfpruch finden wird, enthalten bereits ein vollſtaͤn⸗ 
diges Syſtem, ein corpus doctrinae, nad) ven Bepürfniffen ver Zeit, | 

Die wefentlihften Dinge, der Form und dem Zwed nad, find dann ohne 
beſonderes Geräufc) bereit3 vollbracht, und von dieſem Proviforifchen zum Orgas 
nism, zur definitiven Urkunde, fcheint mir der Schritt nicht ſchwer. 

Die auswaͤrtigen Angelegenheiten ſind im Begriff anſtaͤndig feſtgeſtellt zu 
werden. 

Das kriegeriſche Zeitalter, die Bewaffnung, die ich noch uͤberall ſehe, hindert 
mich zu klagen, daß dieſer Gegenſtand noch wartet. 

Ueber die innere Sicherheit druͤcken Sie ſich nachdruͤcklich aus! Und Die haben 
Unrecht, denen volumindfe Urkunden lieber find, als buͤndige Zeilen, 
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Was die conftitutionellen Angelegenheiten betrifft, fo war ich als Politiker 
beruhigt, da ich den A. und 5. Paragraphen Ihres Gutachtens verglich und ver 
einigte. . 

Am meiften haben Sie aber dem firengen Bedürfnig durch Die Entwidelung 
eben dieſes 5. Paragraphen entfprochen; und ich fage Ihnen nicht nur als bevoll: 
mädhtigter Minifter, fondern aud) ald Bürger und Edelmann diefeö großen Ge: 
fammtftaatd, und als Familienvater meinen großen und wahrhaften Dan. 

Borerft wählten Sie mit befonderer Klugheit fehr zweckmaͤßige Worte, indem 
Sie der möglichen Fülle ver Souverainität der eingelnenBundesftaas 
ter dort erwähnen. Diefe Souverninuät fol alfo in ihrem ganzen, dergeftalt 
möglidyen Umfang bleiben. Aber fo wie ich mir unfere Staaten nicht ohne die Fuͤrſten 
denke, fo noch weniger die Fuͤrſten ohne die Staaten. Auch diefer Begriff der Sous 
verainität umfaßt fie beyde, und ift nur auf diefen Zufammenhang anwendbar. 

Zu.jagen oder zu glauben, daß Napoleon den Fürften vie Souverainität pers 
fönlich verliehen, mit andern Worten: fie zu Dedpoten geftempelt habe, was 
hiernach andere Urkunden befejtigt haben follten, fiel unfern Fürften nicht ein zu 
behaupten und zu äußern, fie würden felbit erröthen ; fondern ed wurde nur ein 
irrthümlicher Volföglaube und eine gefährliche Waffe der Störer. Dem begegnen 
Sie hier auf weife und heilfame Art, 

Zugleich erinnern Sie damit die Voͤlkerſchaften, Daß ein Syſtem der Sfolis 
rung, Des Eigenwillend, unpafjend mit dem übrigen Zufammenhang der. Dinge, 
in dieſem Bundeöverhältniß nicht plaßgreiflich fey. 

Denn, wad nun noch die ganze Bundesmaterie betrifft und eben den Zufams 
menbang ver Dinge; ald nad) dem endlichen Frieden die Nordamerikaner ſich beffer 
organijiren wollten, ernannten fie ebenwohl einen Ausſchuß der Competenz; und 
Wafbington, unfer großer Zeitgenoffe, war für Birginien Mitglied. 

Als fie ihr einhelliges Gutachten dann uͤbergaben, fchrieb er noch felbft am 
17. September 1787; 

«Es iſt augenfcheinlich unthunlich bey der foͤderativen Verfaſſung dieſer Staaten, 
a jedem alle Rechte independenter Souverainität zuzugeſtehen, und dennoch für.das 
« Intereſſe und Heil aller zugleich Sorge zu tragen. Auch Individuen, die fid in 
« Geſellſchaft begeben, muͤſſen einen Xheil ver Freyheit aufgeben, um das Uebrige 
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a zu bewahren. Die Größe des Opfers muß von ber Lage und den Umfländen 
«und von dem Zweck abhängig feyn, den man erreichen will. Es tft zu jeber 
« Zeit ſchwer, mit Genauigkeit die Linie zwifchen ven aufzugebenden und ven 
«zu bewahrenden Gerechtfamen zu ziehen. Und bey diefem Anlaß war die Schwie⸗ 
«a rigkeit noch vermehrt durch einen fo großen Unterſchied unter Den Staaten felbft, 
« in Rüdficht ihrer Lage, Ausdehnung, Gewohnheiten und Partikular⸗Intereſſen ». 

« In allen unfern Deliberationen faßten wir ven Gefihtöpunft feft, was und 
« für jeden Achten Amerifaner das firengfte Erforderniß fcheint, die Befefligung der 
« Union, wodurd unfere Wohlfahrt, Gluͤck, Schirm und vielleicht National: Eris 
« ftenz bedingt werden. Diefe fo wichtige Betrachtung bewog jeden einzelnen 
«Staat minder hartnädig bey Dingen von geringerer Erheblichkeit zu ſeyn, als 
« man wohl ſonſt hätte erwarten ſollen ». 

Ich fordere jeden unter Ihnen auf, auch nur eine Zeile des Weiſen zu finden, 
die jetzt auf uns nicht paſſend waͤre „ bey jedem andern großen und nothwendigen 
Unterſchied der Staatenform. 

Sch bin aus Pflicht und Ueberzeugung monarchiſch geſinnt; um fo monarchi⸗ 
fcher und fürftliher in Deutfchlaad, weil unfere Staaten ihren Beftand größten: 
theil8 den Berechtigungen, den Belehnungen, dem Degen, den Bermählungen, ven 
Beerbungen, Dann auch der Klugheit ihrer Fürften zu vanfen haben. Nichts deſto 
weniger ift ed von ber hoͤchſten Wichtigkeit, daß unfere Fuͤrſten in Eonfequenz jenen 
Republikanern nicht nachſtehen; ; und ed hängt nur von ihnen ab, fie zu übertreffen. 

Ich bin alſo auch mit dem Antrag der einftweiligen Sültigfeit volllommen 
einverftanpen, 

Großherzoglich und Herzoglich Saͤchſiſche Haͤuſer: wie 
Koͤnigreich Sachſen und Hannover. 

Braunſchweig und Naſſau: Unter Vorbehalt ver weitern ErMlärung, 
nad .eingeholter Inſtruktion über dad Commiſſions⸗Gutachten, tritt man denjeni⸗ 
gen Stimmen bey, welche ſich dafuͤr entfchieven haben, Daß die Darin entwidelten 
Grundſaͤtze bis dahin als Norm betrachtet werden mögen. 


Merflenburg-Schwerin und Strelig: ftimmen für die Annahene 
des commiſſariſchen Gutachtens, unter vorbehaltener Genehmigung der Hoͤfe, um 
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durch die darin aufgeftellten Grunbfäße.eine proviforifche Norm für den Geſchaͤfts⸗ 
betrieb bed Bundestages auf eine beftinmtere Weife zu erhalten. 


NHolſtein⸗Oldenburg, Anhalt und Schwarzburs: wie Braun⸗ 
ſchweig und Naſſau. 


Hohenzollern, giechtenftein, Reuß, Schaumburg» Lippe, 
Lippe und Waldeck: vorbehaltlih der Erklärungen und Bemerkungen ber 
hoͤchſten Committenten für die vorläufige Gültigfeit des Vorſchlags, bis nähere In⸗ 
ftruftion eingegangen. 


Die freyen Städte, Lübel, Frankfurt, Bremen und Ham 
burg. Die gründliche, in dem Eommiffiond; Gutachten über die proviforifche Feſt—⸗ 
feßung der Competenz des Bundestags enthaltene Entwidelung liefert einen fehr 
ſchatzbaren Beytrag zur Feſtſetzung ber organifhen Einrichtungen bed deutſchen 
Bundes, der mit dem lebhafteften Danke erfannt zu werden verdient. 

Der Gefandte der freyen Städte nimmt, unter gehoffter Genehmigung feiner 
Herren Committenten feinen Anftand, den Abftimmungen, daß bis zur Einlan; 
gung der Snftruftionen die. in dem Gutachten ausgeführten Grunbfäge einftweilen 
zur Norm dienen möchten, beyzutreten. - Die in dem $. 4. Num. 4, des Gutach⸗ 
tend gedachte Berichtigung conftitutionelldr Angelegenheiten, erhält aus den 
Morten und aus dem Sinne der zugleich ald Quelle angeführten Congreßakte, 
beftimmenpde Erläuterung, | 


Praf idium. Die Mehrheit der Stimmen habe für die proviſoriſche An; 
nahme ver in dem Commiſſions⸗ Outachten enthaltenen Competenz⸗ Beſtimmungen 
entſchieden; es ergebe ſich alſo der | 


8 efhtuß: 
Daß das von der Commiffion vorgelegte Gutachten Aber die Competenz ber 
Bundeöverfammlang einftweilen als Proviforium, bis jur definitiven Feſtſetzung 
verfelben, auch unter Vorbehalt ver, nach eingegangenen Inſtruktionen oder etwa 


fonft zu beſchließenden Abanderungen oder Zuſathe, als ver angenommen 
werde. 


® 
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6. 224. . 


Hiernacht wurde das Protokoll zur fortgeſetzten Abſtimmung über die an 
Berathung ſtehenden Materien eroͤffnet. 


Vermittlung der Bundesverſammlung bey Streitigkeiten 
der Bundesglieder unter ſich, und Aufſtellung einer 
wohlgeordneten Auſtraͤgal— Inſtanz. 


Pr e uf fen. Der Gefandte kann, nad} den ihm zugegangenen Snftruftionen, 
nur die nach früherer Anficht zu erwarten gewefene volllommene Zuftimmung ber 
ftätigen, die derfelbe in Hinficht der in ver Abftimmung des Kaijerlic - Königlichen 
grajidirenden Herrn Gefandten entwidelten Anordnung, bereits in der 26. Sitzung 
vorlaͤufig erklaͤrt hat. 

Nachfolgende, dieſelbe Anordnung weniger modificirende als beſtimmter 
faſſende Bemerkungen koͤnnen nur die ununterbrochene Aufmerkſamkeit bethaͤtigen, 
die der Koͤniglich Preuſſiſche Hof Gegenſtaͤnden von ſolcher Wichtigkeit zu widmen 
pflegt. Der Geſandte wird dieſe Bemerlungen an denſelben Faden zu reihen im 
Stande ſeyn, den die bemerkte Abſtimmung an die Hand giebt, ſobald er eine 
allgemeine Aeuſſerung vorangeſchickt hat, die vielleicht, ſo wenig ſie auch die Lage 
des Gegenſtandes andert, doch ihren Einfluß an einigen Stellen der Faſſung zei⸗ 
gen koͤnnte. | 

I, Der Zwed der ke iſt die Verhütung und Beilegung der Streitigfeiten 
unter Bundesgliedern. ine folde Streitigfeit liegt Der Bundesverfammlung nur 
Dann zu ihrer. Einwirkung vor, wenn diefelbe von einem oder dem anderen Theile, 
oder von beyden zugleih, als eine folder Einwirkung bedürfende, an den Bund 
gebracht wird, oder als eine folche zu feiner Kenntniß gelangt. Zu ſolchen Fällen 
‚ würden aber diejenigen nicht gehören, in welcher zwey Bundeöglieder für fih allein 
übereingefonmen wären, ihren Streit durch irgend ein freymwillig gewähltes Rechts 
mittel zu erledigen, und als ein ſolches Rechtömittel wuͤrde fi Dann auch vollkom⸗ 
men und ganz vorzüglich diejenige Auſtraͤgal⸗Form qualificiren, die dermalen von 
Ber Bundesverfammlung .ald diejenige beliebt wird, die fie felbft in Faͤllen, wo 
‚die Anordnung duch fie felbft notwendig, veranlaßt ober gewünfcht wird, eins 
treten zu laffen als bie geeignetſte erklaͤrt. 


[ 
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Wenn diefed eben fowohl im Sinne ber Alte, als in dem Sinne der meilten 
Abſtimmungen und in der Natur der Sache zu liegen ſcheint; fo Dürfte, um ver. 
ganzen Faſſung von Anfang an fogleich eine ausreichende Deutlichkeit beyzulsgen, 
vielleicht fhon im Eingange ad I. nad « enzubrin gen ſi ind», hinzuzuſetzen 
ſeyn: 

wenn eines der Bundesglieder, zwiſchen welchen ein Streit ſich findet, 
fi ver-Güte, oder auch der anerbotenen Rechtsmittel, und insbefons 
dere und fchließlich des Aufträgal: Mitteld weigert, welches der Bund 
als das letzte bundesgemäße Mittel der Beylegung von n Streitigkeiten 

Aunter Bundesgliedern aufgeſtellt hat. 

Der IIte Satz bleibt mit ſeinen Beziehungen auf das Rotat vom 3. März 
ganz unverändert, Denn wenn aud die Bundesgliever, ehe Die Sache an den 
. Bund gelommen, fhon die Vermittlung ihrerfeitd umfonft verfucht ‘haben, und 
eines derfelben den Rechtsweg hat einfchlagen wollen; fo fteht dennoch nichts im 
Wege, dag die Verfammlung ihrerfeits auch Die Vermittlung noch einmal ver; 
fuhe, da in Annahme des Reſultats Diefer Vermittlung ‚nichts zwingendes ift, 
fondern diefes nur in dem Nechtöwege liegt, der dem Vermitilungsverfuche folgt. 

Was nun ad III. das bey dem durch Die Bundeöverfammlung anzuordnenden 
Rechtswege vorübergehend bemerfte Mittel einer zu errichtenden permanenten In⸗ 
ftanz betrifft; fo findet ver Königlich Preuffifhe Hof ſich nicht veranlaßt, ſich deß⸗ 
halb anderweitig, als es in der 26, Sitzung gefchehen, zu erflären; zumal wie es 
auch von Seiten des Keiferlic : Röniglihen Hofes vorausgefehen zu ſeyn ſcheint, 
die Bedingung der’jeßigen Anordnung, als eines vor der eintretenden. Vertagung 
feftzuftellenden Proviforiumd, eine bermalige Eingehung in ge ſolche Anordnung 

als ganz unausfuͤhrbar erſcheinen laͤßt. 

Der vollkommenen Angemeſſenheit der in der mehrbemerkten Abfimmnung 2d3 
entwickelten Motive, nach welchen: ' ;- 

weder eine rechtöfürmliche Aufträgal: Entfcheidung aus der Bundesver⸗ 
fammlung felbft ergehen, noch in berfelben rechtoformlich zu ſolchem 
Behuf inſtruirt werden kann; 
weiß der Koͤniglich Preuſſiſche Hof nichts mehr hinzuzufuͤgen, obwohl er alles hier 
geſagte, nach bereits fruͤher erfolgten Mittheilungen des Geſandten, voͤllig theilt. 
Protok. d.d. Bundesverl⸗ II. 3». 23 
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I1II. Der Ausdruck ad 4. 

«daß die Bundeöverfammlung als Die Auſtraͤgal— Inſtanz erſchei⸗ 
| «nen müffe>; 
ſcheint dem Koͤniglich Preuſſiſchen Hofe mit dem eigentlichen Sachverhältniß ſchwer 
zu vereinigen, fo wie berfelbe auch gegen die fogleich ad 5. nachfolgende wörtliche 
Erklärung der Punktation: 

«daß die dritte oberfte Juſtizſtelle des Bundesgliedes ald gewählte 

Yufträgal-Znftanz zu betradten fey>;. 
zu fprechen fheint. Da jener Auödrud jedoch nur in der Motivirung vorfommt, 
fo begnügt man ſich die dieſſeits Statt findende Anſicht Der eintretenden Wirkungsart 
der Bundesverfammlung bey den nachfolgenden Anordnungen und ihren angemeſſen 
erſcheinenden Ausdruck ad 5. vorzulegen. 

Was nämlich die Eigenſchaft betrifft, in welcher 

a) der Gerichtshof in Wirkung tritt; fo findet der Königlich Preuſi ſche Hof, 
daß derſelbe zwar einleuchtend nicht als Lanbeoſtell⸗ eintritt. Die Strenge der 
Entwickelung der Sache führt aber dahin, daß ſelbſt wo die Bundesverſammlung 
im Zögerungsfalle die Beftimmung trifft, Diefelbe doch eigentlich an Die Stelle refp. 
Des Klägers oder des Beflagten tritt, und auch Diefe Einwirfung ihren Zwed! völlig 
erreicht hat, ſobald ein Gerichtöhof dritter Inſtanz in Ihätigfeit getreten ift, um 
Die. Aufträgal: Entſcheidung herbeyzuführen. Will man fich daher in dieſen Faͤllen 
and infofern ein Bundeöglied für ſich felbft den Eintritt over Fortgang der Auſtraͤ⸗ 
gal: Inftanz gehindert hat, ver Ausdruͤcke: 

| «daß der Gerihtöhof im Namen und anftatt ver Bundesverfammlung 
«oder vergröge deren Auftrags erfcheine » ; 
bebienen, fo Tann dieſes nur darauf fic gründen, daß allerdings die Bundesver⸗ 
ſammlung ihre Autorität eingelegt hat, um die Einleitung der Aw 
firägalsEntfheidung zu bewirken. Denn, was aud) 

III. die Art und Weife betrifft, wie Dad Gelangen ver Streitfache an den 
Gerichtshof vermittelt wird: fo erfcheint in der Euiwidlung des richterlichen Ges 
ſchaͤfts, als Aufträgal: Gefhäfts, am natürlichften, Daß Die Bekanntmachung der 
Wahl durch Die Bundesverſammlung an den Bundesgeſandten des gewaͤhlten Hofes 
geſchieht, Damit biefer feinem Hofe davon berichte, der Hof aber feinem hoͤchſten 
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Gerichtshofe zu pflichtmäßiger Inſtruction und Entfcheinung Auftrag ertheile. Und 
mit Diefer Modalität würde dann auch zufammenhangen,, daß die Mittheilung vom 
Serichtöhofe an Die Bunvdesverfammlung auf vemfelben Wege zurücigehe. 

IV. Mit derfelben ganzen Art und Weife, wie die Aufträgal:Inftanz, als 
folhe, in jedem einzelnen Falle, nad Anficht des Preuffifhen Hofes, folgerecht 
eingeführt und thätig werden kann, hängt auch zufammen, daß in Betreff der 
Publicirung der Erfenntniffe am angemeffenften erfcheint, wenn das zur Aufträgal, 
Inftanz beftimmte Gericht feinem Hofe das Urtheil in beglaubtefter Form über: 
reicht, und biefer die Eröffnung an die Partheien bewirft, entweder unmittelbar, 
oder durch jened Gericht felbft, oder auch durch Sendung an feinen Bundestags: 

Geſandten, welcher Dad Urtheil der Bundesverſammlung übergiebt, zur Eröffauag 
an Die Partheien. 

N Der Preuffiihe Hof würde folgeredht und um deßwillen auch richtig halten, 
wenn die Modificirung, wie hier sub II. III. IV. bemerkt worden, erfolgte. 
Sollte jedoch die Mehrheit dafuͤr halten, daß in den Faͤllen, in welchen die Einlei⸗ 
tung der Austraͤge einmal an die Verſammlung kommt, dieſe auch Grund haben 
koͤnne, in der Sache mehr unmittelbar zu wirken, oder bie Autorität der Bundes— 
verfammlung deutlicher erfcheinen zu laffen, fo wuͤnſcht ver Königlich Preuſſiſche 
Hof in diefer, Die Modalität einer nunmehr auszuführenden Angelegenheit betreffens 
den Beziehung, auch mit einer anders modificirten Anſicht ſich moͤglichſt zu einigen, . 

V. Wegen der Proceßform und der Entfheidungsquellen ift man ad 6, a) und 
b) ganz einverftanden, mit der binzugefügten Bemerkung : Daß ald gemeines Deutfches 
Recht in Hinſicht der in Frage ſtehenden Streitfahen, das Privatrecht ver Fuͤr⸗ 
ſten, das deutfche Recht und dad römifche Recht zu betrachten feyn werben, 

VI. In Ausnahmefällen einer ungewöhnlichen Verſpaͤtung des Erfenutnifjeg 
ad 6. c), würde bey beliebter ſtrenger Einhaltung der angemeilen erſcheinenden 
Mittheilungsweife,, der Gerichtshof Die Verzugsgruͤnde feinem Hpfe, dieſer aber 
folche durch feinen Bundes : Gefandten der Verfammlung anzeigen. 

VI. Wegen des ad 6. d) vorbehaltenen Rechtömitteld ex capite ROYorum 
fheint dem Preuſſiſchen Hof alle Vorſicht erforderlih, Damit die nova auch wirk 
lich noviter reperta, und nicht willführlich zuruck- und vorbehalten ſeyen. Bey 
der Amenbung der Rechtsmittel würde übrigens nad) diefjeitiger Anſicht derfelbe 
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mehr bemerkte Communications⸗ Weg durch den Hof und Geſandten gleichfalls als 
der angemeſſenſte erſcheinen. 

Indem der Geſandte ſi ſich uͤberzeugt halten darf, daß dieſe ſaͤmmtlichen Bemer⸗ 
kungen nur die Abſicht darthun fönnen, den Rechtsweg Der Aufträgal:Entfcheis 
bungen auch’ jegt ſchon in möglichiter Confequenz zu befter, ben jeigen Berhälts 
niſſen entſprechender Verſicherung des wichtigen Zweckes, feſtzuſtellen, hat derſelbe 
ſeinerſeits nür noch diejenigen Herren Geſandten, welchen als Mitgliedern der 
Reihenfolge; Commiſſion der Inhalt zweyer vor den Oſterferien mitgetheilten Auf—⸗ 
ſaͤtze nicht unbekannt geblieben iſt, an die beſtimmte Faſſung zurüchzuerinnern, di die 
ſchon damals 0 als bie allein entfprechende erſchienen war. 


. 225. 
MRachſteuer⸗ und Abzugsfrepheit, 


Großherzoglich⸗ und Herzoglich Saͤchſiſche Häufer. _ Meine 
Höfe haben mid angewieſen, dahin zu wirken, daß die in der Bundesakte den 
Deutſchen zugeſicherte Befugniß des freyen Wegziehens aus einem Bundesſtaat in 
den andern, und Befreyung von allem Abzugsgelde oder Nachſteuer ſo wenig als 
moͤglich beſchraͤnkt werde. Sie treten daher auch in allen Punkten der die Freyheit 
am meiften begünftigenden Meynung bey. Ä 
Daß hier von ſolchen erbfchaftlichen oder andern Abgaben, welche ver im Lande 
‚Bleibenve auch bezahlen muß, nicht die Rede ſeyn koͤnne, fo ıwie daß es den in der 
Buͤndesakte geſchehenen Zuficherungen entgegen feyn wuͤrde, wenn fünftig irgend eine 
andere, diefe Befugniß der Unterthanen beſchraͤnkende Abgabe eingeführt werden 
follte, bedarf wohl faum einer Erwähnung. Ä 
'- Da ver 18. Artifel der Bundesakte Feinen Unterfchien unter hriftlihen und 
juͤdiſchen Unterthanen macht; fp kann nicht bezweifelt werden, daß dieſe piefelbe. 
Freyheit genießen muͤſſen. 
In Ruͤckſicht des Anfangstermins werden meine Höfe ſich auch jeden fruͤhern 

von Unterzeichnung ber Bundesakte an gefallen laſſen, hoffen aber, daß fein ſpa⸗ 
teret als der 1, Januar des laufenden Jahres werde angenommen werden. 
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Sollte man ed nöthig finden, einige Ausnahmen in Anfehung ber Commus 
nalſchulden zu geftatten; fo würde dieſes doch nur da gefchehen fönnen, wo das 
beweglidye und Kapitalvermögen mit für diefe Schulden haftet, und bey Deren Abs 
zahlung oder Berzinfung zur Mitleidenheit gezogen wird, Wie fchon in der Königs 
lich Baierifchen Abftimmung fehr richtig bemerkt worben, bleibt das unbewegliche 
Vermögen im Staate, der neue Befier tritt an die Stelle des Abziehenden, und 
ed wuͤrde felbft in folhen Staaten, wo das bewegliche Bermögen mithaftet, fehr 
hart, ja bey ven allgemein angenommenen Grundfäßen auch wohl nngeredht feyn, 
des Einwandernden bewegliches Vermögen. bey diefen Zeiftungen in Anfprud) zu 
nehmen, wenn ber Ausgewanderte fih durch Zurüdlaffung eines Theild feines 
beweglichen Vermögens losfaufen muß. 

Was endlich die Militär : Nflichtigfeit anlangt, fo wird die von.der Commiffion 
vorgefchlagene Webereinkunft in allen ihren Punkten, wenigftend proviforifh, auf 
fo lange genehmigt, bid nad Einführung eines durch ganz Deutfchland gleichfoͤr⸗ 
migen Syſtems über die Verbindlichkeit zu Kriegöbieniten auch diefe Beſchraͤnkung 
aufhören kann. 


6. 226. 
VBertagung des Deutfhen Bundestages, 

Großherzoglich- und Herzoglich Sähfifhe Hänfer. Die 
Großherzoglich und Herzoglich Sächfifchen Häufer find mit Den in der Eonferenz vom 
3. März verabredeten Beſtimmungen und nem darauf ſich gründenden in der 28. 
Sitzung zu Protokoll gegebenen PräfivialsGutachten ganz einverftanden. Es 
kann dabey wohl feinem Zweifel unterworfen feyn, daß vorerft Die dringendſten 
Sefchäfte beendigt feyn müffen, und daß wenn gleich einige Gefandte die Ver; 
binolichfeit übernehmen, während der Vertagung bier zu bleiben, fie doch bey allen 
den Gefihäften,, bey welchen jte Die dunze Bundesverfammlinng zu vertreten haben, 
gemeinfchaftlich mit ven übrigen hier ammefenden Gefandten ‚handeln müffen, und 
daher nicht .in dem fonft gewöhnlichen Sinne des Worts als ein Ausſchuß zu ber- 
trachten feyen. 
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mehr bemerkte: Lommuniedtivus— WVeg durch den Hof und Geſandten gleichfalls als 
der angemefjeitfte erſcheinen. 

u Indem der Geſandte ſi ſi ch überzeugt halten darf, daß dieſe fanmtlichen Bemers 
fungen nur "bie Abſicht darthun koͤnnen, den Rechtsweg der Auſtraͤgal⸗ Entſchei⸗ 
dungen aͤuch jetzt ſchon in moͤglichſter Conſequenz zu beſter, den jetzigen Verhaͤlt⸗ 
niſſen entſprechender Verſicherung des wichtigen Zweckes, feſtz uſtellen, hat derſelbe 
ſeinerſeits nur noch diejenigen Herren Geſandten, welchen als Mitgliedern ber 
Reihenfolge: Commiſſion der Inhalt zweyer vor den Oſterferien mitgetheilten Auf⸗ 
ſaͤtze nicht unbekannt geblieben iſt, an die beſtimmte Faſſung zuruckzuerinnern, ‚ bie 
ſchon damals 0 als die allein entſprechende erſchienen war. 


6. 225. 
grach ſteu er⸗ und Abzugsfreyheit, 


Großherzoglich⸗ und Herzoglich Saͤchſiſche Haͤuſer. Meine 
Hoͤfe haben mich angewieſen, dahin zu wirken, daß die in der Bundesakte den 
Deutſchen zugeſicherte Befugniß des freyen Wegziehens aus einem Bundesſtaat in 
den andern, und Befreyung von allem Abzugsgelde oder Nachſteuer ſo wenig als 
moͤglich beſchraͤnkt werde. Sie treten daher auch in allen Punkten der die Freyheit 
am meiſten begunſtigenden Meynung bey. 
Daß hier von ſolchen erbſchaftlichen oder andern Abgaben, welche ver im Lande 
Bleibenve auch bezahlen muß, nicht die Rede ſeyn Fönne, fo wie daß ed den in der 
Buͤndesakte geſchehenen Zuficherungen entgegen feyn wuͤrde, wenn fünftig irgend eine. 
andere, dieſe Befugniß der Unterthanen befchränfenve Abgabe eingeführt: werden . | 
follte, bedarf wohl kaum einer Erwähnung. 
»Da der 18. Artikel ver Bunoedafte feinen Unterſchied unter chriſtlichen und 
jüdiſchen Unterthanen macht; fo ann nicht begweifelt werden, dag dieſt dieſelbr 
Freyheit genießen müſſen. 

In Rädfiht des Anfangstermind- werden meine Höfe fich auch jeden fruhern 
von Unterzeichnung der Bundesakte an gefallen laſſen, hoffen aber, daß kein ſpa⸗ 
teret Als ver 1. Januar des laufenden Jahres werde angenommen werden, 
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Sollte man es nöthig finden, einige Ausnahmen in Anfehung der Commu⸗ 
nalſchulden zu geftatten, fo wäre dieſes Doch nur da gefchehen fünnen, wo das 
bewegliche und Kapitalvermögen mit für diefe Schulden haftet, und bey deren Abs 
zahlung oder Verzinfung zur Mitleivenheit gezogen wird, Wie fehon in der Königs 
lich Baieriſchen Abftimmung fehr richtig bemerkt worben, bleibt das unbewegliche 
Vermögen im Staate, der neue Beſitzer tritt an Die Stelle des Abziehenden, und 
es würde felbft in fölhen Staaten, wo das bewegliche Vermögen mithaftet, fehr 
hart, ja bey ven allgemein angenommenen Grundfägen auch wohl nngeredht feyn, 
des Einwandernden bewegliched Vermögen. bey diefen Leiftungen in Anſpruch zu 
nehmen, wenn der Audgewanderte ſich durch Zurädlaffung eines Theils feines 
beweglichen Bermögens loskaufen muß. 

Was endlich die Militär : Pflichtigfeit anlangt, fo wird die von.der Commiffion 
vorgefchlagene Uebereintunft in allen ihren Punkten, wenigftens proviforifch, auf 
fo lange genehmigt, bi8 nah Einführung eines durch ganz Deutſchland gleichfoͤr⸗ 
migen Syſtems über vie Verbindlichteit zu Kricgobienſten auch dieſe Beſchraͤnkung 
aufhoͤren kann. 


6. 226. 
Vertagung des deutſchen Bundestages. 


Sreoßherzoglichs und Herzoglich Saͤchſiſche Haͤuſer. Die 
Großherzoglich und Herzoglich Saͤchſiſchen Haͤuſer find mit den in Der Eonferenz vom 
3. März verabredeten Beflimmungen und dem Darauf ſich gründenden in. der 28, 
Sitzung zu Protofoll gegebenen PrafivialsGutachten ganz einverftanden. 8 
Tann dabey wohl feinem Zweifel unterworfen feyn, daß vorerft die Dringenpften 
Geſchaͤfte beendigt feyn müffen, und Daß wenn gleich einige Gefandte Die Ver; 
binolichfeit übernehmen, während ver Bertagung bier zu bleiben, fie doc) bey allen 
den Gefihäften, bey welchen fie die dunze Bundesverfamminng zu vertreten haben, 
gemeinfchaftlich mit den übrigen hier ammefenden Gefandten ‚handeln müffen, und 
daher nicht in dem fonft gewoͤhnlichen Sinne des Worts als ein Ausſchuß zu be⸗ 
trachten ſeyen. 
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° 6. 297. 
Die auswärtigen Verhältniffe Des deutfhen Bundes, 


Prafidium: wolle ven aus den Abftimmungen in ber 27. 28. 29. 31. 32. 
und 33. Situng über die auswärtigen Verhältnifie ded beutfchen Bunded, und 
inöbefondere tiber die diplomatifchen Verhandlungen ber deutſchen Bundeöverfamms 
lung und die Accrebitirung audwärtiger Gefandtfchaften bey Dem deutſchen Bunde, 
gezogenen Entwurf Beſchluſſes, welchen es bereitd in ber leßten vertraulichen 
Sitzung verlefen habe, zu Protofoll geben und vernehmen, ob folder ald allent; 
halben der Mehrheit der Stimmen angemeffen befunden und angenommen werben 
wolle, 

Sammtliche Stimmen vereinigten ſich mit dieſem Entwurf, daher 

Beſchluß: 

Die deutſche Bundesverſammlung, "geleitet v von dem Grundſatze ‚bag der 
deutiche Bund in feiner Sefammtheit ald freye unabhängige Macht zu betrachten 
und alle aus dieſem unverfennbaren VBorverfage abzuleitenden Folgerungen: eben fe 
richtig als unbeftreitbar feyen, erkennt daß die Stage, ob Geſandtſchaften cuswaͤr⸗ 

tiger Höfe und Regierungen bey dem deutfhen Bunde und — als Gentral:Behörde 
deſſelben — bey dem Bundeötage accreditirt werben koͤnnen; fo wie auch, daß der 
deutſche Bund Gefandtfchaften abſenden möge, alfo dad active und paf five 
Geſandtſchaftsrecht überhaupt, als e ntf hieden auffer dem Kreife ihrer Verhand⸗ 
lungen liege. 

Die beſonderen Formlichkeiten, unter welchen die Buudeöverfamslung dieſe 
Rechte ausüben wid, werben folgendermaßen feſtgeſetzt: 

J. | 
Erfte diplomatiſche Eröffnung von Seiten der beutfchen Bun 
besverfemmlung an andere Mächte und Regierungen. 

. 2) Die deutſche Bundesverſammlung, berufen die Angelegenheiten des Deuts 
ſchen Bundes zu beſorgen, wird Die Begründung und Conſtituirung deſſelben durch 
die Bundes⸗ und Congreßafte vom 8. und 9, Zuny 1815, und die am'5. Novem⸗ 
ber 1816, erfolgte Eröffnung des Bundestags, allen europäifchen Mächten, mit 
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Einfluß derjenigen, welche zugleich Glieder des deutſchen Bundes find, und den ’ 


Norvamerifanifchen Freyſtaaten förmlich befannt machen. 

2) Die Bekanntmachungs- und nahfolgenden Schreiben werben in fonft übli: 
her Kanzleyform an Die’ Souveraine und Regierungs: Behörden der Srenftaaten 
im Namen des Bundes, unter der Unterfchrift und Auöfertigung: der deutſche 
Bund, und in deffen Namen, der KRaiferlih Deiterreihifche 
präfipirende Gefandte der Bundesverfammlung, in der franzoͤſi⸗ 
fhen Ueberfegung aber: La confederation germanique, et en son nom, le 
Ministre d’Autriche, President de la Diete, erlaffen. 

3) Die erften, d. i. die Bekanntmachungs⸗Schreiben werden in deutſcher 
Sprache gefaßt und den Begleitungd ; Schreiben an die Minifterien der auswaͤrti⸗ 
‚gen Angelegenheiten jener Mächte, an welche dieſe Bekanntmachungen ergehen, 
Abfchriften, nad) Umftänden in lateinifcher oder franzöfifcher Leberfeßung beygefügt. 

4) Zn Fünftigen Schreiben an auswärtige Regierungen wird ſich die Bundes 
verfammlung in ber deutſchen Sprache ausdruͤcken, übrigens aber zur Beförderung 
der Gefchäfts: Verhandlung, dort wo ed gegenfeitig geſchieht, zugleich eine frans 
zoͤſiſche Meberfegung beplegen. | 


II. 


Allgemeiner diplomatiſcher Verkehr von Seiten des deutſchen 
Bundes. 

Der allgemeine diplomatiſche Verkehr von Seiten des deutſchen Bundes mit 
dem Auslande wird durch die Bundesverſammlung beſorgt. 

1) Dieſer diplomatiſche Verkehr kann ſchriftlich und muͤndlich, oder durch 
abzuordnende Geſandtſchaften geführt werden. Es iſt Daher nur eigne freye Ber 
ftimmung ded Bundes, wenn derſelbe, unbefchadet des Geſandtſchaftsrechts, für 
dermalen in ver Regel feine allgemeinen beftändigen Geſandtſchaften bey auswärtigen 
Höfen und Regierungen zu halten ſich entfchließt, fondern fih für jeht zum biplo- 
matifchen Verkehr, theild auf fehriftliche und mündliche Mittheilungen, theild auf 
aufferordentliche Geſandtſchaften zu beftimmten Zweden und Aufträgen befchränft, 


2) Der fhriftlihe diplomatifhe Verkehr wird in gleicher Art und mit 


* Beobachtung gleicher Formen von dem Bundes Präfivio fo beforgt und vollzogen, 
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wie es unter 2. bey Erlaffung des erften Belonemahungs, Ehraben feſtgeſetzt 
worden iſt, und zwar 

a) entweder durch Erlaſſung eines oraene an die betreffende auswaͤrtige 

Regierung, oder 

H) durch eine Note an die bey dem deutſchen Bunde acereditirte Geſandtſchaft 

der betreffenden Regierung. 

Dieſe ſchriftlichen Verhandlungen ſind in der Regel nur als das Reſultat des 
Beſchluſſes der Bundesverſammlung anzuſehen; da ſich jedoch Faͤlle ergeben koͤnnen, 
wo es angemeſſen ſeyn moͤchte, wenn vorerſt die erhaltene diplomatiſche Mitthei⸗ 
lung ausnahmsweiſe nicht ſofort der ganzen Verſammlung gemacht würde, ſo wird 
die Praͤſidial⸗Geſandtſchaft dergleichen ſchriftliche Mittheilungen einem eigends 


von ihr zu erbittenden Ausſchuſſe vorlegen, und man wird ſich alldort unter eigener 


Verantwortung vereinigen, ob und inwiefern jetzt oder noch nicht, die erhaltene 
diplomatiſche Mittheilung an die Geſammtheit bewirkt werden ſolle. Es verſteht 
ſich von ſelbſt, daß foͤrmliche officielle Erklaͤrungen oder wirkliche Verhandlungen 
dieſem Ausſchuſſe nicht zuſtehen, ſondern allerdings ber Bundesverſammlung vors 
behalten bleiben müffen. Was 

3) über ven mündlichen viplomatifchen Verkehr mit den bey dem deutſchen 
Bunde accreditirten auswärtigen Geſandtſchaften feſtgeſetzt worden iſt, enthält die 
weiter unten vorkommende Reguliruuͤg der Verhandlungen der Bundesverſamm⸗ 
fung mit erwähnten Sefandtfchaften, 


III. 


Auswaͤrtige Geſandtſchaften bey der deutſchen Bundesverſamm⸗ 


lung, deren Accreditirung, Verhaͤltniſſe und Vorrechte. 

1) Alle auswaͤrtigen Geſandtſchaften jeder Klaſſe ſi ſind als an den de utſchen 
Bund accreditirt anzuſehen. 

3) Das in der Wiener Congreßakte vom 9. Juny 1815. aufgeführte Regle- 
mentsurle rang entre les agens diplomatiques theilt Art. I. die diplomatiſchen 
Perſonen in drey Klaſſen, und fuͤr jede Macht wird im Art. V. vorbehalten, ein⸗ 
foͤrmige Beſtimmungen fir jede der drey diplomatiſchen Klaſſen feſtzuſetzen. Es 
werden daher auch von Seiten des deutſchen Bundes Bothſchafter, Nuntien 
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und päbftlihe Legaten als unmittelbare Pepräfentanten der Perſon ihres 
Souveraind , folglih ald erfier Klaſſe, ſodann die Gefandten,, welche mit dem 
Charakter bevollmaͤchtigter Minifter befleivet find, als die zweite 
Klaffe; alle übrigen diplomatifhen Agenten aber.ald zur Dritten 
Klaffe gebörend, angefehen. 

3) Jede Regierung Tann das Beglaubigungs: Schreiben für ihre Geſandt⸗ 
ſchaft an den deutſchen Bund in der eigenen Nationals oder ſonſt gefaͤlligen 
Sprache faffen, ed wird jedoch nebſt der mit dem Original jevesmal zu überreis . 
chenden Abſchrift, auch eine Ueberfeßung, entweder in ver deutfchen , Tateinifchen 
oder franzöfiichen Sprache zu übergeben feyn. 

4) Die bey dem deutfchen Bunde zu accreditirenden Gefandtfchaften haben 
ſich zuvoͤrderſt an den praͤſidirenden Geſandten Der Bundedverfammlung zu wenden, 
und bemfelben ihr. Beglaubigungs « Schreiben in Urs und Abſchrift, auch nach 
Beſchaffenheit derſelben, in der Ueberſetzung mitzutheilen. 

5) Der praͤſidirende Geſandte giebt. hiervon ber. Verſammlung Kenntniß, 
legt ihr die Abfchrift Ded Beglaubigungd : Schreibens und — wenn baffelbe wicht im 
deutfcher Sprache abgefaßt wire — auch die beyzufuͤgende deutſche, lateiniſche oder 
franzoͤſiſche Ueberſetzung vor. 

Etwanige Bedenken gegen ein Creditiv⸗ Schreiben koͤnnen auch einen Gegen⸗ 
ſtand der vertraulichen Beſprechung des Bundestags ausmachen. 

6) Iſt bey dem Beglaubigungd+ Schreiben nichts zu erinnern, fo werben die 
Original: Beglaubigungd « Schreiben der. Sefandtfchaften jeder Klafie in ver Vers 
fammlung eröffnet‘, allda verlefen, und Die Gefanptfchaft als gehörig acereditirt 
angenommen. . Bon’ der ſonach erfolgten Acereditirung wird die eAnzeige zu dem 
Protokolle der Bundesverſammlung gemacht. 

7) In Anſehung der ublichen Beſuche und Gegenbeſuche bleibt es bey dem 
allgemeinen Herkommen, wobey nur noch feſtgeſetzt wird, daß den Geſandtſchaften 
dritter Klaſſe der erſte foͤrmliche Gegenbeſuch nur durch Karte gewaͤhrt werde. 

8) Das Antwortſchreiben an die Regierung auf das Creditiv⸗Schreiben iſt 
nach obigen Beftimmungen zu ertheifen und zu fertigen, und zwar in beutfcher 

Sprache, mit Beifügung einer lateiniſchen oder frarzoſiſchen Ueberſetung. 
Protok. d. d. Bundesverſ. III. Bd. 26 


ar 
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9) An Anfehung ver gefanntfhaftlichen Vorrechte der verſchiedenen bey dem 
deutſchen Bunde accreditirten Gefandtfchaften, wird fi die Bundesverfammlung 
mit dem Senate der freyen Stadt Sranffurt dahin vereinigen, damit denfelben die 
nämlichen geſandtſchaftlichen Rechte gewaͤhrt werden, wie ſeiche die Bundesgeſandten 
genießen. 


IV. 
Ueber die Verhandlungsart der deutſchen Bundesverfammiung 
mit ven auswärtigen Geſandtſchaften. | 


Ä » Die Verhandlung mit den aecreditirten auswaͤrtigen Geſandtſchaften kann 
ſchrifrlich oder muͤndlich geſchehen. Dieſelbe iſt, inſofern eine Mittheilung an 
die auswaͤrtige Geſandtſchaft zu bewirken iſt, im Allgemeinen immerhin nur das 
Reſultat eines Beſchluſſes der Bundesverſammlung, ohne Rackicht auf die ver⸗ 
ſchiedenen Klaſſen der Geſandtſchaften. 

In Anſehung der ſchr if tlich en Verhandlungen iſt bereits oben IL das 
Naͤhere feſtgeſetzt worden; rüuckſichtlich der mund lich en Verhandlungen ſoll zwar. 
vor allem auch der räfident in analoger Art dad unmittelbare Organ der Bun⸗ 
desverfammlung ſeyn; jedoch fteht es Diefer jederzeit frey, einzelne Herren Bundes⸗ 
Geſandte zugleich mit der Praſidial⸗ eſenrtſchaft au mwundlichen Verhandlung zu 
beauftragen. | 

: Bey. folchen- mündlichen Beforehungen jedoch mit ben auswärtigen Geſandt⸗ 
fhaften, in «allen jenen Ballen, wo entweber Anträge gemacht, ober Antworten 
auf felbige ertheilt werben follen, ohne deßhalb einen eigentlicen ſchriftlichen 
Motenwechfel einzuleiten, iſt zugleich eine Berbals Note zu hbergeben, welche das 
Weſentliche der muͤndlichen Beſprechung zu enthalten hat. Iſt die Verbal⸗ Note 
‚von dem Praͤſidium zu ertheilen; ſo muß ſelbige vorher der Bunbröverfammlung, 
yder YJusnahmöweife: dem beſtimmten Ausſchuſſe vorgelegt und d alidann nach der 
Vereinigung uͤbergeben werden. 


2) Die Bundesverſammlung. erlaͤßt ihre Noten in 1 deutſchet Sprache, und 


legt fur die auswaͤrtigen Regierungen ei eine. Ueberfegung in lateiniſcher ober Fe 
ſiſcher Sprache bey, 
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3) Die auswärtigen Gefandtfchaften jeder Klaffe können ihre Noten nad) 
Sefallen an den. Bund, Bundedtag oder Das Praͤſidium richten. 

4) ‚Die Praͤſidial⸗Geſandtſchaft hat in der Regel jede Note oder Eröffnung 
von einer auswärtigen accrebitirten Gefandtfchaft in Der nächften. ordentlichen, oder 
nach Befinden aufferordentlidhen Sikung zur Kenntniß Der Bundesverfammlung zu 
bringen; es wird jedoch auch in biefer Beziehung, fo wie unter II. 2) befchloffen 
worden ift, das Präfivium Ausnahmsweiſe ermächtiget, in geeigneten Faͤllen von 
ver erhaltenen Note oder Eröffnung einem zu erbittenden Audfchuffe Die erfte 
Weittheilung zu machen, 


V. | 
Abberufung und Beendigung der fremden Geſandtſchaften. 

1) Die allgemein üblichen Formen, Gebräuche und rechtlichen Verhaͤltniſſe 
‘treten auch binfichtlich der bey dem beutfchen Bunde accreditirt gewefenen aber 
zurüdberufenen, oder fonft beendigten freniden Gefandtfhaften ein. Insbeſondere 
wird es, 

2) in Anfehung des Recreditivs eben fo ‚ wie bey. dem Erebitive und deſſen 
‚Mebergabe gehalten, 

3) Richt nur im Falle‘ eines außbrechenden Kriegs mit dem deutſchen Bunde, 
ſondern auch ſonſt im Allgemeinen, ift die bey demſelben accreditirt geweſene und 
jetzt abreiſende Geſandtſchaft auf Verlangen von dem Bundestage mit einem Paſſe 
zu verſehen, und genießt dadurch auf der Reiſe in allen Bundesſtaaten den in ana⸗ 
logen Faͤllen uͤblichen voͤlkerrechtlichen Schutz. 

Die Bundesverſammlung behaͤlt ſich uͤbrigens in einzelnen Faͤllen, wie ſie es 
für rathſam hält bevor, auch diejenige deutſche Regierung, durch deren Gebiet bie 
Geſandtſchaft reifen wird, im Voraus davon zu benachrichtigen, fowohl um biefe 
felbit gegen etwanige Gefährbe zu ſchuͤtzen, ald auch Damit ber durchreifenden 
Geſandtſchaft, nach dem Verlangen ber Bundesverfammlung , das gehörige Geleit 
ohne allen Anftand gegeben werde. 

Inder die Bundesverfammlung diefe unter den fünf Haupt sAbtheilungen 
aufgeftellten Beitimmungen vorerft für zureichend erfennt, um den deutfchen Bunb 
‚bey dem Auslande ald conftituirt befannt zu machen, und beffelben biplomatifchen 

. ei 26 * 


er 
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. ’ j . 
Verkehr ordentlich zu regeln‘; fo werden bie etwa in einem oder bein andern Punkte 
noch erforderlid) oder zweckmaͤßig werdenden zufälligen oder befontern Beftimmungen 
den einzelnen Anordnungen vorbehalten, wie fich im Laufe der Zeit, nad) Beduͤrf⸗ 
niffen und eintretenden oft augenblidlichen Verhältniffen, die Veranlaffung biezu 
ergiebt, 


(. 28. 


Geſuch des Lefer Marks zu Weblar, um Bermehrung feiner 
Menfion wegen feines Amtes als Gegenfhreiber bey der 
ehemaligen reihskammergerichtlichen Pfenningmeifterey. 


Der Herzoglih Oldenburgs, Anhalt: und Schwarzburgiſche 
Herr Sefandte von Berg: legt biernächft die Vorſtellungen des Archivar 
Marks zu Wetzlar (3.152. und 153.) vor, worin derſelbe um Vermehrung feiner 
Menfion wegen feines Amtes ald Gegenfchreiber bey der ehemaligen reichskammer⸗ 
gerichtlichen Pfenningmeifterey bittet, und ſich auf den Bifitationdbefchluß vom 
2. Auguft 1774 beruft, wornach er auf 24 Tage und zwar täglich 4 fl.-30 fr. 
Meppisten bezogen, fonft aber keinen Gehalt für diefen Dienft genoffen habe. Ein 
Ardivar hätte nur 284 Rthlr. 30 kr. Befoloung erhalten, aufferdem aber noch 
Emolumente, die jebt hinwegfielen. 

Der Herr Referent Außert in feinem Gutachten, daß nach eingezogener genauer 
Erkundigung hier folgende Verhaͤltniſſe zum Grunde laͤgen: 

Die Gegenſchreiberey ſey nicht das Amt eines Leſers ſondern der Leſerey 
geweſen, die mit vier beſoldeten Leſern beſetzt geweſen waͤre; daher denn auch die 
wegen der Gegenſchreiberey ausgeworfene Beſoldung von 80 Rthlr.. niemals . 
dem diefed Amt verſehenden Lefer, fonvern der Leſerey zugefloffen ſey, 
die fih in den Betrag getheilt und die Gegenfchreibereygefchäfte in frühern Zei⸗ 
ten durch ihre Mitglieder alternirend habe verſehen laſſen. Archivar Marks 
habe dieſes Amt zwar ſchon an dreißig Jahre verſehen, aber keine Beſoldung 
dafür bezogen, ſondern, wie ſeine übrigen Collegen, den auf ihn fallen; 
‚ven Befoldungsantheil; wegen der jährlichen zwey Mepreifen aber die audgeworfe: 
nen Diaͤten erhalten. Was er daher ald Die Gegenfchreiberey ; Stelle verfehender 
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Leſer gethan, hätte er vi officii thun miüffen, und dafür pro rata feine Beſoldung 
und für die Frankfurter Meßreifen feine Diäten bezogen. 

Hiernach ſcheine der Lejer Marks auf sine Entfhädigung wegen der Meßdiaͤten 
feine gegründeten Anfprüd)e zu haben; denn gegen den Supplikanten fprede vie 
Regel, wornach mit der Urfache auch die Wirkung aufböre, folglich der Umſtand, 
Daß die Meßdiaͤten nur bewilligt wären , weil in den Sranffurter Meffen vie Kam⸗ 
merzieler erhoben wurden, und daß dieß jeßt nicht mehr geſchehe. Ueberdieß fey 
für die Lefer eine nicht unbedeutende Zulage wegen ber ihnen entgehenden Emolu⸗ 
mente vorgefhlagen worden. 

Der Herr Referent fey Daher der Meynung, daß Des Lefer Marks Geſuch 
nicht bewilligt werden koͤnne. 

Saͤmmtliche Herren Geſandten ſtimmten dem Herrn Referenten bey, daher 


Beſchluß: 
Daß das Geſuch des Leſer Marks zu Wetzlar, um Vermehrung feiner 
Penſion wegen feines Amtes ald Gegenfchreiber bey der ehemaligen reichskammer⸗ 
gerichtlichen Pfenningmeiſterey nicht bewilligt werden könne, 


6. 299. 
Auswanderungen nah Nordamerika betreffend. 


Praͤſidium. Der Königlich Niederlaͤndiſche Herr Gefandte, Freyherr von 
Gagern, wolle ver hohen Verfammlung eine Schrift unter dem Titel: «Ferne⸗ 
«rer Verſuch politifche Ideen zu berichtigen. Der Deutfchen Audwanderung »; 
überreichen, fidy bey dieſer Veranlaffung, nachtraͤglich zu feiner Erflärung in der 
32. Sitzung zu $. 210. Auffern, wozu man vemfelben mit Bergnügen Gelegenheit 
gebe. u 
Der Koͤniglich Niederländifhe Herr Gefandte, Freyherr 
von Gagern, eröffnet dem zu Folge: . Ä 

Ich bitte Sie, hochgeehrte Herren, dieſen Verſuch mit ver. größten Nachſicht 
aufzunehmen; jedoch dabey keineswegs den Kollegen wahrzunehmen, ſondern den 
Gegenſtand wie jede andere litterariſche Arbeit zu behandeln. Niemand iſt mehr 
wie ich von der Unvollommenheit überzeugt, insbeſondere was die Vorſchlaͤge 


‘ 
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betrifft, Vielleicht befolgte ich auch Die Vorfichtöregel des franzoͤſiſchen Weltweiſen 
die Hand voll Wahrheiten nicht ganz aufzuthun. 

Aber freylich als Kollege füge ich nun hinzu, nachdem ſich ſelbſt waͤhrend des 
Drucks Diefes Papiers, die Anzahl ver Zurüdfehrennen aus den Niederlanden ſehr 
bedeutend vermehrt hat, Daß auch Yon Diefer momentanen Geite betrachtet , der 
Gegenſtand Ihrer Aufmerkſamkeit und Fürforge werth fen. 

Diefe Auswanderung geſchieht bekanntlich nicht aus diefem oder jenem Lande 
allein. So wie die Eonnerität der Sachen, oder Die Menge ver Theilhaber in 
Eiviffachen oft ein Forum begründet; fo ift es Pflicht Diefed Gentralpunfts,*Die 
Uebel, wenn au nicht in Allgemeinheit, doc in ſolcher Ausdehnung, in ernitliche 
Ueberlegung zu ziehen. 

Die innere Sicherheit Deutfchlands ift auf mannigfaltige Weife dabey gefaͤhr⸗ 
det, und indem ber erfte Paragraph der Bundesakte diefe Verpflichtung vorfchreibt, 
‚ unterftellt er gewiß nicht, daß ſchon alles in Zeuer und Flammen ftehe. Da dies 
ſen Perfonen und Familien der Rüdtritt in ihr Land nicht unbedingt geftattet ift, fo 
werden Daraus fehr mannigfaltige böfe Folgen entftehen. Sie koͤnnen durd die 
Noth zu Verbrechen veranlaßt werden. Sie werden durch Mangel und fihlechte 
oder ungewohnte Nahrungsmittel und fo ſchwere Bekuͤmmerniß vielleicht zu an: 
ftedenden Krankheiten Anlaß geben. Oder wenn Hunger oder Verzweiflung mehr 
oder weniger Individuen zum Grabe führt, fo wird die Erbitterung des Volks 
Dadurch ungemein erhöht. Sie wird es jeßt ſchon durch den Anblid, und id) fee 
hinzu, Durch Die ohne allen Zweifel irrigen und widerfinnigen Ausfagen viefer 
Leute, bie ein Beduͤrfniß haben, ihre eigene Unvorſichtigkeit zu beſchoͤnigen. Wenn 
ſie jedoch verſichern, daß ihnen von den Kanzeln die Auswanderung ſey empfohlen 
worden, fo finden fie eine Menge Leichtglaͤubiger, deſſen ich Jeuuge war. Es 
wird noͤthig ſeyn, über ſolche grobe Irrthuͤmer eines Beſſern zu belehren. Demnach 
trage ich auf die gleichbaldige Ernennung eines Ausſchuſſes an, der den Gegenſtand 
in Erwaͤgung ziehe, und beſonders aus den Geſandtſchaften zu beſtellen waͤre, deren 


Staaten im Fall dieſer Auswanderung ſich befanden; oder jetzt vor andern an den 


Folgen leiden. 
Die Herren Geſandten beſprachen ſich uͤber die in den einzelnen Staaten 
beſtehenden Polizey⸗ Einrichtungen wegen der durchreiſenden ſowohl, als der zuruck⸗ 
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Fünf und dreyßigſte Sitzung 
Geſchehen, Frankfurt den 18ten Juny 1817. 


In Gegenwart 
Aller in der vorigen Sitzung Anweſenden. 
Wieder hinzugekommen war: 


Bon Seiten Dänemarks, wegen Holitein und Lauenburg: ber König 
lich Daͤniſche, Herzoglich Holſtein⸗ und Lauenburgiſche Herr Geſandte, 
Kammerherr von Eyben. 


(Inhalt. 9.231. Beſchluß über die Bermittlung der Bundesverſammlung 
bey Streitigkeiten der Bundesglieder unter ſich und über die Auf ' 
ſtellung einer wohlgeordneten Auſträgal-Inſtanz. 8. 232. Abſt im⸗ 
mung von Baden über die Competenz der Bundesverſammlung. $. 233. 
Abſtimmungen von Hannover, vom Großherzogthum Heffen, von 
Braunfhweig und Naffau und von Medlenburg über die Nachſteuer 
und Abzugsfkreyvheit. $. 234. Erklärungen von Dannover und Mecklen— 
burg über die Militärpflichtigkeit in Beziehung auf die Auswanderungsfreyheit 
aus einem deutfchen Bundesſtaate in ben andern. $. 235. Antrag des Grußhens 
zoglich Heſſiſchen Geſandten über'die Entmerfung einer Bundes: Wis 
tritel, nad der alleinigen Grundlage der Bevölkerung. $. 236. Antrag der 
freygen Städte über die Seeräuberenen der Barbaresken; Acußerung 
des Koniglich Niederländiſchen Geſandten und Wahl einer Commiſſion 
über dieſen Gegenſtand. $. 237. Erklärung des Königlich Baieriſchen und Königlich 
Württembergifchen Gefandten über das Penſions-Geſuch der Inteftaterben des Deutſche 
Drdens sCommenthurd zu Nürnberg, Freyherrn von. Truchfeß s Rheinfelden. $. 23% 
Neue Eingaben.) 

27* 
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$. „31. 
Bermittlung der Bundeöverfammlung bey Streitigfeiten ber 
Bundesglieder unter. fih, und Aufftellung einer wohl; 
geordneten Aufträgal-Inftanz. 2 


Praͤſidium: legt den in der legten vertraulichen Sitzung verlefenen Ent: 
wurf Befchluffes über die Vermittlung ver Bundesverfammlung bey Streitigkeiten 
der Bunveögliever unter fih, und Aufſtellung einer wohlgeordneten Auſtraͤgal⸗ 
Inſtanz zur Genehmigung vor. 

Saͤmmtliche Stimmen waren damit einverftanden, daher 

Beſchluß: 
Diie verbuͤndeten ſouverainen Fuͤrſten und freyen Städte Deutſchlands haben 
die ſchon in der Weſenheit des deutſchen Bundes, als eines mit einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Nationalbande verbundenen Staatenvereins, gegruͤndete Verpflichtung durch 
den XI. Artikel ver Bundesakte ausdruͤcklich übernommen, ſich unter einander unter 
feinerley Borwande zu befriegen, noch ihre Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen, 
fondern fie bey der Bundeöverfammlung anzubringen. 

Zur Berfolgung dieſes Bundesziwedes und zur Erfüllung ver in ber Bundes⸗ 
akte hierüber nad) beſonders übernommenen Pflichten hat die Bundesverſammlung 
Folgendes feitgefeßt: 

I. Die Bundeöverfammlung iſt diejenige Behörbe, bey welcher alle und jede 
Streitigkeiten der Bundesglieder unter ſich anzubringen ſind. Es verſteht ſich 
jedoch von ſelbſt, daß den Bundesgliedern uͤberlaſſen bleibe, auch ohne Zutritt 
der Bundesverſammlung die guͤtliche Ausgleichung ihrer Streitigkeiten unter ſich zu 
treffen, und ſich einander die Austraͤge zu gewaͤhren; indem die Thaͤtigkeit der 
Bundesverſammlung nur dann eintritt, wenn ſich die Bundesglieder uͤber einen 
ſtreitigen Gegenſtand auf keine Art unter ſich einigen koͤnnen. 

II. Wenn eine Streitigkeit mit gehoͤriger Darſtellung der Anſpruͤche des 
Beſchwerde⸗fuͤhrenden Theils wirklich angebracht worden iſt, fo wird Die Bundes⸗ 
verfammlung vor allem die Vermittlung unter den flreitenden Theilen, 

a) Durch einen Ausfchuß verfuchen, welcher aus zwey, und nad) Befinden 
aud) aus mehreren Bundeögefandten beſteht. 
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Dabey wird fie nach Befchaffenheit der jevesmaligen Umſtaͤnde ermeffen, ob 
und wie fern eine Zeitfrift zur.Erledigung des Vermittlungsgefchäfts von ihr vor 
gefhrieben werben fol. Jedem der zwiftigen Theile fteht es jedoch frey, bey der 
Bundesverſammlung auf eine Friſtſetzung anzutragen. 

Die Bundesverſammlung macht die Ernennung des Ausſchuſſes den Parteien 
bekannt. 
| b) Der Ausfhug wird hierauf, unter Beftimmung eines kurzen Termins, 

von dem beflagten Theile gleichfalld eine Darftelung der Sache und feiner Eins 
reden begehren, um in Vergleihung berfelben mit der Darftellung des Klägers, 
angemeffene Vorſchlaͤge zu gütlicher Beylegung der entflandenen Streitigfeit ents 
werfen zu koͤnnen. 

c) Sodann wird berfelbe einen Termin zum Verſuch der Güte anfegen und 
fid) bemühen, einen Vergleich zu Stande zu bringen. Bey eintretenden Schwierig: 
feiten wird ver Ausſchuß, fo wie überhaupt von dem Erfolge, der Bundeöver; 
fammlung Bericht erftatten. 

d) Die BVergleihsurfunde wird in Urfchrift, die gegenfeitigen Ratifikations⸗ 
Urfunden aber werden in beglaubter Abfehrift in dem Bundesarchive niedergelegt, 
und ver Bund übernimmt die Garantie des Vergleichs. 

+ 11. Wenn der Bermittlungsverfuch bey Streitigfeiten ver Bundesglieder unter 
ſich ohne Erfolg bleibt, und daher eine richterliche Entfcheivung erfolgen muß, fo 
wird vor der Hand feftgefeßt, Daß um dem Beduͤrfniſſe Des Augenblids abzuhelfen, 
für jeden vorfommenden Fall eine Auſtraͤgal⸗Inſtanz gebildet werde, Was aber den 
Vorſchlag wegen Errichtung einer permanenten Aufträgals Commiffion betrifft, fo 
wird berfelbe nicht ald aufgegeben betrachtet, fondern fich vorbehalten, nad) dem 
Gange der Erfahrungen, welche ſich bey Anwendung des gegenwärtigen Befchluffes 
im Zaufe der Zeit ergeben dürften, den erften Antrag in erneuerte Propofition zu 
bringen, 

Die Art und Weife der Aufftelung der vor der Hand angenommenen, erfb 
für jeden vorkommenden Fall zu bildenden Auſtraͤgal⸗ Inſtanz wird folgendermaßen 
beſtimmt: 

1) Ausgegangen von dem Artikel XI. der deutſchen Bundesakte und dem wuͤr⸗ 
devollen Standpunkte ſaͤmmtlicher deutſchen Regierungen, kann die deutſche Bun⸗ 
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desverfſammlung nur Pr fetbft und feine auswärtige Behoͤrde unmittelbar als Aufträs 
gal⸗Inſtanz erkennen. 


2) Wenn ber zur Vermittlung ber Streitigkeiten angeordnet gewefene Aus: 
ſchuß die Anzeige von dem - mißlungenen Verſuche bey der Bundesverſammlung 
gemacht hat, fo hat binnen vier bis ſechs Wochen, von dem Tag der Anzeige an 
gerechnet, ver Beflagte dem Kläger drey unparthepifche Bundesglieder vorzufchlagen, 
aus welchen diefer eines binnen gleicher Friſt wählet. 

Geht jene Frift vorüber, ohne Daß ver Beflagte Drey vorfchlägt, fo geht dieſes 
dreyfache Vorſchlagsrecht an die Verfammlung ded Bundedtags uͤber, woraus als⸗ 
dann der Kläger einen zu wählen hat. | 


3 Die dritte oberfte Juftizftelle Des auf eine ober bie andere Art gewählten 
Bundesgliedes ift hiernächft als Die gewählte Aufträgal:Inftanz zu betrachten, welche 
im Namen und anftatt der Bundesverfammlung, fo wie vermöge 
Auftrags verfelben handelt; und die Bundeöverfammlung hat dem gewählten Ge 
richtöhofe diefe feine Beftimmung nicht nur befannt zu machen, fondern ihm auch 
unter Mittheilung der Vergleichsverhandlungen, fürmlichen Auftrag zur Vollzie⸗ 
hung der Bundesakte als Auſtraͤgal⸗Inſtanz zu ertheilen. 

Saͤmmtliche dritte oberfte Suftizftellen der deutfchen Bundesglieder find ſonach 
als folche zu betrachten, aus denen in obiger Weife die Aufträgal: Inſtanz gewählt 
und fodann die beftimmt gewählte von ver Bundesverſammlung foͤrmlich dazu 
beauftragt wird. 


H Die Uebernahme des Auſtraͤgal⸗ Auftrages von der beſtimmten dritten ober⸗ 
ſten Juſtizſtelle iſt als Bundespflicht anzuſehen. Nur ganz beſondere, der Bundes: 
verfammlung etwa unbelannt geweſene Verhältnifie, welche eine völlige Unfähigkeit 
ber Inſtanz⸗ Uebernahme enthalten, Tönnen zur Entſchuldigung dienen, find aber 
binnen 14 Tagen, von dem Tage des erhaltenen Auftrages, bey der Bundesver⸗ 
fammlung vorzubringen, 

Da nad dem Artikel XIL der Bundesakte alle Staaten des Bundes. kunftig 
ein eignes oder gemeinſchaftliches Gericht dritter Inſtanz haben muͤſſen; ſo kann 
auch jedes Bundesglied erkohren werben, welches ein eignes oder auch nur ein 
gemeinſames Gericht dritter Inſtanz hat. 
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Wenn ein Bundesglied erwaͤhlt wird, in deſſen Staaten mehrere Gerichte 
dritter Inftanz beftehen, und der Kläger hat fich Über die Wahl der Gerichtöftelle 
nicht auögefprochen , fo wird die Bundeöverfammlung diefe Auswahl treffen. _ 

5) Der alfo eintretende Gerichtshof hat ſodann Die Angelegenheit zu inftruiren; 
befteht verfelbe aud mehreren Senaten, fo hat er dieſe Auſtraͤgal⸗Sache in-pleno 
zu verhandeln und Das Urtheil, ed fey ein definitived oder ein Zwifchen:Erfenntnig, 
zu fhöpfen. In leßterem Falle wird die Inſtruction bey demfelben Gerichtöhofe 
fortgeſetzt. In erfterem aber wird dad gefhöpfte Erfenntniß vor vemfelben obers 
ften Gerichtöhofe ausprüudlih im Namen und aus Auftrag ded Buns 
des den Partheien eröffnet, und der Gerichtöhof uͤberſchickt demnaͤchſt dem Bundes; 
tage bie Alten und pas Erfenntniß, um auf deſſen Befolgung halten zu koͤnnen. 

6) Die Inſtruction des Proceffed gefchieht nah ver Proceß: Ordnung, 
welche der betreffende oberfte Gerichtöhof überhaupt beobachtet, und ganz in felbiger 
Art, wie die fonftigen allvort zu inftruirenden Rechtsſachen verhandelt werben. 

7) Das Erkenntniß in der Hauptfadze felbft aber erfolgt, in Ermangelung | 
befonderer Entſcheidungsquellen, nad den in Deutfchland hergebrachten gemeinen 
Rechten. 

9) Das Erkenntniß in der Hauptſache muß laͤngſtens binnen Jahresfriſt, 
vom Tage ber überreichten erften Klage oder Beſchwerdeſchrift, erfolgen. 

‚Sollte e8 Ausnahmödweife. nicht thunlich feyn., fo hat der oberfte Gerichtshof 
als Auſtraͤgal⸗Inſtanz einen Bericht an Die Bundesverfammlung zu erftatten, vie 
Gründe eines nothwendig geglaubten längeren Verzugs anzuzeigen, und Die Ber 
willigung.oder Mipbilligung vom Bundestage zu empfangen. 

9) Das Erfenntniß it, gemäß des Art. XI. der Bundedafte, für die ftreitenden 
Theile verbindlich. Es wird jedoch dem Rechtsmittel ver Reftitution ex capite 
novorum Ötatt gegeben, welches von dem Zeitpunft der aufgefundenen novorum 
an, binnen vier Jahren anzubringen ift. 

9) Das Reftitutiondmittel tft bey der Bundesverfammlung. anzukundigen, und 
dieſe überfendet ſolches dem oberſten Gerichtshofe, an welchem die Sache zum erſten⸗ 
male verhandelt und entſchieden warb, wo ſodann Aber die Statthaftigkeit oder 
Unſtatthaftigkeit des Rechtsmittels ſelbſt geſprochen wird, und die neu zu verhandelnde 

Rechtsangelegenheit wieder zu inſtruiren und zu entſcheiden iſt. 
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41) Was übrigens Die näheren Beilimmungen bey Anwendung und Ausfüh: 

zung dieſes Rechtsmittels, den Neftitutionds Eid, fo wie überhaupt dad ganze 

Auſtraͤgal Verfahren mit Einfluß der Vollziehungs⸗Ordnung und des Koſten⸗ 

punkts u, d. gl. betrifft, fo behält fih die Bundeöverfammlung vor, demnaͤchſt 
—$ierüber einen befondern Beſchluß zu fallen. 

6. 232. 

Competenz ber Bunvesverfammlung. - 

pPraͤſf idium: wolle dem Großherzoglich⸗-⸗Badiſchen Herrn. Geſandten zur 

Abſtimmung uͤber die Feſtſetzung der Competenz der Bundesverſammlung das 

Protokoll eroͤffnen. 

Baden. Es gereicht mir zur beſonderen Befriedigung mich durch erhaltene 
höchfte Inſtruction ſchon heute in den Stand gefeßt zu feben, die Genehmigung 
meines. höchften Hofes, meiner in ber legten Sitzung sub’ spe rati gegebenen 
Abſtimmung üuͤber die proviforifche Cornpetenz » Beftimmung der Bundesverſamm⸗ 
lung anzeigen, und zugleich die beftimmte Anfiht Seiner Königlichen. Hoheit 

des Großherzogs von Baden über diefen umfaffenden Gegenftand ber hohen Ver⸗ 
fammlung unverweilt vortragen zu können, 

Indem man von Seiten Badend den in dem Commiffions: Gutachten ‚aufge: 
ftellten Grundſaͤtzen und Anträgen im Allgemeinen beyfällig fich anfchließt, findet man 
hierbey inöbefondere nachfolgendes gelegentlich zu äußern ſich veranlaft. 

| Wenn irgend die Loͤſung einer Aufgabe mit Schwierigkeiten verbunden ift; 
ſo ift es ficher die, über Die Enmpetenz des Bundedtags auszuſprechen. Und doch 
iſt ein entfchiedened Ausſprechen über dieſen hochwichtigen Gegenſtand eben fo drin⸗ 
gend nothwendig, als uͤberhaupt unerlaͤßliche Bedingung aller Wirkſamkeit des 
Bundestags ſelbſt. Alles Unentſchiedene, im Allgemeinen, wie im Einzelnen, 
unterliegt dem Augriffe des Entſchiedenen, und: Wollen und. Nichtwollen koͤnnen 
nicht beyſammen ‚leben, D er. beutfhe Bund beſteht, — er befteht du rch 
pen Willen aller Glieder; -alfo. muß auch angenommen werben, daß er 
fortbeftepen foll, daß er leben, folglich auch wirken müſſe. Seine 

Zwecke find audgefprochen, folglich auch die Nothwendigkeit der Mittel. Zwiſchen 
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diefen beyden Polen dreht ſich Die Competen. Rad weichen Geſetzen fie fi 
drehen fol, das beftimmt die Bundedafte, und deren Ergänzung durch orga⸗ 
nifche Einrichtungen. Beyde fhuf und fihafft Die freye Bereinigung ber fouve; 


. zainen Bundesglieder zu einem Schluffe. 


Es ergeben fi hiernady nur drey Quellen des Bundes⸗Staatsrechto: 
a) die Bundesakte; 
b) deren authentifche. Erflärung; 
c). deren Ergänzung durch neue Grundgeſetze und organiſche Einriche 
tungen. 
Aus dieſer letzten Quelle ſoll denn auch die Bundesrechts⸗ Befugniß (oder 
Competenz) -entfpringen. 
Wenn nun im Eingange des verehrlichen Commiſſions⸗-Gutachtens geſagt if, 


. dag Eompetenz, Gefchäfts - Umfang und Bellimmungs + Angabe gleichbedeutend 


% 


feyen; fo koͤnnte dieſer Sag wohl auch alfo gefaßt werben, daß dieſe drey als 
einander bedingend anzufehen feyen; fo wie, daß von einer Competenz ber 
Pflichten nur in dem Sinne die Rede feyn Tonne, als Diefe mit den Rechten 
identifh für die Bundedverfammlung werden; denn die Eompetenz (der Umfang 
der Rechtößefugnig) fteht im reinen Gegenfage mit ben Pflichten, welche dem 
Rechte correfpondiren. 

Aus dem Inbegriffe der Zwecke und Mittel bilvet ſich demnach die Sphaͤre 
der Competenz. Die Geſetze ihrer Wirkſamkeit werden durch die Bundesakte, 
und deren organiſche Ergaͤnzung, welche beyde, vereint mit der authentiſchen 
Erklarung, fuͤr immer die Quellen alles Bundes⸗ Staatsrechts bilden müſſen, 
beſtimmt. 

Weil es nun ein Bundes /Staatsrecht nothwendig geben muß, ſo erhellt 


| ſchon aus dieſer, ven bereitö gegebenen feften Punkten entfpringenden Nothwen⸗ 


digkeit, daß der deutſche Bund nicht blos ein diplomatiſches, fondern ein 
publiciftifches Gebäude fen, welches die Staaten und bie Nation 
im Ganzen umfaßt, ohne ber Autonomie der innern Berwaltung ber erften 
in den Weg zu treten, 

Kur darum, und nur in fo weit fann auch von dem Beduͤrfniß einer Com⸗ 


petenz :Beftimmung die Rebe feyn, welche nur politifche, rechtliche, oder conftis 


Prototk. d.d. Bundesverf. III. Bd. 28 
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iutionele — erhaltende, ober ergänzende Aufgaben umfaßt, und in allem, mas 
nicht Geſammtrechte angeht, eigentlich die Formen der Vermittlung ſich aneignen 
mußte. Weil man nun von Seiten Badens dieſe Grundzuͤge allerwaͤrts in dem 


Commiſſions-Gutachten feſtgehalten findet, tritt man dem Inhalte deſſelben bey, 
und ftimnit auf deffen Anerfennung. 


6. 933. 


Ferner eroͤffnete Praſidium das Protokoll zur Abſtimmung uͤber die in Be⸗ 
rathung ſtehenden Materien. 

Nachſteuer-und Abzugsfreyheit. 

Hannover: hat ſchon von ſehr fruͤhen Zeiten an, das Abzugsrecht, es 
werde daſſelbe in Erbfchafts: Verkaufs⸗ Auswanderungs⸗ oder andern Fällen 
der Srportation Des Vermögend außer Landes ausgeübt, ald eine gehäflige Abgabe 
‘andefehen, und wie unter andern ſchon Die Verordnungen von 1708, und 1717. 
ergeben, zum Grundſatz aufgeftellt, daß man ed lediglich jure retorsionis gegen - 
ſolche Staaten üben wolle, welche daſſelbe gegen Die Hannöverifchen Lande in 
Ausübung bringen, und damit nicht nur einem jeden fremden Staate die Gelegen⸗ 
. heit gegeben, es durch feinerfeitd erfolgende Aufhebung zu jeder Zeit in feinem Bew 
Hältniffe zu Hannover verſchwinden zu laffen, ſondern ſich auch bemühet, durch 
eine große Zahl von Verträgen mit Staaten in und außerhalb Deutfchland ed ent: 
weder ganz aufzuheben, oder wo dieſes noch nicht zu erreichen ſtand, es möglichft 
herabzuſetzen und zu befchränfen; auch in der neueften Zeit mit manchen Staaten, 
mit welchen dieſer letztere Fall noch eintrat, Verträge über die gänzliche Abfehaffung 
deſſelben, ofme Unterſchied, ob die Abgabe in die Kaffe Des Staats oder ver Pri⸗ 
vat⸗Perſonen, Eommunen und Körperfchaften gezahlt worden, abgefchloifen. | 

Es kann alfo an feiner Bereitwilligkeit, den 18. Artikel ver Bundesakte in 
der groͤſſeſten Ausdehnung: zu vollziehen, in welcher er von andern Bundesſtaaten 
angenommen wird, nicht gezweifelt werben. 

Diefen Grundſaͤtzen gemäß ift diefjeitiger Geſandte inftrairt, auf. Die.in der 
411. Sitzung der Bundesverfammlung vorgetragenen und zum. Bericht und. Znftrucg 
tion verftellten Puncte, nachſtehendes zu erfennen zu geben, 





818 


1) Daß wie fi von felbit verſtehe, Pie in Dem 18. Artikel ber Bundes 
atte fejtgefeßte Aufhebung des Abzugsrechts fich auft den ganzen Umfang. der Län: 
der, welche in dem drutſchen Bunde begriffen find, ohne Unterſchied erſtrecke, ſo 
auch Sannover beveit fey, mit ven allerhoͤchſten Höfen, Deren Belikungen zum 
Theil nicht in dem Bunde begriffen find, Das Abzugsrecht durch beſondere Freizü⸗ 
- gigfeitö » Verträge völlig aufzuheben, fo fern dieſes nicht fehon geſchehen wäre, wir 
jevod mit dem Königlich Preuſſiſchen und Koͤniglich Niederlaͤndiſchen Hofe der 
Fall iſt; 

2) Daß in Anſehung der Abgabe ſelbſt, welche auf ven Grund des 18. Aetikel | 
ber Bundesafte für aufgehoben anzufehen ift, man Königlich Hannöverifcher Seits 
jeve-Art von Vermögen, weldjed von einem Bundesſtaat in den andern, es fey 
aus Veranlafjung einer Auswanderung, oder aus dem Grunde eined Erbfchafts- 
anfalls, eines Verkaufs, einer Schenkung, Mitgift oder auf andere Weiſe übergeht, 
mithin ohne Unterſchied zwiſchen der gabella emigrationis und dem fonftigen 
jure .detractus, als unter der bundeövertragsmäßigen Abzugsfreyheit begriffen 
anfehe, mithin jede Abgabe, welche bisher ald eine Folge von des Exrportation des 
Vermögens aus einem zum Bunde gehörigen Staat in den andern, oder won dem 
Uebergang des Vermögens: Eigenthums auf Angehoͤrige eines andern Bundesſtaats 
Statt gefunden, als aufgehoben betrachte; 

3) Daß auch weder der Grund der Berechtigung zur Erhebung dieſer Abgabe, 
noch die bisherige Verwendung des Abzugsgefaͤlles in Betracht gezogen werden 
koͤnne, um daſſelbe ferner beſtehen zu laſſen, mithin jede unter Num. 2, bezeich⸗ 
nete Abgabe, ſelbſt ohne Entſchadigung - Vrbindlichteit für aufgehoben zu halten 
ſey, ſie moͤge 

a) in die Staatskaſſen oder in die Kaſſen von Privatperſonen, Sommunen 

oder Koͤrperſchaften geflofien, auch | 

.b) zu Zilgung von &tastöfhulden, zur milden Stiftungen oder andern 

Zwecken verwendet worden feyn; 

4) Das hingegen, da der Zweck der Aufhebung des Abzugarechts m nur * Dapin 
gerichtet fey, ven in einem andern Bundeäftaate wohnenden ober. in denſelben übery 
gehenden Unterthanen, in Unfehung der Herübergiehung ihres Permoͤgens, glaiche 
Rechte mit denen zu verſchaffen, welche in Dem Staat, mo das Permoͤgen li 
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befindet, fi aufhalten; nidyt aber fie vor Diefen zu begimftigen, alle Abgaben, 
welche in dieſem Lande ohne Unterfchien zwifchen Ins und Auslänvern von Erb 
fhaften, Vermaͤchtniſſen, Eontracten u. f. f. erhoben werben, unter ver hier in 
Frage ſtehenden Freyzugigkeit nicht begriffen find, vielmehr infofern fortdauern 
oder eingeführt werden koͤnnen, ald nur in Anfehung ihrer, der Auslänver dem 
Inlaͤnder gleich behandelt wird; 

5) Daß um möglichft die Hinderniſſe zu mindern, welche auf indirectem Wege 
dem freyen Gebrauch der Nachſteuerfreyheit ſich entgegen ſtellen koͤnnten, allerdings 
wuͤnſchenswerth ſey, daß 
a) feſtgeſetzt werde, daß fo lange bie Leibeigenſchafts⸗ und Hofhoͤrigkeits⸗Ver⸗ 


b) 


haltniffe noch nicht gänzlih und überall in den deutſchen Bundesſtaaten 


überhaupt aufgehoben worden, doc das Manumiffionögelo over Laftgelo 


für Zeibeigene und für Hofhörige in Auswanderungsfällen nur infofern 


‚und nur in dem Maaße zu bezahlen ſey, ald nad) der beftehenden Landes⸗ 


verfaffung ver Leibeigene oder Hofhörige gehalten iſt, ein folches Laſtgeld 
felbft in vem alle zu bezahlen, wenn er, ohne auszuwandern, fih an 
einem andern Ort innerhalb Landes niederlaffen will. In Anfehung einer, 
nur Durch Vereinbarung Statt findenden gänzlichen Aufhebung ver Manu: 
miſſions⸗ und Laftgelver, muß fich aber dieſſeitige Gefandtfchaft thre fers 
nere Erflärung noch vorbehalten; 

man fich wegen allgemeiner Grundfäße über Die Grenzen. der Militär: Nflichs 
tigkeit, worüber man befonderd abftimmen werbe, vergleiche, bis dahin 


jedoch einem jeden Staat die Gefeßgebung Uber die Grenzen ver Militairs 


Pflichtigkeit unbeſchraͤnkt verbleiben muͤſſe, ohne daß aus dieſem, mit der 


Albzugsfreyheit zwar verwandten, aber Doch von der Aufhebung des Abzugs⸗ 


rechts im Allgemeinen verfchiedenen Punft, ein Grund hergenommen werde, 
um die Anerlennung der Freyzugigkeit des Vermoͤgens zu verweigern oder 
zu beſchraͤnken. 


6) Daß Hannover in Anſehung des Termins, von welchem an die durch die 
Bundesakte ſchon ausgeſprochene und von der Bundesverſammlung nur näher zu . 
erlaͤuternde Aufhebung des Abzugsrechts in Wirkſamkeit treten folle, in Hinſicht 


aller Staaten. mit welchen. es hierüber nicht {don in feinen Verträgen Beſtim⸗ 
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mungen getroffen habe, bereit fey, diefen Termin bahin zu erftreden,, daß er auch 
alle vie Zalle begreife, wo die Erportation nad) dem 8. Yuny 1815, als ven Tag 
der Unterzeichnung ber Bundesakte, erfolgt jey ober erfolge, wenn gleich ver Bers 
mögendanfall oder bie Verzichtleiftung des Unterthanenrechts oder der Contract, 
welcher zur Exportation ded Vermögens Anlaß gebe, ſchon vor diefem Zeitpunkt 

eingetreten fey, fofern dieſe Beitimmung durch einen allgemeinen Befchluß ver 
Bundesverſammlung gebilligt, oder von einzelnen Bunvedftaaten in dem Verhaͤlt⸗ 
niffe gegen Hannover angeboten werde. 

Großherzogthum Heffen. Die Großherzoglich Heſſiſche Geſandtfchaft 
erklaͤrt: 

Wenn die Beſtimmungen der deutſchen Bundesakte Art. 16. ihre wohlthaͤtigen 
Wirkungen nicht verfehlen, und in der That ein allgemeines deutſches 
Bürgerrecht begründen follen; fo feheint ed allerdings nöthig, Daß den⸗ 
felben durch weitere Webereinfunft der fammtlichen Bundesftaaten eine genauere 
Bezeichnung, und die vollftändigite Ausdehnung in Der Anwendung gegeben werde, 

Die Großherzogliche Gefandtfchaft ift beauftragt, in dieſer Abficht ver hohen 
Bundeöverfammlung nachfolgende Bemerkungen und Borfhläge zur Prüfung 
vorzulegen: 

1) Die Bundedafte geftattet ſchon dem Unterthanen der deutfchen Bundes 
ſtaaten die Befugniß: 

ede8 freyen Wegziehens aus einem Bundesſtaat in den andern, 
« der fie erweislich zu Unterthanen annehmen will», 


und befchränft diefe Befugniß n ur durch die Verbindlichleit zu Militair - Dienſten; 
woruͤber die Großherzogliche Geſandtſchaft naͤchſtens eine beſondere Abſtimmung 
nachbringen wird. 

Es verſteht ſich hierbey von ſelbſt, daß jeder abziehende Unterthan den im 
obliegenden Privat: Berbindlichleiten gegen die Staatskaſſen oder gegen 
Nrivatperfonen vor feinem Abzug vollftändig Genüge leiten, und daher das Gericht 
. feines Wohnorts die Befugnig haben muß, feinen vorhabenden Abzug zu dem 
Zwed öffentlich befannt zu machen, daß kein Gläubiger des Abrichenden durch 
die Entfernung ſeines Schuldners gefaͤhrdet werden koͤnne. 
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Bu dieſen Privatverbindlichkeiten ift denn auch die Ablöfang ber Leibeigem 
fhaft, wo fie noch beftehet, zu zählen, indem ſich ver Zeibeigne zu feinem Leibs 
bern in dem Berhältnig bed Privatſchuldners zu feinem Privatgläubiger befm 

. In Großherzogthum Heſſen wurde ihre Auflöfung im Jahr 1811. gefeglich 
—— 
| 2) Wenn aber ber Abiehende ſeine Privatſchulden und ale bis zur Zeit feines 
Abzugs fällig gevordenen Steuern und Abgaben jeder Art entrichtet, fomit allen 
bereits begründeten. Berbinplichfeiten Genüge geleiftet hat; fo fönnen Landes; 
oder Gemeinde: Kriegöfchulden und die zur Tilgung berfelben fünftig erforder: 
lichen Beyträge, eben fo wenig ein Grund feyn, feinen. Abzug zu erfchweren, 
als fie irgeno eine beſondere Abg ab e zum Behuf der Tilgung diefer Schulden 
rechtfertigen würden, 

Mer ſich in ein Zand als Unterthan, in eine Gemeinde als deren Mitglied, 
in eine gewöhnlich organifirte Gefellfchaft ald Genoffe verfelben, aufnehmen läßt, 
verpflichtet fih eben durch dieſe Handlung zur Xheilnahme an den Schulden des 
Landes oder der Gemeinde, in welche er eintritt; gefegt auch, Daß die Zwecke, 
für welche diefe Schulden früher gemadjt worden ſind, ihm gänzlich fremd waren, 
um vdeßwillen, weil diefe Schulden ald die Bedingung des gegenwärtigen gefell- 
ſchaftlichen Zuftandes anzufehen find, an veffen VBortheilen ver Neuaufgenommene 
Antheil nehmen will. 

Wer ein Land oder eine Gemeinde verläßt, fomit die Vorteile des gefell; 
fhaftlihen Zuſtandes, in welchem fid) diefe Verbindung befindet, freywillg 
aufgiebt, hat fein Recht zu verlangen, daß man ihm einen Theil des Gefell; 
fhafte, Bermögend, welches das Land oder die Gemeinde beſitzt, mit auf den 
Weg gebe. 

Aber eben ſo wenig iſt er verbunden, zu den Schulden etwas beygutragen⸗ 
welche in dem Augenblick, wo er dad Land verläßt, noch vorhanden find, und in 
eben diefem Augenblid felbit zum geringſten Antheil aufhoͤren, feine Schul⸗ 
den zu ſeyn. 

Es koͤmmt hinzu, daß die Beyträge zu den Landeds und Gemeinde» Schulden 
gewöhnlich in Deutſchland, nah dem Steuerfuß, . alfo zum groffen oder groͤß⸗ 
ten Theil von den liegenden Gutern erhoben werben, welde ver Auswan⸗ 
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dernde zuruͤck laſſen muß, und-welche von ver Fortbezahlung dieſer Beytraͤge nicht 
befreyt werden fonnen, wenn auch Dem auswandernden Beſitzer eine Abzugsſteuer 
aujerlegt wird, und es iſt daher klar, Daß mittelſt einer ſolchen Abzugsſteuer, von 
Geiten des Landes oder der Gemeinde, ein Doppelter Beytrag erhoben, fomit ein 
unrehtmäßiger Gewinn gemacht werden würde, . 


So lange der Abziehende Unterthban und Mitglied der Gemeinde war, hat er 
‚zu den Stadtsbeduͤrfniſſen jeder Art beygetragen, und feinen Antheil an den Lan⸗ 
ded: und Gemeinde» Kriegslaften wirklich beftritten. In jedem andern deutfchen 
Staat, der ihn aufnimmt, wird er von dem fteuerbaren Vermögen, welches er 
dafelbit erwirbt, zu den Landes: oder den Gemeinde: Kriegöfchulden, welche das 
felbft vorhanden find, fteuern müflen, ohne Ruͤckſicht darauf, ob er zur 
Zeit, wo diefe Schulden contrahirt wurden, ſchon Mitglied des Landes oder der 
Gemeinde war oder nicht; und eben fo wird Der Käufer ver Güter, welche er in 
feinem bisherigen Vaterlande zurädläßt, hinfichtlid) jener Grunpfteuern, in bie 
Berbinplichfeiten des Ausgewanderten eintreten, . 

Hiernad) ift die Großherzoglich Heſſiſche Geſandtſchaft der Meinung, daß 
die Beitragspflicht zu den Landes- oder Gemeindeſchulden, (welche Verpflichtung 
man in dem Großherzogthum nur erwiederungsweiſe eintreten laͤßt) durchaus 
kein Grund ſeyn koͤnne, dem deutſchen Unterthan das Recht des freyen Ueberzugs 
in ein anderes deutſches Bundesland, welches ihm die Bundesakte ertheilt hat, 
zu verweigern, oder durch ein Abloͤſungs⸗ Geld zu belaſten. 


Jedoch laͤßt ſich der Fall denken, daß in einem Lande die Landes: :und Ge 
meinde : Kriegd: Schulden unter die einzelnen Unterthanen bereitö vertheilt, und 
jedem ſein Antheil von. denſelben zur eigenen Verzinſung und Abtragung zugewie⸗ 
ſen worden ſind. 


Inſofern eine ſolche Maasregel jetzo bereits wirklich vollzogen ſeyn ſollte, 
haͤtte der Abziehende allerdings auch den, ihm auf ſolche Weiſe zugetheilten Schul⸗ 
den-Antheil, gleich feinen übrigen Privat-Schulden zu bezahlen, und zuver: 
kaffıg würde ihm dieſe Zahlung durch ven erböheten Werth feiner, alsdann Krieg 
fhuldenfreyen Güter reichlich erfegt werden. Allein eine Fünftige Ver 
theilung folcher Art darf wohl bey Ausmanderungen feine Abgabe bewirken, 
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indem fonft Diejenigen Staaten, welche biöher eine Nachfteuer diefer Art er⸗ 
hoben, fie indireet durch die erwähnte Vertheilung auch fünftig begründen Fönnten. 
3) Die deutfche Bundedafte geftattet den Unterthanen der deutſchen Bundeß, 
ftanten ferner: 
«die Freyheit von aller Nachfteuer (jus detractus, gabella emigratio- 
nis) infofern dad DBermögen in einen andern veutfchen Bunvedftaat 
übergeht, und mit diefem nicht befondere Verhaͤlt niſſe durch 
Freyheits⸗Verträge beftehen. » 

Die Großherzogliche Geſandtſchaft kann fich nicht Davon überzeugen, Daß bie 
Bezugnahme diefed Artifeld auf die unter den einzelnen deutfchen Bundesſtaaten 
ſchon beſtehenden Freyzuͤgigkeits-Vertraͤge, die Abſicht ausſpreche: 

Daß ſolche Freyzugigkeits-Vertraͤge der deutſchen Bundesſtaaten, durch 
welche die Freyheit der abziehenden Unterthanen von der Nachſteuer einis . 
germaßen befchränft fey, ber durch die Bundesafte verfügten unbes 
ſchraͤnkten Nadfteuerfreyheit im Wege ftehen Fönnten ; 
benn ohne auf Inconſequenzen zu Tommen, laßt fich eine foldhe Vorausſetzung un, 
möglich annehmen. | 
Es war, wie der KRaiferlich Defterreichifche praͤſidirende Herr Gefandte völlig 
richtig bemerft hat, Die Abficht der hohen paciscirenden Theile, den Deutfchen 
Unterthbanen die Wohlthat eines allgemeinen deutfhen Bürger; 
rechts zu fohenfen, und ed war aljo nothwendig, auch Diejenigen Hinder⸗ 
niffe zu entfernen, welde in Partilular: Verträgen ihren Grund hatten, nicht 
aber fie zu beftätigen. Jener Zuſatz druͤckt daher offenbar nur fo viel aus: 
Daß die Bundes akte den beutfchen Unterthanen, welche ihr Vermögen 
aus einem Bundesſtaat in Den andern bringen, die Freyheit von aller 
Nachſteuer bewillige, infofern ihnen in einzelnen Hallen, diefe nam; 
liche Freyheit nicht ohnehin ſchon, etwa mit Erweiterungen, durch Frey⸗ 
zuͤgigkeits-Vertraͤge bewilligt ſey. 


Die Großherzogliche Geſandtſchaft iſt daher der Meynung, daß eine jede 


Beſchrankung der allgemeinen Nachſteuerfreyheit durch fruͤhere Vertraͤge Fünftig 
wegfallen muͤſſe. 
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4) Unter Nachſteuer wird im Allgemeinen jede Abgabe verſtanden, welche 
dem aus dem Lande gehenden Vermoͤgen nachfolgt, und welche bei Ausführung 
neffelben zurüdgelaffen. werben muß, - 

Sie unterfcheidet fih befanntlih- in Abzug in engerem Verftande, und in 
eigentlihe Nach ſte uer, indem erftere den Abzug.von folhem Vermögen, welches 
Ausländer aus irgend einem Rechtsgrund im Lande erworben haben, und welches 
nun, in Natur oder nach feinem Werthe, von. ihnen auögeführt werden foll; 
Teßtere aber Die Abgabe des zehnten Theild von dem Vermögen berjenigen Unter: 
thanen begreift, welche mit ihrem Vermögen auswandern, 

Alle diefe verfhiedenen Nachfteuerabgaben hebt die Bundesalte auf; fie 
drückt fich darüber fo deutlich und erſchoͤpfend aus, Daß nad) der Anficht der Groß; 
hberzoglihen Geſandtſchaft alle und jene bisherige Abgaben, welchen Namen fie 
aud) haben mögen, fobald ihre Beranlaffung vie Ausführung des Vers 
mögens in einen anderen deutſchen Bundesſtaat war, als aufgehoben anzus 
fehen find, ohne daß die Religion der Unterthanen, oder andere nicht bereitä berührte 
Verhaͤltniſſe verfelben hierbey berückſichtiget werden koͤnnen. 

Daß übrigens die in den verſchiedenen Bundesſtaaten wohnenden Untertha⸗ 
nen ſich in ſolchen Fallen allen den Abgaben unterwerfen müuͤſſen, welche in glei⸗ 
chem Fall die eigenen Unterthanen ded Landes, wo die Güter liegen, oder 
bie Erbſchaft erledigt worden ift, verfaffungsmäßig ſchuldig find, bedarf kaum 
einer Erwähnung. 

Unter ver Nachſteuerfreyheit kann alfo die Befreyung von Collateral; 
Geldern, Sporteln, Stempel, Einregiftrirungs: Gebühren und vergleichen allen 
Unterthbanen ohne Rüdfiht auf Ausführung gemeinfchaftlihen Abgaben, nicht 
verftanden werben, 

5) Wenn bie Frage eniſteht, ob die Nachſteuer auch an denjenigen Orten 
als aufgehoben zu betrachten ſey, wo Standesherren, Gemeinden, oder andere 
Privatperſonen ſich bisher im Beſitz des Rechts, dieſe Abgabe zu beziehen, befun⸗ 
den haben; ſo glaubt die Großherzoglich Heſſiſche Geſandtſchaft ſich fuͤr die beja⸗ 
hende Entſcheidung dieſer Frage erklaͤren zu’ muͤſſen. 

. Offenbar iſt hier von einer Maasregel die Rede, welche das Wohl des gan⸗ 
zen deutfchen Volks bezweckt, und welche in unbefchränfter zwedgemäßer Aus- 
Protok. d. d. Bundesverſ. TIL. Bd. 29 
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führung die Wohlfahrt und die Freyheit der deutſchen Staatöbürger ſehr befoͤr⸗ 
dern wird, , 

Gegen Maasregeln von ſolchem allgemeinen Intereſſe verſchwinden die Berech⸗ 
tigungen einzelner Privatperſonen oder Gemeinden, und da es ohnehin gegen alle 
Regel iſt, wenn ſich Privatperſonen im Beſitz des Rechts befinden, von 
ihren Mitburgern Steuern oder Abgaben irgend einer Art zu fordern, fo laßt ſich 
wohl mit Gewißheit annehmen: 

Daß durch die allgemeine Berfügung der Bundesakte auch die Rachfteuer; 
Beredhtigungen der Standes: und WPatrimonial:Gerichtöherren, ver 
Gemeinden, Corporationen und Privatperfonen gänzlich und für immer 
aufgehoben worden feyen, 

Aus denfelben Gründen ift ed klar, daß Feiner der genannten Nachſteuer⸗ 
Berechtigten fr die kuͤnftige Entbehrung dieſer Abgabe irgend eine Entſchaͤdigung 
zu fordern befugt ſeyn koͤnne. 

Faſt alle deutſche Bundesſtaaten ſind aus Beſtandtheilen mehrerer anderen 
Laͤnder, welche noch vor wenigen Jahren ſich gegen einander im Verhaͤltniß des 
Auslandes befanden, zuſammengeſetzt, und es laͤßt ſich wohl annehmen, daß man 
in Beziehung auf die Nachſteuer⸗Berechtigung der Privatperſonen nirgends, oder 
beinahe nirgends, einzelne Beſtandtheile deſſelben Landes, fernerhin als Aus⸗ 
land betrachtet. 

Was die Natur der Sache innerhalb einzelner Bundesſtaaten ſelbſt laͤngſt 
geboten hat, iſt durch die Bundesakte Nothwendigkeit für ganz Deutſchland gewor⸗ 
ben, und feine Privat: Berechtigung kann Daher für die Ausführung der durch 
Die Bundesakte ausgefprochenen und durch Die Natur ver Verbindung ſelbſt ſchon 
gebotenen wohlthaͤtigen Maasregel ein Hinderniß ſeyn. 

6) Eben darum dürfte auch die bisherige Verwendung der Nachſteuergelder 
zu milden, oder andern beſondern Zwecken, fuͤr die Fortdauer derſelben, bey der 
klar vorliegenden Beſtimmung der Bundesakte, durchaus kein Grund feyn, indem 
eine ſolche Verwendung, wenn ſie bisher rechtlich nothwendig war, im Grunde 
nichts anders enthalt, als eine Privat⸗Nachſteuerberechtigung einzelner frommen 
Stiftungen, welche gleich allen Privat⸗Nachſteuerberechtigungen ferner nicht 
beftehen kann. 
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7) Es verfteht fi von feldft, daß in Hinſicht der zum deutſchen Bunde nicht 
gehörigen Staaten den Bundeöfürften die Befugniß bleibt, darüber, wie es mit 
dem Abzug ihrer Unterthbanen und der Ausführung des Vermögens derfelben 
gehalten werden fol, nad) Gutbefinden überein zu fommen. Die Zweifel, welche 
über den geographifchen Umfang der deutfchen Bundesſtaaten etwa noch verwalten, 
werden freylich mit dem Gegenftand diefer Berathung zu erledigen feyn. 

8) Es muß allerdings irgend ein Zeitpunkt beftimmt werden, von welchem an die 
noch nicht bezahlte Nachfteuer ferner nicht mehr gezahlt wird, wenn auch Die Verpflichs 
tung dazu früher begründet wurbe. Ob hierzu der Tag der Unterzeichnung der Buns 
desakte, oder eine fpätere Zeit beftimmt werde, fcheint im Wefentlichen gleichgültig. 

9) Wenn fich unter ven, in einen andern Staat überziehenden Familien bevors 
mundete Werfonen befinden, fo könnte es auf dieſen Zall den Behörden des Lans 
des, aus welchem fie wegziehen, ausdrüdlic zur Pflicht gemacht werden, zur 
Sicherheit des Vermögend der Minderjährigen, dieſes Vermögen nur an die geeigs 
nete Behörde ded neuen Wohnorts der Minderjährigen verabfolgen zu laſſen. 

Die Großherzuglih Heflifche Geſandtſchaft fhliept mit dem Wunſch, daß 
ihre Bemerkungen des Beyfalls der übrigen verehrlichen Gefandtfchaften gewuͤrdigt 
werden möchten. _ 

DBraunfhmweig und Naſſau: tritt in Beziehung auf die Nachfteuers 
freyheit, im Allgemeinen denjenigen Grundſaͤtzen bey, welche in der Königlich 
Hannsverifhen Abftimmung näher entwidelt worden find, 

Um den Zwei der Bundedafte vollftännig in Beziehung auf Aufhebung des 
Detractd zu erreichen, fiheint ed durchaus nothwendig, Daß man fi) von dem 
Grundſatze niemals entferne, Daß von dem aus einem Bundeöftaat erportirt wer⸗ 
denden Vermögen, es fey unter welchem Titel e8 wolle, namentlich nicht als Beytrag 
zu Kriegs: und CommunalsLaften, Abzüge gemacht werben duͤrfen; welche in 
dem Zeitpunft der Exrportation nur das erportirt werdende Vermögen treffen, und 
nicht gleichzeitig und nach tenfelben Normen von dem im Staate bleibenden Ver⸗ 
moͤgen erhoben werden. 

Wird dieſer Grundſatz nicht ſtrenge durchgefuͤhrt, ſo kann ſich unter neuem 
Namen die Nachſteuer in den deutſchen Bundesſtaaten reproduciren, deren Auf⸗ 
hebung der Artikel 18. der Bundesakte feſtſetzt. 

29* 
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Zugleich wird noch bemerkt, daß Braunfhweig ſchon durch eine große Zahl 
älterer und neuerer Verträge feine Bereitwilligkeit zur Aufhebung des Abzugärechts 
zu erfennen gegeben hat, und Daß, nad) einer Verordnung vom 9. und 12, Oftos 
ber 1810, in dem Herzogthum Naſſau die Nachfteuer, Retorfiondfälle ausgenom⸗ 
men, von biefem Zeitpunkte an nicht mehr angefeßt und erhoben wird, auch daſelbſt 
die Leibeigenſchaft Die freye Vermögend:-Erportation nicht erfehwert, indem vie 
Leibeigenfhaft mit allen aus berfelben gefloffenen Abgaben in ven Jahren 1808. 
und 1812. aufgehoben worden ift. 

Merlendburg- Schwerin und Mecklenburg— Strelitz. Wegen 
der Nachſteuer und Abzugsfreyheit hat man in den Mecklenburgiſchen Landen jeder⸗ 
zeit geſucht, die gehegten liberalen Grundſaͤtze in ſolche Anwendung zu bringen, 
ſo weit eine bewirkte Reciprocitaͤt nur die thunlichſte Ausdehnung davon und alle 
Erleichterungen zuließ. Zu dem Ende ſind denn auch mit mehreren benachbarten 
und entfernten deutſchen und einigen europaͤiſchen Staaten ſchon früher Conven⸗ 
tionen gefchloffen und erneuert worden. Und nach Abſchluß der Bundesakte ift 
man Medlenburgifcher Seits bereit und erbötig gewefen, gegen alle mitverbündete 
Staaten unter gleicher Erwiederung jene Befreyungen unbedingt und ohne Anftand 
eintreten zu laffeu. Um fo mehr wird man von Geiten der MedIenburgifchen 
Höfe jegt einverftanden feyn und Dazu beytragen, Daß durch gemeinfame Bera⸗ 
thung und Befhlußnahme die feften und gleichförmigen Beftimmungen zur baldig⸗ 
ften Ausführung dieſer Aufgabe der Bundesafte getroffen werden, | 

Der Gegenſtand felbft ift durch ven deßfallfigen Vortrag und durch einige ver 
bisherigen Abftimmungen auch bereits fo gründlich erörtert und mit Liberalität 
behandelt, daß man fi) nur über Die babey aufgeftellten befondern Punfte zu 
erflären braucht: 

I. Berfteht es fi von felbft, daß Die Beſtimmung der Bundesakte nur auf 
diejenigen Staaten ſich bezieht, die eigentlich zum deutſchen Bunde gehoͤren, wobei 
ed dann unbehindert und ſehr zweckmaͤßig bleibt, über die andern, nicht Darunter 
begriffenen Länder folher Staaten, beliebige Vereinbarung auch aufferdem zu treffen. 

II. und III. Aus der Beſtimmung des betreffenden Artifeld der Bundesafte 
laͤßt ſich als Zweck erkennen, daß der Deutfche in feinem Theile des verbündeten 
Deutſchlands ald Fremder behandelt und dadurch in ihm Das Gefühl eines gemein, 
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fhaftlihen Vaterlandes wieder erweckt werden fol, Um biefer Abficht zu entfpre: 
chen, wird im Allgemeinen ald unumgänglich nothwendig anzunehmen feyn, jener 
Srepheit Die größte Ausdehnung zu geben, und nicht durch Ruͤckſichten auf ein 
mögliches beſonderes Intereſſe einzelner Bundeöftaaten, oder von berechtigten Priva⸗ 
ten in felbigen, zu veranlaffen, daß die gemeinnüßige Regel in den Ausnahmen 
davon, und fomit der gute Zweck felbft gehindert werde, oder ganz verlohren gehe. 
Daher fcheint ed genugfam angedeutet, daß ſowohl das Abzugsrecht der Auswan, 
dernden, ald die Steuer von, den außerhalb Landes gehenden Erbſchaften und 
fonftigen Capitalien bierunter begriffen feyn follten, und wäre ed überhaupt als 
Norm feftzuftellen, daß neben der Befreyung vom Abſchoß, Feine Abgabe, bie 
mit demfelben auch nur die entferntefte Aehnlichleit hat, anders beitehen koͤnne, 
als in fo ferne jeglihes Vermögen, das einheimifche wie Das 
auswärtige, derfelben gleich unterworfen ift, und daß alfo ebenfalld 
feine Beyträge fo wenig zu Gemeinde: ald zu Staatöfchulden von dem ausgehen; 
den Vermögen nachgefordert werden koͤnnen. 

IV. und V. Wird die Anwendung des obigen Grundſatzes nur in allen ein; 
zenen vorkommenden Faͤllen dem Mißbrauch vorbeugen koͤnnen, damit nicht unter 
allerley Formen oder veraͤnderter Geſtalt, der Abſchoß noch ferner bezogen werde, 
oder auch durch die Verwendungsart ſolcher Abgaben irgend ein Unterſchied 
fuͤr die Erhebung entſtehen moͤge. Was dagegen hierbey in einigen Abſtimmun⸗ 
gen wegen des Loͤſegeldes von der Leibeigenſchaft angeregt worden, ſo ſcheint daſ⸗ 
ſelbe mithin auch nur in ſoweit hier in Betracht zu kommen, als ein ſolches Loͤſe⸗ 
geld von dem Auswandernden anders und hoͤher, als wenn derſelbe im Lande 
bliebe, verlangt werden moͤchte, und was wohl nicht der Kal ſeyn dürfte. Es 
würde fonft eine Prämie für die Auswanderung Daraus entftehen. Vielmehr 
werden aber die Regierungen „in welchen ein Reſt ver Zeibeigenfchaft, wie eine 
Art von Gutshoͤrigkeit, mit den alten Einrichtungen noch übrig geblieben ift, für 
Die paffende Aufhebung veffelben und für die angemeffene Verbefferung folcher 
Verhältniffe ohnedem ſorgen; wenigftend in Medlenburg wird man fich auf vers 
faſſungsmaͤßigem Wege damit befchäftigen. 

VI. Iſt durch die beftimmte Vorfchrift der Bundesakte Art, 18. der Satz aus⸗ 
geſprochen, daß den Unterthanen eines deutſchen Bundesſtaats das freye Wegzie⸗ 
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hen in den andern geftattet, und fie dabey von aller Nachſteuer befreyt feyn follen. 
Es kann alfo eigentlich die Frage auch nicht weiter Davon feyn, in wie fern eins 
zelne Communen, Corporationen oder Privaten noch zu einem ſolchen Abzug bes 
rechtigt bleiben koͤnnen. Cine Verbindlichkeit des Staats aber zu einer Entſchaͤ⸗ 
Digung für diefelben fcheint weder nad) vem Begriff vorhanden, noch irgendwo 
vorbehalten. Die ganze Abzugöfteuer fol in Deutſchland aufhören, mit dem alls 
gemeinen Recht, welches die Regierungen dazu ausübten, alſo auch das befondere, 
welches nach einer früheren over fpätern Ableitung Davon, Privat: Perfonen oder 
Eorporationen biöher befaßen. ine Entfhädigung vom Staat iſt demnach 
wohl nicht in Anfpruch zu nehmen, dagegen aber ſcheint es billig und angemeſſen, 
daß wenn befonderd bey Eorporationen, folhe Erhebungen zu gewiſſen nüßlis 
hen Zweden verwendet worden, man folhe durch andere Bewilligung fo viel 
thunlich wieder zu decken fudht, 

VII Werden die bereits früher gefhloffenen und noch beftchens 
den Sreyzügigfeits: Verträge durch den gegenwärtig zu faflenden Befchluß gleich 
von felbft ihre weitere Ausdehnung befammen müſſen, infoferne fie ein minderes 
oder fonftige Befchranfungen enthalten möchten. Die Abfchliegung von Fünftis 
gen Verträgen diefer Art wird hierdurch freylich nicht gehindert, indeſſen duͤrfte 
fi der Gegenftand dazu nur in befondern Berhältniffen einzelner Staaten 
gegen einander finden, welche ihnen eine erweiterte Anwendung jener bier allges 
mein verglichenen Normen noch wünfchenswertb machten, 

VIII, Ueber den Zeitpunkt, von welchem an diefe Beſtimmung in Wirffams 
feit tritt, ijt man dieffeitö Der Meinung, daß folher auf eine erft fommenpe 
aber möglihft nahe Zeit zu ftellen wäre; jedoch unbefihavet ver ab: - 
mweichenden Beftimmungen, welche einzelne Staaten ſchon früher durch Verträge 
deßhalb unter ſich feitgeftellet haben. Wenn bierdurd nur mancherley Verwicke⸗ 
lungen zu vermeiden ſtehen; fo leidet auch die Gerechtigkeit nicht Dabey, indem 
die Beftimmung eined Vertrages, welche von weiterer Negulirung abhängig war, 
und in Anfehung deren ſich auch gegenwärtig findet, daß ihre Ausführung nicht 
ohne Schwierigkeiten ift, erft mit dem Augenbli folder Regulirung in Wirkfams 
- feit tritt, Bey dem jebigen Stand der Verhandlungen ift man deßhalb einver: 
ftanden, diefen Anfangstermin durchgehends auf den 1. July diefes Jahrs feſtzu⸗ 
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feen, wobey in Webereinftimmung mit ben bisherigen Votis bey den vorkommen⸗ 
den einzelnen Fallen ver Termin der wirflihen Erportation des 
Vermoͤgens, ohne Rüdficht auf die erflärte Auswanderung oder den Vermoͤ⸗ 
gensanfall, zur Richtſchnur anzunehmen wäre, 


(. 234. 


Militärs Pflichtigleitin Beziehung auf die Auswanderungsfreys 
beit von einem deutfhen Bundesſtaate in den andern. 


Hannover. Auf den in der 30. Sikung unter der Zahl 56. zu Protos 
foll genommenen Commilffiond : Vortrag wegen einiger über die Militär : Pflichtigs 
keit in Beziehung auf Die Auswanderungdfreyheit zu treffenden Beitimmungen , def 
fen Einfendung Behuf Erlangung von Inftructionen beliebt worden, ift dieffeitige 
Geſandtſchaft zu erflären authorifirt worden : 

Daß man Königlich Hanndverifcher Seitd bey den Grundfäßen, welche in ber 
von der Commiſſion vorgefohlagenen Uebereinkunft aufgeftellt worden, um fo 
weniger etwas zu erinnern finde, ald man nad ver Militärs: Verfaffung des Koͤ⸗ 
niglih Hannöverifchen Landes, nad) welcher die allgemeine Dienftpflichtigfeit in 
Sriedendzeiten nur bis zum vollendeten 25. Jahre gehe, und allein in Kriegözeiten 
auch Die Mannfchaft vom 26, bis zum vollendeten 30. Jahre umfaßt, felbft zu 
einer Abkürzung der Jahre der Militär» Pflichtigfeit auf den Zeitraum vom 19. 
bis zum vollendeten 25. Jahre, während der Dauer des Friedend, gern von Sei⸗ 
ten des Gouvernements die Zuſtimmung geben würde, Da für Die Zeit eines Kriegs 
in der vorgefchlagenen Uebereinfunft die Sufpenfion der Erlaubniß des Wegziehens 
ohnehin ſchon in Antrag gebracht fey, 

Merlenburg- Schwerin und Merflenburg-Strelig. Wegen 
der Militär: Pflihtigkeit in Beziehung auf die Auswanderungsfreyheit, 
wird man nad) den in Medlenburg beftehenden Einrichtungen fein Bedenken fin: 
den, ver Uebereinkunft beyzutreten, welche von der deßhalb erwählten Commiffion 
in Vorſchlag gebracht worden, fo bald folche allgemein geltende Beftimmungen 
vereinbart werden. Sollte inzmwifchen hiebey hin und wieder noch einiger Anftand 
genommen und eine durchgehende Gleichförmigkeit fehwierig gefunden werden; fo 
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fcheint es bey der nahen Ausſicht, die Militär: Pflichtigleit fpäteftend zugleich mit 
der Militär - Angelegenheit ved Bundes unausgefeßt regulirt zu fehen, eher anges 
meffen und zweckdienlich, die bereitd zum Schluß ded Protokolls ſtehende Abſchoß⸗ 
freyheit nicht langer danach aufzuhalten, ſondern vielmehr folhe von dem nahe 
anzufeßenden Termin in allen veutfchen Bundesſtaaten in Ausführung zu bringen, 


9. 235. 
Entwerfung einer Matrikel des deutſchen Bundes, 


Großherzogthum Heffen. Die Bearbeitung des Entwurfs einer Mas 
trifel, welche durch den Kaiferlich Defterreichifchen allgemein verdanften Antrag 
auf die Bahn gebracht ift, bietet Schwierigkeiten dar, deren völlige Befeitigung, 
ſelbſt bey der trefflichen Buͤrgſchaft, welche die Einſicht der Commiſſion giebt, weder 
hat unbedingt zugemuthet, noch wohl uͤbernommen werden koͤnnen. 


Es gilt darum, in beſchraͤnkter Zeit eine Beytrags⸗Norm für gemeinſame 
Obliegenheit und Laſten aufzuſtellen, welche alten und neuen Verhaͤltniſſen und 
den verſchiedenſten Territorial-Groͤßen angepaßt, nirgends den Grundſatz gleich⸗ 
heitlicher Rechte und Verpflichtungen verletze, und ſich durch die der Ueberzeugung 
nahe gebrachte Vermuthung approximativer Richtigkeit als praktiſch annehmlich 
empfehle. 


Um zu einem ſolchen Refultate zu gelangen, ſcheint erſte und unerlaͤßliche Be⸗ 
dingung, daß man den Verwicklungen der Theorie ausweichend, ſich zu moͤglichſter 
Vereinfachung der Aufgabe beſtimme. | 


Zu ihrer Fünftlichften Loͤſung mögen nebft der Volkszahl, noch Staatsein⸗ 
fünfte, Flaͤcheninhalt, ja wenn man will, Xruppenzahl, relativer Wohlſtand und 
Cultur, nicht zu verwerfende Elemente mit abgeben. 


Allein es liegt gewiß ſo wenig in der Abſicht der Verſammlung, als der von 
ihr gewaͤhlten Commiſſion, ſich in dieß Labyrinth von unklaren und ſchwankenden 
Beziehungen einzulaſſen, woher der Ausweg, auch bey voller Muße, noch ſchwer 
genug zu finden ſeyn möchte, 
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Eine Matrifel, wie fie das Beduͤrfniß des Augenblicks heiſcht, ein fehlichtes 
praftifches Werk, befriedigend zum bereiteften Gebrauch, kann und mug alfo wohl 
auf fürzerem Wege zu Stande zu bringen feyn. 

Diefen Weg bezeichnet Ein Verhaͤltniß, das erfte und bey weitem wichtigfte 
der zuvor genannten, Darum Das wichtigfte, weil genau genommen faft alle andere, 
wie aus der Wurzel, aus ihm hervorgehen, weßhalb ed mit vollem Zug auch für 
alle normiren fann. 

Dieß eine Verhältniß, dad der Volkszahl, ift zugleich am beften befannt, 
es bleibt fich am meiften gleich, wenigftens im alten Europa, und abgefehen vom 
trüben Wanderſchwindel des Augenblidd, in Deutfchland namentlich, 

Diefen Werth hat man ihm auch anerkannt, bey den gefammten jüngften Terris 
torial; Austaufhungen , die befanntlich auf Feine andere Grundlage verhandelt und 
vertragen worden find. 

Großherzoglich Heſſiſche Gefandtfchaft bezielt demnach Durch dieſe Aeußerung, 
welche mit der Herzoglich Braunſchweig-Naſſauiſchen in ver 32. Sitzung im Ein; 
Hang fteht, nichts andred als den offenen und beftimmten Antrag; 

Daß .man fid) vereinigen und ausſprechen möge, bey ber Entwerfung 
einer Matrifel, den Mansftab ver Bevoͤlkerung, nicht nur vorzugss 
weife, fondern zur Foͤrderung und Sicherung bed Erfolgs, ausfchlieglich 
zur Grundlage anzunehmen. 


(6. 236. 


Seeräubereien ver Barbaresten 


Praͤſidium. Der Herr Gefandte der freyen Städte habe ven Wunſch zu 
erkennen gegeben, einen Antrag wegen der Seeraͤubereien der Barbaresken zu 
machen, wozu man nun ebenfalls das Protokoll eroͤffne. 

Freye Städte, Luͤbeck, Bremen, Frankfurt und Hamburg. 
Der Gefandte der freyen Städte hat von den Senaten der freyen Hanſeſtaͤdte den 
Auftrag erhalten, einer hohen Bundeöverfammlung folgendes vorzulegen : 

Die Senate der freyen Hanfeftädte Lübel, Bremen und Hamburg 
fühlen fich verpflichtet, Die Aufmerkfamfeit ver hohen Bundesverſammlung auf 

Protok. d. d. Bundesverfe III. DV. 30. 
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einen Gegenſtand zu leiten, der nicht nur unmittelbar für viefe Städte, fo wie für 
alle veutfche Staaten, welche Seehandlung treiben, fondern auch für den ganzen 
deutſchen Bund von der größten Wichtigkeit ift. 

Es ift ſchon aus öffentlichen Blättern befannt, Daß unerhörter Weife von Tu⸗ 
neſiſchen Kapern in ver Nordſee und felbft im Kanal Seeräuberey getrieben worden 
iſt. Auch geht aus mehreren officiellen Berichten der hanfeatifchen Gefchäftöträger und 
Eonfuln in Madrid und Liſſabon hervor, daß zufolge ver ihnen durch den König 
lich Niederlaͤndiſchen Minifter am erfteren, und durch den Koͤniglich Sranzöfifchen 
General-Conſul am leßteren Hofe gemachten förmlihen Mittheilungen, mehrere 
bewaffnete. Barbareöfen s Kahrzeuge, worunter befonderd zwey Tuneſer, in Das 
atlantifche Meer gegangen feyen, um gegen banfeatifche und andere deutfihe, 
namentlich auch preuflifche Schiffe zu Freuzen, und viefe Abficht unter der Aeuße⸗ 
rung, daß fie mit dieſen Staaten i im Kriegszuſtande befindlich ſeyen, ausdruͤclich 
erklaͤrt haben. | 
" Am 16, ded vorigen Monats ward daB hamburgifche Schiff Ocean mit einer 
Ladung von großem Werthe, und das von Lübeck abgefegelte Schiff Chriftina, und 
fpäterhin noch ein hamburgifches und ein oldenburgifches Schiff, beyde Catharina 
genannt, von ihnen genommen, Glüdlicherweife haben Königlidy Großbritannifche 
Kriegsschiffe Die Seeräuber nebft ven genommenen Schiffen nach England aufgebracht, 
wo legteren vorläufig erlaubt worden ift, ihre Reife fortzufegen; indeß ift Der 
Kapitän des Schiffes Ocean, mit fünf Mann von feiner Equipage, die an Bord 
eined andern Raubfchiffes gebracht waren, in den Haͤnden der Tuneſer geblieben, 
und ſo viel man weiß, wird das atlantiſche Meer und die Nordſee noch jetzt durch 
einen Tuneſiſchen Kaper unſicher gemacht. Zwar. iſt es mit Dank zu erkennen, 
daß England durch die That erklaͤrt hat, daß es ſolchen Frevel wenigſtens in den 
in feiner Nähe liegenden Gegenden des Meeres nicht zu geftatteu Willens iſt, und 
man Darf fih aud der Hoffnung überlaffen, daß ſaͤmmtliche an der See liegende 
europäifche Mächte, an welche ver hamburgifche Senat fich durch ihre in Hamburg 
refioirenden Gefandten fofort gewandt hat,. für die für ganz Europa wichtige 
Wiederherftellung der Sicherheit der Meere lebhaft mitwirken werden; allein die 
Senate der freyen Hanfeftädte halten ed eben fo fehr für ihre Pflicht, als ed ihnen 
angemefjen ſcheint, den hoben deutſchen Bund und die Mitglieder veffelben drin⸗ 
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‚gend aufzufordern, zu dauernder Abftellung biefer beyfpiellojen , alle Handlung 
ſtoͤrenden Frevel Fraftig mitzuwirken, 

Gewiß war felbft in der Befchränfung, worin die Barbaresfen mit ihren 
Geeräubereyen bis jeßt gehalten worden find, ihre Exiſtenz ſchon ein öffentliches 
Unglüd für ganz Europa; und die dadurch erzwungene Auöfchliegung derjenigen 
deutfchen,, Seefahrt treibenden Staaten aus dem mittelländifchen Meere, melde 
fi) außer Stand befinden, ihre Flagge durch eine Seemacht oder durch beträcht; 
liche Aufopferungen zu ſchuͤtzen, war nicht nur für Diefe, fondern auch in Beziehung 
auf ven Handel, welcher durch ihre Hände geht, ein nicht geringes Uebel, welches 
noch durch die Unficherheit eines Theils des atlantifhen Meeres vermehrt ward. 
. Schon in diefer Beſchraͤnkung war Die Abftellung der Seeräuberey ver Barbareöfen 
- ein Segenftand ver fehnfuchtövollen Wünfche von ganz Europa, und der Aufmerk; 
famfeit. ver auf dem Wiener Eongreß verfammelten Mächte. Wie Elein erfcheint 
aber dieſes partielle Alebel gegen die unberechenbaren unglüdlichen Folgen, welche 
ed nad) fich zichen würbe, ‚wenn den afrifanifhen Seeraͤubern geftattet feyn follte, 
fich in ruhige, von ihren verpefteten KRüften weit entfernte Meere zu verbreiten, 
und dad Verderben, welches fie begleitet, bis dahin zu bringen. So lange die 
Gefahr auf das mittelländifche Meer beſchraͤnkt war, kannte man fie wenigftens, 
und fuchte ſich Dagegen zu ſichern, oder vermied fie; und obwohl Die Vertheuerung 
der Produfte jener Gegenden, welche eine Folge der nothwendig gewordenen koſt—⸗ 
fpieligen Sicherheitömittel und der verminderten Concurrenz feyn muß, ein allger 
meines Webel ift, fo warb Dadurch) der Verfehr, wenn gleich erſchwert, doch nicht 
ganz geftört. ine gänzliche Stodung der deutſchen Schifffahrt und des veutfchen 
Handels aber würde die nothwendige Folge Davon feyn, wenn die Barbaresfen 
nicht auf Das Nahprüdlichite Davon abgehalten werden, ſich in andere Meere zu 
verbreiten. Dürfen fie Das atlantifche Meer, die Nordfee, die Oftfee durchſtreifen, 
ift ed ıhnen unverwehrt, mitten im Frieden unbewehrte, auf Treu und Glauben 
des Voͤlkerrechts fahrende, Feine Gefahr argwoͤhnende Kauffahrer zu überfallen, 
fo liegt deutſche Schiffahrt und Handlung gaͤnzlich Danieder. im eine gänzliche 
Stockung wird der Abfag aller Produfte und Fabrikate Deutfchlands gerathen , die 
auf den in Die Nord; und Öftfee fich ergießenden Fluͤſſen, oder durch Landtransport 
in die Seeftädte gebracht, und Durch deren Schiffahrt in andere Sander und Welt: 
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theffe geführt werden. Ein gleiches Schidfal wird die für Deutfchland noͤthige 
Einfuhr treffen. Gegen befannte Gefahren fichert fih der unvertheidigte Kauf: 
fahrer durch Affefuranz. Selbſt bey den der Schiffehrt und Handlung fo nad 
‚theiligen Seekriegen, erhalten hohe Prämien, wenn gleich nicht ohne große Ber 
ſchwerde der Handelnden, der Producenten und ber Confumenten, dieſe doch im 
Gange ; allein gegen die von den Barbareöfen drohende Gefahr ift Feine Affefuranz 
moͤglich. Diefe Seeräuber, denen Völferrecht unbefannt ift, und Die nur auf 
Raub ausgehen, deren fo genannte Kriegderflärung man erft Durch ihre Ueberfälle 
erfährt, obgleich bey ihnen die Ausruͤſtung ſolcher Raubfchiffe nicht ald Privat 
unternehmung zu betrachten ift, ſondern als ein Regale betrieben wird, binden 
ſich an Feine Zeit, an Feine Formen, ftoßen unvermuthet und plößlich auf ven 
wehr⸗ und arglofen Rauffahrer, und rauben nicht nur Eigenthum, fondern auch 
Menfchen, veutfche Mitbürger, von deren Angſtgeſchrey Die befreundeten Küften 
wiederhallen, in deren Angeficht afrifanifche Seeräuber fie zu den finftern Höhlen 
der Sffaverei fortfchleppen. Gefahren viefer Art laffen fih nicht berechnen, und 
- eben deshalb giebt es Feine Verficherung Dagegen, Schon einzelne Vorgänge diefer 
Art verbreiten ein Gefühl von Unjicherheit, was auf lange hin Schiffahrt und 
Handlung ftört, weil niemand weiß, wann fie ſich wiederholen fönnen, und bie 
angeführten Frevel haben für den Augenbli eine gänzlihe Stodung zur Folge 
gehabt. Das Unbeftraftbleiben diefer Seeräuber, das Gelingen einzelner Ver⸗ 
fuche wird fie immer fühner machen. Wer fteht dafür, daß fie nicht auf ihrem 
Streifzugen mitunter an unbewachten und wehrlofen Stellen der deutſchen Küften 
landen, und auch dort ihr Gewerbe, Plünvderung und Menfchenraub treiben, und 
Angft und Noth verbreiten wurden? Wer fihert und, daß fie nicht zu allem Uns 
gemach, worunter Deutſchland nach fo fchweren Zeiten leidet, noch die fchrecklichfte 
Der Plagen, vie bey ihnen einheimifche Weft, hinzufügen werben ? 

Das angeführte wird gewiß mehr als hinreichend feyn,„ um einleuchtend dar⸗ 
zuthun, Daß das Intereſſe, welches die freyen Hanfeftädte dem hohen Bunde 
dringend zu empfehlen fich veranlaßt fehen, fo wichtig ed auch für die Städte iſt, 
keineswegs ausſchließlich ihr Intereſſe, noch das der übrigen Küftenläns 
der und Schiffahrt treibenden Staaten ift, fondern daß die Abftellung Der Seeräus 
berey der Barbaresken mit dem Wohl der ganzen deutſchen Nation in genauer 
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Beziehung fteht. Die Senate dürfen ſich daher vertrauensvoll ver Hoffnung überz 
laffen, dag die empoͤrenden Vorgänge, welche der Gegenftand dieſer Vorftellung 
find, bey fammtlichen allerhöchften und hohen Mitgliedern des Deutfhen Bundes 
ven ftärfften Unwillen und die lebhaftefte Theilnahme erregen werben, und ba 
nicht nur ein jeder von ihnen mit den Mitteln, welche ihm zu Gebote ſtehen, 
zur Ausrottung eines fo drohenden Uebeld mitzuwirken geneigt feyn, fondern daß 
auch ver hohe deutſche Bund ald Geſammtheit und europäifhe Macht ſich bemogen 
finden wird, alle Schritte zu thun, welche in feiner Macht find, um Die durch jene 
Geefrevel gefaͤhrdete Ehre der deutfchen Flagge und Wohlfehrt der deutſchen Nation 
aufrecht zu erhalten. 

Hat der deutſche Bund, als ſolcher, gleich keine Seemacht, ſo wird es ihm 
doch weder an Kraft noch an Mitteln gebrechen, für die. Sicherheit der deutſchen 
Schifffahrt auf eine wirkfame Weiſe Sorge zu tragen, und der Antrag zu 
einer ernftlichen Leberlegung diefes Gegenftandes wird Daher, wie 
die freyen Hanfeftidte hoffen, ven Beifall der hohen Bundeöverfammlung nicht 
verfehlen. 

Bey ver hierüber von dem Praͤſidio gehaltenen Umfrage vereinigten ſich alle. 
Stimmen darin, daß man den höcften Höfen und Committenten hierüber berichs 
ten müffe, un die wirffamften Mittel zur möglichjten Sicherung der deutſchen 
Seehandlung zu ergreifen; die Mehrheit erachtete zugleich für zwedmäßig, eine 
Commiffion von fünf Mitgliedern zu wählen, welde angemeffene Vorfchläge zur 
Beförderung der Berichtderftattung vorzulegen uͤbernaͤhme. 

Der KRöniglih Niederlaͤndiſche, Großherzoglih Zurembur 
gifhe Herr Gefandte gab dabey noch befonders zu Protokoll: 

Daß wir bey diefem Anlaß unfere Höfe befragen follen, und inöbefonvere vie 
größeren Höfe, ift auffer Zweifel Es fommt nicht Darauf an, was man ver 
meine, fondern wad man thun fol und fann. Für die gefammten Niederlande 
bin id) ohnehin hier nicht bevollmächtigt. u ' 

Nichts defto weniger würde ich mich hier und beynahe immer ver Mehrheit 
anfchliegen, wenn fie für einen Ausſchuß ſtimmte. Denn in ſolchen Ausſchuß lege 
ich keineswegs oder felten die Idee alsbaldiger Sale ‚ fondern nur Die groͤßerer 
Klarheit und größerer Betriebſamkeit. 
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Eben fo bin ich faft bey jedem Vorkommniß geneigt, zuvorderſt hier die 
Gründe für und gegen zu entwickeln, weil die Höfe erſt auf dieſe Reibung ihre 
Anſichten bauen koͤnnen. Auf welchem Weg ſollen fie auch fonft die oͤffentliche 
Meynung hoͤren! Oper auf welchen beſſeren Weg. fol dieſe gelenkt werden? 

Gleich der erſte Artikel der Bundesakte redet von der Unverletzbarkeit der ein⸗ 
zelnen deutſchen Staaten, nicht der Territorien oder Gebiete. Wenn nun: 
Staat, aus etwas anderem als fünf Buchſtaben beſteht, aus Ehre, Leben, Frey 
heit, Eigenthum und Sicherheit der Individuen, aus ihrer Thaͤtigkeit und ihren 
Gewerben ; fo ift fiher der Fall der Befhirmung entfchiedener, als ob eine Hülfe 
denfbar und ausführbar ſey. Aber vie verſchiedenen Zweige diefer Möglichkeit 
find einer gruͤndlichen Prüfung wohl werth! 

Bey der Bourbonifhen Familien » Einigung fragte man gewiß nicht, ob die 
Beleidigung oder das Unrecht zu Waſſer oder zu Land ſey zugefügt worden! Ob 
ed Kriegs⸗ oder Kauffahrteifchiffe betraf! 

Nicht nur durch Seuchen ift die Ausbreitung und Ruͤckwirkung des gegenmwärti; 
gen Webeld denkbar, fondern auch Durch Fallimente, durch Mißtrauen, durch Stodung 
mancher Beftellungen und folglich mancher Snduftriezweige im Binnenland, 

Man fchritt hiernächft zur Wahl der Commiſſion, und dieſe fiel auf 

Herrn Grafen von der Golz, 
Heren Freyherrn von Eyben, 
Herrn Freyherrn von Gagern, 
Herrn von Berg und 
Herrn Syndicus Dany. 
Befhluß: 
Daß die Herren Gefandten, 
Graf von der Golg, 
Freyherr von Eyben, 
Freyherr von Gagern, 
Herr von. Berg und 
Herr Syndifus Danz, 
erfucht werden, ein gemeinfchaftliches Gutachten über die wirffamften Vorkehrun⸗ 
gen zur möglichften Sicherung der veutfchen Seehandlung gegen die Raͤubereyen 
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der Burbareöfen, Behuf der Berichtöerflattung an die höchften Höfe und Com⸗ 
mittenten, vorzulegen. 
6. 237. 


Gefuh der Inteſtat— :Evben des DeutſchOrdens⸗Commenthurs 
zu Nürnberg, Freyherrn von Truchſeß-Rheinfelden defs 
fen Penfions:Rüdftand betreffend. 

Nach wieder eröffnetem Brotofolle zur Erledigung der Privat: ‚Reflamationen gab 

Der Königlih Baierifhe Herr Gefandte Freyherr von 
Aretin, über ven in ver 31. Sitzung gefaßten Beſchluß, Das Geſuch ver Inte⸗ 
ftat » Erben de Deutfd) » Ordens : Commenthurs zu Nürnberg, Sreyherrn von Truch⸗ 
feß + Rheinfelden, deſſen Penfiond : Rüdftand betreffend, folgende Erffärung ab: 

In Bezug auf die in der XXXI. Sißung vorgefommene Reklamation der 
Erben des Deutſch⸗ Ordens-Commenthurs, Freyherrn von Truchſeß, wegen eines 
Deputaten-Rüuüͤckſtandes, bin ich von meinem Allerhoͤchſten Hofe angewieſen, nachfol⸗ 
gende Erklärung abzugeben. 

Die Ruͤckſtaͤnde, welche von den Erben in Anfpruch genommen werben, belaufer 
ſich nicht auf 41,814 fl., fondern mit Einſchluß der abſchlagsweiſe angewiefenen, 
“aber nicht ausbezahlten 7000 fl., auf eine Summe von 31,741 fl. 514 fr. 

Die firengen Grundfäße, nach welchen gegen die Neflamanten verfahren 
wurde, find nicht von der Krone Baiern ausgegangen, ſondern gründen fich auf die 
©tipulationen ded Mergentheimer Vertrags, welchen viefelbe nur, nachdem die 
Stimmenmehrheit dafür entfchieden hatte, beygetreten iſt, und in deren Hinſicht 
auch die erwaͤhnten 7000. fl. an die Erben nicht mehr bezahlt werden konnten. 

Diefe Verhältniffe haben jedoch Seine Majeftät ven König nicht abgehalten, 
der Bitte der Erben Gehör zu geben, indem Sie bereits unterm 29, July vorigen 
Jahres Ihrem in Mergentheim befindlichen Commilfar, dem Königlichen gehei: 
men Rathe, Freyherrn von Kleudgen, den Auftrag ertheilten, im Einverſtaͤnd⸗ 
nig mit der Krone Württemberg hierüber mit ven Reklamanten in Vergleichs : Un: 
terhandlungen einzugehen, welcher Auftrag jet neuerding3 wiederholt wurde. 

Da nun aud) von Seiten der Krone Württemberg erklärt wird, daß man 
bereit fey, den Weg der gütlichen Uebereinfunft mit den Erben zu nehmen, fo 
werden diefelben in Bälde Dasjenige von der Großmuth der betheiligten allerhöchften. 
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Höfe erhalten, wozu ihnen Die Strenge ber vorliegenden Normen feine Hoffnung 
geben Fönnte, 

Der Koͤniglich Wurttembergiſche Herr Geſandte, Graf von 
Mandelsloh, aͤußerte hierauf: daß ſein Allerhoͤchſter Hof einen Vergleich, in 
Uebereinſtimmung mit Baiern, mit den von Truchſeßiſchen Inteſtaterben einzugehen 


eneigt ſey. 
6. 238. 


Einreich ungs⸗protokoll. 
Das Einreichungs-Protokoll wurde verleſen, und die Eingaben 3. 215. — 
219, der Commiffion zugeftellt. 
Die Berfammlung gieng hierauf zur vertraulichen Beſprechung über, 


Folgen die Unterfohriften. 


Verzeichniß Der Eingaben. 
Fortſetzung des Einreihungs; Protokolls von Nro. 215. bis 219. 


Nro. A5. Michael Fellner in Frankfurt: überreicht im Namen des Handelsmanns 
Melchior Buchholz, Sohn in Lennep, eine Forderung an die Reichs⸗ 
Operationskaſſe von 1,320 fl. für die im Jahr 1796. zum Bedarf der Artil- 
lerie zu Mainz gelieferte 1,320 Frankfurter Pfund Stüd-Pulver. 

Nro. 346. Dr. K. A. Erb Profeffor der Philofophie und der Rechte in Heidel- 
berg: überreicht einen Auffag, und bittet auf die Darin befannt gemachte auch 
inpolitifher Hinfihtwidtige Erfindung inder Phyfif, geneigte 
Ruͤckſicht zu nehmen. 

Nro. AT. Joſeph Hillebrand vormals Profeſſor in Hildesheim überreicht 
eine Abhandlung uͤber die Preß freyheit aus einem noch ungebructen 
Bert betitelt: « Deutfchlands Nationalität und National: Bildung » 

Nro. 318. Dr. Alefin Frankfurt, in Auftrag mehrerer Mitglieder des deutſchen 
Or dens: bittet in Bezug der bereits eingereichten Borftellungen um baldige Ers 
Sedigung und definitive Beflimmung der feinen Committenten zuftehenden Pens 
fionen. 

Dro. 219. F. Matern, Militär-Ranzlift, bermalen in Frankfurt: bittet um 
die gnädige Anfnahme unter die Zahl der Eentraldiener bed Großher- 
zogthbums Frankfurt und um Ueberweifung feines genofienen Ge: 
halts an irgend einen Landes: Theil des aufgelöften Landes. — 





Sechs und dreyßigſte Sitzung. 


Geſchehen, Frankfurt den 19ten Juny 1817. 


„In Gegenwart 
Aller in der vorigen Sitzung Anweſenden. 
Ausgenommen: 


Bon Seiten ber Niederlande, wegen des Großherzogthbums Lurembur g: 
des von dem Königlich Niederlaͤndiſchen, Großherzoglich Luremburgifchen. 
Herren Gefandten, Srenherrn von Gagern, fubflituirten Großherzoglich 
Medlenburg:Schwerinifchen wirklichen Heren Geheimen Raths und Staats: 
miniſters, Freyherrn von Pleſſen; und 


Von Seiten Braunſchweig's und Naſſaus: des von Dem Herzoglich 
Naſſauiſchen Herrn Geſandten, Staatsminiſter Freyherrn von Marſchall, 
ſubſtituirten Koͤniglich Hannoͤveriſchen Geheimen Cabinets⸗Raths, Herrn 
von Martens. 


Inhalt. 6. 239. Subſtitution des Freyherrn von Pleſſen für den Königlich Niederländiſchen, 
und des Herrn von Martens für den Herzoglich Braunſchweigiſchen und Nafauifihen 
Stimmführenden Geſandten. %. 240. Abftimmungen von Dänemark, Holftein: 
Dldenburg, Anhalt und Schwarzburg und von den freyen Städten über 
die Nachftener und Abzugsfreyheit. $. 241. Beyſtimmung von Bürt 

temberg zu den in.Antrag gebrachten Grund ſätzen über die Militärpflichtig—⸗ 
keit, in Beziehung auf die AuUswanderungsfreyheit aus einem deutſchen Bundes; 
ſtaate in den andern. 8: 242. Abſtimmung des Großherhogthums Heſſen über 
die Competenz der Bundesverſammlung. $. 243. Erklärung des Groß— 

Protok. d. d. Bundesverſ. III. Bd. 31 


herzogthums Heffen über den gegenfeitigen freyen Berkehr mit den noths 
wendigften Echenemitteln unter den deutfchen Bundeöftaaten. $. 244. Abflimmung der 
ı6ten Stimme über die Reichskammergerichtliche Suſtentations Sache. 5. 245. Erklä⸗ 
rung von Hannover über die Penſions-Regulirung für die deutſchen Ordens⸗ 
Ritter. 6. 246. Erklärung von Hannover über die Penſions-Angelegenheit 
der Mitglieder des Johanniter-Ordens. 6. 247. Erklärung von Hannover über die 

Reflamation: des Grafen von Bentheim, die Vertheilung einer Schuldforderung an den 

Sohanniter s Drden betreffend. 6. 248. Geſuch der Erben des ehemaligen Comitial⸗ 
Geſandten von Mollenbeck, deſſen Beſoldungs-Rückſtand betreffend. $. 249. Bewilli⸗ 
gung einer Sratififation für den ehemaligen Reichsdirectorigl⸗Geſandtſchafts-Secretär, 
Spofrath Herrlein zu Regensburg. $. 250. Steuerbefchwerde des Ehriftian Diehl zu Pirs 
maſens. $. 251. Befchwerde des Factor Mepp von Zriedberg gegen Raffan. $. 352- 
WiederholtesPenfionsgefuch der entlaffenen Glieder des ehemaligen Rheinpfälziſchen 
GeneralstandedsCommiffariats zu Mannheim. $. 253, Neue Eingaben. ) 


6. 239. 

Subfitution des Sroßherzoglih -Medlenburg: Schwerin: und 
Streligifhen Herrn Gefandten, Freyherrnvon Plefien, 
für den Königlih Nieverlänvifhen, Großherzoglich 
Zuremburgifhen Herrn Gefandten, Freyherrn von Ga⸗ 
gern; und des Röniglih Hanndverifhen Herrn Ge: 
fandten von Martend, für den Hherzoglid Braun: 
Shweig: un Rafffauıfhen Herrn Gefandsen, Freyherrn 
von Marſchall. | 

Praͤſidium: zeigt an, ver Koͤniglich Niederlaͤndiſche, Großherzoglich Lu: 
xemburgifche Herr Gefandte, Breyherr von Gagern, habe ven Sroßheigoglich 

Mecklenburg⸗Schwerin⸗ und Streligifchen Herren Gefandten, Freyherrn von Pleſ⸗ 

fen, und der Herzoglich Braunfchweig: und Naffauifche Herr Gefandte, Freyherr 

von Marfchall, den Königlih Hannöverifhen Herrn Gefandten von Mars 
tens fubftituirt, I | J | 


$. 240. 


Praͤf idium: wolle die noch ruͤckſtaͤndigen Abſtimmungen i in ben zur Bera- 
thung ausgeſetzten Grgenftänden vernehmen, 
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Nahfteuerrundp Abzugsfreyheit. 


Dänemark, wegen Holftein und Sachſen Lauenburg. Bereits 
feit vielen Jahren haben Seine Majeftät die Freyzügigfeit des Vermbgens Aller: 
hoͤchſtihrer Unterthanen als Regierungsgrundſatz aufgeftellt, und nur da Bes 
fchränfungen eintreten laſſen, wo Reciprocität Ihnen Pflicht wurde. Die mit 
den meilten deutfchen Bundesſtaaten längft beſtehenden Vertraͤge liefern hiezu die 
vollkommenſten Belege. 

Nur erfreulich konnte es daher Seiner Moejeſiat ſeyn, gleiche den deutſchen 
Unterthanen fo vortheilhafte Grundſaͤtze allgemein ausgefprochen zu ſehen, und 
Allerhoͤchſtdieſelben treten, um zu einem allgemeinen Einverſtaͤndniß nach Kraͤften 
beyzutragen, den wohlwollendſten, bereits zu Protokoll gegebenen Abſtimmungen, 
auch fuͤr Ihre Herzogthümer Holſtein und Sachſen-Lauenburg bey. 

Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß dieſe Grundſaͤtze der vollkommenſten 
Freyzuͤgigkeit auf einzelne Falle nicht angewendet werden koͤnnen, wo vorher zu 
erfüllende Schuld⸗ Berbindlichkeiten, oder noch nicht erledigte Proceſſe ſich jeder 
Veraͤnderung des Vermoͤgens überhaupt entgegen ſetzen; auch koͤnnen von dem aus: 
gehenden Vermoͤgen diejenigen Abgaben nicht erlaſſen werden, welche von den 
Einlaͤndern ſelbſt, bey Erbſchaften, Verkaͤufen, Schenkungen u. ſ. w. in Gemaͤßheit 
der Landesverfaſſung erhoben werden, wie ſolches in mehreren bereits vorliegenden 
Abſtimmungen und namentlich der Königlich Baieriſchen beſtimmt angegeben ift, 
auf welche die dieſſeitige Geſandtſchaft, um nicht zu weitlaͤuftig zu werden, ſi ch 
beziehet, und derſelben Aeußerungen ad III. beypflichtet. 

An Betreff des Zeitpunktes, in dem dieſe Freyzuͤgigkeit als in allen Bundes: 
ftaaten allgemein beſtehend anzufehen feyn möchte, glauben Seine Majeftät, dag 
der von einigen hier vorgefchlagene 1. July dieſes Jahrs ald der entferntefte anzu: 
nehmen feyn würde; Sie felbft behalten fid) auf alle Falle bevor, bey einzelnen in 
Ihren Landen fich ergebenden Fällen auch einen früheren feitzufegen. 

Wos die bey einer allgemein einzuführenden Freyzuͤgigkeit auch zu beruͤckſichti⸗ 
‚gende Militär -Pflichtigleit betrifft, fo muß die vieffeitige Geſandtſchaft bemerflich 
machen, daß ver Eommifliond: Bericht über die Reihenfolge die Berathung über 
Die Militär ‚Pflichtigfeit deutſcher Unterthanen als einen Gegenſtand bezeichnet hat, 
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ber mit der Militär: Pflichtigleit des deutſchen Bundes zugleich bearbeitet werben 
‚müffe, mit der, mehr ald mit jever andern zur Berathung zu ftellenden Diaterie, 
er conner if. Da nun diefer Bericht von Seiner Majeftät dem König, fo wie 
"von einer hohen Bundesverfammlung im Allgemeinen längft genehmigt wor; 
den; fo glaubt Die vieffeitige Gefandtfchaft den Abſichten der hoben Bundesver⸗ 
ſammlung es nur entſprechend, wenn ſie beſtimmt dahin antraͤgt: die Militaͤr⸗ 
Pflichtigkeit in Bezug auf die Freyzuͤgigkeit nicht zu berühren, bis die ohnehin 
nahe bevorſtehende definitive Berathung über dad Kriegsweſen des Bundes, auch 
die Militärs Pflichtigfeit auf allgemeine Grundſaͤtze gebracht haben wird, Dieſe 
einmal aufgeftellt, ergiebt fi ihre Anwendung auf die Freyzügigfeit von felbft. 
Sollte hierdurd auch die Beitimmung der Freyzügigfeit in allen ihren Zweigen 
nicht mit einem Male feftgefeßt werden können, fo wird die Verzögerung dennoch 
eine hohe Bundeöverfammlung um fo weniger abhalten können, einen Beſchluß 
über den Hauptgegenftand ihrer gegenwärtigen Berathung zu faflen, als dieſer 
leßtere nicht die Erledigung des 18. Artifeld ver Bundesakte zum Zwed hat, fon 
dern nur den in dieſem Artikel unter c) enthaltenen Punkt, nämlich: « die Frey⸗ 
« heit der Nachfteuer, infofern dad Vermoͤgen der Unterthanen in einen andern 
« deutfihen Bundesſtaat übergehet». Zwar ift allerdings die Militär: Pflichtigkeit 
mit der allgemeinen Freyzügigfeit in Verbindung, allein in engerer ftehet fie mit 
den Militär: Verhältniffen ded Bundes, und follten alle mit der Freyzügigkeit 
eonnere Gegenftände, deren ed noch gar manche giebt, erledigt werden, bevor 
die Sreyztigigfeit allgemein eingeführt wird, fo würbe der Hauptzweck ber gegen⸗ 
wärtigen Berathung, den deutſchen Unterthbanen eine allgemeine und neue 
Wohlthat baldmöglichft zuzufichern, auf längere Zeit verfchoben werden, welches 
durchaus gegen die edelmüthigen Abfichten aller Stifter und Mitglieder des Bundes 
flreiten würde. 

Schließlich bemerkt die viefjeitige Gefandtfchaft nur noch, auch ermächtiget 
zu feyn, die Verfiherung zu geben, dag Seine Majeftät ver König vollkommen 
geneigt ſind, auch in Ruͤckſicht der nicht zum Bunde gehoͤrenden Europaͤiſchen 
Lande Ihres Koͤnigreichs, mit denen Staaten uͤber die Aufhebung der Nachſteuer 
beſondere Vertraͤge abzuſchließen, wo ſolche noch nicht beſtehen ſollten, und deren 

Regierungen es wuͤnſchen duͤrften, wie bereits einige es zu erkennen gegeben haben; 
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auch bey diefen Vorträgen Die gemeinnüßiäften Beftimmungen zum Grunde zu 
legen, werden allerhoͤchſt dieſelben Sich vorzuͤglich angelegen feyn laſſen. 

Holftein Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg. Ihre Hods 
fürftlihen Durchlauchten finden im Allgemeinen die in der Königlich Wuͤrttem 
bergifchen am 1. May viefed Jahrs zu Protokoll gegebenen Abftimmung aufgeitells 
ten Grundfäße dem Zwede, die durch Die Bundesafte den Unterthanen ver Bun: 
desſtaaten zugeficherte Freyheit von aller Nachfteuer fo vollftändig und ungehindert 
als möglich in Ausübung zu bringen, bergeftalt entſprechend, daß Sie feinen 
Anftand nehmen, denfelben beyyzutreten, und nur | 

ad 1) bemerken: daß Ihre Hocfürftlihen Durchlaudhten gleichfalls geneigt 
ſind, in Anſehung der nicht zum Bunde gehoͤrigen Laͤnder beſondere Freyzuͤgig⸗ 
keits-Vertraͤge abzuſchließen, wie von Hoͤchſtihnen zum Theil bereits geſchehen iſt; 

auch 

ad 3) hinzuzufügen: daß in Anfehung des bey den Verhandlungen zu Wien 
gemachten Vorbehalts wegen der Gemeindeſchulden eine beſtimmte Erklaͤrung noth⸗ 
wendig ſeyn wird, wie dieſer Vorbehalt nur diejenigen Gemeindeſchulden bezielen 
koͤnne, wofuͤr ein Gemeindeglier ſich perſoͤnlich verbindlich gemacht hat; 

| fodann 
ad 4) den Wunſch außern: daß jede Abgabe fuͤr die Auswanderungs⸗ Er— 
laubniß im Allgemeinen für unzulaͤſſig, ausdruͤcklich erklaͤrt werden möge. Leibei⸗ 
genſchaft beſteht in Ihrer Hochfürſtlichen Durchlauchten Landen nicht mehr, und 
die Hinwegraͤumung der Hinderniſſe, welche aus der Militaͤr⸗Pflichtigkeit entſprin⸗ 
gen koͤnnen, iſt nach den deßhalb bereits getroffenen Einleitungen zu hoffen. 
Endlich wird 

ac S) darauf angetragen: daß ein gleichfoͤrmiger Anfangstermin der 
Wirkſamkeit der Abzugs- und Nachſteuerfreyheit verabredet und dadurch wenig⸗ 
ſtens von jetzt an die Ungleichheit gehoben werden moͤge, welche in dieſer Hinſicht 
unter den verſchiedenen Bundesſtaaten eingetreten iſt, weßhalb es angemeſſen 
ſeyn wird, zwar dasjenige, was in den einzelnen Staaten bisher beobachtet wor⸗ 
den.ift, für dad Vergangene auf fid} beruhen zu lafien, vahingegen nun⸗ 
. mehr feftzufegen, daß vom 1. Januar diefes Jahrs an die Nachſteuer in allen 
Bundesſtaaten als gaͤnzlich aufgehoben anzufehen fey. 
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Die freyen Städte Luͤbeck, Frankfurt, Bremen und Ham 
burg. Die in der Bundesakte Artifel 18, litt. c) genannte Nach feuer begreift 
nicht allein diejenige Abgabe, Die von den mit ıhrem Vermögen audwandernden 
Bürgern und Unterthbanen gefordert wird, fondern aud) diejenige Abgabe, die - 
von Fremden, welche als Erben, oder unter einem fonftigen Titel, Güter aus 
einem Gebiete ziehen, entrichtet werden muß. 

Obgleich Das Verhältnig der freyen Staͤdte von dem Berhältniffe anderer Bun- 
veöftaaten, und felbft unter fidy, bey ver Aufhebung der Nachiteuer verfchieden ift, 
wie fi) denn der Gefandte wegen der .in ver freyen Stadt Hamburg, nad 
deren befonderen Lage, aus der Aufpebung der Nachfteuer entftehenden Schwie⸗ 
rigfeiten eine befondere Erklärung vorbehalten muß, fo haben vie Städte gleich 
wohl die allgemeine Regel annehmen und dadurch dem gemeinen Beften ein freu 
williges Opfer bringen zu müffen geglaubt. 

Die freyen Städte geben daher jener Difpofition der Bundesafte, wegen ber 
Freyheit von. der Nachſteuer, bey welcher jedoch der Anfangstermin allgemein wird 
feſtzuſetzen ſeyn, um ſo mehr gerne Folge, da nun in Betreff der Feſtſetzung 
gleichfoͤrmiger Grundſaͤtze wegen der Militaͤr⸗Pflichtigkeit, ohne welche Die Ber 
freyung von der eigentlichen Nachſteuer unwirkſam bleiben koͤnnte, Einleitung 
getroffen iſt. 

Daß ein Wegziehender vor dem Abzuge alles, was er nach oͤffentlichen ober 
Privatverbindlichkeiten an feinem bisherigen Wohnorte zu leiſten hat, berichtigen 
muͤſſe, bedarf kaum bemerkt zu werden. 

Neben der Befreyung von der Nachſteuer, und ohne Abbruch derſelben ‚ 
beftehet jenoh fortwährend recht wohl dasjenige, was in der fünften Wiener 
Eonferenz vom 31. May 1815, ausdruͤcklich zur authentifchen Interpretation der 
Bundesakte beſchloſſen worven iſt; 

« Um die in Betreff ver Collateral⸗Steuer gemachte Einwendung zu beſeiti⸗ 
«gen, auch zu erkennen zu geben, daß durch die hier erwähnte Befreyung 
enihtgemeint fey, die Mitglieder einer Gemeinde von der Bezahlung 
« der von ihnen etwa gemeinfhaftlih mit zu vertretenden Ge⸗ 
emeinfhulden zu befreyen, bloß zu feßen: die Freyheit von aller. 
« Nachſteuer (jus detractus und ‚gabella emigratignis)», 
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und die Mehrheit ver freyen Staͤdte iſt nach ihren Verhältniffen in dem Syalle, 
wenigftend noch zur Zeit, einer Abänderung jened Beſchluſſes nicht beyftinw 
men zu fönnen. Die befannten Ereigniffe ded Zeitraumd von 1790. an, haben 
in den freyen Städten außerordentliche Taum zu erfohwingende Ausgaben zur Folge 
gehabt, Ausgaben, melde nicht allein das gewöhnliche Staatdeinfommen bey 
weiten, fondern aud alles Maas fo fehr überfhritten, dag ein gleichbalviges Auf: 
bringen aus dem Vermögen der Bürger nicht möglich war. Es mußten Daher, 
auf den Credit der ſtaͤdtiſchen Gemeinheiten oder deren Mitglieder, Gelder aufge: 
nonmen werden. 

Diefe Schulden find wahre Gemeinde- Schulden; die Mitglieder ber ſtaͤdti⸗ 
ſchen Communen ſind verpflichtet, dieſe Schulden, wie es in dem oben angezoge⸗ 
nen Wiener Conferenz⸗ Beſchluſſe heißt, gemeinſchaftlich mitzuvertreten. 


In den freyen Staͤdten iſt das transportable Vermoͤgen bey weitem betraͤcht⸗ 
licher, wie das unbewegliche. Die Exportation jenes iſt nicht mit Verluſt und 
Schwierigkeiten verbunden, denen ein Beytrag zu den Gemeindeſchulden gleich 
geachtet werden koͤnnte; das unbeweglidhe Vermögen bleibt in dem Staate zurüd, 
und die auf demfelben haftende Concurrenz zu den Gemeindefchulden wird bey 
der Werthbeftimmung in Anfchlag gebracht. Es laßt ſich nicht behaupten, durch 
einen Beytrag zu jenen Gemeindefchulden werde eine wirflihe Nachſteuer 
unter verändertem Namen fortwährend beybehalten; es wird dieſes fehon durch 
jenen Wiener Eonferenz: Befchluß hinreichend widerlegt. 

Zur Befeitigung jeder widrigen Vermuthung, wenn einer foldhen wider Ver; 
hoffen Statt gegeben werben wollte, behält fih inzwifchen der Gefandte bevor, 
wegen der Zeitperiode, nach welcher in den freyen Städten Lübed uud Frank⸗ 
furt dad Maas viefer Schulden-in jedem Betrachte genau bemeffen wird, fo wie 
wegen der desfalls beftehenden Einrihtung gewiß befriedigende Erläuterung 
‚zu geben, und dieſe allenfalld mit ver oben für Die freye Stadt Hamburg vorbe: 
balten em allgemeineren Erklaͤrung zu verbinden. | 

" Man bezieht fich fchließtich auch auf dasjenige, was in der Rurbeffifhen 
Abftimmung Rrotofo ver 33, Sitzung 8. 217. Num. 4) bereits benusft wor: 
‚den iſt. 
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Defterreih. Da Seine Kayſerlich Königliche Majeſtaͤt Sich von jeher, 
nebft ven mit fo vielen Staaten beftehenden eigenen Freyzügigkeits-⸗Vertraͤgen, gerne 
bewogen gefunden haben, die Freyheit von aller Nachſteuer und Abzug erga recipro- 
cum zu bewilligen; fo koͤnnen Allerhöchftviefelben Sich nur mit Berguügen für bie 
liberalfte Deutung des dieſen Gegenftand betreffenden 81, Artikels ver Bundesafte 
lit. c) ausfprechen. 


Praͤſidium: wolle fih in ven Abſtimmungen erſehen, und Entwurf Be⸗ 
ſchluſſes uber die Nachſteuer⸗ und Abzugsfreyheit in ver naͤchſten Sitzung vorlegen. 


9. 241. 


Militaͤr⸗Pflichtigkeit in Beziehung auf die Auswanderungsfrey— 
heit von einem beutfhen Bunbesflaate in Den andern. 


. Württemberg: Seine Königlihe Majeftät von Württemberg erklären, 
daß Sie ven Grundfägen volllommen beyftimmen, welde in dem Eommiffions : 
Vortrag vom 19. May d. J. über die Militär: Pflichtigfeit in Beziehung auf die 
Auswanderungsfreyheit in Antrag gebracht worden find, 


6. 242. 
ECompetenzberBunbesverfammlung - 


Großherzogthum Heffen. Die Großherzoglihe Gefandtfhaft hat 
inder 34. Sitzung ihre Erklärung über die Annahme der proviforifhen Feſt—⸗ 
fegung der Eompetenz des Bundestags vorbehalten. Sie findet fih nun: 
mehr angewiefen, ben bieffeitigen Beytritt zur gedachten Annahme zu erflären, 
unter Anerkennung ver, bey biefem unftreitig zu manchen näheren Beftimmungen 
geeigneten Gegenftande, fehr verdienftlichen Vorarbeit ver Commiſſion. Man will 
Hier nur einen, vieHeiht um deßwillen vorzüglich erläuterungsbebürftigen Punkt 
bezeichnen, da folder immerhin.nicht wohl zu vermeidenden Mißbraͤuchen ausgeſetzt 
ſcheint. Es ift dieß die 8. 5., 3. 3, a) aufgeftellte Annahme von Beſchwerden, 
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wegen der in Rechtsſach en eintretenden Juſtizverweigerung oder 
Verzoͤgerung. 

Unter dieſer letzteren mag, da ſchon die Feſtſetzung des Begriffe von R ech t s⸗ 
ſachen ihre Schwierigkeiten hat, wohl nur das verſtanden werden koͤnnen, was 
nah den beftebenden Geſetzen des deutfhen Staates, in wel 
chem eine Zuftizverweigerung oder Verzögerung angeblich geſchiehet, als ſolche 
wirklich erfcheint. 

Es kann daher eine Beſchwerde viefer Art in lolzenden beyben Faͤllen nicht 
als gegründet angeſehen werden. 

1) Wenn der Gegenftand, von weldyem die Nede ift, nach den Landesgeſetzen 
nicht zu den eigentlichen, in gewöhnlichen gerichtlichen Wege zu erledigenden 
Rechtsſachen gehört, fondern von der einfchlagenden Regierungs-Behoͤrde zu 
entſcheiden ift; fey ed, daß hierüber Fein Zweifel obwalte, oder daß der Zweifel 
und die etwa vorhanden gewefene Verſchiedenheit der Anfichten zwifchen Den betref 
fenden Juſtiz⸗ und Regierungs⸗Behoͤrden auf die, in dem einzelnen deutſchen Staate 
verfaffungsmäßige Weife gehoben und ge ge n die Beſchaffenheit einer Rechts ade 
entſchieden worden iſt. 

2) Wenn der Gegenſtand, von welchem dio Rede ift, nad) Ben Landesgefer 
gen allerdings eine eigentliche, in gewöhnlichen gerichtlichen Wege zu serledigende 
Rechtsſache bildet, .a er Darum zw gerichtlichen Verhandlung nicht, oder. nicht 
mehr zugelaſſen werden Tan, weil derjenige, welcher ſich beſchwert haͤlt, vie 
Bedingungen, welche als weſentlich zur gerichtlichen Verhandlung vorgeſchrie⸗ 
ben find, nicht erfüllt hat; ſey es auch, Daß der ſie nicht erfüllen lonnte, z. B. 
wenn er Die zur Anzeige der Berufung an die hoͤhere Inſtanz beflimmte Nothfriſt 
nicht beobachtet hat; oder wenn der Gegenſtand des Proceſſes nicht Die, zur Zufäffigs 
keit einer Berufung an die hoͤhere Inſtanz feſtgeſetzte Summe’ beträgt. | 

Man zweifelt feineswegs, daß bie erwähnte Stelle des Commiffions.QVortrags 
nur in dieſem Sinne habe verſtanden werben Finnen. Man hält es aber für 
zweckmaͤßig, daß bie beftinimt und vemtlich ausgedrückt werde, um zu vermeiden, 
daß nicht Beſchwerden an die Bundesverſammlung gebracht werden, die in Gemäß; 
heit der eben angeführten Srundfäge offenbar abgewieſen ‚werden muͤßten. 

Pretot. d. d. Bundesverſ. III. dh 32 


‚246 


6. 243. 


Gegenfeitiger freyer Verkehr mit den nothwendigſten Lebensͤ⸗ 
bedürfniſfen in den deutſchen Bundesſtaaten. 


Gr oßherzogthum Heſſen. Die Großherzoglich Heſſiſche Geſandtſchaft 
hat, in Gemaͤßheit erhaltener Inſtruction, über den loco dictaturae mit den 
Dazu gehörigen Aktenſtuͤcken gedruckten und von ihr berichtlid) einbegleiteten: « Ents 
wurf einer Uebereinfunft zwifchen fämmtlichen deutſchen Bundesſtaaten uber vie 
Freyheit des Handels mit Getreide und Schlachtvieh » ; folgendes zu erklären: 

In dem Großherzogthum Heſſen beſteht, auſſer unerheblichen Tranſitozoͤllen 
und wenigen Einſchraͤnkungen, welche durch einige Conſumtionsabgaben beſchraͤnkt 
ſind, keine Beſchraͤnkung des Handels. Eine gemeinſchaftliche Uebereinkunft 
über den freyen Verkehr innerhalb der Grenzen des deutſchen Bundes würde daher 
bie Regierung gar nicht in die Verlegenheit fegen, zu bedeutenden Aenderungen 
_ innerer Einrichtungen fchreiten zu müffen. Namentlich lag es feit langer Zeit in 
ihrem Verwaltungs: Syfteme, dem Handel mit Getreide und Lebensmitteln die 
uneingefchränftefte Sreyheit zu gewähren und ihn nicht mit Abgaben zur belegen. 
Es ward diefer Grundfaß fo ftandhaft verfolgt, dag felbft Sperren, von andern 
beutfchen Staaten angelegt, theild hicht immer retorquirt, theild und zwar nur 
einmal, bloß durch einen geringen Ausfuhrzoll erwiedert wurden. Auch nad) der 
legten Mißerndte förte man den freyen Verkehr nicht, ald fchon in Frankreich eine 
Sperre verfügt war, und Die im Königreich Baiern beſtehenden, im Königreich 
Württemberg new angelegten hohen Ausfuhrzölle die Getreideausfuhr aus jenen 
‚Staaten erfchwerten, ja faft unmöglich machten. Indeſſen drängten eben dieſe 
Verfügungen alle Getreideauffäufer in ver Provinz Startenburg, vem Theil des 
Großherzogthums, welcher die fchlechtefte Erndte gemacht hatte, zufammen und 


veranlaßten fo bedeutende Anfäufe, zum Theil für Rechnung anderer Regierungen, . 


Daß im Monat Januar d. 3. die Gefahr eintrat, den eignen Bedarf des Landes 
nicht mehr gefichert zu fehen. Die damals verfügte Sperre befhränfte ſich indeſſen 


auf diefen Landeätheil und ward fpäter nur theilweiſe auf die überrheinifche Pros 


vinz audgedehnt, in welcher jedoch die Ausfuhr der feineren Getreidearten erfl ganz 
vor kurzem: unterfogt worden iſt. Daneben genog Die Provinz Heffen bis zum 


— — — — — 
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30. April d. 3. die uneingefchränftefte Ausfuhrfreyheit alles Getreides, und es 
war nur das hanfige Auffaufen ver Saatfrüchte, und die Gefahr, dadurch einen 
Theil der Felder unbebaut zu ſehen ‚ welche an jenem Tage eine beſchraͤnkende 
Verfuͤgung veranlaßte. 

Die Regierung wuͤrde, gleich der Großherzoglich Badiſchen, den Getreide⸗ 
handel durch einen hohen Impoſt ins Gleichgewicht zu ſtellen geſtrebt haben, wenn 
ihr nicht das Reſultat ihrer Unterſuchungen die Ueberzeugung gegeben haͤtte, daß 
in dem ärößern Theile des Landes von den vorhandenen Vorraͤthen nichts mehr 
entbehrt werden könne. In denjenigen Landestheilen aber, in welchen ſie die 
Ausfuhr zulaſſen zu koͤnnen glaubte, verſagte ſie ſich jede Auflage, um nicht durch 
eine ungewoͤhnliche Verfügung dem Landmanne wie dem Handelsſtande ven 
Erloͤß zu rauben, welchen die Zeit ihm darbot. 

Diefem Verfahren hat das Großherzogthum Heffen zu verdanken, daß in feinen 
Gränzen die Preife der erſten Lebensmittel zwar fehr hoch, hoch genug geftiegen 
find, um dem Landmanne ben Gewinn an feinen Produkten, der ipm gebührt, 
reichlich zu gewähren, daß fie aber doch bedeutend niedriger, als in vielen Nach; 
barftaaten ſtehen, und feine Bewohner ohne Beforgnijfe eined gänzlihen Mangels 
der kommenden Ernote entgegen ſehen. 

Nach viefer Darftellung wird auf der einen Seite Darüber fein Zweifel obwal:; 
ten, Daß die Großherzoglid, Heffifche Regierung das Wohlthätige und alle Folgen 
eines freyen Verkehrs würdige, Daß fie den Grundſaͤtzen huldige, auf welche der 
vorliegende Entwurf einer Uebereinfunft gebaut ift, und welche in ven Abftuns 
mungen der verehrlihen Commiffions + Mitglieder entwidelt find. Eben fo wird 
ed. fich aber auch auf der andern Seite darlegen, daß jene Regeln nicht ohne Aus⸗ 
nahme ſeyn, oder vielmehr, daß der gewöhnlidye und natürliche Gang der Dinge 
durch aufferordentliche Ereigniffe geftört werden koͤnne, welche eben fo ungewoͤhn⸗ 
liche Gegenmaasregeln ndthig machen. Diefer Fall, wo eine Regierung die Sub⸗ 
ſiſtenz ihrer Unterthanen von dem gewöhnlichen Gange bed Handels nicht abhängen 
faffen darf, kann auf verſchiedene Weife eintreten. Dan darf nur eine unergiebige 
Erndte in den meiften deutſchen Provinzen vorausfeßen, ed wird aldtann das 
naͤchſte fruchtreiche Land und. zwar vorzugäweife dasjenige, welches die Ausfuhr 
nicht mit Abgaben belegt, zum Ankaufe aufgefucht, Der Landmann behält in der 
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Regel nicht mehr als feinen eignen Bedarf zurüd:, ja verführt durch hohe Preiſe, 
berechnet er -felbft diefen oft unrichtig, fehr: bald wird alfo ein ſolches Sand von den 
Vorraͤthen, die feine Subſiſtenz erfordern, entbloͤßt ſeyn. Der freye Verkehr 
würde in gewöhnlichen Zeiten den Abgang alsbald erfegen; nicht eben fo iſt hierauf 
zu zählen, wenn das fehlende nur durch ausländifches Getreide, fey ed nun im 
Wege des Privathandeld oder durch Beftellungen der Regierung, erfeßt werben 
kann. Es fann, wie ed in Diefem Jahr ver Fall war, ver Mangel ſich zu fpät 
offenbaren, die Beftellungen nidyt frühzeitig genug gemacht feyn, das frühe Zus 
gehen ver Oftfee und der FZlüffe Den Trandport hindern, oder endlich eine Mißernote 
in den nordijchen Reichen, aus welchen Deutfchland feinen Bedarf in Fallen ver 
Noth bezieht, die Hülfe vergeftalt verfpäten, daß Hungerönoth oder, was Diefer 
faft gleihfommt unerfchwinglicye Preife, unvermeiolih find. Die Domaniab 
vorräthe koͤnnen in ungünftigen Jahren zur Unterſtutzung eined ganzen Landes 
nie hinreichen. “Die Eoftfpielige, mit großem ſtets erneuertem Verluſte verbundene 
Anlegung ftändiger Magazine kann nicht in ver Politik fruchtreicher Staaten liegen, 
welche vielleicht nur von 40 zu AO Fahren einmal Davon Gebraud; machen koͤnnen, 
und auf jeden Fall befindet ſich in Suͤddeutſchland wenigſtens, wo die Einfuhr des 
Getreides aus ſehr entfernten Gegenden ein ſeltenes Ereigniß iſt, dieſer Handel, 
der ſehr große Kapitalien erheiſcht, in den Haͤnden weniger Perſonen, die ſich ſehr 
bald uͤber hohe Preiſe einverſtehen. Dieſen vorzubeugen und das Aeuſſerſte abzu⸗ 
wenden, bleibt den Regierungen, deren Lande noch mit hinreichenden Vorraͤthen 
an Lebensmitteln verſehen find, fein anderes Mittel, als ein Sperrgeſetz übrig, 
und es duͤrfte haͤufig die Nichtanwendung dieſes Mittels nur von der Ueberzeugung 
herruͤhren, daß das Land nicht hinlaͤnglich verproviantirt ſey, durch eine Sperre 
aber Erwiederung derſelben, mitpin noch größerer Mangel bervorgesufen werben 
würde. 

Noch einleuchtender iſt Die Nothwendigkeit - folder: Verfügungen bey dem 
Schlachtvieh. Es können Seuchen dem Aderbau feine erfte und wefentlichfte 
Stüße entziehen, die weder aus Magazinen noch durch Zufuhr aus dem fernen 
Auslande erfeßt werden kann; es ift möglih," daß alsdann die hohen Preife, 
welche volfreihe Städte zu bezahlen bereit jind, eine Ausfuhr veranlaffen, welche 
zu hemmen Der Staat fich und feinen Unferthanen ſchuldig ift. 
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Iſt es hiernach nicht zu Idugnen, daß Fälle gedenkbar find, in weldhen nur 
durch ein Sperrgeſetz Die Gubfiftenz oder Dad Wohl eined Landes over zahlreicher 
Klaffen feiner Bewohner gefichert werden. konn; fo kann auch deſſen Regierung, 
mit dem feiten Vorfage nie-ohne Roth zu diefem Mittel zu greifen, und mit dem 
beſten Willen überall das ruͤckſichts vollſte Benehmen gegen Nachbarſtaaten eintrer 
ten zu laſſen, dennoch nicht auf immer und unter allen Umſtaͤnden ſich eines Re⸗ 
gierungsrechtes begeben, das nur als Mittel zur Erfüllung einer ihrer erſten und 
heiligſten Pflichten anwendbar iſt. 

Dieſes ſind die Gruͤnde, durch welche die Großherzoglich Heſſiſche Regierung 
ſich abgehalten findet, der vorgeſchlagenen Uebereinkunft, ſo wie ſie vorliegt, bey⸗ 
zutreten. Es waltet hierin ein faſt allen deutſchen Regierungen gemeinſchaftliches 
Intereſſe ob. Vielleicht duͤrfte, ohne Gefahr fuͤr die Sicherheit der einzelnen 
Bundesſtaaten, ein Schritt zur Erreichung des ſchoͤnen und großen Zieles, nach 
welchem der Entwurf der Uebereinkunft ſtrebt ‚ geſchehen, wenn man ſich daruͤber 
vereinbarte: 

1) Daß jede Bundesregierung nur in Faͤllen der Roth, wo fie die Subſi⸗ 
ftenz ihrer Unterthanen bereitö gefährvet flieht, zu: Sperrgefeßen fchreiten folle; 
ihr jedoch allein Die Beurtheilung, ob diefer Kal eingetreten fey, welche der Ra: 
tur der Sache nah, nicht von Ruͤckſprachen mit anderen Regierungen abhängig 
gemacht werden kann, Überlaffen bliebe; 
| 2) Daß der freye Durchgang aller Lebensmittel durch jeden Bundesſtaat nie 

gehindert und nie mit andern ald ben gewöhnlichen Tranfito, Gebüpren befchwert 
werden folle; endlich 

3) Daß das, erweislich im Auslande angekaufte, in einem Staate nieder⸗ 
gelegte Getreide auch wieder ausgefuͤhrt werden dürfe, 

Auf diefe Weife wäarde ein Sperrgefeb den infändifchen und auslaͤndiſchen 
Handelsgang fo wenig ald möglich unficher machen, aud ber Berproniantirung 
anderer Staaten nicht im Wege ftehen. Daß aber im Falle einer Sperre, die früher 
angefauften Lebensmittel derfelben nicht unterworfen feyn follten, Tann deßwegen 
nie eingeräumt werben, weil biefe Ausnahme jede Sperre zwecklos machen, ihre 
Wirkung vernichten koͤnnte. In einem Lande, welchem die Erndte mehr als feinen 
Bedarf gegeben hat, kann und wird die Regierung nicht früher zu einen Sperre 
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fchreiten, als bis diefer Bedarf nicht mehr gefichert iſt, und vorausſichtlich nicht 
leicht oder nicht fohnell genug ergänzt werden kann. Diefer Zuſtand der Dinge 
wird ihr aber nur durch die Ausfuhr felbft befannt, da die Ankaͤufe verborgen. 
Bleiben koͤnnen, und fie würde fi alfo, wollte fie jenen Grundſatz anerkennen, 
in die Lage feßen, alle Vorräthe auögeführt zu ſehen, ohne ein Mittel zu heben, 
ſie zu erſetzen. 


6. 244- 
Reihslammmergerichtlide Suſtentations⸗Sache. 


Hohenzollern, Liechtenſtein, Reuß, Schaumburg: Lippe, 
Lippe und Wal deck. Die Durchlauchtigſten Fuͤrſten ver 16. Curie ſind von 
dem warmen Wunſche beſeelt, daß die Subſiſtenz aller Angehoͤrigen des vormali⸗ 
gen Reichskammergerichts für die Zukunft auf's Baldigſte geſichert werden moͤge. 
Hoͤchſtdieſelben ertheilen daher für ven Fall, daß die in den Beylagen 47. und 
48: zum Protofoll der 22. vießjährigen Sitzung für die Regulirung diefer dringen: 
ven Suſtentations⸗Sache aufgeftellten Grundfäße und die zun Bertheilung der 
Penfioniften gemachten Borfchläge, ven allerfeitigen Benfall finden, venfelben 
gleichfalls Höchftihre Zuftimmung. | 
Der Geſandte ift jedoch inftruirt, hierbey zu erffären: 

1) Daß die in der Zabelle C. den Fuͤrſtlichen Landen zugefchriebenen Popula⸗ 
tions: Summen ben wirklichen Betrag ihrer Bevölkerung bey Weiten uͤbertreffen. 
Die meiſten per Durchlauchtigſten Fürſten wollen indeſſen, aus billiger Rückſicht 
fuͤr dieſen Fall, und um die Regulirung ver Sache nicht aufzuhalten, die Annahme 
der erwähnten Population zur Ausmittelung Hoͤchſtihres Beytrages Sich gefallen 
laſſen, muͤſſen aber fich feyerlichft Dagegen verwahren, daß diefe Annahme für vie 
Zukunft, wenn von andern Leiftungen die Rede fommen follte, in irgend einer 
Art zur Confequenz gezogen werde. | 

2) Kür dad Fuͤrſtenthum Dobenzo llern⸗Sigmaringen, deſſen Bevoͤl⸗ 
kerung wenigſtens um ein Funftheil, fo wie das Fuͤrſtenthum Liechten ſtein 
deſſen Population gar um das Doppelte des wahren Betrags zu hoch angeſetzt 
worden ‚.muß aber auf eine, diefem gemäße. Herabfegung angetragen werden, | 
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3) Da nun dad Princip aufgeftelt worden, Daß die Unterhaktungsfoften des 
KHammergerichtö : Perfonald in der Art zu repartiren wären, Daß je 10,000 Sees 
len der Bevoͤlkerung von jedem Taufend der Exigenz F übernehmen, fo würde fi 
die auf Tab. C. ©. 223. befindliche Berechnung dahin ändern, daß der Beytrag 
von Hohenzollern: Sigmaringen 2., und von Liechtenftein J betrüge, fo wie auch, 
felbft nach der Dort angenommenen Bollszahl, die Quote von Neuß älterer Linie 
fi) nur auf 12, und die von Schaumburg-Lippe nur auf 14, mithin der Beytrag 
der ganzen Curie fih nicht auf 17, fonvern auf 152 beläuft, | 

Im Uebrigen find - 

4) Shre Hochfürftlihen Durchlauchten damit einftimmig, daß den wieder in 
Dienft getretenen Rameralen dasjenige als Penfion zuzulegen fey, - was fie gegens 
wärtig an Gehalt weniger zu beziehen haben, als bey ihrer vormaligen Anftellung 
bey dem Reichöfammergerichte,; und finden 

5) Die mäßige Erböhung der untern Klaffen ver Advocaten und Procuratoren, 
wogegen das Recht des Aufrüdens wegfällt, fehr zweckmaͤßig; Tönnen aber ' 

6): Den am Schluß des zweyten Voti der Commiffion geäußerten Wunſch, 
in dem dafelbft berührten Falle, einen Penfioniften ver transrbenanifchen Suſten⸗ 
tations⸗Commiſſion guf die reichSfammergerichtliche Kaffe überweifen zu Dürfen, 
nicht genehmigen, indem Hoͤchſtſie Ihre Lande zur Uebernahme ſolcher Penſi onaͤre 
nicht für verbunden erachten. 


6. 045. 


Nachdem hiernaͤchſt für die bereits vorgetragenen, aber zur beſondern Ab⸗ 
ſtimmung ausgeſetzten Reclamationen das Protokoll eröffnet worben war, wurden 
‚über folgende Gegenftände. eigene Erflärungen zu Protokoll gegeben: 


Penſions⸗Regulirung für bie deutſchen Ordens⸗Ritter. 


Hannover.’ In der 12, vorjährigen Sitzung iſt auf Veranlaſſung ver Re 
Hamationen des jetzt nerftorbenen Sandoommenthuf des Deutfchen Orbens, Freyherrn 
von Münchhauftn, und des Commenthurs dieſes Ordens, Freyherrn von Wöllwarth, 
auf den Vortrag des Herrn Geſandten von Berg, befchloffen worden; daß wegen 
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Anwendung des 15. Artikels ver Bundesafte, in Beziehung auf die Penfionen der 
deutſchen Ordens⸗Ritter, und insbeſondere der dabey eintretenden von dem Herrn 
Referenten entwickelten drey Fragen, die erforderlichen Ynftructionen einzuholen 
und nad deren Erlangung über die beyden Gefuche der Freyherrn von Muͤnchhau⸗ 
ſen und von Woͤllwarth Beſchluß zu faſſen ſey. 

Dieſſeitiger Geſandte ſieht ſich durch erhaltene Inſtructionen in den Stand 
geſetzt, die Anſichten ſeines Hofes über die Anwendung des 15. Artikels der Bun: 
desafte, in Beziehung auf die Penfiorien der deutſchen Ordensritter, im Allgemei⸗ 
nen dahin zu eroͤffnen: 


1) Daß nur Diejenigen Mitglieder des Ordens aus demſelben ein Recht erhalten 


Haben, denen nod nicht hinreichende Penfionen bewilliget worben; 

2) Daß nur diejenigen Zürften folche Penfionen zu zahlen haben , welche gleich 
Anfangs oder in der Folge eingezogene Befißungen des Ordens wirklich erhalten 
haben, miithin wenn ohne Zuthun der rechtmäßigen Landesherrſchaft, Güter 
oder Geredhtfame des Ordens, die in ihrem Lande belegen find, verdäuffert worden, 
und die Landesherrſchaft felbige nicht wieder einziehen wolle, auc wegen: dieſer 
Guͤter kein Anſpruch auf Penſionen gegen ſie gemacht werden koͤnne; 

3) Daß bey Beſtimmung des Quanti der Penſionen ſolcher von ihr wieder 
eingezogenen Guͤter auf die Verminderung des Werths derſelben, welche aus den 
darauf verwendeten Einloͤſungskoſten oder darauf haftenden Schulden erwachſen 
iſt, Ruͤckſicht zu nehmen ſey, indem offenbar iſt, daß wenn der Orden da, wo er 
aufgehoben worden, wieder hergeſtellt würde, die Ordens⸗-Ritter nur bie dadurch 
verminderten Revenuͤen derſelben zu beziehen haben wuͤrden; 


4) Nur Diejenigen Mitglieder des Ordens auf Penfion einen Anſpruch haben, 
bie zur Zeit der Aufhebung des Ordens in dieſen Ländern nach ben Statuten des 
Ordens faͤhig waren, ihre Commenden zu beſitzen; 

5) Ein Ascenſionsrecht Bey ven gegenwaͤrtigen Ordensgliedern uͤberall nicht 
&tatt finde, weil:von dem, was in dem Neichsdeputatiens⸗Schluſſe von 1803. 
ia Anfehung des Aufrüdene der Domicellaren ‚enthalten. iſt, durchaus Feine Anwen⸗ 


bung auf Commenthure des deutſchen Ordems gemacht werden kann, welche im 


Beſitz einer Sommende geweſen, und auf Landeommenden weder Anwartſchaft 


gehabt ‚ noch anders ald durch Wahl und großmeifterliche Beſtaͤtigung day gelangen 
koͤnnen; 

6) Daß die Laſt der Penſionirung auf die Commenden und in ben Maafe 
zuben mäfle, daß wenn die Einnahme aus einer einzelnen Commende herruͤhrte 
auch die Penſionirung aus dieſer geleiſtet werde; wenn aber die Einnahme der 
Ordensritter oder die Beſoldung der Beamten aus ganzen Balleyen beſtritten 
wurde, Die zu ſelbiger gehoͤrig geweſenen Commenden dazu verhaͤltnißmaͤßig zu 
co neurriren haben, aus deren Einkuͤnften ehemals die Einnahmen ber Ordends 
glieder erfolgten; daß da indeß aus Diefem Grundſatze eine große Härte für biejes 
nigen folgen fönnte, deren Commenden veräuffert find und nicht wieder eingelöfes 
werden, oder bey welchen die Einlöfung dem Werth derfelben faft gleich fommen 
würde, wohl zu wuͤnſchen wäre, daß ad analogiam des trandrhenanifchen Suftens 
tionsfonds, für die foldhergeftalt Leivenden ein Zufhuß aus den wenig belafteten 
Befigungen der Ordensgüter herbengefchafft werben könnte, zumal eine folidarifche 
Verbindlichkeit für manche folher Penfionen wohl niht in Abrede geftellt werden 
Tann, welches auch um fo weniger brüdend feyn würbe, ald die Zahl der noch 
unverforgten Orbendritter ſich nur auf neun beſchraͤnkt, die weit nicht alle in Diefe 
Kategorie fallen, und von denen, wenn man einen einzigen 5Ojährigen ausnimmt, 
die Uebrigen Greife von 70, 80 und 9 Fahren find, beren Alter daher fie einer 
| vorzüglichen Beruͤckſichtigung um fo würdiger macht. 

Wegen Anwendung dieſer Grundfäße auf die ſpeciellen, für die Herren von 
Muͤnchhauſen und von Wölwarth eingereichten Reclamationen muß der Dieffeitige 
Geſandte fi feine fernere Abftimmung vorbehalten, wenn Die eingegangenen Ins 
ſtructionen der andern Hoͤfe die Bundesverſammlung in den Stand ſetzen werden, 
in Gemaͤßheit des Beſchluſſes der 12. vorigjahrigen Siyung Darüber thren Beſchluß 


zu faſſen. 
6. 26. 

Penfiond:Sahe der Mitglieder des Johanniter-DOrdend 
Hannover. In der 6. vorigjährigen Sigung ift auf Veranlaffung einer. 
Reklamation des Bevollmächtigten des Zohanniter : Ordens von. Serufalem bie 
Erhaltung bed Ordens, die Zurüdgabe ber noch unveraͤußerten Guͤter deſſelben 
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uud einſtweilige Borforge für den Unterhalt ber damaligen Mitglieder betreffend, 
auf den Bortrag des Herren Gefandten von Berg der Schluß gefaßt, daß wegen 
Ausdehnung der in dem 15. Artifel der Bundesakte, binfichtlich der deutſchen Or: 
dend- Ritter, enthaltenen Beftimmung auf die Mitglieder des Johanniter⸗Or⸗ 
dens, dieſes Geſuch zur Berathung und Beichlußnahme nach yorgängiger Berichts⸗ 
erſtattung auszuſtellen ſey. 

Auf deßfalls an meinen Allerhoͤchſten Hof abgeſtatteten Bericht, bin ich auto: 
rifirt zu erflären: daß Derfelbe, fo viel die Penfionirung der damaligen Mitglieder 
des Johanniter⸗Ordens betrifft, dafür halte, daß die in dem 15. Artikel der Buns 
desakte, in Betreff der Penfionirung ver Mitglieder des deutfchen Ordens, ent: 
baltenen Beftimmungen und deren Anwendung, auch auf die Mitgliever des Jo⸗ 
banniter: Ordens auszudehnen ſeyen. Da hier die dringendſte Analogie vorhanden 
fey, une ſich nicht bezweifeln laffe, daß menn nicht der Johanniter Orden, fv 
wie der deutſche Orden, durch den Reichöveputationsfchluß von 1803. ausdruͤcklich 
aufrecht erhalten, fondern beyde Damals aufgehoben wären, für ihre Mitglieder, 
wie für die Mitgliever aller andern aufgehobenen geiftlichen Stifter, durch den 
Deputationsſchluß würde angemeffen geforgt feyn, 

Hannover wird fi daher aud der verhälmißmäßigen Eoncurrenz zu biefer 
Penfionirung in Anſehung der in feinem Gebiet gelegenen wenigen Johanniter⸗ 
Orbenögüter nicht entziehen... 


6. 247. 


Rellamation des Grafen von Bentheim, wegen Bertheilung 
einer Schuldforderung von Linnenfamp und Olfers an 
den Sobanniter; ⸗Orden. 


Hannover. In der 14. vorigjährigen Sitzung vom 23, December iſt auf 
ben Antrag einer Borftellung ded Herrn Grafen von Bentheim, Die Vertheilung 
‚einer von dem Johanniter: Orden bey dem Haufe Zinnenfamp und Olferd contra 
hirten Schuld unter ven Intereffenten betreffend, der Beſchluß gefaßt worden, 
daß den Geſandten der Bundesſtaaten, welche an dieſer Sache ein Intereſſe haben, 
anheimgeſtellt werde, bey ihren Höfen darauf anzutragen, fie zu bevollmaͤchtigen, 
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mit Juziehung Der übrigen Intereffenten hier eine zwedimäßige Vereinbarung über 
Die Auseinanderfeßung dieſer urfpränglichen Schuld des deutfchen Großpriorats des 
Johanniter⸗Ordens unter den Intereſſenten einzuleiten. 

Dieffeitige Gefandtfchaft hat nicht verfehlt, ihren Hof hiervon in Kenntniß zu 
ſetzen, und iſt von demſelben zu erklaͤren autoriſirt worden: 

Wie derſelbe gern geneigt ſey, nach dem Sinne des Beſchluſſes vom 23. De⸗ 
eember v. J. zu einer guͤtlichen Vereinbarung über die Vertheilung der in Frage 
ſtehenden Schuld unter den Staaten, welche Guͤter des vormaligen Johanniter⸗ 
Ordens befigen,, die für dieſe Schuld mitverpfaͤndet worden, nach billigen Grund⸗ 
faͤtzen in Anſehung des dabey für Hannover in Betreff der Commende Lagen vor⸗ 
waltenden Intereſſe die Hände zu bieten, und dieffeitige Geſandtſchaft autorifirt 
werde, mit den hier anwefenden Gefandten der bierbey betheiligten Hofe deßfalls 
in Communication zu treten. 


6. 248. 


Geſuch der Nelicten des ehemaligen Comitial⸗ Geſandten von 
Mollenbeck, Beſoldungs-Rücktſtand betreffend, 


Hanno ver. In der 22. dießjaͤhrigen Sitzung iſt auf das Geſuch der Re⸗ 
ficten- des ehemaligen Comitial s Gefandten ber Reichsgraͤflich⸗Wetterauiſchen, 
Sränfifchen und Weitphälifchen Grafen⸗Curie, von Mollenbed, Penſionsruͤckſtand 
betreffend , der Befhluß der Bundesverſammlung bahin gefaßt, daß dieſes Geſuch 
‚den Herrn Bundestags⸗Geſandten der betheiligten Höfe von Preuffen, Baiern, 
Sachſen, Hannover, Kurheflen, Großherzogthum Heffen, Baden, Naffau und 
Neuß mit dem Erfuchen zuzufertigen fey, fih für die Erledigung dieſer Ange 
legenheit zu verwenden daher ver Unterzeichnete nicht verfaumt hat, fein © Gouver⸗ 
nement hiervon in Kenntniß zu ſetzen. 

Worin dieſe in Anſpruch genommenen Ruͤckſtaͤnde beſtehen, iſt in dem Vor⸗ 
trage ſelbſt, welcher in ven Beylagen zum 22. Protokoll 3. 45. ſich befindet, 
naͤher verzeichnet, bey der Angabe unberichtigter Beytragsquoten von dem vorma⸗ 
ligen Reichsgraͤflich⸗ Weſtphaͤliſchen geſandtſchaftlichen Matrikular⸗Gehalt, welche 
vom 1. Januar 1806. bis 20. Auguſt 1811. gefordert werden, iſt aberxin Druck⸗ 
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fehler eingeſchlichen, indem Hannover wegen des auf dem rechten Lahnufer gelege⸗ 
nen Fürftenthums Wiedrunkel mit 77 fl. 52 fr. jaͤhrlich, Hingegen Preuſſen we⸗ 
gen Bentheim mit 515 fl. 32 fr. ald rudftändig aufgeführt worden, ftatt deſſen es 
wahrſcheinlich heipen fi follen: Preuſſen wegen des auf dem rechten Ufer der Lahn 
gelegenen Theild des Fuͤrſtenthums Wiedrunkel 77 fl, 20 Er., ‚Hannover wegen 
Bentheim 515 fl. 32 fr.; daß bierunter Bentheim; Bentheim zu verftehen ſey, 
ſcheint aus dem, der Vorſtellung beygefügten Beſtallungsbriefe des von. Mollen⸗ 
beck hervorzugehen. Allein dieſer Anſpruch an Bentheim kann dem Hannoͤveriſchen 
Gouvernement nicht zur Laſt gebracht werden, weil bekanntlich Hannover in Folge 
der feindlichen Occupation und der von dem Herrn Grafen von Bentheim mit dem 
franzoͤſiſchen Gouvernement geſchloſſenen Convention ſchon 1804. aus dem Beſitz 
der Grafſchaft geſetzt worden und erſt 1813. wieder in den Beſitz gekommen iſt. 
Die mit vielem Anſchein ver Billigkeit in Anfaruch genommenen Penſions⸗ 


. rüdftände haben die Natur der Legationsfoften, deren Stelle fie vertreten, und 


find aud dem Landesrevenuͤen von Dem zu beftreiten, der dieſe erhoben hat. 

So fern der Herr. Graf von Bentheim daher in dieſem Zeitpunkt die Landes⸗ 
sevendien felbft erhoben hat, oder fie an Frankreich gegen eine von Diefem ihm 
fpäterhin Dafür gewordene Entfhädigung ‚uberlaffen müffen, Tann der Anſpruch 


‚son den Mollenbedifchen Relisten nur gegen dieſen, nicht aber gegen dad Hannoͤ⸗ 


verifche Gouvernement gerichtet werden, welches leßtere ihnen jedoch, dafern fie 
im Wege der Güte damit nicht ausreichen follten, den Weg Rechtens gegen den 
Herrn Grafen unbedenklich eröffnen wird. 

Koͤnigreich Sachfen: erklärt bey dieſer Gelegenheit, daß es, nach der 
eigenen Angabe der von Mollenbeckiſchen Relicten, gegen dieſelben in keinem Jah⸗ 
lungsrucſtande ſtehe, daher auch bey dieſer Reclamation gar nicht betheiligt In 


6. 949. 
Sratification für. den vormaligen Reichsdirectorial— Gefandt— 
ſchafts-Secretaͤr, Hofrath Herrlein zu Regensburg, 
Hanno ver. Auf den in ber 31. Sigung gemachten Antrag, dem vormas 
Ugen Reichsdirectorial ⸗Geſandtſchafts⸗Secretaͤr, Hofrath Herrlein, Statt der van 
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ihn nachgefuchten Penfionäzulage eine Sratification von 1700 fl. semel pro 
semper zu bezahlen, hat mein Allerhöchfter Hof einen Beytrag von 100 fl. dazu 
fehr gern bewilligt und mich angewiefen, felbige auszuzahlen. Wie indeß bie 
Art der Bertheilung von Gelobeyträgen nach der Stimmenzahl nicht verhältnigmäßig 
fcheint, fo hofft er um fo ‚mehr, daß auf felbige in. Zukunft nicht werde recurrirt 
werden, ala die hoffentlich nahe bevorſtehende Regulirung, einer Matrifel Dazu 
einen angemefjenern Weg eröffnen werde, 

Hierauf erklärten Defterreih, Preuffen, Baiern, Koͤnigreich 
Sachſen, Württemberg, Kurheſſen, Holſtein und Sachſen⸗Lauen⸗ 
burg, Mecklenburg und die freyen Städte, ebenfalls zur Zahlung dieſer 
Gratification ermaͤchtiget zu ſeyn. 

.- Großberzoglich und dHerzoslich Saͤchſiſche Haͤuſer: auſſerten 


ſich wie Hannover. 


6. 250. 


Beſchwerde des Chriſtian Diehl gegen die ihm von dem Pirma— 
ſenſer Gemeindevorſtande für dieſes Jahr auferlegte 
Perſonal— Steuer von 17 Fr. 36 Cent. 


Praͤf idium: eroͤffnete das Protokoll zum Vortrage der Privat⸗ ‚Reflamas 
tionen ;ıund dem gemäß legte 
| Der KRöniglih Hannoͤveriſche Gefandte, Herr von Martens, 
‚die Befchwerdefhrift des Chriftian Diehl gegen die ihm von dem Pirmafenfer Ger 
meindevorſtande für dieſes Jahr auferlegte Perſonal⸗Steuer von 17 Sr. 36 Gent, 
vor, und Auffert: Reclamant habe ſich in diefer Angelegenheit im Monate April 
dieſes Jahre an die Rönigleich Baierifche Bezirks: Direction zu Zweybruͤcken gewandt, 
‚welche ihn zuvsrderft zur Beybringung eines von dem Steuer «Einnehmer beglaus 
bigten Auszuges aus der Rolle, nebft der Quittung über die von ihm bezahlte 
Steuer angewiefen habe; ftatt viefem num Genüge zu leiſten, wende er ſich an Die 
Bundesverfammlung mit der Bitte, um ihre Einfchreitung bey dem Königlich 
Baterifhen Herm Gefandten, damit. er bie zu bet. Eutſcheidung dieſes Punktes 
von. der Extcution befreyt bleibe. 
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Da, die Unfatthaftigfeit dieſes felbft. in mehreren Punkten unbefcheinigten 
Geſuches von felbft in Die Augen falle; fo trage Herr Referent darauf an, den 


Reclamanten mit demſelben abzuweiſen. 
Unter allgemeiner Zuſtimmung wurde daher 


beſchloſſen: 
Daß Chriſtian Diehl mit ſeinem Geſuche ab⸗ und an die competente Behoͤrde 
zu verweifen fey. 
6. 251. 


Nellamation des Factors Hepp von Friedberg, wegen Bes 
fteurung feiner Denfion von Seiten Naffau’s, 


Ebenderſel be: trägt die unter Z. 189. verzeichnete Reklamation des 
Factors Hepp, Beſteuerung feiner Penfion betreffend vor, worin Reklamant 
anführe, von feiner ihm als ehemaligen Domkapitulariſch⸗ Mainziſchen Factor zu 
Friedberg und Kurfuͤrſtlich-Mainziſchen Keller zu Herheim auf Naſſau angewie; 
fenen Penfion von 215 fl. 22 fr. Abzug unter dem Namen Gewerbfteuer zu erlei⸗ 
den; dieſer Abzug fey fowohl gegen ven $. 59. ded Reidysveputationg ; Haupt: 
ſchluſſes und gegen den von den betheiligten Reichsſtaͤnden am 3. November 1806. 
über die Mainzer Penſionen geſchloſſenen Suftentationd; Vertrag , welche beyde 
smabgefürzten Genuß des Gehalts und der. Penfion zuficherten, als auch gegen den 
15. Artikel der Bundesakte, welche die durch den Reichdneputationd » Schluß getrof; 
fenen Penfionsverfügungen unter die Garantie des Bundes ftelle. 

Der Herr Referent bemerkt, es ſcheine Diefe Befchwerde ungegruͤndet, weil 
Reklamant nicht härter ald andere Penfioniften behandelt zu werden behaupten 
fönne, und diefer ohnehin höchft geringfügige Abzug überhaupt, weder dem S. 59. 
des Reichsdeputations⸗Schluſſes, noch dem angeführten Mainzer Suſtentations⸗ 
Bertrage entgegen ſey, folglich au von Geltennmahung der Garantie ded Bundes 
bier nicht die Rede wäre. Zudem babe ihm dad Herzogliche Minifterium bey 
Ablehnung feines Gefuchd um Nachlaß des Abzuges frengeftellt, feine Beſchwerde 
gegen den Steuerfiscus, oder gegen wen er fie font begründen Tonne, förmlich 
anzubringen, was er jedoch unterlaffer habe, Er ſey daher mit ſei⸗ ner Beſchwerde 

an den competenten Rechtsweg zu verweiſen. 
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Demzufolge wurde einhellig Ä Pr 
befhloffen: 

. Rellamant fey mit feiner Bejchwerbe an die competente Herzoglich Raſſauiſche 

Vehorde zu verweiſen. 


G. 9592, 
Borftellung des Freyherrn von Shweidharo, Namens ber 
entlaffenen Glieder des ehemaligen Rheinpfälzifhen 


General:Landed:-Commiffariats.zu Mannheim, wegen 
der ihnen gebührenden Gehalte und Emolumente 


Der Großherzoglih Medlenburg:- Schwerin: umd Streligifche 
Herr Gefandte, Freyherr von Pleffen: trägt die Vorftellung bed Frey⸗ 
herrn von Schweidhard, Namend der entlaffenen Glieder des ehemaligen Rhein: 
pfähifchen General: Landes: Commilffariatd zu Mannheim vor, durd welche die 
Reklamanten die Bundesverfammlung bitten, dem hinfichtlich der ihnen gebührenden 
Gehalte und Emolumense gefaßten Befhluffe vom 13, März d. %. die weitere 
Folge zu geben, und Die Herren Bundedgefandten der dabey betheiligten Höfe 
von Baden, Großherzogthum Heilen und Naſſau zu veranlaffen, baldige Erklaͤ⸗ 
rung bierüber abgeben zu wollen, indem bie meiften diefer Nenftoniften bereits in 
dad funfzehnte Jahr ihre Penfionen entbehren müßten, 

Der Herr Referent aͤuſſert, da nad) dem oben angezogenen einhelligen Be: 
fhluffe der Bundesverſammlung die Herren Gefandten der betheiligten Höfe e8 
fihon bereitwillig übernommen hätten: « zur balvigften Erledigung dieſes ver Für: 
forge der Bundeöverfammlung übergebenen Gegenftanded, Bericht” an ihre Höfe 
zu erftatten und die Erflärung derfelben über den betreffenden Vorſchlag wegen 
Auswahl eines der Ober: Appellationsgerichte diefer Staaten zur endlichen und für 
alle Theile verbindlichen Entſcheidung diefer Sache abzugeben »; fo werde die hier 
erneuerte Anıege wohl fhon genügen, ven 'betheiligten Herren Bundesgefandten 
bie Gelegenheit Darzubieten, um unter deren Anzeige Die Sache in Erinnerung zu 
bringen und die baldigfte Erledigung verfelben zu bewirken, als warum fie übris 
gend hiebey ausdruͤcklich noch wiederholt zu erfuchen feyn würden, 


ba} 


260. | 
Vollkommen einverflanden mit dem Herrn Referenten, wurde : 
befhloffen: 
Die betheiligten, Herren Bunbesgefandten wiederholt zu erfuchen, bie Pens 
fiond s Angelegenheit der entlaffenen Glieder des ehemaligen Rpeinpfälzifchen Gene⸗ 


ral⸗Landes⸗Commiſſariats ihren hoͤchſten Hoͤfen, zur baldigen Erledigung, in 
erneuerte Erinnerung zu bringen. | 


6. 053, 
Einreich ungs— Protokoll. 
Das Einreichungs⸗Protokoll wurde verleſen und die unter 3. 220. eingetras 
gene Reclamation der Commiſſion zugeſtellt. 


Folgen die Unterſchriften. 


Verzeichniß der Eingaben. 
sFortſetzung des Einreichungs⸗Protokolls. 
| 








Nro. 120; Toth, Ritter von Lebensfeld K. K. Major und vormaliger Fleiſch⸗ 
regie⸗Direktor in Dedenburg in Ungarn: überreicht eine Forderung von 88,799 fl. 
13 tr. au die Reih8-DOperations- Kaffe für die im Jahr 1794 und 1795 
anternommene Approvifionirung ber Reichs⸗Feſtungen Philipps 
burg, Mainz, Ehrenbreitftein und Königftein, und bittet um Verguͤ—⸗ 
sung und Behlungs-Anmeiſuns dieſer Summe. 
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Sieben und dreyßigſte Sigung. 


Geſchehen, Frankfurt den 23ten $uny 1817. 


in Gegenwart 
Alter in der vorigen Gißung Anwefenden.. 
| Wieder binzugefommen war: 


Don Seiten der Ki ederlande, megen ded Großherzogthums Luxembur g: 
der Königlich Niederlaͤndiſche Herr Geſandte, Freyherr von Gagern. 


Bon Seiten Braunſchweigs und Naffau’s: der Herzoglih Naffauifche 
Herr Sefandte, Staatd:Minifter Sreyherr von Marfhall, 


Inhalt. $. 254. Beſchluß der Bundesverfammlung über die Nachſteuer und 
Abzugsfreyheit. $. 255. Erklärung des Königlich Niederländifhen Ge 
fandten über die Militär⸗Pflichtigkeit, in Beziehung auf die Auswande 
vungsfrenheit aus einem deutfchen Bundesftaat in den andern. $. 256. Abſtim⸗ 
mungen von Preuffen und Baden über die Reichöfammergerichtliche Suſtentations⸗Sache. 
8. 257. Abſtiumungen von Hannover, Baden, Dänemark, Braunſchweig 
und Naſſau, Oldenburg, Anhalt ud Schwarzburg über die Berragung 
der Bundesverfammlung. $. 258. Abjtunmungen von Baiern, Königreich 
Sadhfen, Württemberg, Baden, Kurhefſen, den Großherzoglich und 
Herzoglich Sähfifhen Käufern, Holſtein-Oldenburg und Schwarz 
burg, und den Zürftenhäufern der ſechzehnten Stimme, über den gegenfeitigen 
freyen Verkehr mit den nothwendigſten Lebensbebürfniffen unter den deutſchen Buns 
desſtaaten. $. 259. Bortrag von Barern, Über die Entwerfung einer 
Bundes:Matrifel, und Beytritt der Großherzoglich und Harzoglich 

Protok. d. d. Bundesverſ. III. Bd. 34 
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Sächſiſchen Häuſer gu dem Präſidial⸗Antrage über dieſen Eegenſtand. 8. 260. Er⸗ 
klärung von Baiern über das Entſchädigungsgeſuch der ehemaligen Kurpfälziſchen Erb⸗ 
pächter der Gräfenauer und Hemshöft. 8. 261. Erklärung von Mecklenburg 
über die Penſions-Regulirung der DeutſchenOrdens⸗Ritter. $. 262. Des⸗ 
gleichen über die Penſions-Angelegenheit des Johanniter⸗ Ordens. $. 263. Forderung 
des 3. W. Remy zu Frankfurt an die Herzoglich Naſſauiſche Regierung, wegen Lieferuns 
gen für die ehemalige Kurtrieriſche Feſtung Ehrenbreitſtein. $. 264. Ankündigung einer 
yydrauliſchen Erfindung, vom Profeſſor Erh in Heidelberg. 8. 266. Neue Eingabe.) 


6. 254. 
Nahfteuer- und Ybzugsfrey.heit. 
Präfidium; wolle den in ber letzten vertraulichen Sitzung verlefenen Ents 
wurf Befchluffes über vie Nachſteuer⸗ und Abzugöfreyheit heute zu Protokoll geben 
und vernehmen, ob derfelbe angenommen werde. 
Der Entwurf Befchluffes wurde verlefen, und ſaͤmmtliche Stimmen erklaͤrten 
ſich vollkommen damit einverſtanden daher 


Beſchluß: 


Die deutſche Bundesverſammlung hat in Erwaͤgung gezogen, daß unter ven, 
in dem Artifel 18. der Bundesafte den Unterthbanen der veutfchen Bundesftaaten 
zugeficherten Rechten, die unter Buchſtaben c.) erwähnte Freyheit von aller Nach⸗ 

‚fteuer, infofern dad Vermögen eines Unterthans in einen andern beutfhen Buns 
desͤſtaat übergeht, noch näherer Beſtimmungen bedurfe, und hat zu dem Ende 
feſtgeſetzt, wie folgt.: 

9 Die Rachſteuer⸗ und Abzugsfreyheit von dem aus einem Sande in das 
andere gebracht werdenden Vermögen bezieht ſich auf alle deutſ He Bunde: 
ſtaaten gegen einander, 

\ 2) Jede Artvon Bermögen, welches von einem Bundesſtaat in den 
andern übergeht, es fey aus Veranlaffung einer Auswanderung, ober aus dem 
Grunde eines Erbſchafts⸗Anfalls, eines Verkaufs, Tauſches, einer Schenkung, 
Mitgift oder auf andere Weife, iſt unter der bundesvertragemaßigen. Abzugsfreyheit 
begriffen; und | 
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3) Jede Abgabe, welhe die Ausfuhr des Vermögens aus einem zum 
Bunde gehörenden Staate in den andern, ober den Uebergang des Vermögens 


Eigenthums auf Angehörige eined anderg Bundesſtaats beſchraͤnkt, wird fuͤr aufge⸗ 
hoben erklaͤrt. 


Dagegen iſt unter dieſer Freyzuͤgigkeit nicht begriffen, jede Abgabe, welche 
mit einem Erbfhaffts: Anfall, Legat, Verkaufe, einer Schenkung u. d. gl. verbun⸗ 
den iſt, und ohne Unterſchied, ob das Vermoͤgen im Lande bleibt oder hinausgezogen 
wird, ob der neue Beſitzer ein Inlaͤnder oder ein Fremder iſt, bisher entrichtet 
werben mußte, namentlich Collateral: Erbfchaftöfteuer, Stempelabgabe u. d. gl.; 
auch Zollabgaben werden durch die Nachſteuer⸗-Freyheit nicht ausgeſchloſſen. 


4) Die zum BVortheile der in einzelnen Staaten oder Gemeinden beftehenden 
Schulventilgungs : Raffen, ober überhaupt wegen der Communal; Schulden einge: 
führten Abzüge von auswanderndem Vermögen werden durch den Areitel 18. der 
Bundesakte als aufgehoben angefchen. 


Manumiflionsgelver, da wo bie Leibeigenfhaft oder Hofhörigkeit noch zur 
Zeit beiteht, find infofern fie nur von den aus einem Bundeöftaate in den andern 
auswandernden Untertbanen zu entrichten wären, unter ver Machfteuer: Freyheit 
begriffen. 


5) Was den Loskauf von der Militar⸗ Pflichtigeitt in Hinficht auf die Frey⸗ 
zuͤgigkeit anlangt, fo behält ſich die Bundesverſammlung eine fernere Uebereinkunft 
bis zur Feſtſetzung der Militaͤr-Verhaͤltniſſe des Bundes überhaupt und der Damit 
in unmittelbarer Verbindung ftehenden Anordnungen über die Militär: Pflichtig- 
feit im allgemeinen vor. 


6) Die durch die Bundesakte feftgefegte Nacfteuer: und Abzugẽefreyheit findet 
ohne Unterſchied Statt, ob Die Erhebung diefer Abgabe bisher dem landesherrlichen 
Fiscus, den Standeöherren, . ben Privat Berechtigten, Communen oder Patri⸗ 

monial⸗Gerichten zuſtand; und bie ausgeſprochene Aufhebung aller und jeder Nach: 
- Steuer kann feinen Grund zu einer Entfehädigungs- Forderung an: ben? Landes— 
herrn fuͤr die den Berechtigten entgehende Einnahme abgeben. | 

Auch Die Art der Verwendung des Abzugsgefälls kann feinen Geund 
darleihen, daſſelbe gegen die Beſtimmungen der Bundesakte beſtehen zu laſſen. 

34* . 
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7) Die befonderen Sreyzügigkeitös Berträge werben, infoweit fie basjenige, 
was bie Bundesakte und diefer Befchluß der Bundesverfammlung über die Freyheit 
von aller Rachfteuer enthält, begunſtigen, erleichtern oder noch mehr ausdehnen, 
auch Fünftig aufrecht erhalten, und vergleichen Verträge beftehen alſo, infofern 
. al: fie den in der Bundesakte und in Dein gegenwärtigen Befchluffe aufgeftellten 
. Rormen nicht entgegen find. - 

8) Als allgemein geltender. Termin, von welchem an die völlige Nachſteuer⸗ 
Freyheit von allem auswandernden Vermögen in den deutfchen Bundesſtaaten 
‚ Statt haben foll, wird ber erfte Julius dieſes Jahres feftgefegt, unbeſchadet jedoch 
. der günftigeren Beftimmungen, welche-theild aus Verträgen verfchiebener Bundes⸗ 
ftanten unter fi , theild aus landesherrlichen Verordnungen einzelner Regierungen 
hervorgegangen ſind. 

Es wird übrigend der Zeitpunkt der Vermögeng: Erportation und des Bere 
zichts auf das Unterthansrecht zur Richtſchnur angenommen, . 


6 25. 


Militär: Pflichtigkeit in Beziehung auf die Auswanderungs⸗ 
freyheit von einem deutſchen Bundesſtaat in den andern. 


Praͤſidium: wolle dem Koͤniglich Niederlaͤndiſchen, Großherzoglich Luxrem⸗ 
burgiſchen Herrn Geſandten Gelegenheit geben, ſich über die Militaͤr⸗Pflichtigkeit 
in Beziehung auf die Auswanderungefreyheit aus einem deutſchen Bundesſtaat in 
ben andern zu aͤuſſern. 


Niederlande, wegen des Großherzogthums Luxemburg. Ich 
hatte an ſich nichts weiter bey den ſchon bis zum Beſchluß gediehenen und wohl 
überlegten Beſtimmungen über die Freyzuͤgigkeit eingewendet; noch daß ihre Ber 
ſchraͤnkung Durch die Kriegsdienſt⸗Pflichtigkeit erft dann regulirt werde, wenn dieſe 
Kriegöverhältniffe überhaupt zur Sprache kommen, wie wir es bald erwarten. 

Alsdann aber werde ich nicht nur auf daß lebhafteſte Den Gegenftand und 
feine mögliche Erleichterung vertheidigen , fondern auch die bereits vorhandenen 
und erdrterten Vorſchlaͤge, die jet ſchon, wie mir t ſcheint, beſtehende Majoritat 
ſammt und ſonders anrufen. 
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Beftimmte Keime und audgefprachene Erwartungen, bie die Bundesafte 
nur unentwidelt gelaffen hat, gebietet ficher die Klugheit, wenn auch nicht die 
ſtrenge Nothwendigkeit, hier zur Reife zu bringen. 

Verſtaͤndige Politiker‘, hier und anderwaͤrts, werben fih von Schwierigfeiten, 
wenn fie nur immer zu heben find, nicht bemeiftern laffen, fondern fie bemeiftern. 
Die Abänderung Diefer oder jener Special: Mufterrolle fteht fürwahr in Feiner 
Bergleihung mit den weſentlichſten National: Berechtigungen. Und wenn man 
einmal ein großes Foͤderativ⸗Syſtem mit möglidem Gewinn und Berluft einge: 
gangen hat, muß man auch .viefen denkbaren Berluft oder Beſchwerniß zu tragen 
wiſſen. Unfehlbar wird der Gewinn bey weitem uͤberwiegen. 


§. 256. 


In den zur Berathung ausgeſetzten Gegenſtaͤnden wurde mit den Ab ſtim⸗ 
mungen fortgefahren, und es aͤuſſerte in der 


reichskammergerichtlichen Suſtentations⸗Sache 


Preuſſen. Der Geſandte ſieht ſich zu ſeinem Vergnuͤgen in den Stand 
geſetzt, die vollkommenſte Zuſtimmung ſeines Allerhoͤchſten Hofes zu dem Plane zu 
erklaͤren, der wegen der Suſtentation des vormaligen Reichskammergerichts-Perſo⸗ 
nals für die Zukunft entworfen und in den Beylagen zu dem Protokolle ver. 
bießjährigen 22. Situng entwidelt iſt. Der Königlich Preuffifche Hof findet in. dem 
dabey zum Grunde gelegten Princip, Die Penfionen nad Keibrentenberehnung zu 
Kapital zu fchlagen, und dic Zinszahlung in Naturalübernahme einer geroifjen 
Anzahl von Penfionären darzuſtellen, ein fehr glüdliches Auskunftsmittel, um bie 
Kameralen, die ein fo gegründetes Recht auf Beruͤckſichtigung ihrer höchfttraurigen 
Lage haben, für die Zukunft auffer Sorge zu feßen, und dabey die Koſten und 
Weitläuftigkeiten einer fernern Regie zu vermeiden. Obwohl daher das zur Grunbd⸗ 
lage der Vertheilung genommene Bevoͤlkerungs⸗Verhaͤltniß den auf Preuſſen fal: 
lenden Antheil bedeutend höher, ald die bis dahin gezahlten Kammerzieler ſtellt; 
fo begnügt man ſich in. dem aufrichtigen Wunfche, daß ver bemerkte Zweck in ber 
vorgefchlagenen Art, ohne irgend eine Verhinderung durch einzelne 
Ausftellungen, nunmehr balothunlich ficher. geftellt werde, gaͤnzlich mit dem 
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bereits ausgsdruͤckten Vorbehalt: daß aus dieſem Anfage für die Fünftige Verthei⸗ 
lung der Bundesausgaben fein Praͤjudiz erwachſen ſolle. Da der Koͤniglich 
Preuſſiſche Hof, in Folge dieſes Entſchluſſes, demnach den entworfenen Plan in 
Hauptbedingungen wie in Nebenmodificationen und Anträgen überall genehmigt, 
fo findet der Gefandte ſich beauftragt: 
| 1) den in ver Tabelle A und B ber Beylage zum Protofolle vom 22. Mirz 
d. J. aufgeftellten Exigenz⸗ Status anzueifennen, die Averfional» Berechnung sub 
lit. C. nad) welcher Preuffen mit 23% beyzutragen hat, ohne Praͤjudiz anzuneh⸗ 
men, und dem Vorſchlage wegen Benutzung der Activorum lit. D. ſo wie wegen 


u Bertheilung der nad) Verwendung diefer Kapitalien noch übrig bleibenden Penfios 


nen lit. E. beyzutreten. 

2).%n Hinfiht der Art und Garantie der Zahlung, den Seite 214. der 
angeführten Beylagen gemachten ſehr billigen und zweccmaͤßigen Antraͤgen beyzu⸗ 
ſtimmen. 

Was auch 

3) die von den Commiſſarien S. 917. zur Vermeidung einer öfteren Umar⸗ 
beitung gewünfchte Befugniß betrifft; Daß Die vor der definitiven Annahme Der 
Vertheilung, vermittelt Beſchluſſes der Bundeöverfammlmg, durch den Tod 
einzelner Penfionäre oder Dienftantretung eutftehenden Veränderungen, welche 
einzeln nicht über 1500 fl. jährlich. betragen , dadurch ausgeglichen werden, dag 
demjenigen Bundesgliede, welches eines jeßt ihm zugefihriebenen Penſionaͤrs durch 
folhe Veränderung entledigt wird, bevor ihm verfelbe wirklich zur Laft gefommen, 
eine andere dem Bunde zur Laft fallende Penfion, nad) ven bey ver jeßigen Bes 
rechnung angenommenen Grundſaͤtzen, zugefihrieben werde; fo ift der Preuffifche 
Hof feinerfeits völlig geneigt, jeder Einrichtung völlig beyzutreten, durch welche die 
vorbemerkte ‚Snconvenienz vermieden werden Tann. . Da inzwifchen das hier 
erwähnte Auskunftsmittel nody nicht hinreichend veutlich vorzuliegen ſcheint; fo ift 
der Sefandte veranlaßt, in. viefer Beziehung die Diefjeitige Bereitwilligkeit, in 
Solge der bey Ausführung des Plans ſich ergebenden näheren Beſtimmungen, dem⸗ 
naͤchſt beftthunlich gleichfalld zu erweiſen. 

Was endlich 

4) vsu eventuellen Borfchlag betrifft ‚zu mehrerer Erleichterung des 8 Suftene 
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tationswerks Die nod) Dienftleiftenden ganz aus Demfelben heranszunehmen, und auf 
die Regierungen, denen fie dienen, mit ihren Penfionen, ohne Anrechnung auf 
ihre Beyträge, zu übertragen, fo findet der Geſandte ſich ſchließlich autorifirt, 
auch diefen Vorſchlag, infofern die übrigen betreffenden Regierungen damit eins 
verfianden find, ſeinerſeits anzunehmen ; wonac ſich dann noch näher ergeben 
wird, was insbefondere zu Gunſten des biefjeitd zu uͤbernehmenden Hofraths von 
Boſtell, jeigen Polizey: Borftandes zu Weßlar, ferner zu veranlaffen feyn dürfte, 
Baden Bon Seiten Badens hegt man über dad Ganze der 
ReichſskämmergerichtsSuüſtentations⸗Sache folgende Anfihten: 

Mas für das erfte Die Badifchen Beyträge zur Menfionirung für Dad Ver⸗ 

gangene angeht, fo ift nach der vorgelegten und mit Quittungen der Pfenning- 
meifterey beurfundeten Nechnung erwiefen, dag man damit in feinem Nückftande 
bafte, und diejenigen 348 fl.-384 kr., welche die Großherzogliche General⸗Staats⸗ 
Kaffe nach) gepflogenen Abrechnungen wegen übernommener Rameralen bis zum 25. 
Marz laufenden Jahrs zu vergäten hatte, find ebenfalls bereits bis zur Zahlung. 
an die Pfenningmeifterey angewieſen. 
Aus den Rechnungen erhellt zugleih, bag man an felchen Bepträgen wegen 
des Ablebens der Afjejjoren von Staufenberg und von Hammer feit 1809. jährlich 
432 fl. hätte in Abzug bringen koͤnnen, folglich für acht Jahre bereitd 3,456 fl. 
mehr bezahlt hat, ald man verbunden gewefen wäre. 

Nichtsdeſtoweniger haben Seine Königliche Hoheit, gerührt von ber augenblick⸗ 
lichen Noth der unbeſoldeten Kameralen, Prokuratoren, Advokaten, Notarien 
u. ſ. w. am 15. März 1813. 1000 fl. und am 17. November 1815. abermal 
1000 fl. als außerorventlichen Beytrag auszuzahlen befohlen,, und aud) ven zufeßt 
in Vorſchlag gekommenen Borfhuß eines halben Kammerzieles, mit 
Vorbehalt der Abrechnung, bewilligt. 

Endlich haben Hoͤchſtdieſelben die Zinszahlungen aus der auf Sie vom ober: 
zheinifchen Kreis und dem Ritter : Cantor Ottenwald gefallenen Paffiv : Rapitalien 
jederzeit an Die Wfeuningmeifterey richtig. abtragen laſſen, und werden auch damit 
ferner fortfahren. . 

Mad die Berechnung der’ Matrikular⸗ Anſchlage angeht, ſo erkennt man den 
Anſatz für zwey Ziele oder Semeſter mit 8602 fl. 7 fr, für richtig an. 
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In Hinfiht der Fünftigen Beflreitung ber Penfionen haͤlt man jede Art 
Menten : Abfauf, auf Wahrfeinlichkeits s Berechnungen ver Lebensdauer, fo wie 
ſolche in Der vertraulichen Sitzung vom 24. März laufenden Jahres in Borfchlag 
gekommen find, für nicht raͤthlich, ſehr verwickelt, und Dagegen den fortdauernden 
Beytrag der Geſammtheit, nach den jährlich) von der Pfenningmeifterey vorzule⸗ 
‚genden Exigenz⸗Rechnungen, fuͤr das einfachſte und gerechteſte, wobey eintretende 
Heimfaͤlle durch Tod u. ſ. w. immer der Geſammtheit zu gut kommen. Die Erfah: 
rung hat bereits fuͤr dieſen letzten Proceß daß Zweckmaͤßige deſſelben entſchieden, 
und die Concurrenz⸗Kaſſe der die Rheinpfalz theilenden Fuͤrſten für die Zahlung 
ver gemeinſchaftlichen Penfiondre, die Leichtigkeit und Ordnung Diefed Typus 
bewährt, zu deſſen Mitheilung man von Seiten Badens bereit wäre, | 

So viel die in Antrag gebrachte Uebernahme jener. Rameralen betrifft, welche 
ſeit der Aufloͤſung des Reichskammergerichts in privative Staatsdienſte übergegan- 
‚gen find, ohne daß Panftig deren Dienfigehalt an der Kammerzieler : Schulvigfeit 
in Abzug gebracht werben fol; fo-verfennen Seine Königliche Hoheit auf der einen 
Seite nicht Die Befugniß der Gefammtheit der Deutfchen Bundesftaaten, zu verlangen, 
dag Tein Kammer; Gerichts s Penftondr einem einzelnen Staate Dienfte leifte, ohne 
daß er aus der Penfionslifte ausgeftrichen werde, und dadurch alfo die Kammer: 
‚gerichtd » Perfonen zu einer gezwungenen Unthaͤtigkeit zu verdammen; auch würde 
Baden an der Minderung der Total: Erigenz, welche durch ſolche Ausloͤſchungen 
eintraͤte, pro rata Theil nehmen. Allein Sie koͤnnen Sich von der andern Seite 
die Aufſtellung des Grundſatzes nicht gefallen laſſen, zur Uebernahme ohne Auf: 
rechnung gezwungen zu ſeyn, und behalten fih alfo für ven Fall, daß die Mehr: 
heit Feine Dienftleiftung eines Kameral⸗Penſionaͤrs, mit Aufrechnung feines Ges 
haltes, mit welchem er uͤbernommen ward, geflatten wollte, Die Freyheit bevor, 


\ 


folhe übernonmene Penſionaͤre wieder der Pfenningmeifterey ganz juzumeifen, 


und Dagegen aud) Feine Dienſte weiter von ihnen zu verlangen. 

Wenn die Borfhläge, Die in der. 22, Sitzung vom 26. Marz laufenden Jahrs 
gemacht wurden, dahin zum Schluſſe erhoben werden ſollten, daß nicht nur die 
Praͤſidenten und Aſſeſſoren, ſondern auch Die auf Taxen und Gebühren geſetzten 
Kanzleyperſonen, Aerzte und Boten mit fixen Penſionen angewieſen und die noͤthi⸗ 

gen Gelder durch jaͤhrliche Beytraͤge verſchafft ‚werden; ſo wird man von Seiten 











Badens biefem Beſchluſſe ſich anreihen; jeboth maß man hiebey fich Die Aufrechnung 
der ſaͤmmtlich erwähnten Borfchäffe vorbehalten, und eben fo vor allem darauf 
bringen ,. daß alle tammerzieler s Ninkitände und Zinfen von Kammergerichts + Ras 
pitalien baldigft berichtigt und zur Tilgung der Menfions: Räditände verwendet, 
das etwa hievon alsdann Ueberbleibende hingegen zur Verringerung ber Beytrags 
Quoten für. vie laufende Erigenz verwendet werben möge, weil nur hiedurch vie 
gerechte Gleichſtellung für jene Staaten, welche in feinem Rüdftande haften, ums 
die bereitd in den Vorfchlägen des’ damaligen Kurheſſiſchen Befandten, Freyherru 
von Carlshauſen, empfohlen warb, bezweckt werben kann. 

Was nun die hiernadh übrig bleibende jährliche Exigenz⸗Summe angeht, 

fo dürfte das paffendfte feyn, alle Quoten nad) der dermaligen Bevölkerung der 
einzelnen Bundedftaaten auszumitteln, und jedem Staate feinen Matrikular⸗ ⸗An⸗ 
ſchlag zuzuſchneiden. 
Wecnn diezu von der Bunderverſammlung nicht allein die Zinfen, ſondern auch 
allmaͤhlich das Kapital ver Reichskammergerichte⸗ Activen, lehte zu 217,540 fl. 
gerechnet, nach den Anträgen, wie foldye In den Beylagen zu dem Protokolle gut 
12. Sigung vom 20. Februar laufenden Fahre zu biefer Verwendung vorgefchlas 
gen find ‚:mit;-jährlich z'gtel verwendet werben wollen; fa wird man für Die von 
Baden gu vertretenden Rapitalien dieſer Beſtimmung nicht. entgehen, und bereit 
fegn , die Abzahlung zu etel zu bewirken, Allein man untere baby folgendt 
Betrachtuug zur nähern Veruckſichtigung⸗ 

Nach den oben allegirten Beylagen des Protokolls vom 20. Februa laufenben 

Jahro berechnet ſich die Jahres⸗Exigenz jrtzt auf 134,307 fl: 22. 
Dagegen fol vie Einnahme au 13 Rammerzieleen, Zinſen und Paͤrtial⸗ 

Rapitalzahlängen 140,758 fl. 53% fr. betragen, demnach 9,371 fl. 313 kr. mehr, ats 
bie- Erigenz; folglich kaun entweder fo viel an Sieler oder an Kapitel Abtragen 
gemindert werden. 

Wenn man nun von der annahligen Kapital Möyaflumg für bisfen Hrerk: 
ganz abfizehirte, fo lommen, wenn Die jehige Exigenz fortvauerte, wo ſolche 
voch durch Sterbfälle ſich mindern wird, nur:5,131 fl. SE Ir, auf den Geſatmmibeteng 
der Rammerzieler jaͤhrlich beyzuſchlagen, was jeden einzelnen. Damon unbe⸗ 
deutend träfe. 

Protot. d. d. Bundeöverfe III. Bd. 35 
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Die Gefammtheit vdes Bundes behielte alsdann die Kammergerichts⸗Aktiv⸗ 
Rapitalien. mit 217,540 fl, ald ein Gefammts@igenthum des Bundes 
bisponibel, um um ſolche zu Geſammt⸗Bundeszwecken zu verwenden. 

Als ſolcher bietet ſich z. B. ſogleich ver Unterhalt der Bundes —* dar, , 
| wogu.die Zinfen feiner Zeit, fo weit fie reichen, verwendet werden: koͤnnen; ‚oder 
:sB koͤnnen auch folche irgend einem andern für Die Gefanmmtheit des Bundes erfprichs 
lichen. und ruͤhmlichen Zwecke aufgefpart werben ‚ wobey man von Sekten Babens 
immer bereit iſt, die Abzahlung mit jährlihen 7-98. Kapitals’ zu: bemiertftchigen, 
je je nechdem ſch die übrigen Stimmen darüber ausfpreßen werden. 


46. 257. == 
Bertagung des Bundestages. 


Hann o ver. Dieſſeitiger Geſandte iſt zwar uͤber den vorgeſchlagenen Eur 
wurf einer proviſoriſchen Regulirung der Vertagung mit keinen ſpeciellen Inſtruc⸗ 
tionen verſehen, wolle jedoch das Concluſum nicht aufhalten, und trete der t ſchon 
vorhandenen Stimmenmehrheit unbedenklich bey. 
| Baden. Bon Geiten Babens iſt man, wie bereits in | ber 50. Sitzung 
5. 188. erklaͤrt wurde, in Anſehung der Vertagung der Bundesverſammlung mit 
den von der verehrlichen Kaiſerlich Koͤniglich Oeſterreichiſchen Praͤſidial⸗Geſandt⸗ 
ſchaft in der 28. Sitzung gemachten Vorſchlagen, jedoch mit dem Zuſah⸗ Baierns 
ad 3. vollkommen einverſtanden. 

Ferner ad c.) denkt man ſich die, im Galle der Verzugebefahr nothwendigen 
proviſoriſchen Maasregeln, wovon der Kaiſerlich Koͤniglich Oeſterreichiſche Vor⸗ 
ſchlag ſpricht, wohl als ſolche, wo. Reclamationen gegen Maasregeln eintreten, 
‚Deren Ausführung unmieberbringliche Abanderungen in Rechts; und Beftgverhäfts 
niffen zur Folge hätten, ober wo der Friedens; und Rechtsſtand des Bundes 
augenblicklich gefaͤhrdet würbe, Alle Anordnungen des Ausſchuſſes wuͤrden alfo 
auf Erhaltung allein zielen, und die Einberufung der uͤbrigen Geſandten nicht 
ausſchließen Dürfen. Im Allgemeinen aber fcheint nad Art. 7. der Bundesafte 
eine eigentliche Vertagung dann erſt eintreten zu koͤnnen, wenn wirklich bie bereits 
in Disluſſion geſeten Gegenſtaͤnde zum Abſchluſſe gebracht f nb, 
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"Selßein und Sadhfenstauenburg In dem 7. aAetikel der Bundes⸗ 
atie iſt die Befugniß der Bundesverſammlung ausgeſprochen, auf vier Monate 
ſich vertagen zu koͤnnen, wenn die ihrer Berathung unterworfenen Gegenſtaͤnde 
erledigt ſind, und es iſt ihr aufgegeben, bey Abfaſſung der organiſchen Geſetze zu 
beſtimmen, wie waͤhrnd einer Vertagung ne bringenben Geſchafte beforgt werben 
ſollen. 

Gegenwaͤrtig, da mehrere organiſche Geſebe theils proviſoriſch, teil definitie 
bereitö allgemein angenommen worben-find, möchte ed auch zweckmaͤßig feyn , dem 
verehrlichen Kaiſerlich Oeſterreichiſchen Vorſchlage gemäß, die Art und Weife- zu 
beftimmen ‚ wie. die Gejchäfte der Berfammlung während ihrer Vertagung zu 
behandeln ſeyn werben; die deßfalls anzuorbnenden Beitinimungen koͤnnten viel⸗ 
leicht auch eine leitende Rorm geben für den Serhäftögang wahrend eintretender 
Ferien. 

Alle hier feſtzuſetzende Beſtimungen werden ohne Zweifel, nur von dem 
in. dem 7. Artilel der Bundesakte bereitd enthaltenen Grundſatz ausgehen 
fönnen: bie Bundesverſammlung ift beftändäg: . "Daraus. folgt, daß 
die Berfammlung nie ganz, weder auf längere noch auf kuͤrzere Zeit. auseinander 
gehen. kann, und daß wenigſtens eine gewiffe zu beftimmenbe Anzahl der Bundes; 

gefandten ſtets gegenwärtig fenn muß, fo wie audy der Praͤſidial⸗Geſandte, fey 
es in Perfon oder durch. einen Stellvertreter, ingleichen auch Die Bundes⸗Kanzley. 
Es fließt aber auch nicht weniger. aus dem 7.:Artifel Der Bundesakte das Recht 
der Berfammlung, ihre Sitzungen nad) eintretenden Umſtanden auchuſchen, jedoch 
nur waͤhrend einer Zeit von vier Monaten. 

Die Verſammlung iſt daher als permanent anzuſehen, und eine wenigſtens 
interimiſtiſche Verſammlung am Sitze des Bundestags durchaus erforderlich; dieſe 

wird, ſo oft eine Berathung nothwendig iſt, ſich vereinigen, um nach Maasgabe 
der eingekommenen Gegenſtaͤnde zu beſchließen, ob ſolche vor der Hand auf ſich 
heruhen koͤnnen, oder ob fie. ſolche proviſoriſch zu leiten and den allenfalls abwe⸗— 
ſenden Praͤſidial⸗Geſandten davon in Kenntniß zu ſetzen habe, damit derſelbe die 
entfernten Mitglieder der Verſammlung zur ſchnelleren Ruͤckkehr einladen moͤge. 

Welche Geſchaͤfte von der interimiſtiſchen Verſammlung in dem Laufe der 
Bergung”: oder der Gern“ vorgenommen. werben fönnen, . Die Art und Weiſe— 

_ 3 5* “. , 
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wie folge zu behandeln feyn möchten, daruber enthält bie Kaiſerlich Oeſterreichiſch e, 

in ber 28: Sitzung zu Protokoll gegebene Abſtimmung fehr zweckmaͤßige Vorfihläge, 

denen die bieffeitige Sefandtfchaft im Allgemeinen nur beyzupflichten vermag. Jedoch 

erlaubt fie fich vorzufchlagen, um die ad. enthaltene verehrliche Oeſterreichiſche Mey⸗ 

"nung auch nicht dem geringften Zweifel unterworfen zu ſehen, daß dafelbſt das einzige 
Wort wenigftens hinzugeſetzt werde, fo Daß am angeführten Orte es heißen 
werde: «dag nebit dem Praͤſidial⸗Geſandten, ober deſſen Stellvertreter, auch 
« jederzeit wenigftend zwey Bundesgeſandte an dem Sitze des Bundestags ſich 
a befinden möchten», . Denn. wenn auch bie bemerkte Faſſung des verehrlichen 
Defterreichifchen: Antrages eigentlich durchaus feinen Mißverſtaud zuläßt, um fo 
weniger, als unbeftreitbar dad Recht. jedes Bundesgefaudten iſt, allen Sitzungen 
der Berfammlung beyzuwohnen, fo kann denndch eine ed größere Vekiunntheit 
des Ausdrucks nur zwedimäßig erfcheinen. 

Gs ift anzunehmen, daß auch während einer Bertagung ſaͤmmtliche anınefenbe 
Gefanbte von dieſem Rechte werben Gebrauch machen wollen, da aber Dennoch 
einer ober ber:andere verhindert werben koͤnnte, an ben Sitzungen Theül zu nehmen, 

fo glaubt Die dieffeitige Gefandtfchaft vorſchlagen zu Tonnen, daß fo wie bie Ges 

ſchaͤftsoronung ald Negel:für Die gewöhnlichen Sitzungen es bereits beftimmt hat, 
auch bier bey ben interimiftifihen Verfammlungen feitzufegen feyn möchte; daß won 
den Gefandten im Verhinderungsfall ein anderer zu ſubſtituiren, und biefes-bems 
Präfivial: Gefandten ; oder feinem Stellvertreter, anzuzeigen ſeyn würde, 

> Ganz einverftanden ift man dieſſeits auch mit dem Vorſchlag, daß Die gegen⸗ 
wärtig zu verabredenden Beſtimmungen, wie bie. Gefchäftdorunung-,. use provi⸗ 
forifh anzunehmen fenen , bie bie Bundeötagdordnung: ſelbſt beſinitio wird adoefaßt 
‚werden koͤnnen. 

Sollte nun gegenwaͤrtig auch die Ftage aufgeworfen werden , eb⸗ man in 
dem ‚Laufe Bed Sommers ſich ‚vertagen wolle, fo-ift Die Dieffeitige Koͤnigliche Ger 
fanbtfchaft auch Darin mit der Kaiſerlich Defterreichifchen Abſtimmung gan, eins 
verftandem, daß zu Beobachtung des 7. Artikeld der Bumpedofte, von einer eigent⸗ 
lichen Vertagung die Rede wohl nicht feyn koͤnne, weil allerdings Die der Ber 
fammlung zu: ihrer erſten Berathung bereits in den. Praliminarsdionferengen‘ übers: 
tragenen Gegenſtande wo ei alle ernevigt Am; Mooffen. faun fe. fein Bedenken 
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teogen, wenn auf Ferien angdßegen werben follte, bey ber gegemwärtigen Lage 
der Geſchaͤfte Hierzu volllommen ihre Beyſtimmung zu geben, Go daulbar es 
auch zu erkennen ift, daß in der erwähnten Raiferlih Defterreichifchen Abſtimmung 
eine billige Rüdficht auf den unerwartet langen Aufenthalt faft aller Geſandten 


bat genommen werben wollen, fo find dieſe, ich Darf auch unbeauftregt in Aller . 


. Ramen es laut ausſprechen, fehr bereit, unausgeſetzt ſich nen Gefchäften des Bun⸗ 
des zu widmen, wenn dieſes erforderlich ſeyn ſollte. Gegenwaͤrtig iſt dieſes jedoch 
nicht der Fall; denn in Kurzem werden die in Berathung geſtellten Gegenſtaͤnde 
ſo weit erledigt ſeyn, als die erforderlichen Vorarbeiten haben vollendet werden 
koͤnnen; den einzig noch zur&d bleibenden Gegenſtand zu beſeitigen, erheiſcht noch 
befondere Vorerbeiten, wezu theild commiſſariſche Präfungen und Gutachten, 
theils Correſpondenz oder perfönliche Inſtruktions⸗⸗Einholung, und theile Bor 
bereitungen in verfihiedenen Bundesſtaaten felbft erforderlich find, und Diefed um 
fo mehr, als Die Erledigung dieſes befondern Gegenſtandes auch nicht ausſchließlich 
von der Berfammlung feibft abhängen kann. Da nun vie Erfahrung und aud 
gelehrt hat, Daß während folcher Borarbeiten in ben förmlichen Sitzungen nur unbe 
deutendere Gegenflände verhandelt werten koͤnnen, zu benen Die Gegenwart aller 
Geſandten nicht unumgänglich erforderlich iſt, fie und ferner in nem Glauben 
beſtaͤrkt bat, daß perfönliche AInftrultiond » Ginholungen dem. Gefchäftögang nur 
befoͤrderlich find, ſo iſt ed, werten dieſe Erfahrungen auf die gegenwärtige Lage 
Der Geſchaͤfte angewendet, keinem Zweifel unterworfen, daß die gewöhnlichen 
Sitzungen der Verfaminlung in Kurzem auf einige Zeit auszuſetzen, ganz unnadh, 
cheilig ſeyn wird, ja felbft geſchaͤftsbefoͤrderlich werben kann, 
Die vieffeitige. Geſandtſchaft trägt Daher nur Darauf an, daß wenn nach Beftis 
. tigung ber gegenwärtig vollfommen vorbereiteten Gefchäfte, Ferien beliebt werben 
follten, vor ihrem Anfang auch ihre Dauer genau beftimmt werde, daß dieſe nie 
verlängert werden können, und Daß Die während verfelben vorkommenden Geſchaͤfte 
nach den verehrlichen Kaiſerlich Oefterreichifchen Anträgen zu behandeln feyn möchten. 
Braunſchweig und Naſſau: tritt im Allgemeinen dem Raiferlich Oefters 
reichifchen Bote mit Den von Bayern bemerften Modificationen bey, glaubt jedoch, 
deß in Dem gegenwärtigen Zeituunft nach Inhalt der Bundesalte nicht zu einer 
Bertegung, wo aber: „ Ferien zu ſchreiten ſeyn durfie. | 
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‚Holfteins Oldenburg, Anhalf Br Schtwarzburg. In Anfe 
bung ver. Bertagung Der Bundesverfammlung treten Ihre Hochfuͤrſtliche 
Durchlauchten dem Kaiſerlich Koͤniglich Oeſterreichiſchen Votum und der in der 28, 
Sitzung (Protokoll $..167.) dabey von Bayern ad 3. gemachten Bemerkung bey. 

Der Sefandte hält übrigend, nach den in dem Votum der freyen Städte 
näher entwidelten Grundfäßen bie Frage: ob und wann eine Bertagung Statt 
finden. koͤnne, für durchaus unabhängig von den jeßt vorläufig zu treffenden Ber 
ftimmungen , weldje allein ven, Zweck haben,. zu bewürlen, daß in keinem alle 
ein gänzlicher Geſchaͤftsſtillſtand in Beziehung auf Die.Angelegenheiten des Bundes 
eintreten: inne. Die Bundesakte, welde die Bundeöverfammlung für beſtaͤndig 
erflärt, ertheilt. verfelben Die. Befugniß, fih auf eine beflimmte Zeit zu vertagen, 
nur wenn Die ihrer Berathung unterzogenen Gegenftände erledigt find. 

Diefe Vorſchrift kann allerdings auf verſchiedene Weife verftanden werben, 
‚je nachdem man zu jenen Gegenftänden alle rechnet, welche die. Bundesafte zur 
Berathung der Bundesverfammlung verftellt hat, oder blos biejenigen, welche 
von ber ganzen Mafle herausgehoben find, um unmittelbar zur Berathung gezogen 
und erledigt zu werden. Nach der erſten Erklaͤrungsweiſe kann eine Reihe von Jahren 
verlaufen, ehe an eine VBertagung zu Denken wäre, und dieß fcheint bey der Abfaſſung 
der. Bundesakte die Meynung nicht gemefen zu ſeyn. Selbſt aber auch eine ſolche 
Meynung wuͤrde kurze Ferien nicht ausſchließen, wenn etwa, wie bereits anderwaͤrts 
bemerkt worden iſt, nach Beendigung wichtiger Vorarbeiten und erfolgter Berichts⸗ 
erſtattung der Zeitraum, welcher zur Inſtruktions⸗-Einholung erforderlich ſeyn duͤrfte, 
dazu benußt werden wollte, oder fonft erhebliche Gründe für eine kurze Ausſetzung 
der gewoͤhnlichen Sitzungen der Bundesverſammlung ſich ergeben ſollten. 

Praͤſidium: werdè den aus den vorliegenden Abſtimmungen zu ziehenden 
Beſchluß in der naͤchſten Sitzung vortragen. 


F. 258. 
Gegenſeitiger freyer Verkehr mit den nothwendigſten kebens⸗ 
| bedürfniſſen in ven Deutfhen Bundesftaaten 
Baiern. Ich bin von meinem allerhöchften Hofe angewiefen, über die Frey⸗ 
heit des Handels mit Getreide und Schlachtvieh nachfolgende Erklaͤrung abzugeben: 
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Den Orundfaß bed freyen Betreivehanvels hat Baiern feit langer Zeit nicht 
allein förmlich ausgefprochen, fonbern auch bisher in volle Anwendung gebracht, 
und eine wirkliche Sruchtfperre niemald angeordnet: 

Die in der Mauthorpnung feſtgeſetzten, mit den Preifen- ſich höhernden Aus: 
gangszoͤlle beftehen in fo mäßigen Betraͤgen, daß fie ben freyen Verkehr mit Fruͤch⸗ 
ten keineswegs erſchweren. 

Wenn Seine Majeſtaͤt der Koͤnig in neuerer Zeit Sich veranlaßt gefunden 
haben, die fortwaͤhrende Wandelbarkeit dieſer Zoͤlle zu fixiren und ſie auf eine 
beſtimmte hoͤhere Summe zu ſteigern, ſo war ſelbſt dieſe Anordnung keine Abaͤn⸗ 
Derung: des angenommenen Syſtems, ſondern nur eine nothwendige, erſt ſpaͤt 
abgedrungene Folge der Verfuͤgungen benachbarter Staaten, und ſelbſt ‘der drin⸗ 
genden Zeitverhaͤltniſſee. 

Die vorausgegangenen Kriege, durch welche dem Ackerbau arbeitende Hände, 
Vieh und Zeit beveutend entzogen wurden, hatten ſchon feit mehreren Jahren. auf 
die Erzeugniſſe, ſowohl hinſichtlich der Menge als Eigenſchaft, den nachtheiligſten 
Einfluß geäuffert, und unglüdlicherweife waren durch die noch zum geringſten 
Theil bezahlten Leiftungen und Durchmaͤrſche im Jahr 1815. die wenigen Vorraͤthe 
vollends erſchoͤpft worden. 

Die ganze Hoffnung ruhte alſo auf der Erndte des vorigen Jahres, welche 
leider nicht bloß in Baiern „ ſondern beynahe in ganz Deutſchland ſehr ungunſtig 
ausfiel. 

Verſchiedene Staaten glaubten ſich daher gleich nad) der Erndte zü ſtrengern 
Mansregeln aufgefordert, um ihren Unterthanen den Bedarf der nöthigften Lebens⸗ 
mittel zu fihern, und das benachbarte Defterreich, welches Baiern in einer fo 
: großen Ausdehnung umgranzt, verfügte ſchon im September vorigen Jahres eine 
ganzliche Sperre aller Victualien. 

Deſſen ungeachtet blieben Seine Majeſtaͤt Ihrem bisherigen Syſteme getreu, 
enthielten ſich ſelbſt der ſonſt gerechten Erwiederung, und ſuchten nur durch ſtrengere 
Aufſicht den allenfallſigen Unterſchleifen zu begegnen. Als aber durch die einge⸗ 
gangenen Berichte die Unergiebigkeit der Erndte und Die Unzulaͤnglichkeit der Vor: 
raͤthe, den inländifchen Bedarf bis zur nächften Erndte zu decken, fih offenbar 
darſtellte; als die Zollregifter das fortwaͤhrende Ausſtroͤmen der bedeutendſten 


Diuantitäten von Getreide in außärtige Laͤnder zeigten, ans: weichen nie mehr 
ein Rüdgang zu erwarten war; als die übrigen Grenzſtaaten, weiche felbft für 
ihr Beduͤrfniß nicht gedeckt waren ‚,. feine Aushülfe mehr darboten; und als endlich 
die eigenen Unterthänen wiederholt. und dringend um die Sicherung ihres Gelbſt⸗ 
bebarfö baten; hielten ed Seine Majeftät der König ven Pflichten gegen Ihr Voll. 
gemäß, ver. - Ausfuhr wenigftend durch Beltimmung hoͤherer Zollſaͤtze gewiſſe 
Schranken zu ſetzen, ohne die gehaͤſſige Maasregel einer gänzlihen Sperre ein: 
treten zu laffen DE . | u 
Allein auch hiebey beobachteten Allerhoͤchſtdieſelben noch alle völkerrechtlichen 
Ruckſichten, indem ben am. ber Grenze wohnenden, auswärtigen Eigenthuͤmern 
von ihren, in den Königlichen Staaten gelegenen Beſihungen die freyt Ausfuhr 
ihrer. Selbſterzeugniſſe, ihres Gilt: und Zehentgetreides bewilliget wurbe. .. Diefe 
Befugniß. wurde erft neuerlich, als die Krone Württemberg Ihrerſeits dieſes Ver⸗ 
ſtaͤndniß zuruͤcknahm, auch dieſſeits aufgehoben, allein auch darnach ſuchten Geis? 
Majeſtaͤt dem Grenzverkehr und dem taͤglichen Beduͤrfniſſe der jenſeitigen Grenzbe⸗ 
wohner alle Erleichterung dadurch zu verſchaffen, daß die Ausfuhr des Brodtes bis 
zu einem gewiſſen Werthe ganz frey gegeben, ubet dieſen aber mit einem unbedeuten⸗ 
den Ausgangszolle belegt und nach den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen noch manche Begun⸗ 
ſtigung bewilliget wurde, wahrend man von den Nachbarſtaaten nicht der minde⸗ 
ſten Erwiederung ſich zu erfreuen hatte. 
Baiern Tann ſich demnach von jedem Vorwurfe einer illiberalen Handlungs⸗ 
weiſe mit Recht loszaͤhlen; daß ed aber ſeine wenigen Vorraͤthe nicht vollends frem⸗ 
den Speculationen, ‚feine eigenen Unterthanen dem Hunger preis gab, dieß wird 
ihm bey Erwaͤgung feiner geographifchen Lage um fo minder zum Vorwürfe gemacht 
werden koͤnnen, ald ed von allen nädften Umgebungen auch nicht Die geringfte 
Aushülfe zu erwarten hatte, und nod) jeßt gezwungen. ft, den großen Abgang 
gigenen, Bedarfs mit ſehr beventenden Koften von der entfernten Oftfee zu holen. 
Selbſt dieſe driugenden Umflände haben jedoch feine Majeſtaͤt ven König 
nicht abgehalten, noch vermalen in einzelnen Gallen durch Bewilligung freyer 
Ausfuhr nachberlihe Hülfe zu leiſten, infofern nicht Die in Baiern zu einer nie 
gehörten Höhe geſtiegenen Preiſe ſelbſt ein Hinderniß waren, hievon Gebrauch 
zu maden. a 
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Dieſe Darfiellung ber Verhaͤltniſſe glaubte man vorausſchicken zu muͤſſen, um 
ſich über die in Antrag gebrachte Uebereinkunft ſelbſt deſto kurzer erklaͤren zu tancs. 
was hiemit auf folgende Art geſchieht: 

1) -Baieen nimmt um fo minder einen Anflunb,- ber vorgefclagenen Uber 
einkunft unter den deutſchen Bundesſtaaten übes einen allgemeinen. freyen Verfehr 
mit Getreide, Kartoffeln, Hülſenfrachten und Sichlacht vi eh be 
zutreten, als gerade in dieſen Artikeln die vorzuglichſten Lanbeserzeugniſſe beſtehen, 
deren ausgedehnteſte Verwerthung ſohin aur wunſchenswerth feyn mag. Jedech kann 

2) diefer Beytritt nur unter ver Vorausſezung und ausdrucktkichen Bedingung 
geſchehen, daß der Verein nicht aufeinige wenige Stauten eingerngt und hierdurch 
die Aushulfe im Kalle des Mangels gu ſehr beſchraͤnkt werde, ſondern wenn dem 
ſelben ſanmmtlich e deutſche Bundesſtaaten mit vom ganzen Zuſammen⸗ 
hange ihrer Provinzen, fie mögen zum deutſchen Bunde gehoͤrca ober nicht, 
unwiverruflich beytreten; wobry es ſich 

3) von ſelbſt verſteht, daß die Beſtimmungen des innern Verkehrs eines jeden 
Staates ber freyen Anordnung der Regierung Aberlaffen bleiben, und daß in Jah⸗ 
fen gewoͤhnlichet Fruchtbarkeit der Handel mit Getreide nicht bkos in Deutfſchland, 
ſondern auch gegen das Ausland Feiner wie immet Namen habenden Beſchraͤnkung 
des Bundestages untenvorfen feyn koͤnne, im Falle einer allgemein als noth⸗ 
wendig erfannten Sperre hingegen, die Bewilligung ber Dusch frähere Handelsver⸗ 
träge bedungenen Ausfuhr einer mäßigen Quantitat von Eebend Vedarfniffen an 
andere benachbarte Staaten vorbehalten bleibe. 

A M4ß Bis zur Herſtellung eines ſolchen allgemeinen Vereins iſt die Baieriſche 
Regierung bereitwillig, nicht allein den freyen Getreidehandel, wie früher; unter 
günftigen Berhältniffen fogleich wieder herzuſtellen, ſondern au nach alfenfallfig 
beſonderm Erforderniß mit jedem deutſchen Nachbarſtaate über einen bemeſſenen, 
wechſelſeitig freyen Bezug der Lebensbeduͤrfniſſe zu unterhandeln. 

Nur muß ſie 

. 5) bedauern, wenn bie dermalige Lage der unerſchwinglich hohen Getreide⸗ 
preiſe und des bis zur Erndte noch hier und da drohenden Mangels, welchem ſelbſt 
nur durch koͤſtſpieligen Ankauf auslaͤndiſchen Getreides zum &pelle beehelfen wer⸗ 

Vrotot. d. d. Bundesberſ. III. BO. | ‚36 Be 


£L 


278 
A 
deh Fonnte, eö ihr nicht erlaubt, ſchon gegenwaͤrtig ihre volle Vereitwiltigkeit i in 
Das’ Wert-zu fetzen. "° 
5) Da der freye Durchgang in Baiern hie erſchwert, ſondern auf Verlangen 
ohne Anſtand bewilliget worden iſt, und dieß auch ferner geſchehen wird; ſo findet 
| man gegen die im IX. Artikel hierüber angetragenen Beftimmungen, fo wie gegen 
. bie:ded X. Artikels nichts zu erinnern. 
Koͤnigreich Sach ſen. Mit dem Entwurf einer uebereinkunft zwiſchen 
den — 8 Bundesſtaaten über die Freyheit des Handels mit Getreide und: 
Schlachtvieh, iſt man Koͤniglich Saͤchſiſcher Seits gaͤnzlich einverſtanden, mit 
alleiniger Ausnahme bed: nierten Punkts, nach welchem es nur von dem gemein⸗ 
ſchaftlichen Einverſtaͤndniſſe der Bundesſtaaten abhängen ſoll, ob 'an ihren Gren⸗ 
zen: gegen. die nicht zum Bunde gehörigen Staaten Sperr⸗ Anftalten beftchen follen, 
oder welche: Berbältuiffe darüber einzutreten haben: Wenn nan aber diefer Uns. 
frag in dem Commiffiond Vortrag ad 7. noch näher dahin beſtimmt iſt, daß die 
deutſchen Bundesſtaaten uͤbereinkommen möchten, an den Grenzen gegen das Aus⸗ 
laud feine einſeitige Verfügung zu treffen, weder eine Sperre anzulegen noch auf⸗ 
zubeben, fondern jebe-Beränderung hierin dem gemeinfchaftlichen Einverftändniffe. 
. zu überlaffen; fo koͤnnte hingegen der Fall eintreten, daß der an einen Bundes⸗ 
ſtaat grenzende fremde Staat zuerſt eine Sperre anlegte und dem betroffenen Bun⸗ 
desſtaat daraus in ber Zwiſchenzeit der größte Nachtheil erwuͤchſe, weil er mit den 
‚Gegen: Tonsregeln | bis nach erfolgtem gemeinfamen Einverftänpniß Anftand genom⸗ 
‚men. Man erachtet daher Königlih Sächfifher Seite, daß die Freyheit der 
Bundesglieder gegen das Ausland, in Anſehung des Verkehrs mit Getreide und 
Schlachtvieh ſofort ſolche Verfuͤgungen zu treffen, welche die Lage der Dinge und 
die Nothdurft ihrer Lande erfordern, nicht beſchraͤnkt werden duͤrfe, und daß folg⸗ 
lich die gedachten Vorſchlage entweder uͤberhaupt aus der Uebereinkunft wegzulaſſen, 
oder wenigſtenẽ in ſolcher Maße, daß ſie den Buinbeöftaaten nicht prajudicitlich 
werben, zu erläutern find, 
Württemberg: tritt dem auf den Commiſſions⸗ Vortrag vom 2. ‚Sunyd, J. 
gegründeten Entwurf einer Uebereintunft zwifchen ſaͤmmtlichen deutſchen Bundes 
ſtaaten, über die Freyheit des Handels mit Getreide und Shlachtvieh, , unter fol⸗ 


genden naͤheren Beſtunmungen bey: | Bi x 
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ad Art, II, möchte zu naͤherer Beſtimmtheit beyzufugen feyns-. . : » 
. «Bon ben Staaten derjenigen Bundesglieder, welche auch nicht zum Dept: 
Keen Bunde. gehoͤrige Lande befiken; werben bis auf.erfolgente nähere Ber 
< ftimmungen, diejenigen als in gegenmwärtiger Uebereinkunft begriffen ange 

. ſehen, mit welchen im Art. I. der deutſchen Bundesakte bengetreten Wurde », 
0. Ad Art. IV. iſt Württemberg zwar damit einverfianden, daß eine Dufkch 

gemeinſchaftliches Einverſtaͤndniß der Bundesſtaaten befchloffene Sperre gegen einen 
fremden. (nicht zum Bunde gehörigen) Staat, wie es ſchon in der Ratur eines 
ſolchen Einverſtaͤndniſfes liegt, nur gemeinſchaftlich, nicht einſeitig von einem 
einzelnen Bundesſtaat, wieder aufgehoben werben. fönne, 

Wenn hingegen auch überhaupt von einem folchen Einverſtaͤndniß cdhanzig 
gemacht werden will, ob ein Bundesſtaat gegen das Ausland Sperr «Anftalten 
„beftehen laffen folle, oder welche Verhältniffe darüber einzutreten hätten ? fo wuͤrde 

diefes nicht nur eine große Befchränfung der, oft von augenblidlichen Verhaͤltniſſen 
gebotenen fchleunigen Borforge für dad eigene Land herbeyführen, fondern auch mit‘ 
dem reinvoͤllerrechtlichen Verhaͤltniß eines Bundesſtaats gegen nicht zum Bunde 
gehoͤrige Staaten, nicht zu vereinigen ſeyn, gegen welche ihm alle voͤlkerrechtliche 
Mittel gefichert bleiben möllen, um fi ch ꝛin jenem Verhaͤltniß unabhängig an 
behaupten. 

Es wird daher einem jeden Bundeſtaat freygeſtellt bleiben muſſſen, einſeitig 


gegen einen nicht zum Bunde gehoͤrigen Staat zu ſperren, obne.jedach den - - 


Tranſit der diefer Partikular⸗Sperre unterworfenen Lebensmittel aus einein 
rüdliegenden Bundesſtaat in jenen fremden Staat. irgend zu exſchweren. 
>. : Daß ferner die, bermalen gegen. Frankreich und bie Schweiz von einzelnen - 
Staaten einfeitig und nicht. vom Bunde angelegte Sperren unbeftimmt, alfo auf 
‚uber den 1. October oder die naͤchſte Ernüte hinaus fortdauern follen, daß mithin 
‚Die: Wiederaufhebung von einem gemeinfchaftlihen Einverſtaͤndniß abhängig gemacht 
werden follte; Tann Württemberg fo wenig als Die ſuͤddeutſchen Staaten überhaupt 
fid) gefallen Iaffen ; da es eines Theild nicht nöthig ſcheint, andern Theils ver Hans 
delsverkehr mit Schlachtvieh nach Frankreich und nad) ber Schweiz mit Getreide, 
dieſen Landern ſelbſt nothwendig iſt, fo wie. auch Die Schweiz wegen der offen u | 
bepaltenden Handelsverbindung mit Italien beſondere Ruͤckſicht verdient, - 
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Es Tann daher die in dem 2. Abſatz des Artikels IV. aufgenommene Fort 

: bauer. ver beſtehenden Betreidefperren gegen Frankreich und die Schweiz, 

wenigſtens nicht Aber ven 1. October diefed Jahrs ausgedehnt werben, 

und it alfo dieſe beſchraͤnkende Beftimmung noch beyzufhgen. 

- Was die in dem Eommiffiond:Bortrage ad 7. nach anheimgeſtellte Ausdeh⸗ 
mung ber gegenwärtigen Getreidefperre auf Stalien und nie Diederlande anlangt; 
ſo wuͤrden die biebey in Betradst Tommenden allgemeinen Rüdfichten weniger gegen 
Die Niederlande als gegen Italien fprehen, da ans jenem cher auf einen Zuſlu⸗ 
der ur See ankommenden Getreide: Borräthe zu hoffen wohre. 

. = Ad.Art. V. Iſt zwar yon fel6ft verſtanden, daß die gegenfeltig zugeſicherte 
Berüuckſichtigung benachbarter Regierungen durch einzelne Ausfuhr, Bewillis 
gungen immerhin von den, auf das eigene Benürfniß zuerst gu nehmenden Ruf: 
.Sichten abhängig bleibe; inzwiſchen möchte dieß durch den am Ende des Artikels zu 
| madcaben Beyſatz auszudrucken feyns 

«fo weit ihr eigener Bedarf ſolches geſtattet » 

Ad Axrt. VIII. Um jenes Mißverſtandniß nes Ausdrucks: «gleihbleibenpe 
Andfugrzölle» zu vermeiden, wuͤrde Der damit verbunpene Sinn genauer vurch 
den Beyſatz beſtimmt werben konnen: 

x Es ſollen dieſe (gewoͤhnlichen) Zölle vom Steigen und Fallen ver Frucht⸗ 
« preife niche abhängige, firirte Summen betragen». 

Abanderungen im Zoll⸗Syſtem, welche abgefehen von einer augenblidlichen 
heuerung, getroffen werben, konnen und fellen hierdurch nicht auögefchloffen 
werben. Ob und inwiefern man ſich Übrigens feiner Zeit wegen Bleichheit der 
Hölle für Eins Auss und Durchfuhr von Lebensmitteln einverfichen könne? wird 
den fünftigen Berathungen über ben Gegenſtand des I. Artifeld vorgubehalten ſeyn. 


Ad Art, IX. Um dem, durch Berfchiebenheit ver Rofalitäten fo ſchwankenden | 


Kermin der Befreyung des burchgehenden Getreides von allen Tranſitogebühren 
a bis zur naͤchſten Erndte mehr Beftimmtheit zu geben, möchte Statt dieſer 
Worte zu ſetzen fenns «bis zum 1. Oktober dieſes Jahrs ». 

. Der Artifel X. wäre noch näher. dahin zu beilimmen, baf wor Grfaffung der 
Sperrgefetze erfaufte Vorraͤthe nur dann an den Käufer ned) zu verabfoigen ſcyer, 
«wenn dieſer ber Unterthan eined Bundesſtaats iſt .. 
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"Baden. ‚Boy Seiten Babens glaubt man. in Hiſicht anf die, gelegen 


heitlich des erften Antrags zum freyen Verkehr, in dieſer hohen Verſammlung 
geſchehenen Aeuſſerungen über Pie Veranlafſung der im Großherzogthum Baden 
wöthig gewordenen beſchraͤnkenden Maasregeln der Frachtrauefubr/ folgende Ev 
laͤuterung geben zu muſſen. 

Die Babifhe Regierung huldigt im Allgemeinen dem Princip eines freyen 
Verkehrs von lange her, und entſchließt ſich zu Beſchrankungen nur, wo Nachban 
ſtaaten ſolche vorangehen ließen, im welchem Aall.ihr vie geographiſche Rage deo 
Landes nicht erlaubt, fie unbeachtet zu laſſen. Auch vie dermalen verfügten Spen 
ren wurden bush bie Anordnungen ber Nachbarſtaaten herbengeführt und bie zu 
einer gänzlichen Sperre gelteigert, nachdem einmal Die natürlihe Richtung des 
Berkehrö unterbrochen, und. manchen Gegenden Bed Landes Die gewohnte Sufahr 
aus den Nachbarſtaaten geſchmaͤlert oder gänzlich entzogen worden ift. 
| Man mußte zwiſchen zwey Uebeln wählen und nem Lande jene Vorraͤthe zu 

erhalten. fuchen,, welche bey dem gewöhnlichen und naturgemäßen Bang ber Dinge 
in die Nachbarftaaten abgefloffen wären. - Indeſſen bot man ver Königlich Wuͤrt⸗ 
tembergiſchen Regierung bey dem erſten Schritte, wodurch fie von einer ander 
Seite gedrängt, den wechfelfeitigen Getreideverkehr beſchraͤnkte, wiewohl vergeblich 


an, ben freyen Tauſch der Lebensmittel zwiſchen beyden Staaten auch unter den 


damaligen Verhaͤltniſſen zu uuterhalten, und gegen das Großherzogthum Heſſen 


Samen die durch die Koͤniglich Baieriſchen und Wuͤrttenibergiſchen Zoͤlle veranlaßten 


Maasregeln der Badiſchen Regierung fo lange nicht in Anwendung, als jenes 
Dem Grundſatz der Freyheit unbedingt treu blieb. 

Sobald von genannten Staaten Anordnungen getroffen wurden, welche Beh 
Einfuhr nah Baden entgegentraten, fobald hiedurch, namemlich Bey Der durch 
zen Mangel des Jahrs herbeygeführten Richtung des Getreide⸗Verkehrs aus 
Norden nach Süden und Rheinaufwaͤrts, Die Bevorrathung des Landes won dieſer 
freyen Einfuhr abhing, konnte man unmoͤglich freye Ausfuhr geſtatten. | > 

Gern wird man aber die heftchenden Anorönungen aufgeben ‚ ſo wie deren 

Veranlaſſung wegfaͤllt. | 
Nach diefer Boraudfekung und auf Grunbfäße geſtuͤtzt, wie fie jeder Bunbeis 


ftaat für dad Wohl feiner Angehörigen im Auge behalten. muß, wird von Seiten 
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Badend in Bezug auf den Bertrage- Entwurf, folgende Abſtiamung 
gegeben: | 
Zu Art. L und II. Baden in bereit, einer gemeinſamen Uebereinkunft bey⸗ 
zutreten, welche den unbedingt freyen Verkehr mit Fruͤchten und Schlachtvieh 
zwiſchen den Bundesſtaaten wiederherſtellt und deſſen Fortdauer ſichert. Ja, 
man würde keinen Anftand--nehmen, die Freyheit aug enblicklich herzuſtellen, 
ſofern ſich alle übrige Bundesſtaaten zu Gleichem verbindlich machen. 
Zu Yet, IH. Sollten je in der Folge Umſtaͤnde eintreten, welche eine Abwei⸗ 
chung von jenem Grundſatze unbedingter Freyheit rechtfertigten, fo verbindet man 
ſich,“ nie einſeitig, ſondern nur nad) gemeinſamer Uebereinkunft zu haudeln. 
:- Wenn ber Artikel IV. des Entwurfs vorſchlaͤgt, daß Sperr⸗Anſtalten gegen 
fremde Grenzſtaaten des Bundes · von dem gemeinſchaftlichen Einverſtaͤndniſſe der 
Bundesſtaaten abhängen: follen, und daß die beſtehende Getreideſperre gegen 
Frankreich und die Sthweiz unbeſtimmt fortdauern ſolle; fo findet man noͤthig, 
darüber Folgendes zu bemerken , was Durch die eigenthümlichergeograghifche Lage 
ves Großherzogthums: und das Verhalimis des Handels und der Handelsgefehe 
ſtiner Nachbarn motivirt iſt. | 
88 wird zwar kaum in einer langen. Reihe von Jahren ein Zuſammentreffen 
fo. vieler unguͤnſtigen Conjuncturen eintreten, wie die welche den gegenwaͤrti⸗ 
gen Nothitand herbeygefuͤhrt haben, mithin Die Regierung nicht leicht in den Fall 
kommen, gegen Frankreich und die Schmeiz Sperr⸗Anſtalten vorzukehren. Traͤte 
aber je wieder gegründete Veranlaſſung dazu ein, :fo bedarf es der ſchleunigſten 





‚Vorkehrungen und Erörterungen, welche von ſo vielen Joſtrultions + Einpolungen u 


abhängen: ‘ 

Intereſſen, welche von leinem als dem unmittelbren Seensftaate fo lebhaft | 
gefühkt werden koͤnnten, dürfen leicht den Zweck jeder in Borfchlag au bringenben 
Maasregel vereiteln, weil die Speculation ihr zuvorkaͤme. 

Frankreich bringt namentlich gegen- die deutſchen Nachbarſtaaten alle nur 
erfinnlichen und haufig wechſelnde Handels⸗Beſchraͤnkungen in Anwendung. 

Es erlaubt Daher Die Sorge für dad erſte Beduͤrfniß ver Staatd ; Angehörigen 
nicht, beſchraͤnkende Maasregeln ber Ausfuhr in Die Fremde von fo zufainmenge 
feßten Eroͤrterungen abhängig zu machen. Indeſſen ift dabey der Verkehr der 
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übrigen Bundesſtaaten nicht gefaͤhrdet weil ſtets allen der Tranſieo durch das Groß 
herzogthum in das Ausland frey fteht. 

Auf der andern Seite walten die gleichen Bedenklichkeiten ob, fih unbebingt 
zu Sperr⸗ Anftalten zu verpflichten, welche andere Bundesſtaaten ihren Verhaͤlt⸗ 
niſſen angemeſſen finden koͤnnten. 

In der Regel, ja man darf ſagen, ohne Ausnahme erzeugt das Großherzog⸗ 

thum Baden einen Ueberfluß von Getreide, den es ſeiner geographiſchen Lage 
und den uͤbrigen Umſtaͤnden nach mit entſchiedenem Vortheil in die Schweiz abſetzt. 
Zwiſchen beyden Ländern beſteht ver lebhafteſte Verkehr, und der Badiſche Land⸗ 
wirth findet dort für manche ſeiner Produkte, z. B. die Oberlaͤnder Weine, einen 

Abſatz, welchen ihm deutſche Bundesſtaaten durch ungeheure Zoͤlle erſchwert oder 
ganz unmoͤglich gemacht haben. Foͤrmliche Staatsvertraͤge mit der Schweiz 
befeſtigen jene erwaͤhnten, natuͤrlichen Handelsverbindungen, und dieſen Verhaͤlt⸗ 
niſſen iſt man alſo eine Ruͤckſicht ſchuldig, welche zudem eben ſo ſehr ganz den An⸗ 
ſichten, bie mehrere Stimmen der Bundesverſammlung in Betreff der Schweiz 
geäußert, völlig entſprechend find, als die Menſchlichkeit folche gegen ein Land 
gebietet, welches feine Erndten fpäter als feine Nachbarn, und nie in berjenigen 
Fülle gewinnt, welche ihm Die Aushülfe jener entbehrlich machte, | 

Rückwärts liegende oder auf kurze Strecken mit der Schweiz grenzende Staa⸗ 
ten koͤnnen etwa ihr Intereſſe bey beſchraͤnkenden Maagregeln unverlegt oder felbft 
gefördert erachten; Das Großherzogthum Baden aber, welches die jetzige Stufe 
der Entwickelung ſeiner productiven Kräfte ‚ dem felten’ geftörten Abſatze ſeiner 
Erzeugniſſe in das Ausland verdankt, muß fo gern es ſich jeder Einrichtung 
anſchließen wird, die den freyen Verkehr zwiſchen den Bundesſtaaten bezweckt, 

ſich jede Verbindlichkeit verſagen, welche ihm das Schickſal bereiten koͤnnte, was 
bey allgemeinen Sperr⸗Anſtalten in großen Staaten die Grenzprovinzen zu treffen 

pflegt. Mehr over minder möchte gleiche Bevenklichfeit bey den uͤbrigen Gray 
ſtaaten des ſuͤdlichen und weſtlichen Deutſchlands entſtehen. 

Der Artikel II., in Verbindung mit Artikel VI. und X. zeigt, daß die jetzt 
beſtehenden Sperrgeſetze nach dem Entwurf nicht nothwendig bis zum 1. Octobes 
fortdauern ſollen, und, von Seiten Badens wuͤrde man ſich auch aus obigen Gruͤn⸗ 
den w biefer örtbauer nicht verpflichten koͤnnen, wozu noch Hmm of wenn 
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‚die Hoffnungen, welche der Zuftand der Staaten jebt erwedt, nur. einigermaßen 
in Erfüllung gehen, nad der Erndte jeder Grund zur Fortſetzung einer Sperre 
binmwegfällt, und ſchon im September kann in der Regel im Stromgebiete des 
Rheins das neue Getreide zu Markt gebracht, und dann wo der eigene Bedarf 
gedeckt ift, vie Sperre wenigftend gegen ſolche Gegenden gemildert werden, wo glei: 
ches glüdliches Verhaͤltniß nicht Statt findet, 

Zu Artikel V. und VIE Wird man abwarten, eb und welche Staaten fi 
zur gleichbaldigen Herſtellung des freyen Verkehrs verſtehen wollen, welchem man 
nur ungern entfagt hat, 

Au Artikel VII. verſteht es ſich, vaß gegen jene Bundesſtaaten, die eine 
Eperre fortſetzen, die Erwiederung, falls man ſolche für raͤthlich erachtet, vor 
behalten Bleibe, 

Zu Artikel VIN. Unter Ben Zollſaͤtzen auf Sie Ausfuhr hertſcht in ven deut⸗ 
ſchen Staaten eine große und dem freyen Verkehr nachtheilige Verfchievenheit, wer 
durch einzelne gensthigt werden, fi Die Erwiederung gleich hoher Zollſaͤtze vorzu⸗ 
behalten, und in fo lange zu firiren, als nicht eine ſehr wünfchendwerthe gemein 
ſame Webereinfunft veßhalb getroffen wird, Baden trägt hierbey darauf an, 
einftweilen wenigftens, für die Ausfuhr von Früchten und Schlachtvieh von einem 
Bundesflädte in den andern, eine Uebereinkunft uͤber ein Maximum des Zolles 
abzuſchließen, was auch durch dieſe gleichbleibenden gewoͤhnlichen Zollſatze nicht 
überſchritten werden duͤrfte. 

Zu Artikel IX. ſtimmt man dem Antrage, unter jetzigen Umſtaͤnden die Ge⸗ 
treidedurchfuhr von allen Tranfito: Öebühren frey zu laſſen, unter der Vorausſe⸗ 
‚gung bey, daß ſich jene Tranſito⸗Freyheit auch auf die Waſſerfracht, namentlich 
auf dem Rhein, erſtrecke. Die Oftroi- Convention kann dagegen Fein Hinderniß 
ſeyn, weil nicht von Befreyung eines Einzelnen dabey die Rede iſt. 

Baden hat feither für bedeutende Zufuhren bereits öfter, ohne durch Vertrag 
verbunden zu feyn, jene Abgabenfreyheit bewilligt. 

e Zu Artikel X. Wo einmal: eine. Sperre ald nothwendig fortbeftehen. fe, 
müffen auch Die angeblich: oder. wirklich vor der Sperranlegung erkauften Früchte 
dergeiden unterworſen bleiben, weil. dieſe Ausnahme Die Wirkſamkeit des Verbots 
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vollig vereiteln und Scheinverläufe und surücfbatirte Eontracte zur Umgebung 
Ä des Geſetzes herbeyfuͤhren wuͤrde. 

Selbſt zu einer Ausnahme für den Über die Grenze zu verbringenden Vorrath 
—E* Güter: und Gefaͤllebeſitzer kann man von. Seiten Badens nicht ſtimmen, 
. weil ſolche Vorräthe, befonderd in ftandeöherrlihen Gebieten, fo bedeutend find, 
daß würden fie n ach eingetretener Sperre in bad Nachbarland ausgeführt, ganze 
Gegenden dem abfoluten Mangel preid gegeben wären. 

Jedoch ift nicht zu überfihauen, daß biefer Anftand Durch Herſtellung 
einer gaͤnzlichen Verkehrsfreyheit unter den Bundesſtaaten, 


ſi ch von ſelbſt erledige. 


‚Kurbef fen. Am vollkommener Uebereinftimmung ‚mit den in ber 29. 
Sitzung erflärten Anfichten Seiner Majeftät deö Königs von Württemberg haben 
Seine Königliche Hoheit der Kurfürft biöher nur Retorſionsweiſe eine Fruchtſperre 
gegen einige Nachbarſtaaten angeoronet, fonft aber allen Producenten den freyen 
Verkauf ihrer Vorräthe, mit der einzigen Befchränfung geftattet, daß von allen 
ind Ausland gehenden Früchten ein Drittheil, gegen Vergütung ber Marftpreife, 
in die Nothfpeicher abgegeben werden muß, 

Mit Vergnügen werben fie Daher zu den Maasregeln mitwirfen, welche zur 
. Beförderung eines fregen Verkehrs mit Lebensmitteln innerhalb des beutjchen 

Bundes, in dem Vortrage der hierzu gewählten Commiſſion fo umfichtig als zweck⸗ 
mäßig in Vorfchlag gebracht worden find. eine Königliche Hoheit hoffen mit 
Zuverſicht, daß beſonders bey den Ausſichten zu einer ergiebigen Erndte, kein Bun⸗ 
desſtaat Der Freygebung des Handels mit Früchten und Schlachtvieh, vom 1, 
SDftöber d. J. an, fich entziehen werde; und fo wie Sie mih ermächtiget haben, 
die deßfallſige Uebereinkunft i in Allerhöchft Ihrem Namen zu unterzeichnen, ſo bereit 
ſind Sie, ſich mit denjenigen Staaten, gegen welche in dieſem Augenblick noch 
Sperr⸗ Anſtalten beſtehen, uͤber deren alsbaldige Aufhebung einzuverſtehen. 


Großherzoglich und Herzoglich Saͤch ſiſche Däufer. . Der An 

trag der Königlich Wärttembergifhen Geſandtſchaft wegen Freyheit des Handels, 

beſonders mit Lebensmitteln, war meinen Höfen fehr willkommen, wie ich fchon 
Protot. d. d. Bundesverſ. III. Bd. 37 
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in ver 29, Sitzung vorlaͤufig erklaͤrt habe. Sie genehmigen Daher auch die von 
dem Ausſchuſſe vorgefhlagene Uebereintunft, infofern man dermalen noch nicht“ 
geneigt feyn follte, der Freyheit des Handels zwifchen den Bundesſtaaten eine 
größere Ausdehnung zu geben. 


Meine Höfe gehen von der Anficht aus, daß Aufhebung des hie und da ange⸗ 
nommenen unnachbarlichen Sfolirungd ⸗Syſtems nach dem nun wieder neu und 
wie Sie hoffen, feſter geknuͤpften Bande durchaus nothwendig ſey, wenn Einheit, 
der weſentlichſte Zweck der Bundesvereinigung, bewirkt und dem Deutſchen ein 
gemeinſames Vaterland wieder gegeben werden ſoll. Da Sie hierauf einen großen 
Werth legen, fo müflen Sie wuͤnſchen, daß ed nicht bloß mit Worten ausge: 
ſprochen, fondern mit Handlungen bethätigt werben. möge, Meine Höfe tragen 
-Daber auf. den möglichft freyen und unbefchräntten Handelsverkehr mnerhalb. der 
j Grenzen der zu einem Vaterlande vereinigten Bundesſtaaten an. 


Holſtein⸗MOldenburg, Anhalt und Schwarzburg. Der Her⸗ 
zoglich Holſtein⸗Oldenburgiſche, Herzogkid » Anhaltifhe und Furſtlich-⸗Schwarz⸗ 
burgiſche Geſandte hat, in Beziehung auf bie vorgefchlagene Uebereinfunft über 
die Freyheit des Handels mit Getreide und Schlachtvieh, folgende: 
Erflärungen abzugeben: | 

15 Beine Herzogliche Durdlaudit von Holftein:Ofpenburg finden bey 
biefer Uebereinfunft am ſo weniger etwas zu erinnern, als in Hoͤchſtihren Landen 
nad) den darin aufgeftellten Grundfäßen jederzeit verfahren wird, und tragen‘ daher 
kein Bedenken derſelben völlig beyzutreten. 


2) Seine Hochfüurſtliche Durchlaucht von Schwarzburg⸗So ndershauſen 
ſind um ſo geneigter, der vorgeſchlagenen Uebereinkunft beyzutreten, als Hoͤchſt⸗ 
dieſelben die Sperre ſtets als rine ſehr gehaͤſſige Maasregel betrachtet haben, und 
davon nur im hoͤchſten Nothfall bloß als Netorfionsmittel haben Gebrauch madıen 
laffen, ja felbft in ver gegenwärtigen Periode, wo doch der Preiß der nothwen⸗ 
digſten Lebensmittel ſchon einen ſehr hohen Grad erreicht hat, und wo nicht unbe: 
deutenbe Quantitaͤten aus ben Fuͤrſtlichen Landen in benachbarte Staaten ausge⸗ 
führt worden, zu einem auofuprorrhete w ſchreiten ſc nicht bahen entfchtiegen 
koͤnnen. 
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3) Seine Hochfuͤrſtliche Duchlaugt von Schwarjburg-Rubolftant 
finden bie vorgefchlagene Uebereintunft met Hoͤchſtihren Regierungsgrumpfägen fe 
übereinfiimmenn,, daß Sie berfelben beyzutreten volllomsmen bereit find, 

Man wird uͤbrigens zu allem, was zur Berbeflerung, Crweriterung, Befdr; 
berung und Erleichterung der gewiuſchten Uebereinkunft gereichen Tann, gern mit: 
wirken, in der Hoffnung, dad es gelingen wird, bie bereite zum Theil ee | 
gemachten Schwierigkeiten zu befeitigen. - 

Für das hohe Haus Anhalt wird die Erklärung vorbehalten. 

"Hohenzollern, Liechtenftein, Reuß, Schaumburgskippe, 
Lippe und Walde. Die Durdhlauchtigften Fuͤrſten der 16. Eurie, Denen 
nichts fo fehr am Herzen liegt, ald vie bald möglichfte Erfullung aller Artikel der 
Bundesakte, ertheilen dem banlenswerthen Entwurf einer Uebereinkunft zwifchen 
ſaͤmmtlichen beutfchen Bunbeöftnaten, über Die Freyheit pes Handels mit Getreibe 
und Schlachtvieh, mit Bergnügen Hoͤchſtihre volle Beyftinumung. 

Höcftviefelben finden in Den Berabredungen Des Entwurfs nur Die yon Ihnen 
ſtets befolgten Grundſaͤtze wieder, und erblicken Darin einen erfreulichen Anfang, 
die für die deutſche Nation fo hochwichtigen Beſtanmusgen des 49. Artile der 
Bundesakte in Vollziehung zu ſetzen. 

Dem Geſandten iſt es beſonders angenehm, Bier im Namen mehrerer feiner 
höchften Eommittenten den Wunſch ausprüden zu Dürfen, DaB man Das Königreid) 
der Niederlande und die Schweiz in biefen Freyen deutſchen Verkehr mit aufnehmen 
möge, Beyde Staaten waren oft theilweife mit Germanien verbunden; Ihre Bes 
wohner find noch haufig Deutfiher Mundart und Sitte näher verwandt, als beim 
ferneren Auslande; und auf vem Riederkaͤndiſchen Konigſtuhl thront ein deutſcher 
Fuͤrſt, ſelbſt Bundesglied. Politiſcher und anderer Gruude hier nicht zu. gebenfen, 
ſpricht Theilnahme in Zaten ver Rouch für me Schwriz, unb unfer eigener Ber; 
the fr Die Nicderlande. So wie dieſer Staunt in glücklichen Jahrra ein Dobondke 
für ben Ueherfinß mancher dveutſchen Provinzen ak, verdanken: wit ihm jrtzt haufiee | 
Zufuhr ver erſten Lebensbeduͤrfuiſſe. 

Die Durchlauchtigfte Furſtin⸗Aegentin zus Lippr —*** dat de geachi⸗ 
und Viehſperre, nach erfolgier Abrede und Zuficherung ber Reriproeit. 
gegen alle benachbarten fremden Staaten aufhören möge. 
37* 
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Sm Uebrigen halten Höchftviefelben fi überzeugt, Daß nur durch eine unbe; 
dingte wechfelfeitige Hanbelöfreyheit in allen Staaten des beutfchen Bundes Die 
jhönen und großen Hoffnungen ‚befriedigt. werden, welche der 19. Artikel der 
Bundesakte verleiht. Nur wenn alle Handelsartikel und Erzeugniſſe der verſchie⸗ 
denen Staaten Deutſchlands, und nicht allein die Lebensmittel und Gegenſtaͤnde 
ves erſten Beduͤrfniſſes, ungehindert gegen einander vertauſcht werden, kein Trau⸗ 
ſtto, keine andere druͤckende Abgabe, fie heiße wie fie wolle, mehr Statt bat, 
wird man Die Verbrüderung der deutſchen Länder erfennen ‚ihr Handel ſich heben, 
ihr Wohlſtand wieder aufbluͤhen. 

Mit dieſen Anſichten der Fuͤrſtlichen Regentin zur Rippe flimmen Seine 
Durchlaucht der Furſt zu Wald eck und Pyrmont vollkommen überein, indem 
Hoͤchſtdieſelben nur unter ber ausdruͤcklichen Bedingung, daß ein allgemeiner freyer 
Handelsverkehr unter den Bundesſtaaten baldmoͤglichſt eingeführt werde, Sich des 
Rechts zu einer Frucht⸗ und Viehſperre begeben. Den wenn es das Intereſſe 
einiger Bundesſtaaten erheiſchen moͤchte, daß in unergiebigen Jahren andere, 
weiche vielleicht Ueberfluß an Getreide und Vieh beſitzen, ihnen davon einen 
Theil zufümmen laſſen, ſo ſcheint es auch gerecht und billig, daß man dem Verkehr 
der r Icptern mit andern Produkten des Landes fortan keine Feſſeln mehr anlege. a 


Letzteres iſt auch der warme Wunſch der Durchlauchtigſten Fuͤrſten zu Reuß. 
Noch bin ich für das Fuͤrſtenthum Walded ausbrüclich beauftragt: . | 


‚ad Artikel II. des Entwurfs zu. erklären ‚ bag man dort wünfche, den ter- 
minum a quo bis zum 1, November verſchoben zu ſehen, weil in vafger Begene 
‚bie Erndte am 1. Oktober noch nicht beendigt fey; fo wie 

ad Artifel X. die Bemerkung’ zu machen, daß da durch eine von Er. Durch 
laucht im vorigen Spaͤtherbſt erlaſſene Verordnung dergleichen im Lande geſchehene 
Fruchtaufkaͤufe für nichtig und unverbindlich erklaͤrt worden, man biefem Vorſchlage 
nicht beytreten koͤnne. Sollte derſelbe in der Bundesverſammlung aber dennoch 
durchgehen ‚ fo verſtehe ſich wohl von ſelbſt, daß dadurch aufgehobene Privat: 
rechte nicht wieder hergeſtellt werden koͤnnen, deren Erfüllung vhnedieß gegen⸗ 
waͤrtig den dortigen Unterthanen entweder durchaus, oder ve war den aröpn. 
Schaden zu leiven, nicht mehr:möglich ſey. | 
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Entwerfung einer Matritel des deutſchen Bundes. 


Baiern. Baiern ift über die Errichtung einer 
Bundes⸗Matrikel 


vorläufig mit der Kaiferlich Oeſterreichiſchen Abſtimmung dahin einverſtanden daß, 

1) Die gewaͤhlte Commiſſion die erſte Herſtelung der Matrifel zu beforgen 
habe; 

2) Diefe Eommiffion ſaͤmmtliche Bundesſtaaten nach ihren zum dentſchen 
Bunde gehoͤrenden Gebieten in ein Verzeichniß aufzunehmen habe, zu welchem 
Ende man vor allem die Erflärungen.erwarten. muß, welche ihrer Staaten Oeſter⸗ 
aeich und Preuſſen als zu dem deutſchen Bunde gehoͤrig anſehen; 

3) Daß dieſe Commiſſion, ohne amtliche Unterfuchungen-zu veranlaſſen, ſich 
darauf · beſchraͤnke, nad) den befannten flatiftifhen Huͤlfsquellen approrimative 
Berechnungen mit Rüdiiht auf Bevoͤlkerung und Einkünfte aufzuftellen, wobey 
man. jedoch dankbar erfennen wolle, wenn einzelne Regierungen: felbft ‚geneigt 
‚wären, über ihre veßfallfigen Verhältniffe nähere Nuaweife vorzulegen ; 

4) Daß wenn neben der Bevölkerung zugleich auf die, Einlänfte vergleichende 
NRüdjicht genommen wird, fodann derſelbe Maasſtab für Mannfchaftsftellung und 
Gelobeyträge angenommen werden koͤnne, aufferdem ein zweyfacher Matrikular: 
Anfchlag kaum zu vermeiden wäre; 

5) -Daß der hiernach zu entwerfende Anfchlag ſanmtlichen Regierungen zu 
Einholung ihrer Erklaͤrungen mitgetheilt werde; 

6) Daß man die auf ſolche Art hergeſtellte Matrikel vor der Hand auf fünf 
Jahre feftfege; und J 

x MD Mit dem Ende des vierten Jahres die definitive Matritel beftimme, welche 
nach dem fünften Jahre in Anwentung gebracht werden foll ; | 

8) Uebrigend aber wegen der Geſuche um Minderung bed Metrifilar An; 
ſchlags der Antrag der Commiſſion zu erwarten ſey. 

Indeſſen duͤrften dieſe Vorarbeiten zu Herſtellung einer Bundesmatrikel 
doch um ſo minder hindern, daß über die ſonſtigen Militaͤr⸗Angelegenheiten des 
Bundes in groͤſſern Umriſſen ſchon dermalen abgeſtimmt werde, als für dieſen, dem 
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gefammten Bunde vorzüglid; wichtigen und eineh der erſten Zwede beffelben bezeich⸗ 


nenden Gegenſtand die Berathung bereits vorlängft geäffnet it, und der gene: | 


migte Vortrag über die Reihenfolge hierüber den naͤchſten Leitfaden darbietet. 

Es dürfte nicht erforderlich feyn, eine gewiffe Truppenzahl für ven Friedens; 
fuß feftzufegen,, fondern bioß das Verhältnig herzuſtellen, in welchem jedes Buns 
veöglied zu dem gemeinſchaftlichen Zweck beytragen ſoll. 

Iſt alsdann ein ſolches Siniplum bezeichnet, fo kann man ben Umſtaͤnden 
die weitere Beſtimmung überlaffen, wie ſtark die Anſtrengung nach dieſen Ver⸗ 
haltniſſen ſeyn müde. 

Wegen Einführung einer gleichfoͤrmigen Conſcription duͤrfte man ſich auf Das: 
jenige beſchraͤnken, was vie Beſtimmungen über Freyzuͤgigkeit nothwendig machen. 

Die Einrichumg aber Landwehr und Landſturm waͤren dem, Gutfinden ber 
einzelnen Regierungen lediglich zu überlaffen. 

Die Vechaͤltniſſe ver. verſchiedenen Weaffengattungen zu einander darften am 
fatlichien bloß im Ganzen Diviſionsweiſe beſtimmt, und es dann ber Mebereinfunft 
der zu eintr Militaͤr⸗Diviſlon beytragenden Bundesglieder, ober wenn biefe nicht 
Statt fände, der Beſtimmung der Bundedverfammlung heimgeſtellt werden, wie. 
die verſchiedenen Waffengeitungen unter ven Beytragsrflichtigen verhaͤltnißmaͤßig 
zu vertheilen waͤren. | 

Die Geldmatrikel, wenn bieſe verſchieden von der Matrikel für die Mann⸗ 
ſchaftsſtellung errichtet wuͤrde, duͤrfte nicht bloß für die Militaͤr⸗Ausgaben, ſon⸗ 

vern Für ſammtliche Geldlaſten des Bundes zum Maasſtabe dienen, inſofern nicht 
in einzelnen Faͤllen ein anderes Verhaͤltaiß angenommen werden will. 

Ueber die Matrikalar⸗Beſtimmungen, ruͤcſſichtlich der 

Eintheilung des Bundesheers, 
‚ möchte folgendes vorläufig feitgefeht werben. 

1) Die in der neuern Zeit Talk allgemein angenommene Heeres ‚Eintheileng 
in Diviſionen von 8 bis 10,000 Mann, büsfte. auch fr dus Bundesheer die taug: 
lichſte ſeyn. 

2) Zwey oder drey Die iſonen wlerden em Corps biſden; inwirfern zwey 
oder mehrere Eorpd zufanunengefloßen werden fodemn, | kann sur ah vom Frgeben 
ber Winfände beſtimmt wewen. 
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3) Diejenigen Bundesſtaaten, beren Bundes⸗Contingent in ber einfachen 
Yufftelung ein ganzes Corps bilvet, wären nur verpflichtet, daſſelbe ſchon alfe 
formirt und für ſich abgetheilt zu ftellen, und diejenigen Truppen enugeben, 
welche ihr. Bundes⸗Contingent ausmachen. | 

4) Diejenigen Bundeögljever, welche nur Gine ‚Dipifion ftellen und alfo fein 
eigened Gorps bilden, bitten ſich mit eines andern Diviſion zu verbinden, um 
gemeinſchaftlich ein Corps aufzuſtellen. 

59 Staaten, deren Eontingente in ver einfachen Kufgelung die Stärke einer 
Divifion-nicht erreichen, müßten ſich unter einander über die Zuſammenſtellung 
. "vergleichen, und unter vorzuglicher Berückſichtigung der grographiſchen Enge und 
verhaͤltnißmaͤßigen Stärke ver Abtheilungen die Formation ihrer Contingente zu 
Stande bringen. _ Waͤrden fie fi hierüber nicht vereinigen Conan; fo hätte bie 
Bundes verſammlung zu entſcheiden. 

6). Eben fo bliebe auch ven Contribuenten zu jeder Diviftion überlaſſen, vie 
nach dem allgemeinen Verhältnig für jede Divifion feftgefegte Arzabl von Kaval⸗ 
lerie und Artillerie unter ſich ſelbſt zu vertheilhen. 

Nur wenn ſie nicht darüber abereinlommen koöunten, Hin Die Bueheiven 
fammlung zu entfcheiden. 

7 Im Allgemeinen wäre Darauf Ruͤckſicht zu nehmen, br:Die eieineren Con⸗ 
tingente lediglich in Fußvolk geſtellt, und Kavallerie und Artillerie worgüglid) von 
ven zu einer Diviſion beytragenden größeren Bundesſtaaten geliefert werden. 

8) Ueber die Unterabtheilung ver Divifionen wären allgemeine Gxrundfäge 
jur gemeinfamen Vorſchrit aufzuſtelien, damit hierin eine Bteiaförmigte ‘erzielt 
werde, ei 
9) Die zu: einer Divifion beytragenden Bundesglie der verſtehen ſich unter ſich 
ſelbſt über Dad Diviſtons⸗, dann Die Brigaden⸗ und Regiments: Commandod, 

10) Eine gleiche Vereinbarung fände über Sold, Berpfleguag, KRärivung, 
Bewaffnung, Ererzier⸗und Dienftreglement Statt: weiße. wenigſtene bey jeder 
Diviſion unter ſich gleich geſtellt ſeyn müßten "> 

21) Unter ven Offisieven: ververſchicdenen Bundesſtaaten, welche zu einer 
Diviſivn mit einander vereiniget ſind, folte 5198 ben Dinfieägran und das Diem; 
ſtes⸗Alter den Rang beftimmen, | 


. 19 Ob bey verſchiedenen Uniformen ber in ein Corps vereinigten Bundes⸗ 
truppen ein allgemeines Ageihen: vorgefchrieben werden folk, dürfte. ven Umſtaͤn⸗ 
ven überlaffen werben. . - 

13) Auf eine allgemeine Gartel:Eonvention, um ſowohl die wirklichen Militär: 
Deferteurd, als die ausgetretenen Militär: Pflichtigen, aud) ohne Neclamation, 
ſobald ſie als folche befunden werden, gegenfeitig auszuliefern, iſt man.von Sei⸗ 

ten Baierns um fo mehr einverſtanden, als ſolches ſeit dem 15. November 1800. 
gegen alle deutſche Staeten, welche ſolches erwiedern, vhnehin i in Baiern geſetzlich 
eingefuͤhrt iſt. 
14) Staaten, welche. eine Divifion ober. Darüber fielen, haiten ihre Com⸗ 
mandanten ſelbſt zu ernennen. Ed koͤnnte ihnen ohne Anſtand hie eigene Aufficht, 
Uebung und Muſterung des Corps ober der Dieifion aberlaſſen werben, ‚und es 
bürfte genügen, wenn zu beſtimmten Zeiten bie. Siandliſten des Centingente der 
Bundesverſammlung vorgelegt wuͤrden. 

15) Da, mo zwei Diviſionen verſchiedener Stadten. in Ein Corps vereiniget 
werden, waͤre bloß, im Fall der wirklichen Mobiliſirung, die gemeinfchaftliche 
Ernenundg eined Corps⸗Commandanten nothwendig. Die Aufficht in Friedens⸗ 
zeiten wäre jedem Diviſions⸗Commando uͤberlaſſen. | 

16) Wenn mehrere Eontingente einzelner. Bundesſtaaten in eine Diviſion 
vereinigt ſind, muͤßten dieſelben ein gemeinſchaftliches Commando: aud ihrer Mitte 
beſtellen, welches auch in Friedenszeiten die Aufficht zu führen und ver Bundes, 
verſammlung von Zeit zu Zeit den Stand der Diviſion vorzulegen haͤtte. 

17) Die Auordnung der Uebungen in Friedenszeiten bliebe dem Ermeſſen der 
Bundesglieder, welche eine Diviſion oder mehr ftellen, ſelbſt überlaffen. Bei den 
hbrigen-wäre zu veranſtalten, Daß jährlich, wenigſtens Negimenterweife Waffen: 
tbungen-Statt finpden, bey welchen das Diviſlone⸗ Conunando die Mufterung vor⸗ 
zunehmen haͤtte. 

18) Die nach diefſen Veſtimmungen vr von dm. eingelnen. Regierungen ober den 
gemeinſchaftlichen Commando's bey ver Bundesarrfanmlung eingehenden Berichte 
and Stanbliften wären einer eigenen., Commiſſion zuzuweiſen, welche dieſelben 
zuſammenzuſtellen, und wegen Abhülfe der ſich zeigenden angel der Bundes vere 
ſammlung die geeigneten Antraͤge zu machen haͤtte.. 
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19) Die Anordnung eines eigenen Oberfommando ober von Korps⸗Kom⸗ 
mando’3 für die aus Divifionen von mehreren Staaten, im Falle eines Kriegs, 
zu bildenden Korps, oder einer General: Inſpection in Friedenszeiten finde man 
für überflüffig. 

20) Die Wahl eines Oberfeloherrn des Bundes waͤre in dem Falle eines 
Kriegs durch die Bundesverſammlung vorzunehmen, welche auch dafuͤr zu ſorgen 
haͤtte, daß die Commandanten der combinirten Corps entweder durch freye Wahl 
der beytragenden Staaten, oder durch Verfügung des Bundes beſtellt werden. 

21) Die dieſen Oberfeldherrn zu ertheilende Vollmacht, die Verpflichtung 
deſſelben, die Beygebung eines Generalſtaabes oder Kriegsraths wird wohl bey ſich 
ereignendem Falle nach ven Umſtaͤnden ſich richten müffen, und laßt ſich zum Vor⸗ 
aus in allgemeinen Beſtimmungen fchwerlich. vorſchreiben. 

22) Eben ſo wenig duͤrfte es raͤthlich und thunlich ſeyn, ſchon jetzt im allge⸗ 
meinen wegen der Verpflegung der Lazarethe, und des Medicinalweſens, des Ar⸗ 
meefuhrweſens, des Kriegscommiſſariats u. d. gl. einige Beſtimmung zu treffen. 

23) Dagegen iſt es ein ſchon dermalen nicht mehr zu umgehendes Beduͤrfniß, 
daß wegen ber Vergütung der Koften , welche in einem Bundesſtaate durch die durch⸗ 
marfchirenden oder garnifonivenden Truppen eines andern Bundesgliedes veran⸗ 
laßt werden, eine die dießfalls meiſtens ſo ſehr bedraͤngten Unterthanen befriedi—⸗ 
gende, und fuͤr die Zukunft ſichernde Verfügung durch Feſtſetzung beſtimmter Ver⸗ 
guͤtungspreiſe getroffen werde. 

Es wird daher auf die Ernennung einer eigenen Commiſſion angetragen, welche 
ſich mit der Entwerfung einer allgemeinen Uebereinkunft zu beſchaͤftigen haͤtte. 

24) Die Bildung einer allgemeinen Bundes-Kriegs-Kaſſe für die Friedens⸗ 
zeit ſcheint uͤberfluͤſſi ig zu ſeyn, da bey den gemeinſchaftlichen Ausgaben des Bun⸗ 
des in militärifcher Hinficht fehr leicht die Bundesglieder mit den ihnen nach ver, 
Matrifel zugerehneten Gelobeyträgen an diejenigen unmittelbar verwieſen werden 
koͤnnen, welche mehr zu fordern haben, als ihre eigenen Beytraͤge ausmachen. 

25) Der Unterhalt der eigenen Truppen waͤre natuͤrlicherweiſe von jedem ein⸗ 
zelnen Bundesſtaate ſelbſt zu beſtreiten. Nur fuͤr die kleineren Staaten, deren 
Contingente zufammengeftoffen ‚werden, dürfte es im Zuſtande des Kriegs noͤthig 
werden, ſich über die Bildung gemeinſchaftlicher Kriegs-Kaſſen zu vereinigen. | 
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Da ruͤckſichtlich 
der Bundesfeſtungen 
noch alles dasjenige fehlt, was vorausgehen muß, um darüber Beſtimmungen 
zu treffen, ſo wird dieſer Gegenſtand dermalen noch zu umgehen ſeyn. 

Großherzoglich und Herzoglich Saͤchſi ſche Haͤuſer. Meine 
Hoͤfe genehmigen das, was von der praͤſidirenden Geſandtſchaft in Betreff der Ent⸗ 
werfung einer Matrikel vorgeſchlagen, und in der 31. Sitzung zu Protokoll gege⸗ 
ben worden iſt. 

Von Seiner Koͤniglichen Hoheit dem Großherzoge von Sachfen Weimar und 
Eiſenach bin ich aber noch befonbers angewiefen worden, Die mir jchon früher zuge: 
ſendeten ftatifeifchen Nachrichten, die Großherzoglichen Lande betreffend, zum Ber 
huf der zu fertigenden Matrikel zu überreichen. 


6. 260. 


Gefuh der ehemaligen Kurpfaͤlziſchen Erbpaͤchter der Gräfe: 
nauers und Hemöhöfe, wegen Entfhäbigung für e erlit: 
teue Kriegsſchaden. 


Baiern. Ueber die in der XXXT. Sitzung vorgetragene Reklamations⸗ 
Sache der ehemaligen Erbpaͤchter der Graͤfenauer nnd Hemshoͤfe am linken Rhein⸗ 
ufer wegen Kriegs⸗Beſchaͤdigungen bin ich von meinem Allerhoͤchſten Hofe ange⸗ 
wieſen nachſtehende Erklaͤrung abzugeben: 

Die von dieſen Erbpaͤchtern eingereichte Vorſtellung enthaͤlt die Bitte, zu ver⸗ 
fügen, daß fie entweder in denſelben Wegen Genugthuung erhalten, in welchen 
alle anderen Kriegsſchaden, Laften, Koften, und daher erwachſenen Schulden 
von dem Jahre 1792. bis zum Jahre 1801. in der Rheiniſchen Pfalz auf 
Dem rechten Rheinufer berichtiget worden find, oder unter den hoͤchſten 
Inſtanzen der bie Rheinpfalz auf dem rechten Rheinufer beſitzenden Bunz 
desſtaaten eine anzuweiſen, welche den von dem Reichskammergerichte 
eingeleiteten Citations— ⸗Proceß auszuführen und nach ven im Jahr 1793. 
beſtandenen Geſetzen, verbindlich für alle, zu entſcheiden ermaͤchtiget wurde. 
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Wie fi aus den Beylagen ver Vorſtellung felbft ergiebt, iſt die Beridtigung 
der übrigen Kriegsſchaden lediglich Durch die Regierungen, welche ſich in die Rhein: 
pfalz auf dem veutfchen Rheinufer getheilt haben, gefchehen und eben fo hat die Kur; 
fuͤrſtliche und Fürftliche Ausgleichungs:Commiffion, gegen welche im Jahr 1806. der 
Eitationd ; Procep von dem Reichöfammergericht eingeleitet worden, lediglich aus 
den Bevollmächtigten von Baden, Hefien, Naſſau und Reiningen beſtanden, 
‚nachdem die Baierifhen Commiſſarien ſchon im Jahr 1803. von dem Gefchäfte 
zurüdgetreten waren. Daß aud eine Citation gegen Baiern, als "Befiker ver 
Entfhädigung für die jenfeitige Rheinpfalz, erwirkt worden wäre, erhellet aus der 
Vorſtellung und deren Beylagen nicht. 

Offenbar iſt das vorliegende Geſuch lediglich gegen die Beſitzer der auf dem 
rechten Rheinufer gelegenen Pfalz gerichtet, und Seine Majeſtaͤt der König koͤn⸗ 
nen Sich daher nicht als unter den, in der XXXI. Sitzung erwähnten, an der 
ehemaligen Rheinpfalz beteiligten Souverainen begriffen anfehen, welche für die 
Entfhädigung der Reflamanten zu forgen haben. 

Außerdem haben noch Seine Majeſtaͤt bey der Abtretung der Rheinpfalz auf 
die Ihnen allerdings zuftändig geweſenen Activ s Arreragen Verzicht geleifter, und 
Können daher auch für ruͤckſtandige Paſſiv⸗ Laſten auf Feine Art mehr in Anſpruch 
genommen werben, und eben fo wenig ift eine Verfügung vorhanden, welche vie 
Berbindlichleit, für die Rheinpfalz auf dem linken Rheinufer Bryträge zu leiften, 
auf die Dafür erhaltenen Entfhädigungss Lande übertragen hätte. 

Da alfo dieſe Angelegenheit Baiern nicht berührt, fo muß deren Verichtigung 
lediglich den bergeiligten Höfen überlaffen werden, 


$. 261. 
Penfionds:-Regulirung für die deutfhen Ordens-Ritter 


Mecklenburg⸗Schwerin und Strelitzz. Auf Veranlaſſung bes 
Bortrags von dem HerzoglichOldenburgiſchen Bundesgeſandten, über zwei Rekla⸗ 
mationen des Landcommenthurs von Manchhauſen und des Commenthurs von 
Böllwarth, wurde von ber Bundesverſammlung in der 12. Sitzung beſchloſſen: 
über die Auslegung and Anwendung des 15, Artjkels der Bundesakte in. n dieſem 

38 * % 


+ 
. 


296 


Betreffe die erforderlichen guſtructidnen von den Hoͤfen einzuholen, und es 


wurden zu dem Ende von dem Referenten drey näher zu erlaͤuternde Kragen aufge⸗ 
ftellt, zu deren "Beantwortung die bieffeitige Geſandtſchaft fi in gegenwaͤrtiger 
abjtimmung zu erklaͤren bat. 


Die erfte Frage betrifft eigentlich nur Diejenigen Lande, welde unter ver 
Herrſchaft des vormaligen Koͤnigs von Weſtphalen geſtanden, der faſt alle die 
eingezogenen Guͤter des Ordens ſogleich veraͤuſſert hat. Sollen nun die gegen⸗ 
wärtigen Regierungen dieſer Laͤnder, waͤhrend ſie dergleichen eingezogene Guͤter 
nicht wirklich erhalten haben, verbunden ſeyn, davon die beſagten Penſionen zu 
bezahlen ? Um hiebey doch irgend eine fefte Beftimmung eintreten zu laffen, fo ift 
man des Dafürhaltend: Daß diefe Regierungen ſich im Betreff folder Güter, und 
wie fie ed damit halten wollen oder. fönnen, noch zuvor näher zu erflären. haben, 
inwiefern fie Die Güter von den Käufern gegen deren Schavloshaltung wieder 
zurüdnehmen und alddann auch die auf felbigen ruhende Laſt der beftimmten Pen: 
fionss Zahlung zu Übernehmen haben wuͤrden. Blieben Dagegen die Güter unver: 


‚ändert den bisherigen Käufern, fo hätten zwar Die Regierungen. Dann feinen 


Grund der Verpflichtung zur. Zahlung von Penjionen, die auf folhen Beligungen 
ruhen follen; da indeſſen der Anfpruch ver vorigen Nußnieffer darum nicht weniger 
gegründet und fortdauernd bliebe, fo fiheint das von Preuffen bey diefer . Gele: 
genheit aufgeftellte Prinzip nicht unbillig, wenn die Anfprüde der Penfioniften 
auf den Beſitzungen ded Ordens haften, foldye auch an die Käufer, ald deren wirf: 
Ihe Inhaber, im Wege Rechtens zu verweifen. Gelbige haben ohnedem ihre 
Anfäufe meiftens fehr wohlfeil gemacht, und fich dabey den etwa entſtehenden 
Gefahren und Laften nur von felbft unterziehen. koͤnnen. 


Sollte man aber diefen Grundfaß nicht annehmen wollen, fo bliebe nichts 
anderd übrig, um biefe einzelnen Ordensglieder doc nicht ohne allen Unterhalt 
zu laffen, ald daß folhe verhältnigmäßig von der ganzen Balley, wohin fie gehör: 
ten, übertragen würben, infofern felbige in subsidium doch eine allgemeine 
Verpflichtung behält, wenn die befondere Verhaftung der einzelnen Befigungen 
nicht ausreiht, und wobey dann freylich diejenigen Commenden, welde gerade 
erregt oder zur Zeit der Aufhebung des Ordens unbeſetzt waren, zunuͤchſt auge 
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ziehen. feyn bürften. Dieſes würde indeffen bier immer eine feite Beftimmung 
noch erfordern. | | 

Zweitend Es ſcheint fowohl nad den frühern Verfügungen bei Aufhe⸗ 
kung des deutſchen Ordens und bei vem Wiener Frievensfchluß, als auch nach ver 
Beftimmung des Artifeld 15. der Bundesafte, worin es heißt: «Daß dieſe Penfionew 
nach Berhältnig des Antheils an den eingezogenen Ordens; Befigungen bezahlt 
werben follen»; die Abſicht nur gewefen zu feyn, daß nicht die Gefammtmaffe - 
ver Ordendgüter, felbft nicht einmal die Gütermaffe jeder Balley, fondern nur 
jede eingezogene befondere Beſitzung, und fo aud) jede Commende, zum Bortheil 
ihres vormaligen Nußnießerd, der nad) ven Ordens-Statuten dazu fähig war, bey 
den zugeficherten Penſionen verhaftet bleiben folle. "Und nad) dieſem Maadftab 
würde auch Die Verbindlichkeit zur Zahlung folder Penfionen anzunehmen und 
zu vertheilen, und foldye darin audy nicht wohl über den wirklichen Ertrag folder 
Güter, nach Abzug der hinzugefommenen Laſten, zu erftreden feyn. Aus einer 
gleihen Hinficht werden aber nuch diejenigen Ordend Mitglieder oder Officianten 
und alle folhe, welche auf feine befondere Beſitzung angewiefen waren, fondern 
ihre Einnahme aus den Einkünften und der Kaffe der gefanımten Balley bezogen, 
von den jegigen Inhabern der Ordensguͤter in eben dem Verhältniß, wie biefe 
zu der Balley:Kaffe beygetragen haben, nur gemeinfhaftlid, zur Penfionirung über; 
nommen werden fünnen. Ein Ascenſionsrecht der Commenthure in Landeommen: 
den dürfte hiebey wohl nicht anders mehr anwendbar feyn, als inſoweit ſchon 
beſtimmte Anwartſchaften Statt gefunden haben. 

Drittens. Wuͤrde man es recht und billig auch der Faſſung des gedachten 
Artikels 15. am gemaͤßeſten finden, daß die Penſionen in dem Maas, wie die 
Bundesakte nach Anleitung des Reichsdeputations-Schluſſes beſtimmt, gleich 
von der Zeit der Aufhebung des Ordens an, von den Laͤndern, die ihre geſetz⸗ 
maͤßige Regierung behalten, gezahlt werden, wie dieſes auch die ganze Zeit hindurch 
yon den meiſten Fuͤrſten geſchehen iſt, daß aber von den wiederhergeſtellten 
R egierungen, erſt nachdem ihre fremden Borgänger aufgehört und fie wieder⸗ 
um in Beſitz gefommen weren, mithin von 1813. an, dergleichen Pens 
fionen nur gefordert werden können, indem auch die Penfioniften, fo viel befannt, - 
von der Weftphäliihen Regierung eine wiewohl abgeminderte Bezahlung erhalten 
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und auch angenommen haben. Und der Art. 15. möchte dahin zu beuten feyn: dag 
die Ergänzung von Penſionen, vie früher nicht hinreichend bewilliget worden, 
darnach von der Zeit an gefiheben follte, 

Nachdem obige Fragen gehörige Erledigung gefunden, werden in folder 
Gemäßheit nicht nur Die oben genannten beyven Rellamationen zu beurtheilen feyn, 
fondern ed wird ſich aud die Ausmittelung der einzelnen Penflonen und deren 
Vertheilung nach Verhältniß Der Commenden oder einzelnen Güter ohne Schwie: 
rigfeit bewirken laſſen, fobalo die Theilhaber in deren Folge ihre weitern Anfprüche 
bey den einzelnen Regieringen anbringen, und biefe leßtern da, wo mehrere 
Regierungen gemeinfhaftliche Zahlungen zu leiften haben, über die verhältnifie 
mäßige Repartition zu deren Uebernahme unter fich zufammentreten. 


6. 2362. 
Penſions⸗Sache der Mitglieder des Johanniter-Ordens. 


Mecklenburg⸗Schwerin und Strelitz: ſtimmen auf den in der 
6. vorjaͤhrigen Sitzung wegen des Idhanniter Ordens genommenen Beſchluß dafür, 
daß die Grundfaͤtze des Reichsdeputations⸗-Schluſſes, welche nach dem Artikel 15, 
der Bundesakte auf den deutſchen Orden angewendet ſind, ebenmaͤßig nach aller 
natuͤrlichen Billigkeit und richtigen Analogie auch auf die Mitglieder des Johan⸗ 
niter⸗Ordens mit auszudehnen wären, da beyde Orden in ungefähr gleichen Vers 


hältniffen vormald bey dem Deutfchen Reiche geftannen haben, und fein rechtmäßigen 


Grund gefunden werden mag, bey den. gleichen Auſpruͤchen, welche beyderley 
Mitglieder auf ihren fortdauernden angemeſſenen Unterhalt ſchon aus der Natur 


der Sache und durch die Aufhebung ihres Ordens zu machen befugt ſind, irgend 


einen Unterſchied oder eine Ausnahme eintreten, oder dieſe Anfprüche erft von einer 
ausdruͤcklichen Bewilligung abhaͤngen zu laſſen; die Stipulationen des Reichsdepu⸗ 
tations⸗Schluſſes aber für ſolche Vorgänge vielmehr einige allgemeine Normen 
aufgeftellt haben, auf welche der Bund alfo auch in dieſem gang gleichen Fall 
feinen Grundvertrag auszudehnen veranlaßt wird, en 














| Be. 
$. 263. 

Reklamation des Johann Wilhelm Remy zu Frankfurt gegen 
die Herzoglih Naſſauiſche Regierung zu Wiesbaden, eine 


Forderung wegen Lieferungen zu Der ehemaligen Rurtrie 
rifhen Feſtung Ehrenbreitftein betreffen. 
Prafidium: gieng hierauf ju den Privat: Reflamationen über, und 
Der Röniglih Baierifhe Herr Gefandte, Freyherr von 
Aretin, trug die 3. 186. eingetragene Reflamation des Johann Wilhelm Remy 
zu Sranffurt am Main gegen bie Herzoglidy Naffauifche Regierung zu Wiesbaden, 
eine Forderung wegen Lieferungen zu der ehemaligen Kurtrierifchen Feſtung Ehren⸗ 
breitftein betreffend vor, wornach Reflamant ſich auf folgende Xhatfachen beruft: 
die Hüttenherren Remy, Hofmann und Comp. zu Bendorf am Rhein, hätten 
am 29. Janner 1794. mit dem Kurksierifhen Hoffriegarathe zu Ehrenbreitftein 
. einen Lieferungsvertrag von Eifenmunition für die Feſtung Ehrenbreitftein, gegen 
haare Bezahlung abgefchloflen; die vollzogene Lieferung fey zwar am 14. September 
1794. mit 11,562 Reichöthaler für liquid erkannt, die Bezahlung felbft aber durch 
die Damals eingetretenen Kriegöverhältniffe verhindert worben; der Kurfürft von 
Trier habe unterdeffen fein Land verloren, und in Folge des Reichsdeputations⸗ 
Schluſſes feyen diefe Landestheile, und mit ihnen die Verbindlichkeit zu Bezaplung 
der darauf haftenden Schulden, an das Haus Naffau- Weilburg gefommen. Diefe 
Schuld fey auch am & März 1804. ald eine Raffau: Weilburgifche Landesſchuld, 
welche damals mit Zinfen 23,581 fl. betragen habe, anerkannt worden, fie Hätte 
folglich auch bezahlt oder ald Kapital verzinfet werden müſſen. 
RKeklamant habe als Eeffionar, ungeachtet aller feitvem angemandten Mühe, 
weder Kapital noch Zinfen drhalten koͤnnen; endlich fey ihm von Seiten ber Her 
zogkch Raſſauiſchen Regierung eröffnet worden, daß wegen neuerlichen Laͤnder⸗ 
wechſels mit der Krone Preuſſen, Naſſau die Trieriſchen Landesſchulden nicht mehr 
allein zu tragen habe. Reklamant glaube aber Naſſau zur Bezahlung verpflichtet, 
da ein Laͤnderwechſel zwiſchen einem Dritten ihn nichts angehe; er halte ſich an 
ſeinen Schuldner und bitte daher die Bundesverſammlung, die Herzogliche Behoͤrde 
zu vermögen, daß fie die oben berrchnete Summe von. 25,581 fl., nebſt den feither 


; . x 
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verfallenen Zinfen von 16,947 fl., zuſammen alſo 42,528 fl., bis zum 10. Juny 
d. J. bezahle. 


Der Herr Referent Aufert: bie Gompeten; der Bumbesverfammlung in bieſer 
Angelegenheit koͤnne wohl nicht bezweifelt werden, da in dem 15. Artikel der Bun; 
desakte die Durch Den Reichödeputationd: Schluß vom 25. Februar 1803. in Betreff 
des Schuldenweſens getroffenen Verfuͤgungen von dem Bunde garantirt ſeyen. 
Ohne hier in bie Frage, ruͤckſichtlich der von dem Reklamanten ſeit dem 6. Maͤrz 
1804. zu dem. Kapitale gerechneten Zinſen, ſo wie des als Zahlungstermin von 
ihm aufgeſtellten 10. Juny d. J. einzugehen, glaube Herr Referent, Daß die Forderung 
an fi, fo wie fie aus dem einfeitigen Vorſchreiben fich ergebe, wohl begründet 
erfcheine; deſto eher duͤrfe man daher vorausſetzen, daß entweder die Herzogliche 
Regierung von dieſer Sache naͤhere Einſi cht nehmen und gerechte Abhuͤlfe anordnen 
werde, oder aber daß etwa ſolche Anſtaͤnde obwalten duͤrften, welche der Rekla⸗ 
mant anzufuͤhren nicht moͤge fuͤr gut gefunden haben. Es errege allerdings einiges 
Bedenken, daß derſelbe die letzte Entſchließung der Herzoglichen Regierung ‚auf 
welche er feine Befchwerde eigentlich gründe, nicht bepgefügt babe, fondern blog. 
in allgemeinen Ausprüden ſich auf Diefelbe beziche. 


Es werbe daher am geeignetften feyn, Daß man der Herzoglich Naſſauiſchen 
Regierung die Gelegenheit gebe, die eigentlichen Verhaͤltniſſe der Sache aufzuklaͤren, 
und der Herr Referent trage daher darauf an, daß der Herzoglich Naſſauiſche Herr 
Bevollmaͤchtigte zu erſuchen ſey, der Bundesverſammlung uͤber dieſe Veſchwerde 
die naͤhere Erlaͤuterung zu ertheilen. 


Dieſe Erlaͤuterung legte der Herzoglich Raffauifche Staatsminifter, Freyherr 
von Marſchall, nebſt den Abſchriften der in dieſer Angelegenheit unter dem 7. 
Januar und A; Februar d. J. erlaſſenen Dekreten des Herzoglichen Staatsminiſte⸗ 
riums, der VBundesverſammlung unmittelbar vor; es wurde daher einſtimmig 
1 


befhfoffen: 


“ 


Die angeführten Altenſtucte der Gommifiom zur Serien Bergung 
und fernerem Vortrag zuzuſtellen. 
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Anfündigung des Profeffor Erb zu Heidelberg über eine 
bydraulifhe Erfindung. 


Ebenderfelbe: legt das 3. 216. eingetragene Schreiben des Profeffor 
Erb zu Heidelberg vor, worin derfelbe eine von ihm gemachte hydrauliſche Erſin⸗ 
dung, die auch in politifher Hinſicht wichtig fey, anfündigt, Einfender behaupte. 
naͤmlich, einen einfachen und wohlfeilen hydrauliſchen Mechanismus erfunden zu 
haben, mittelft deffen alle Waſſerfahrzeuge, von dem Feinften bis zu dem größten, 
ohne Gebraud von Ruder und Segel und unter geringem Kraftaufwande, dem 
reißendften Meereöftrome und Sturme entgegen, mit größter Schnelle fortgetrieben 
werden könnten. Zur Ausführung diefer wichtigen Erfindung wünfche der Einfenver 
durch fremde Mittel in den Stand gefeßt zu werben, Damit es ihn zugleich auch 
möglich werde, der Welt noch andere ungleich wichtigere mitzutheilen.. . - 

Die Mittheilung der angegebenen Erfindung unterwerfe der Herr Profeflor 
Erb folgender Befhränfung: entweder theile er fie öffentlich mit, wenn man ihn 
durch Subſcription unterfikge; oder er-theile fie außſchließlich an diejenige Negies 
rung mit, welche der trägern Entſchließung des Gemeingeiſtes zuvorkommend, die 
erſte ſeyn wuͤrde, die ihm durch eine nennenswerthe Summe zur Verfolgung wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Zwecke behuͤlflich ſey. 

Herr Referent aͤußert, niemand verkenne wohl die Wichtigkeit dieſer ange⸗ 
kuͤndeten Erfindung und die mannigfaltigen Vortheile, welche ihre Ausfuͤhrung, 
wenn fie ſich in der Erfahrung erprobe, gewähren würde; der nähere Inhalt Her 
Ankuͤndigung zeige übrigens fhon, daß darunter etwas andere als bie bermaligen 
Dampfihiffe verſtanden werde. 

Wuͤrde das geleiſtet, was die Anzeige verſpreche, dann verdiente der Erfinder 
gewiß eine anſehnliche Belohnung, wenn ſie auch nicht zur Unterftüßung der noch 
wichtigeren Erfindungen dienen follte; es ſey Daher fehr wuͤnſchenswerth, Daß’ ner 
Profeſſor Erb auf irgend eine Art bald in Stand gefebt werde; das Reſultat fei: 
ner Bemühungen bald bekannt zu machen. 

. Da aberrdie Bundesverfammlung, wenn fie auch nähere Einfiht von dieſer 
Erfindung nehmen wollte, doc nicht in dem Falle ſey, die Prüfung deſſelben 

Protok. d. d. Bundesverſ. II. sdd. 39 
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nach allen Vorbedingungen zu übernehmen, fo werde ihr nur erübrigen. durch 
Erwähnung im Protokolle die Aufmerkfamfeit der deutſchen Regierungen auf Die: 
fen. Gegenftand zu feiner weitern Würdigung zu Ienfen, 

Es wurde daher unter alzem.inar Zuſtimmung 

eſchloſſen: 

Es ſey der Ankundigun, des Profeſſors Erb von Heidelberg i in dem Pro⸗ 
tokolle Erwähnung zu dem Ende zu machen, Damit die Aufmerkſamkeit der deut: 
fchen Regierungen auf dieſen Gegenſtand zu ſeiner Pruͤſung und Wuͤrdigung 
gelenkt werde. 

6. 251. 
Einreich ungs⸗Protokoll. 
Das Einreichungs⸗Protokoll wurde verlefen, und Die Eingaben Ziffer 221. 
bis 223. der Commiſſion zuzuitellen beſchloſſen. 
Die Verſammlung gieng hiernaͤchſt zur vertraulichen Beſprechung uͤber. 


Folgen die Unterſchriften. 
Verzeichniß der Eingaben. 
Fortſetzung des Einreichungs⸗ Protokolls von Nro. 221. bis 223. 





Nro. 221. Friedrich Graf zu geiningen-Wefterburg: überreicht eine Borftellung 
und Bitte, feine auf dem linfen Rheinufer ihm zugeſtandene Entfchäs 
digungs⸗Ergaͤnzung betreffend. 
ro. M2. Hermann Beisler, Koͤniglich Baieriſcher Hauptmann in Aſchaffen⸗ 
burg, Namens feines Vaters des Hofgerichtsraths und ehemaligen Zohl⸗ 
fhreibers in Oberlahnftein: bittet um bie hohe Verwendung und Bers 
fügung, daß der feit dem 1. July 1816. geftörte Beſitz ſeines Penſions⸗Bezuges 
als ein vom 1. Sänner 1814. an begründeter Anfpruch aus ber Rheins 
oktroi⸗Kaſſe wieder baldmoͤglichſt hergeftellt werde. 

Nro. 223. Ferdinand Eubwig Lieberih, Kammerkommiſſaͤr und Hofyital 
Wittwen⸗ und Waifenhbaus-Berwalter in Anfpadh:. überreicht eine 
Forberung an bie Reihsoperationd-Kaffe von 40,522 fl. für gelie⸗ 
fertes Pulver und Gewehre, und bittet um Verguͤtung und Zahlungs⸗Anwei⸗ 
ſung dieſes Betrags. 


— — — 





Abt und dreyßigſte Sitzung. 


Geſchehen, Frankfurt den 26ſten Juny 1817. 


In Gegenwarte 
Aller .in der vorigen Sitzung Anweſenden. 


Ausgenommen: 


Bor Seiten Braunſchweigs und Naſſau's: des von dem Hetzoglich 
Naſſauiſchen Herrn Geſandten, Staatsminiſters Freyherrn von Mar: 


ſchall, ſubſtituirten Koͤniglich Hanndverifgen Gefandten, Herrn von 


Martens. 
9 En A BE . N 

(CInhalt. $. 266. Subftitution des Herrn don Martene für den Herzoglich⸗ Braunſchweigiſchen 
und Naffauifchen ſtimmführenden Herrn Sefandten, Freyherrn von Marſchall. 6. 267. 
Beſchluß über die Bertagung der Bundekverſammlung. 6 68. 
Abftimmung von Defterreih und Kurh effen über die Keidhsfaiimen 
gerichtliche Suſten tations ſache. 269. Alf im marn gvon Mecklen⸗ 
burg über den gegenſeitigen freyen Verkehr mit den nothwendigften 
Schensbebürfniffen in den deutſchen. Bundesſta aten. 5. 270.Bemerkun⸗ 

gen des Herzoglich⸗Naſſauiſchen Geſandten über die Reklamation des GR, Kenp 

zu Frankfurt, eine Eorderung wegen Lieferungen on die chemalige. Kurtrieri che 
Zeſtung Ehrenbreitſtein betreffend. $. 271. Erklärungen von Mecklenburg⸗ 
Schwerin und Sterelig, von Anhalt und Schwarzburg, vom Hohenzol— 


tern und Richfenfitin, und van: den frıyen Städten über die Errich⸗ 
tung gemeinfhaftliger DbersApnehlationdgeriden {u 37% Rener 


Eingaben.) ’ 
39* 
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6. 266. 


Subſtitution des Koͤniglich Hannoveriſchen Herrn Geſandten 
von Martens, für den Herzoglich Braunfhweigs uns 
Raſſauiſchen Herrn Aundrägefandten, Freyberrs. ‚908 
:Marfhakl: - eo: 

Präaf ijdium: eroͤffnet, der Herr Sefandte Freyherr von Marf Salt habe 
für die Stimme: von Braunfhweig und Naffau den Königlih Hannoͤveriſchen 

Herrn Gefandten von Martens ſtübſtituirt. 


Ze 6. DT, AR 
— Vertagung der. Bundesverfammlung.  : - 


Praͤf idium: legt den Entwurf Beſchluſſes uͤber die bis zur Herſtellung einer 
Bundestags⸗Ordnung zu treffenden proviſoriſchen Anordnungen für den in del ei einer 
zu beſchließenden Vertagung dieſer Verſammlung vor. 

Derſelbe wurde verleſen und einhellig genehmigt, daher 

Befhluß: .- 

Die deutfche Bundedverfammlung bat für den Fall einer m beſchlfeßenden 
Vertagung, einſtweilen, bis zur Herſtellung einer Bundestags: Ordnung, fols 
gende proviſoriſche Anordnungen, als ihrem Standpunkte und der ihr obliegenden 
Beſorgung der Bundesangelegenheiten, auch der Berichtigung der einzelnen bey 
ihr zu verhandelnden Geſchaͤfte entſprechend, beſchloſſen: 

1) Das Bundestags⸗Praͤſidium und die Praͤſidial⸗ Kanzley werden als fort⸗ 
während im Amte, daher auch das Einreichungs⸗ Protelol immer als eroͤffnet 
betrachtet; ⸗ — 

2) Der prafivirende Geſandte muß jederzeit, wenn er abgeht, alſo au bey 
eintretender Vertagung des Bundedtagd, einen andern Bundeögefandten zu den 
Prafivials Gefchäften ſubſtituiren; 

39) Rebft dem Praͤſidial⸗ Gefandten, oder deſſen Stellvertreter, müffen jeder 
Zeit zum wenigſten zwey Bundesgeſandte ſich am Sitze des Bundestags befinden, 
welche jedoch nur einzig dazu im Vereinẽ mit dem Praͤſidial⸗ Geſandten ſich zu 
verſammeln haben: 


” 
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a) Um in Kenntniß der Eingaben und Geſchaͤftslage erhalten zu werden; um 
b) Mit dem Prafivium zu ermeflen, ob ein dringender Hall vorhanden fey, 
welcher die frühere Einberufung. ver Herren Gefandten erheifhe, Tritt 
dieſer Fall der Eile ein, fo wird die Einberufung durch den präfivirenden- 
Gefandten geſchehen; und wäre der Präfivirende felbft abweſend, fo. hat 
deffen Stellvertreter ihn, er felbft aber die Bundesgefandten von dem Orte 
aus, wo er fi) aufhält, alsbald zur Ruͤckkehr einzuladen; 
ce) Um im Falle der Verzugsgefahr Die etwa zur Inſtruktion eines Geſchafts 
* nothwendigen proviſoriſchen Einleitungen zu treffen, alles andere aber 
der Bundesverſammlung zu überlaffen, 
Es verſteht ſich übrigens von ſelbſt, daß alle in Frankfurt anweſenden Herren 
Bundesgeſandten an dieſen Geſchaͤften des ſonach aus dem Praͤſidio, oder deſſe en 
Stellvertreter, und ſaͤmmtlichen anweſenden, allerwenigſtens aber aus zwey zu 
wählenden Bundesgefandten beftehenden Vereine oder Ausfchufje, Theil zu nehmen 
berechtigt find, fomit von felbft zu demſelben gehören, | 
4) Die Auswahl derjenigen zwey Bundeögefandten, weldye bey diefem Aus⸗ 
fchuffe zu verbleiben ſich verbindlich zu machen haͤtten, geſchieht durch vertrauliche 
Einigung derſelben unter ſich, wobey jedoch, erforderlichen Falls, die Stimmen; 
mehrheit entſcheidet. Keiner ver Bundesgeſandten kann gegen feinen Willen zmey: 
mal unmittelbar nach einander Dazu verbunden feyn. | 
5) Wenn vor der Vertagung vorbereitende Commiffionen ernannt find, ſo 
kann jene die ungehinderte Fortſetzung ihrer Arbeiten nicht hindern. 
6) Nach wieder eroͤffnetem Bundestage hat der Ausſchuß eine Anzeige ſeiner 
ſeitherigen etwanigen Geſchaͤftsthaͤtigkeit zu übergeben. | 
7) Bor eintretender Bertagung wird jedesmal der Zeitpunkt der erften förm: 
lichen Sibung feſtgeſetzt, in welchem ſich der Bundestag wieder zu verſ ammeln ber 
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In den zur Berathung auögefegten Materien wurde abgeſtimmt ‚ und zwar 
tiber folgende Gegenftände: 
Reihstammergerihtlice Suſtentations⸗Sache, 
| von Def er reich. Wenn bie Kaiſerlich Königliche Geſandtſchaft ſchon bey 
der am 9. December vorigen Jahres über die Suſtentation bed Reichskammer⸗ 


gerichts— Perſonals Statt gefundenen vertraulichen Beſprechung vorlaͤufig im All⸗ 
gemeinen zu bemerken die Ehre hatte, daß der Kaiſerlich Koͤniglich Oeſterreichiſche 


Hof bey diefer Augelegenheit eigentlich ſelbſt nicht betheiligt ſey, daß aber Seine 


Majeſtat der Kaiſer mit beſonderm Intereſſe für die hetheiligten Individuen allem 
denjenigen benzuftinmen ſich bereit erklären, was die endliche Berforgung berfelben 
erziele ; fo fieht fie ſich veranlaßt, bey der gegenwärtigen Befinisiven Abftimmung 
fowohl bie nähern beſondern Verhaͤltniſſe ihres allerhoͤchſten Hofes, in Beziehung 
auf den fraglichen Gegenſtand, naͤher zu entwickeln, als auch mit Benutzung und 
Beruͤckſichtigung der bereits vorliegenden fo gründlich als ausführlich abgelegten 
Referate, ſich, der erhaltenen Inſtruktion gemaͤß, uͤber die wuͤnſchenswerthe Be⸗ 
handlung deſſelben zu aͤuſſen. 

Auch nach Aufloͤſung der deutſchen Reichsverfaſſung dauerte unbezweifelt 
| der rechtliche Anfpruch fammtlicher Reichsdiener auf ihre Subfiftenz noch fort. 


Ob Oeſterreich ſich nicht, vermoͤge der dem Erzhauſe in Der Vorzeit, verliehe⸗ 


nen Freyheitsbriefe, von dieſer gemeinſamen, den Reichsſtaͤnden obliegenden Der 
bindlichkeit losfagen konnte; dieſe Frage war nicht ſchmer zu beantworten : ‚aber. 
eö wollte zu jener verhängnißvollen Zeit keine Anwendung bievon- machen. Han⸗ 
deln und durch ſchleunige Huͤlfe mit dem Schickſal ausſoͤhnen, war Deſterreichs 
einziger Zweck. Ohne in naͤhere rechtliche Eroͤrterungen einzugehen, uͤbernahm 


es daher freywillig an dem Tage der Niederlegung der deutſchen Kaiſerwuͤrde, im 


hohen Gefuͤhle fuͤr das Schickſal ſo vieler ohne ihr Verſchulden aus ihrem Wir⸗ 
kungskreiſe verdraͤngten Reichsdiener, auf ſeine Aerarial⸗-Kaſſen die Fortbezahlung 
des Gehalts des Reichsminiſteriums, der Principal⸗ Commiſſion am Rezichstag, 


des geſammten Reichshofraths⸗ Perſonals und anderer Reichsdiener und unterzog 


ſich dadurch einer groͤſſem Buͤrde, als Ihm, auch abgeſehen von den Oeſterrei⸗ 


chiſchen Freyheitsbriefen „ hätte zugetheilt werden koͤnnen. Daß. Oeſterreich groß⸗ 


muͤthig gehandelt, daß es mehr geleiſtet habe, als ihm zufam; hierüber herrſchte 
in ganz Deutſchland nur eine Stimme; aber geflüßt auf das felbft gegebene Bey: 
fpiel, und in nochmaliger Beherzigung ver Kaiferlihen Pflichten hielten Sich 
daher auch Seine Majeftät vollkommen ermächtigt, ald legten Ausflug Allerhoͤchſt⸗ 
Ihrer Reichsvaͤterlichen Sorgfalt, den ſo billigen als gerechten Wunſch auszudruͤcken, 
daß nun auch auf gleiche Weiſe m von Kurfurſten, Fuͤrſten und Ständen des Reihe 
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für den tere des übrigen Perfonals ver Reichsdienerſchaft ausgiebig geſorgt 
werde. 

Wenn nun freylich die Unbilden der Zeit der gaͤnzlichen und vollſtaͤndigen 
Erfüllung dieſes Wunſches mächtig entgegenſtanden, waͤhrend welcher Periode jedoch 
Seine Majeſtaͤt der Kaiſer Ihrer Seits ununterbrochen die freywillig übernommes 
nen Verbindlichkeiten erfüllt haben, und felbige auch fortzuſetzen bereit find; fo 
glauben Allerhöcjitdiefelben um. fo mehr die beruhigende Ueberzeugung nähren zu 
Dürfen, daß dermalen, wo Deutſchlands Rechtszuſtand begründet iſt, und ſich 
immer mehr befeſtigt, auch von den uͤbrigen hoͤchſten und hohen deutſchen Bun⸗ 
desgliedern, ohne laͤngern Verzug die gerechten Anſpruͤche des noch übrigen Per: 
fonal8 des vormaligen Rethöfammergerichtö, als eines der ehrwürbigften deutfchen 
Inſtitute, feiner Zeit ber&äcdfichtigt, und die Regulirung des Unterhalts derſelben 
beftinnmt werde, und zwar nad) folgenden allgemeinen Grundſaͤtzen und beſondern 
Modalitaͤten: 

Die Unterhalte der betheiligten Individuen moͤchten als eine Geſammtlaſt, 
und mit Umgehung der doch immer mit mancherley Schwierigkeiten verbundenen 
Perſonal⸗-Vertheilung oder ſonſtigen Abfindung, had) wie vor, aus ben zu der 
Tammergerichtlichen Suſtentations-Kaſſe, zu leiftenden Kammerzielern und aus den 
Sintereffen der dem Kammergericht zuftehenden Activ-Kapitalien zu beftreiten feyn, 
daher auch die Erhaltung und Unvertheilung derſelben, ald eines vorläufig zu 
Diefem Zwecke beftimmten Eigenthums der gedachten Kaffe, ſehr wünſchenswerth 

waͤre. 

Die aufgewachfenen Ruͤckſtaͤnde an den bisher Statt gehabten und feit ber 
Aufhebung ded Rammergerichtd ausgeſprochenen Penfionen würden am füglichften 
aus den rudftändigen Rammerzielern und noch ausſtehenden Sintereffen der Activ⸗ 
Rapitalien zu berichtigen feyn, wobey ald Termin ver Rüdftanpsberechnung ſowohl 
im Activo als Passivo der Kaffe der 1. Januar 1817. zu gelten hätte, und ver 
ältere Rüditand.. ver Kanzley: Perfonen nach Verhaͤltniß ver eingehenden ältern 
Rammerzieler: Ruditände, veren Leiftung auch Oefterreichifcher Seits, infofern 
ihm welche vor Aufhebung des Rammergerichtd zur Laſt fallen, zugefichert wird, 

: und nad dem Vorſchlag des Herrn Referenten nach Abzug eines Drittheils zu 
beruͤckſichtigen ſeyn wuͤrde. 
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Was endlich Die Beſtimmungen ver Suftentatioien ber Kameralen pro futuro 
ſelbſt betrifft, fo haben Seine Majeſtaͤt der Kaiſer mit befonderm Vergnügen aus ven 
bisherigen Verhandlungen erfehen, daß die Majorität ſich bereits auf die möglich 
günftigfte Weife hierüber ausgefprochen hat, und Die Kaiſerlich Königlich Geſandt⸗ 
ſchaft iſt daher beauftragt, dahin beyzuſtimmen: daß 

I. Dem Kammerrichter, ven RammergerichtöPräfidenten, Aſſeſſoren und Fis—⸗ 

tal ihr voller Gehalt lebenslaͤnglich; 

| II. Den Kanzley: Perfonen ihr aus der Pfenningmeifterey und Taxkaſſe bezor 
gener Behalt als Penfion, jedoch ohne Erhöhung und ohne Recht des Fünftigen 
Vorruͤckens, belaſſen werde; daß dem Protonotar Kraus feine biöher bezogene 
Befoldung von 626 fl. auf 928 fl., ald den orbentlichen Gehalt eines Protonotars, 
deſſen Dienfte er ſchon viele Jahre ohne Entgelo geleiftet hat, und den drey Lefern 
ihr Gehalt von A6A'fl. um zufammengenommen 711 fl. erhöht, mithin einem 
Jeden 237 fl. zu ven bisher genoffenen 464 fl. zugelegt werde, dagegen bie in ven 
Rammergerichtd Berechnungen unter ber allgemeinen Rubrif, Rammergerichtös 
Leſerey aufgeführten 144 fl, nunmehr zu ftreichen feyen ; 

III Den Kameral: ‚Aerzten ihre bisherige volle Beſoldung von 912 fl. gelaffen 
werde, 

IV. Den zwölf reitenden und Fußboten eine Penflon von 200 fl. bewilligt ;. 

V; Den Advokaten und Profuratoren ein Gnadengehalt in drey verfchiedenen 
Klaffen, jedoch ohne Recht des Aufruͤckens, und zwar zu 800, 1000 und 1500 fl 
zugeftanden ; 

VI. Den Protofolliften ein Gnabengehalt von 200 fl, bewilliget werde. 

Ruͤckſichtlich diefer fammtlichen Penfionen und Gnadengehalte wäre jedoch Die 
Norm feftzufeßen, daß wenn fie ſolche Individuen betreffen, welche bereitö ch in 
andern Staatsdienſten befänden, oder etwa noch in folche übertreten‘, Diefen aus 
der QuftentationdsKlaffe nur derjenige Betrag zu erfolgen feyn würde, welcher 
fi) zur Gompletirung der vollen Penſion audwirft, nachdem die etatömäfige Bes 
foldung, weldye der Penfionift von irgend einer Regierung nad) feiner Dienfk 
Kategorie genießt, in Aufrechnung gebracht werden ift; welcher Grundſatz dann 
auch bey Berechnung der Penſions-Ruͤckſtaͤnde in Anwendung zu fommen hätte, 
und wobey bie unter den Beilagen zu dem Protokoll ver 12, Sitzung vom 20. 
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Februar 1817. befindlichen Special -Abrechnungen den ſicherſten Anhaltspunkt ges 
währen. Uebrigens ift die Kaiſerlich⸗Koͤnigliche Gefanntfchaft beauftragt, aus 
prüdlih zu erflären, daß wenn gleich Seine Majeſtaͤt der Kaiſer die in Antrag 
gebrachte Erhaltung der dem vormaligen Neichöfammergerichte gehörigen Kapita⸗ 
lien befonderd darum wünfchendwerth finden, weil dadurch dem beutfchen Bunde 
ein Gefammt-Eigenthum erhalten, und folglich das allerdings willfommene Ber 
haͤltniß herbeygeführt würde, nicht alle und jede Gefammtlaften einzig durch aus⸗ 
zufhreibende Beyträge Fünftighin deden zu müſſen, Allerhöchftdiefelben dennoch, 
im Sal die Mehrheit der Stimmen etwa eine andere Regulirung diefer Quften: 
tations⸗Sache wählen folte, infofern fie zur Erreichung des beabfichtigten Zweckes 
führt, der Majorität. beyzutreten Teinen Anftand nehmen wuͤrden; fo wie auch 
Seine Majeftät ed dem Ermeflen der hohen Bundesverfammlung anheimzuftellen 
erachten, ob die von dem legten bochverbienten Rammerrichter und nunmehrigen 
Königlich: Baierifhen Staatöminifter, Herrn Grafen von Neigeröberg, an Die 
Suftentationd:KRaffe gemachte Forderung, nad) den oben vorgetragenen allgemeis 
nen Srundfägen,, wenn deren Annahme beliebt würde, beurtheilt und behanpelt 
werben, ober etwa den Gegenftand einer eignen befondern Abftimmung ausınas 
hen fo. 

Kurheſſen. Obſchon Seine Königliche Hoheit der aAurfurſt von Anfang 
an die Errichtung einer gemeiuſchaftlichen Penſions-Kaſſe, wozu alle Bundes⸗ 
ſtaaten nach einer ex aequo et bono zu beſtimmenden Matrikel beytruͤgen, für 
zweckmaͤßiger hielten, als bie Natural: Bertheilung der reichöfammergerichtlichen 
Individuen; fo haben Sie mid) doch fon vor längerer Zeit ermächtigt, dem 
Vertheilungsplan, welchen die Sommiffion in der 22. Situng vorgelegt hat, in 
allen Stuͤcken beyzutreten. Seitdem hat ſich Die Sache dadurch in etwas geändert 
daß Einige der übernommenen Rameralen mit höheren Gehalten verfehen worden 
find, und der dadurch unnoͤthig gewordene Zufchuß.follte billig allen Bundesglie⸗ 
dern pro rata zu Gute fommen. Nichtödeftoweniger halte ich mich ermächtigt, 
falls die Mehrheit noch jegt ven Plan, wie er vorliegt, genehmigen follte, mic 
von berfelben nicht zu trennen. 

Was die Annahme ded Yürftlichen Hauſes Solms + Lich als Schuldner flatt 
des vormaligen Ritter - Rantond Ottenwald betrifft, fo genehmigen Selne Königs 

Protok. d. d. Bundesverſ. III. Bd. | 40 | | 
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liche Hoheit auch Diefen commifferifhen Antrag, unter der Bedingung jedoch, daß 
bey ver Transſcription jener Schuld Ihnen hinlaͤngliche hypothekariſche Sicherheit 
gewährt und die Aufkundigungs⸗Befugniß nicht beſchranki werde. 


6. o. 
Gegenſeitiger freyer Verkehr mit den nothwendigſten Lebens: 
bedürfniſſen in den deutſchen Bundesſtaaten. 


Mecklenburg⸗Schwerin und Strelitz. In den beyden Großher⸗ 
zoglich Mecklenburgiſchen Laͤndern wird die Freyheit des Handels überhaupt, und 
vorzüglich mit ven inlaͤndiſchen Erzeugniffen, befördert und durch keinerley Be 

ſchraͤnkungen geitört, Dafielbe Syſtem ift um fo mehr noch bey dem Getreidehan⸗ 
del befolgt, und auch in den Jahren von Mißwachs, wo ſelbſt Saatkorn gekauft 
werden mußte, zuverſichtlich behauptet worden, ohne daß einſeitiges Verlangen 
oder nachgiebige Ruͤckſichten hiebey eine Abanderung bewirkt hätten, 

Die feitvem und in der gegenwaͤrtigen Periode in allen Theilen von Deutſch⸗ 
land darüber gemachten Erfahrungen werden, nad) der Verſchiedenheit der genom⸗ 
menen Maasregeln, jene Grunpfäße des freyen Getreide: Verkehrs allgemein nur 
noch mehr ind rechte Licht geftellet und ihren praftifchen Nutzen bewährt haben; 
wenn auf ber einen Seite in Ländern, wo gewiß aus den wohlmeynendſten Abſich⸗ 
ten von ben Regierungen Sperren und Beichränfungen verhängt wurden, ſolche 
ſich durchaus nicht nur unzureichend, fondern auch fo nachtheilig und zweckwiorig 
bewiefen haben, daß die Preife in kurzem dadurch nur noch mehr in Die Höhe 
getrieben wurden, ein rheilweifer wahrer Mangel durch die Hemmung entitanden ift, 
and eben viefe Regierungen ſich in weiterer Folge bald veranlaßt fahen, noch zu wei⸗ 
tern bloßen Zwangs⸗ und Noth⸗Maasregeln zu fehreiten. Statt Deffen zeigte ſich 

auf der andern Seite in denjenigen deutſchen Staaten, welche gar nicht gefperrt, 
fondern das Getreide auch wie jede Waare der freyeften Circulation und Concurrenz 
überlaffen hatten, nicht bloß: feine Beforgniß eines möglichen Mangels, ſondern 
. die Preife erhielten ſich auch in einem ſolchen Verhaͤltniß niedriger gegen näher 
oder entfernter belegene gefperrte Staaten, daß die Koften des Tranſports den 
bedeutenden Unterſchied keineswegs ausglichen, ſondern wit Dem größten Vortheil 
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von daher haͤtten nachgeſchoben werden koͤnnen, wenn der freye Handelsverkehr 
zwiſchen ſolchen Staaten nicht geſtoͤrt waͤre, und eine Sperre in ihrer gewaltigen 
Folge nicht auch zugleich wiederum die Zufuhr aus der Fremde hinderte. Durch 
dieſe neuerlichen Erfahrungen mithin wird man noch um ſo mehr vermocht werden, 
bey dem Getreide, gleichwie bey jeder andern Waare, ſobald ſich Unzulaͤnglichkeit 
oder Mangel gegen Beduͤrfniß und Nachfrage zeigen, Die Quellen und Mittel ver 
Zufuhr und eine erweiterte Circulation zu erleichtern, nicht aber den zu geringen 
Vorrath einzuſchließen. 

Wenn aber von den beſondern Geſetzgebungen nur verlangt werben kann, 
Daß fie den freyen Umfaß in ihren Ländern nicht hindern, fo wie Durch eine Leber: 
einfunft von Der vorgefihlagenen Art, dieſer Zived hauptſaͤchlich erreicht und 
geſichert, jemehr ſich der Markt und Umſatz erweitert, innerhalb welchen die 
genannten Lebensmittel frey circuliren koͤnnen. Sehr wuͤnſchenswerth und ven 
gerechten Erwartungen entſprechend wird es daher allerdings ſeyn, wenn die ge⸗ 
fammten deutſchen Bundesſtaaten in ſolcher gemeinſchaftlichen nationalen Ueber⸗ 
einkunft hereingehen. Indeſſen laͤßt ſich doch wohl nicht behaupten, daß ſelbſt 
das Zuruͤcktreten oder Ausſchließen einzelner oder mehrerer Bundesſtaaten davon 
die Vereinigung völlig hindern müßte, und als ob der Beytritt Aller eine notb- 
wendige Bedingung der Ausführung abgeben fönnte, fo daß ohnenem ber wefent- 
liche Zweck nicht zu erreichen flünde. Vielmehr wird ſchon fehr viel gewonnen, 
und ein guter Anfang gemacht feyn, wenn nur mehrere Bundesſtaaten ungeſaͤumt 
fi hier verabreden, dieſe Freyheit des Handels mit Getreide, Hülfenfrüchten, 
Kartoffeln und Schlachtvieh bey fih und für einander eintreten zu laſſen, unp 

gegen die andern Staaten, welche fich deſſen weigern, ein Retorſionsrecht nach 
- Befinden vorbehalten, wobey demnach immer, nadı ber Natur eined Staaten: 
bundes, die Durchfuhr folder Lebensmittel, frey von ungewöhnlichen Tranfite: 
Gebühren, ‘auch von den nicht beygetretenen. Staaten, zu geftatten feyn wird. 
Die Ausfihten zu einer nahen ergiebigen Erndte find noch heſonoers geeignet, 
diefes Anfangs ind Werk zu fegen. 

Die beyden Medlenburgifchen Höfe erklaͤren ſich demnach zu einer ſolchen 
Uebereinkunft nicht nur nom 1, Oktober dieſes Jahres, ſondern auch gleich von 
jegt am bereit, wit: allen Sundeitaäten insgefammt, oder went folches keiner 
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nicht zu Stande zu bringen wäre, mit alfen denjenigen, welche eine Bereinbarung 
‚nach Diefer Grundlage eingehen möchten. 

Ueber einzelne vorliegende Artikel bemerkt man nur nod) Dad nähere: 

ad II. &o wenig ed nach obiger Erläuterung biezu wefentlich oder nothwendig 
ſcheint, daß fAmmtliche deutſche Staaten ſich vereinigen müffen, um dieſerhalb 
etwas zu Stande zu bringen, noch weniger wird ſich wohl ald bevingte Vorauss 
fegung fordern laſſen, Daß die deutſchen Staaten, welche auch außerhalb des 
Bundes Beſitzungen haben, mit dem ganzen Zufammenhang berfelben nur bie 
Erfüllung des Zweckes fihern könnten Mean halt dieſſeits alfo Die Faſſung dieſes 
Artikels für völlig genuͤgend. | 

ad III. Die hier in Anrege gebradyten Aenderungen und Ausnahmen von 
dem allgemein geltenten freyen Verkehr follen fich wohl nur auf Die einzelnen 
Staaten, die ſolches verlangen oder bey fih nad augenblid 
fiher Vorkommenheit für nothwendig halten möchten, nm diefe 
Ausnahme zu mahen beziehen, und fönnen natürlich den freyen Verfehr, ven 
die übrigen oder nur einzelne Bundesſtaaten mit ihren Erzeugniſſen offen behalten 
- wollten, nicht ftören. 

Es möchte dieſes aber zu mehrerer 2 Deutlichkeit noch auszubrüden feyn. Cine 
völlige Sperre für ganz Deutſchland von allen Bundesſtaaten gegen einander ift 
bierbey ohnedem nicht denkbar und gegen ven Begriff ver Sache. Es fann auch 
wohl hierunter nichts anderd gemeint feyn: als daß die einzelnen Bundesſtaa⸗ 
ten, welche die Ausfuhr bey fich gegen ihre veutfchen Mitftaaten zu ſchließen 
hinreichende Urfache zu haben vermeinen, foldye3 Fünftig nicht einfeitig thun, fons 
dern Diefe Urfache erft zur Sprache hier auf dem Bundestag bringen wollen. 

ad IV. Ein gemeinfhaftlihes Syſtem von Ceiten des ganzen Bundes bey 
ben Sperrs Anftalten gegen das Ausland, würde allerdings mehr Confequenz 
und Zufammenhang entwideln, und auch Die Verhältniffe mit demjenigen Ausland 
zweckmaͤßiger beftimmen, gegen welches als Nahbarftant überhaupt eine gewiſſe 
Schließung Statt finden kann. Medlenburgifcher Seits findet man alfo nichts 
dagegen zu erinnern; wenn dabey ebenfalls wohl keineswegs gemeynet noch ver⸗ 
ſtanden werden Tann, daß ‚dergleichen Sperren den Handel und die Ausfuhr der 

Produkte zur See beſchraͤnken möchten, worin man fonft niemals einwilligen dürfte. 
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Wuͤrden indeffen mehrere Bundesſtaaten nach ihrer Lage zu dem benachbarten 
Ausland, gegen welches Sperren anwendlich wären, es vorziehen. oder zu ihrem 
Beytritt erforderlich halten, wie in einigen vorausgegangenen Abftinnmungen 
‚deäuffert worden: daß das Syſtem, welches ſie gegen folches Nachbarland in Reci⸗ 
procität, nicht bloß auf einzelne Gegenftände, fondern ihres gefammten Handels; 
verkehrs, zu befolgen haben, auch nur ihren eigenthüntlichen Verfügungen und 
Intereſſen überlaffen bliebe, fo feheint die vorgefchlagene Uebereinkunft aud) folches 
unbedenklich" geftaften und derfelben ungefaͤhrdet dabey beftehen zu fonnen, wenn 
nur folche Verfügungen dann nicht anderd wie Wartifular Sperren gegen das - 
Ausland angefehen, und die Durchfuhren, die mit ſolchen Lebensmitteln von 
andern Bundesftaaten ind Ausland gehen, ungeftört und zugeftanden blieben. 

ad VIII. Möchte bey den Zöllen der von Württemberg vorgefchlagene Zufaß 
ald eine nähere Beftimmung aufzunehmen ſeyn. 

ad X. Hat zwar in der Ausführung und dem beyzubringenden Beweife manche 
Schwierigkeit, ed wird aber dieſſeits nichts Dagegen eingewandt, indem bey ber 
zu hoffenden Hanbelöfrenheit ein ſolcher Fall kaum eintreten würde, 


Ss. 270. 


Rellamation des Johann Wilhelm Remy. zu Sranffurt gegen 
die Herzoglih Naffauifhe Regierung zu Wiesbaden, eine 
Sorderung wegen Lieferungen zu der ehemals KRurtrierk 
fhen Feſtung Ehrenbreitftein betreffend. 


Die Verfammlung ſchritt hiernächft zur Erledigung der Privat- Reklama⸗ 
tionen; und der 

Röniglig Baierifhe Herr Geſandte, Freyberr von Aretin, 
trug die in der 37. Sitzung von dem Herzoglich Naſſauiſchen Herrn Bundesge⸗ 
ſandten und Staatsminiſter, Freyperrn von Marſchall, uͤbergebenen Bemer⸗ 
kungen zu erwaͤhnter Reklamation vor, aus welchen der Herr Referent beſonders 
aushebt: 

Die Forderung werde hergeleitet aus einer Lieferung von Kugeln nach Ehren⸗ 
breitſtein, von welcher Feſtung im Jahr 1803. der Felſen, auf dem ſie früher 
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erbaut gewefen, mit andern Kurtrieriſchen Gebietöreften zur Entſchaͤdigung an 
Naſſau gefallen fey. Wenn die Lieferung im Jahr 1794. nicht auf Rechnung der 
Reichdoperationd: Kaffe, fo fey ed doc wohl fur den ganzen Trierifhen Kuritaat 
geſchehen, und aljo die Schuld nur pro rata an Naſſau übergegangen, welches 
Verhaͤltniß immer wie 1 zu 7 angenommen worden wäre. Als Naſſauiſche Schuld 
fen die Forderung niemald anerfannt, fondern nur bey der Commiſſion vorgelegt 
und in ihrem Betrag richtig befunden worden, Geitdem fey der bedeutendſte Theil 
des ehemaligen Trierifchen Gebiets von Naſſau an Preußen übergegan :n, wodurch 
ſich das Theilungs sBerhältnig abermald verrüdt, und einer eigends in Coblenz 
angeordnet werdenden gemeinfchaftlidien Commiſſion übertragen ſey, Die Verthei, 
- fung vorzunehmen. 

Yus diefem Grunde habe dad Herzogliche Staatöminifterium dem Reklaman⸗ 
ten unterm 7. Januar dieſes Jahrs eröffnet, Daß diefe Forderung einer einfeitigen 
Liquidation nicht mehr unterliegen koͤnne, jondern bey der Behörde beyzukringen 
fey, welche wegen Liquidſtellung und Repartition des Rurtrierifchen Ianpftänpifchen 
Schuldenweſens angeordnet werde, | | 

Da er fi) hierauf nicht beruhigte, habe man ihm unterm A, Februar darauf, - 
unter Pinweifung auf die vorige Entfchließung eröffnet, Daß es ihm unbenommen 
bleibe, in gerichtlichen oder andern Wegen die von ihm behaupteten Rechtszuſtan⸗ 
digkeiten geltend zu machen. 

Dieſe beyden Deerete ſeyen abſchriftlich beygelegt worden. 

Der vortragende Herr Geſandte aͤußert die Meynung, daß da dem Rekla⸗ 
manten durch dieſe Entſchließungen, welche er nicht nur nicht beygelegt, ſondern 
gänzlich mit Stilfchweigen umgangen babe, der Rechtsweg vor den Gerichten des 
Landes geöffnet ſey, derfelbe durchaus Feine Urſache zu einer Beſchwerde habe, und 
dieſe ald ganz ungegründet erfcheine. 

Derfelbe duͤrfte paher noch zur Zeit abs und an Die Gerichte des Landes, wo 
ihm der Rechtsweg geoͤffnet ſey, angewieſen werden. 

Unter allgemeiner Suftumung zu dem Gutachten des Herr Referenten wurde 

befhloffen: 

Daß Johann Wilhelm Remy zu Frankfurt am Main mit feiner Forderung 
wegen Lieferung zu ber ehemald Kurtrieriſchen Feſtung Ehreubreitftein neh. zur 
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Zeit ab:und an die Gerichte. ded Landes, wo Ihm ver Rechtsweg geöffnet wäre, 
zu verweifen fey. 


6. a7. 


Anordnung Der Gerichte dritter Inſtanz in den einzelnen Bun 
desſtaaten. | 

Präfidium. Der Beſchluß wegen vorläufiger Beftellung einer wohlgeord- 
neten Austraͤgal-Inſtanz gebe die Veranlaffung, die betreffenden Bundesgeſand⸗ 
ten um gefällige Anzeige zu erfuchen, wie es ſich mit der Anordnung der oberften 
Gerihtöhöfe, von welchen man aus einigen Bundesſtaaten und unter biefen aus 
ven freyen Städten noch feine Kenntniß habe, verhalte? Die bisher hin und wies 
der, ftatt der dritten Inſtanz, benußte Aktenverſchickung könne ferner um fo weni; 
ger genügen, da fie an ſich f hon dem Zwecke der Beftimmung des 12. Artikels der 
Bundesafte entgegen, zugleich die Folge haben würde, die Auswahl oberfter Se 
richte als Aufträgals Inftanz zu befchränfen. 

Hierauf macht der Großherzoglich Medlenburg⸗Schwerin— und 
Strelitziſche Herr Geſandte die Anzeige: daß man ſich in dortigen Lan⸗ 
den mit der Organiſation des Oberappellations-Gerichts gegenwärtig breſchaͤftige, 
nachdem auf den neuerlich abgehaltenen Landtage mit den Staͤnden die deßfallſigen 
landesherrlichen Beſtimmungen und die Gerichtsordnung gemeinſchaftlich naͤher 
verhandelt und man in folder Gemaͤßheit nun zur baldigſten Ausführung ſchreiten 
werde. 

Holſtein-Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg, für An; 
halt und Schwarzburg: 8 fey bereits von dieſen Höfen eine Vereini; 
gung wegen Einrichtung eined gemeinfchaftlichen Obergerichtes in Zerbft getroffen, 
welches nächftens werde eröffnet und Davon biefer hohen Verfammlung demnaͤchſt 
Anzeige gemacht werden, 

Saͤmmtliche Herren Gefandten waren mit dem Präftbiats Antrage einverftan- 


den; Daher 
Beſchluß: 
Den Herren Geſandten der 16. Stimme, wegen Hohenzollern und Liechten⸗ 
tenſtein, dann den Herren Geſandten der freyen Staͤdte um Auskunft zu erſuchen, 


316 


wie es fich mit ber Anordnung ber oberften Gerichtshoͤfe in ben genannten Bundes; 
ftanten verhalte? 

Der Sefandte der 16. Stimme erflärt hierauf: daß man von Sei 
ten Ihrer Durchlauchten der Fürften von Hohenzollern und Liechtenftein ſchon 
längft damit befchäftigt jey, Dem Artikel XII. der Bundesafte Genuͤge zu leiſten. | 

Der Gefandte der freyen Städte äußerte ebenfalld: die freyen 
Städte feyen mit ven Verhandlungen über diefen Gegenftand befchäftigt, der 
Geſandte werde inzwiſchen nicht ermangeln, einer hohen Bundesverſammlung 
naͤhere Aufklaͤrung nach eingegangener Erkundigung zu geben. 


§. 212. 
Cinreihungs. Protokoll. 
Das Einreichungs⸗Protokoll wurde verlefen und bie Zahl 224. und 225. 
vergpichneten Eingaben der Commiſſion zuzuftellen befchlofien. 


Folgen die Unterfehriften. 


Verzeichniß der Eingaben. 
Fortfegung des Einreihungs- Protofolls von Nro. 224, bis 225, 
—>020Em— 

Nro. M. Die Wittwe Belli, geb. Buchler, Geheimerrath Doktor Wenzel, 
Doktor Buch, Seligmann Benedift May und M. A. Rothſchild und 
Sohn in Frankfurt: bitten die bey dem Kur⸗ und Oberrheiniſchen 
Kreis:SchuldensWefen noch betheiligten hohen Souveraine zur end- 
lichen Webernahme und Verzinſung der Höcjitvenenfelben zufallenden Raten 
vorgedachter Geſammtſchuld Baldmöglichft zu vermögen. 

Nro. 225. Die Wittwe und Kinder des verftorbenen Kurs und Oberrheinis 
fhen Kreis-Kaffiers, NRegierungsratbs J. Belly in Frankfurt: bitten 
um bie hohe Verwendung wegen Rüdzahlung der dem Kurrheiniſchen 
Kreife baar hinterlegten Gaution ihres Vaters und Gatten von ur 
ſpruͤnglich 8000 fl. im 24 fl. Fuße fammt Zinfen, vom 16. September 1806, 
fo wie auch der noch rüdfiändigen RaffierssBefoldungen von jährlich 
400 fl. bey dem Kurrheinifchen Kreife, vom 1. März 1806, und von 825 fl. 
bey dem Oberrheiniſchen Kreife vom 1. Januar 1807. bis zum 8. Auguft 1812. 
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Neun und dreyßigſte Sitzung. 


Geſchehen, Frankfurt 'den 30ten Zuny 1817. 


In Gegenwart 
Aller in der vorigen Sitzung Anwefenden. 
Ausgenommen: 


Don Seiten Badens: des von dem Großherzoglih Badifchen Herrn Ger 
fandten, Freyherrn von Berſtett, fubjtituirten Koͤniglich Wurttem⸗ 
bergiſchen Herrn Geſandten, Grafen von Mandelsltoh. 

Bon Seiten Braunſchweigs und Naſſau's: des Herzoglich Nafſauiſchen 
Herr Geſandten, Staatsminiſters Freypern von Marſchall. 


(Inhalt. 6. 273. Subſtitution des Erafen von Mandelsloh für den Großherzoglich Badiſchne 
Geſandten. $. 274. Bortrag und Abſtimmungen von Oeſterreich, Preußen, 
Königreih Sachſen, Hannover, Kurheffen, Dänemark, Braunfhmweig 
und Raffau, Mecklen burg, HolfteinsDldenburg und der 16ten Befammts 
Rimme Über die Keihsfammergerichtlihde Spftentationds®uche. Si 275. 
Erklärung von Preußen über das Geſuch der Erben des ehemaligen Comitial Geſandten 
von Mollenbeck, deſſen Beſoldungs-Rückſiand! betreffend. $. 276. Ahflimmung von 
Sachſen uber die Competenz der Bundesverfammfung. f. 277. Desgleichen 
über die Penfionss Angelegenheit der Mitglieder des Deutfhen und Johan— 
niters Ordens. $. 278. Abſtimmung von Naſſau über den freyen Verkehr 
mit den nothwendigſten Lebensmitteln unter den deutfhen Bundesſtaaten. 
6. 279. Beſuch mehrerer Micgliebder des Deutfhen Ordens um beſchleunigte 
Regulivrung ihrer Penfionen. $ 281 — 284. Forderungen des I. W. Remy 
zu Sranffurt, des K. K. Majors von Toth zu Dedendurg, des M. Buchhol; Sohn, 
zu Lennep ‚ und der Wittwe des Ober⸗ Eomumiffär Waldbauer zu Anfpah an die 

Reichs-Operations-Kaſſe. $. 385. Reklamation ded Kaufmann Hallersleben zu 
Hamburg, wegen Errichtung eines Ober » Appellationsgerichted für dic vier freyen Städte. 
F. 286. Bewilligungen zu der Gratifikation für den vormaligen Reichsdirektorial⸗ 
gefandren, Hofrath Herrlein zu Regensburg, 1.287. Neue Eingaben.) 
Protok. d. d. Bundesverf. III. Bd. 4 
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6. 272. 


Bubfitution, des Koͤniglich Württembergiſchen Herrn Ge 
fandten Grafen von Maͤndelsloh, für den Großherzog— 
lich Badiſchen Herrn Geſandten, Freyherrnvon Berſtett. 


Praͤf idium: eroͤffnet, der Großherzoglich Badiſche Herr Geſandte, Frey⸗ 
here von Berftett, habe den Königlich Bhrttembergifhen Herrn Geſandten, 
Grafen von: Mandels loh, ſubſtituirtt. . 


. 974. on 
Reichskammergerichtliche. Suſtentations Sache. 


Praͤfidium: wolle das Protokoll zur weiten Abſtimmung in ber reichs⸗ 
kammergerichtlichen Suſtentations⸗Angelegenheit eroͤffnen; und. da der Koͤnig⸗ 
lich Hannoͤveriſche Herr Geſandte von Martens, aus Veranlaſſung einer neu 
eingekommenen Vorſtellung von Praͤſidenten und Aſſeſſoren des vormaligen Reiche: 
kammergerichts einen Vortrag zu erſtatten ſich bereit erklaͤrt habe, ſo waͤre dieſer 
vorderſamſt zu vernehmen. 

Dem gemäß verlieſt erwaͤhnter Herr Geſandte nachfolgenden Vortrag: 

Unter Ziffer 214. des dießjaͤhrigen Einreichungs⸗Protokolls haben Praͤſident 
und Aſſeſſoren des vormaligen Reichskammergerichts eine, vom 9. Juny dieſes 
Jahrs datirte abermalige Vorſtellung beh der Bundesverſammlung eingereicht, 
worin ſie auf das dringendſte bitten, daß doch noch vor dem Eintritt der Verta⸗ 
gung des Bundestags ihre Fünftige Unterhaltung geſichert werden möge, und aus 
- Den beigefügten monatlichen Rechnungen ver Pfenningmeifterey zeigen, wie manche 
Staaten mit ihren verfprochenen Borfchüffen damals noch in Rüdftand waren, 
und die Noth der Kaffe ſo groß fey, daß am 31. May nur noch 2,192 fl, in Raffa 
- waren, mithin wenn nicht im Laufe des Juny bedeutende Einzahlungen gefches 
ben find, felbft für ven Monat Juny die Oifiribuion nicht mehr Statt finden 
fönne. 

. Referent hätte wohl gewunſcht , feinen Vortrag bis nad Ablauf des Juny 
zuruͤckhalten zu. tonnen weil ſich alsdann eine e voliſtandige ueberſicht bes s ganzen 
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halben Jahres geben laͤßt. Er hat auch zu dem Ende sub spe rati Die Pfenning⸗ 
meifterey aufgefordert , gleich nach Ablauf Des Zuny und in den erſten Tagen des 
Suly- einen General,Etat ber Einnahme und. ſpeciellen Ausgabe einzuſenden; allein 
der. bringenbe Wunſch, daß dieſe pia causa vor den Ferien wo möglich völlig’ 
regulirt werden moͤge, veranlaßt ihn, ſchon heute. darüber einen Vortrag zu 
machen, zumal aus den vorliegenden Rechnungen der fuͤnf erſten Monate der 
Zuſtand der Kaſſe, wie er am 1. July ſeyn duͤrfe, ſich approximativ ziemlich 
beſtimmen laͤßt, auch ſonſt ſchon aus dieſen Rechnungen ſich Manches ergiebt, 

was Beherzigung verdient und zur Empfehlung an einzelne Hoͤfe Anlaß giebt. | 


Die Einnahmen ber Pfenningmeifterey. in’ den fünf erften Monaten dieſes 
Jahrs haben beſtanden: | | 


1) aus Zinfen. ber Activ⸗ Kapitalien, PR 
2) Zahlungen von Ruͤckſtaͤnden aͤlterer Kammerzieler, 
3) Zahlungen an den ſeit Februar von der Bundesverſammlung vorgeſchla ., 
genen und von den Hoͤfen bewilligten Vorſchuͤſſen, entweder als Haͤlfte eines, 
und zwar des 326. Ziels, oder als eine, dieſer Haͤlfte ungefaͤhr gleichlommende 
runde Summe. | 

ad 1) An Zinſen find in dieſen fünf Monaten eingegangen 1,204 Rthlr. 
57 34 fe. im 20. fl. Fuß, mithin kaum die Hälfte ber halbjährigen Zinſen, ohne 
daß fich aus den vorliegenden Rechnungen bie Ruͤckſtaͤnde genau beurtheilen laſſen; 
von einigen Kapitalien ſind die Ruͤckſtaͤnde bis Januar 1817, von andern bis July, 
November, December 1816 nachgezahlt, von andern gar nichts. Da aber die 
Ruͤckſtaͤnde bis ult. December 1816 in die kuͤnftige Beurtheilung des praeteriti 
einſchlagen, ſo wuͤrde hier nur zu bemerken ſeyn, daß wenn bie Natural: Verthei⸗ 
lung beliebt und vom 1. July 1817. an gerechnet werden ſollte, die bis dahin 
faͤlligen laufenden Zinſen noch an die Pfenningmeiſterey wuͤrden zu zahlen ſeyn. 

ad 2) An ruͤckſtandigen Kammerzielern ſind nach des Referenten Berech⸗ 
nung eingegangen 2,387 Rthlr., 705 Tr. im 20 fl. Fuß. 

Doch muß er ‚bemerken, daß außer dieſen Die Pfenningmeifterey Die von 
Preußen im März gezahlten 3000. Rthlr., fo wie bie-von Dänemark gezahlten 
555 Rthle, so kr. auf Abſchlag des Ruckſtandes berechnet hat, da ſie doch nach 
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des Referenten Wiſſen, beide a Vorſchuß gezehit ſind, und er “re daher auch jett 
zu dieſen rechnet. 
ad 3) Was die bewilligten dießjahrigen Vorſchuͤſſe betrifft, ſo iſt mit Ein⸗ 
rechnung der eben erwaͤhnten zwey Poſten, in allem zu Ende bes May's erſt ein⸗ 
gezahlt geweſen 9,926 Rıhlr. 47 3 kr., ungeachtet einige Staaten mehr als das 
halbe Ziel, und z. B. Eichtenftein fogar das volle 326, uno felbft 327ſte Ziel, 
“andere runde Summen, bie über das halbe Ziel hinausgehen, gezahlt haben. 
Bezahlt haben ſchon den 31. May: | 
- Anhalt, Bremen, Danemark, Frankfurt, Hamburg, Großherzogthum 
Heſſen, Liechtenſtein, Lippe⸗Schaumburg, Lippe⸗Detmold, Luͤbeck, 
Luxemburg, Medlenburg: Schwerin, Medlenburg : Strelig, Naſſau, 
Preußen, Gotha, Reups Plauen, Schwarzburg⸗ Rudolſtadt ‚ Würts 
temberg, Stolberg. 
Baden hatte am 31. May noch blos wegen Altſchhaufen und der Deutfiyk Dr; 
dens Parzellen bezahlt, war aber mit. allem übrigen noch ruͤckſtaͤndig. 


Von folgenden Staaten waren am 31. May die bewilligten Vorſchüſſe noch . 
nicht eingegangen : 
Baiern, Braunſchweig, Hannover, Kurheſſen , Hohenzollern: Hechingen, 
Hopenzollerns Sigmaringen, Oldenburg, Koͤnigreich Sachſen, Sach⸗ 
fens Coburg, Sachſen⸗Hildburghauſen, Sachfen: Meiningen , Sachſen⸗ 
Weimar, 
und obgleich es gar wohl moͤglich iſt, daß alle dieſe Zahlungen ſchon im „Laufe 
des Monats. Juny eingegangen feyen, wie mir denn befannt ift, daß Baiern 
fhon den Befehl zur Auszahlung gegeben und nur erwartet hat, daß fid) Die 
‚Pfenningmeifterey zum Empfang melde; baß von der Königlih Saͤchſiſchen Res 
gierung die bewilligte Summe fhon abgefandt worden, und Referent kaum 
zweifeln kann, daß dieß auch von Hannover und Braunſchweig, wie von andern 
geſchehen ſeyn werde? ; fo wäre doch zu wänfchen, daß die Herren Gefandten der 
betreffenden Höfe dieſes bey ihren Committenten in Crinnerung bringen möchten, 
wie Referent. dieß in Anfehung Hannovers und Braunfchweige ſchon gethan hat. 
Der Anſtand mag dasan liegen, daß die hier getroffene Abrede, die Gelder wie 
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fonft gewöhnlich, dem Reißrfenningmeife von Hoͤtzendorf zuzuſenden, nicht 
überall berüdfichtiget worden. 

"Wenn diefe Gelder, wie nicht zu wWweifeln iſt, bald eingehen, und auch die 
laufenden Zinſen noch dem Kammergericht zu gut kommen; fo würden, fo weit 
Referent dieß jeßt uberfhhlagen kann, damit nicht nur die Penſionen, wie fie big: 
her für die funf erſten Monate dieſes Jahrs richtig bezahlt worden, bis Ende 
Fury gedeckt werden können, fondern auch Die Erhöhungen und neuen Penfionen, 
welche aus den Vorfchlägen der Bundesverjammlung bervorgehen, feit dem 1. 
Sanuar 1817. nachgezahlt werden können, 

Uns diefed nur ungefähr vorzulegen, bemerft Keferent: 

1) Daß da die Zahlungen der proviſoriſch bewilligten Penſionen für beſoldete 
Kameralen, für Kanzley⸗Advokaten und Prokuratoren, Notarien, Protokolliſten 
und Boten, welche für die fuͤnf erſten Monate wirklich vorſchriftsmaͤßig geleiſtet 
find, für den Monat Diay betragen haben 4,259 fl. 1 Er. im 24 fl. Fuße, und 
wahrſcheinlich pro Juny der Status erigentine derfelbe feyn wird, bafür zu 
rechnen . . . . 4,259 fl, 1 fr. 

2) Wenn aber der Wertheilungsplan vom 1. July an aus⸗ 

„geführt und nad) diefem Venfionsplan einige Penfionen über 
das Provisorium erhöhet, andere neu hinzugefügt worden, fo 
kanme pro Januar, inclusive Jung 1817. hinzu | 

a) Affeffor von Hüber halbjährlihe Penfion . .. 200 > — 2 

 b) Erhöhung für drey Prokuratoren (ba der vierte 

ſchon eingetreten ift) von 1000 fl. auf 1500 plus 

jährlich . . . . . 1500 

; für vier Prokuratoren von 800 auf 1000 fl. 1600 

» drey Profuratoren von 600 auf 800f. 600 

2 zwey Profuratoren neu, a . 800fl. 1600 
Erhöhung für die Protofolliiten . : 216 

— — Boten 600 


| Total. im Jahr 6116 
alſo davon Das halbe hr . > 2 2 02.3808 — > 
9717 fl. — Er, 
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. Transport NATA. — fr. 
9 der Pfenningmeiſter von 1 Hößendorf, jährlich, 
1100 N 48 kr. alſo halbjährlich . Le. 550. » 2 gi. 


' Ä Total. der. Exigenz 10,267 fl: 25 fr, 
einst m man aun bie ben 31. May noch nicht eingegangenen Vorſchuͤſſe 
Baiern— .. 3000 Fe 
Hannover 1500 Ahle . En 2:00 2700 © - 
| Braunfahweig 250° Kthlr. ee 4480 
Kurheſſen * Ziel 518 Rthlr. 80 kòᷣòr... .934 
Hohenzollern F Ziel. een tee 710: 
Oldenburg Pr . r\ FE u eo... 248 . 
Königreih Sachſen 1200 0 . ee 2214160 
Bin Sachniſche Saufen — J Zzi 1.7 
10,644 7 — ft, 
_ Dazu koͤmmt noch für Baden, nach Abzug deſſen, was eöfür -° | 
Altichhaufen gezahlt hat, 2 Rammerzil .  . 2. 2,088 » 56 
Ferner der Kaſſenvorrath vom 31. Mey | 2,192" — 


Total der Eimnahme, noch ohne die ginſen 14,924 fl. 5 
ſo wuͤrde dem Anſchein nach noch, wenn alles richtig eingeht, etwas bedeutendes 
uͤbrig bleiben, und damit die außerordentlichen und Adminiſtrations⸗ Koſten gedeckt 
werden koͤnnen, die nicht ſo gering ſind, als man ſie fruͤher nur zu 500 fl. jaͤhrlich 
| angefchlagen hat, Da doc die Rechnung ber. fünf erften. Monate ergiebt, daß fie 

984 Rthlr. 16 kr., oder nach Abzug der auf Diefe Rechnung gebrachten Gratifika⸗ 
tion für Apmann von circa 100° Rthlr. noch 884 Rthlr. 16 Fr, beträgt, welches 
im Jahr 2,121: Rthlr. Eonventionsgeld ausmachen würde, worüber Referent 
aber ger nicht urtheilen will, weil die Expenfen-Rechnung nicht fpecifizirt ift. 

Wenn nun etwas, ed fey durch die Vorſchuͤſſe ober Die laufenden Zinfen bis 
ult. Juny überfchießt, fo dürfte wohl niemand dawider etwas erinnern, dag Die: 
fer Ueberfhuß affervirt würde, um ihn-bey fünftiger Berechnung bed praeteriti 
mit zu benußen; doch wird ſich wohl.niemand durch den Gedanken dieſes hoͤchſt 
ungeroiffen Ueberſchuſſes abhalten laſen ‚, bie von ihm übernommenen Penſionaͤre 
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vom 1. July an zu voll zu bezahlen, ba hierdurch allein die Sache in Ordnung 
fommen Tann, auch fehr dahin fteht, ob irgend ein tieberfihuß bleiben wird, 
wenn erit erhellen wird, wie viel an Zinfen bis zum 30, Juny'nod dem Kammer⸗ 
gericht zu gut kommen, und wie fern dieſe hinreichen, ober vielmehr jener Ueber⸗ 
ſchuß mit verwendet werden muß, um nad) dem Grunbfaße; daß die neue Regus 
lirung der Penflonen mit dem 1. Januar 1817. anfängt, wenn gleich die Verthei⸗ 
lung erft ven 1. July anhebt, auch die Zufchüfle zu decken, welche für vie in 
Dienften getretenen Rameralen für dad halbe Jahr vom 1. Yanuar bis ult. Juny 
1817 noch begehrt werden därften, und für viefed halbe Jahr 8,096 3 3. fl. ‚betragen: 
würden, 2 

Noch bemerkt Referent ,. dag ein nicht bedentender Verſtoß in der Rechnung 
von ein paar tauſend Theilchen fuͤr die Haͤuſer Anhalt, Liechtenſtein und Hohen⸗ 
zollern ſich ſehr leicht bey der Ausfuhrung zu ihrer Zufriedenheit heben laſſen wird, 
ohne den Plan zu verruͤcken. 

Hierauf aͤußerten: 

Oeſterreich: Es habe bereits i in ber 28. Sitzung erklaͤrt, daß der Raiferlih 
Königlihe Hof allem venjenigen beyzuftimmen bereit fey, was die Erreichung. 
des beabfüchtigten Zweckes, nämlich Die endlihe Verforgung der betreffenden Indi⸗ 
viduen, erwirke. Wenn fich die Mehrheit für Die Vertheilung derfelben und ven . 
Mebernahmd:Termin vom 1. July viefes Jahrs ausſpreche; fo trete Defterreich 
diefem Vorfchlage volllommen bey, und koͤnne nur die dringende Empfehlung | 
erneuern, dem Zuftande ber Ungemißheit für die Betheiligten auf das ſchleunigſte 
ein Ende zu machen. 

Preußen: tritt, unter Bezug auf ſeine in der 37. Sitzung abgelegte bey⸗ 
faͤllige Abſtimmung, dem Vorſchlage des Herrn Referenten wegen des Uebernahms- 
Termins vollkommen bey. 

Baiern: erwarte eheſter Tage bie Inſtruction feines Allerhoͤchſten Hofes 
in der reichekammergerichtlichen Suſtentations Sache um hiernaͤchſt unverweilt 
| abzuftimmen. .. 

Königreich Sadf en. In Berug auf die bey fruͤhern Werunlafſungen 
über die Beytraͤge zur Suſtentation des vormaligen Reichskammergerichts ange 
fuͤhrten Gründe, Tann. die Geſandtſchaft nicht unberührt laſſen, daß der in dem 


oe 
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commiflarifhen Vertrag vom 26, März flr dad Königreich Sachfen angenommene 
Maasftab der Mitleivenheit und Der darauf berechnete Suftentationd » Beytrag, 
nicht als richtig angenommen werden koͤnne. Da ed jedoch gegenwärtig auf eine 
Alimenten⸗Sache und auf einen Darüber zu treffenden güslichen Vergleich ankommt; 
fo will man Königlich Saͤchſiſcher Seits, aus mildefter Rüdficht auf ven Nothr 
ſtand der kammergerichtlichen Individuen für dieſesmal, ohne Eonfequenz auf 
andere Fälle, darüber hinausgehen, aud) den Borfchlägen des Commiſſion insbe⸗ 
ſondere dahin beytreten, daß 

1. Dem Kammerrichter, den Kammergerichts⸗Praͤſidenten, Aſſeſſoren und Fis⸗ 
kal ihren vollen Gehalt lebenslaͤnglich; 

23) ven Kanzley Perfonen ihren bisherigen, aus ber Pfenningmeiſterey und 
Tax: Kaffe bezogenen Gehalt ald Penfton, jedoch ohne Erhöhung und ohne Recht 
des fünftigen Vorruͤckens, belaffen ; jedoch, daß dem Protonotar Kraus feine bis⸗ 
ber bezogene Befoldung von 626 fl. auf 928 fl., als der ordentliche Gehalt eines 
Protonotars, deſſen Dienfte er fhon viele Jahre ohne Entgeld geleifter hat, und 
den drey Zefern ihr Gehalt von 464 fl. um zufammengenommen 711 fl. erhöhet, 
mithin einem Jeden 237 fl. zu den biöher genoffenen 464 fl. zugelegt werde, dage⸗ 
gen bie In den Rammergerichtss Berechnungen unter ver allgemeinen Rubrik: 
« Rammergerichtö:Zeferey » aufgeführten 144 fl. nunmehr zu ftreichen ſeyen; 

3) Den RKameral:Aerzten ihre volle Befoldung, doch ohne die nachgefuchte 
Erhöhung, als Penſion gelaffen werde; 

4) Den 12 reitenden und Fuß⸗Boten durchgängig, ftatt des bisher von einis 
gen derfelben genofienen Gehalts von 57, Reichethaler, eine Penſion von 200 fl. 
bewilligt werde. 

5) Den Advokaten und Prokuratoren ein Gnadengehalt in den vorgeſchlage⸗ 
nen drey Klaſſen, jedoch ohne Recht des Aufrückens, zugeſtanden werde, ſtatt 
dieſes letztern aber die dritte Klaſſe von 600. auf 800, die zweyte von 800 auf 
1000 fl. erhoͤhet und die erſte auf 1500 fl. belaſſen werden möge; 

6) Den Protofolliften ein Gnadengehalt von 200 fl. bewilligt werde; auch 
der Reichd-Pfenniugmeifter von Hößendorf mit einem Gehelt von 1100 fl, 48 fr. . 
aufzuführen jey. . 
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Aleırhadft- Shre —*8 Lande gelegt: werben, als das Runge Net erfordern 
wine. · sr un. 

: Diefem. Befehl; war ſpater. heltenen Inffruftionen: zu Folge, muß die diee⸗ 
—* Gefandtſchaft dahin antragen, daß die mit ſo vieler und dankbar zu erken⸗ 
nenden Sorgfalt und Mühe ausgearbeiteten Gomntiffionds Vorſchlaͤge, die in Den 
vertraulichen :Berathunigeh vom 4. nnd 26: Maͤrz, unter 47. und 48. milge, 
teil wordon find, allgemein angenommen werden möchten. - 10... 

:: &ollse: piefeö belicht werben; ſo ſind Seine Majeſtat gerne Damit ende 
Bansen: a FE Dr bin 

1) Doß denen Staeten die bereite ſeit vielen Jahren kammergerichthiche Per⸗ 
fonen in ihre Dienfte genommen, und deren Befoloungen von ben allgemein zu 
tragenden Laften abgezogen haben, feine Nachrechnung deßhalb zu machen ſeyn 
würde, glauben aber „ daß dieſe ih felbſt zu entſchließen geneigt ſeyn werden, pra 
"füturo dieſe Befoldungen zu tragen, ‚ ohne ſolche ferner i in Abrechnung. zu bringen; 

2) Daß bie zu übernehmenden Penſie ionen nach ven commiſſariſchen Vorſchlaͤ⸗ 
gen bewilligt werden, die in Mr.“ Wlwes Protokoll⸗Beylagen enthalten ſind, 
und daß zu Erleichterung dieſer fut ſo viele Staaten bedeutenden Laſt, bie Yet 
Kapitalien des chemaligen Kanimergerichts hiezu verwandt werden; 

:3) Daß eine Natural⸗Verthrilung der Penſionaͤre beliebt, und die. bieſen 
Halb in der Vabelle E. gemachten commiffariſchen Antraͤge angenommen ‚werben, 
Sollte auch in deuſelben eine vollkommene Gleichheit Kit überall gefinden werden, 
fo wird gewiß der Abſchluß ded Geſchaftes um fo weniger deßhalb Aufgehälten wer⸗ 
ven wollen, als die hier zum Grunde gelegte Berechnung durchaus keine Folge für 
künftige ähnliche: Faͤlle haben kann, einige Ungleichheit bey fo verwickelten Berech⸗ 
nungen nie zu vermeiden iſt, wenn nicht andere groͤſſere Nachtheile daraus erwach⸗ 
fen ſollen, und eine größere Genauigfeit- als geſchehen zu beobachten, eine fo gröffe 
Menge von Vorarbeiten noch erfordert haben würde‘, daß der Abſchluß diefes Ge⸗ 
ſchaͤftes zum hoͤchſten Nachtheil der meiſtens jehr huͤlfsbeduͤrftigen Individuen, die. 
dem druͤckend ſten Mangel entgegen geben, wenn. gegenwaͤrtig nichts beſchloſſen wer⸗ 
dr ſellte, ungemein würbe verzögert worden fen. -.. 

. Eine allgemeine Annahme dieſer bey weitem mehr. auf Geundſatze der Säfte 
ale denen des firengeren Reqhts geſtützten commiffariſchen Vorſchlaͤge, iſt um fo 
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wuͤnſchenswerther, als nur dadurch die vielen Unbilligkeiten gehoben werben koͤu⸗ 
‚nen, die in dem Laufe der Zeit in den alten Matrikular⸗Anſchlaͤgen eutſtauden 
find, ‚und bie gegenwärtig. vorzuͤglich bie fregen Staͤdte, und bie Stacten drucken, 
die: ehemalige Reichsſtaͤdte im Beſitz: haben. Ye punktlicher Seine Majeſtaͤt ſekbſt 
in denen für Holſtein druͤckendſten Zeiten deſſen Beytraͤge nach ver Matrikel haben 
teiften laſſen, ſo dag Allerhoͤchſtdieſelben gegenwärtig. felbft. weit. 1000 fl. ie Vor⸗ 
fhuß ftehen, welde durchaus irrig als cine Zahlung für Das praeterirum.in.beit 
lebten. fo eben eingegangenen Rechnungen, des Kammergerichts angegeben worden 
find; je offener darf die dieſſeitige Geſandtſchaft ven Wunſch aͤuſſern, daß zınk 
Beften ‚mehrerer und vorzuͤglich mindermaichtiger Staaten, von der alten Matrikel 
nie wieder die Diebe ſeyn moͤge. my lonlor 


Auch wird bie Annahme ber chnmiſfariſchen oki der Srehgebigfeit und 
ber Wohlthaͤtigkeit der beutſchen Regierungen ein Denkmal ſchen, das durch kei⸗ 
nes der älterh. ‚oder, ber neuern Feit übertroffen wird. J 


EGollꝛe io, Die: gewanchi⸗ ana suftie enoäßnten. Borfhläge seftgte Ber 
dnerung gegemvaͤrtig noch nicht zu Stande gebracht werden koͤnnen, ſo wird die 
ſes demungeachtet Seine: Majeſtaͤt den König, nicht abhalten, falls nur mehrere 
Bundesſtagten ein: gleiches zu chun geneigt.feyn ſollten, die in Zer Tabelle E. al.’ 
Penſionaͤre Allerhoͤchſtihnen vorgeſchlagenen Indipiduen zu ‚Abernchmen, md 
innen. ihre Penfignen non. dem 4. July dieſes Jahrs an gerechnet, . verabfolgen zu 
laſſen, jedoch mit: Dem. augprüdlichen Vorbehalt, daß für. Holſtein und Sachen 
Lauenburg keine andere Zahlungen geleiſtet werden, und daß wenn allenfalls 
künftig eine Vereinbarung. zu. Stande kommen follte, die auf andere Grundfäße, 
als bie gegenwärtig. aufgeſtellten, ‚gegründet. find, Allerhoͤchſtdenenſelben Daß, zu 

gut gerechnet werde, was als Vorſchuß gegeben. unb.big vr. an. ee gndigi 
duen ausgezahlt worden ſeyn wird. J 


Niede rlande, wegen des Scofheriuärhemstärenitn Eng: Pr 
zwar wegen Abgang ver Inſtruction noch nicht abſtimmen, ſollte jebbche das den 
elufum dadurch aufgeſchoben werden, ſo nehme ‘ed ver Befandte auf ſich, Ser 
J Mehrheit und insbeſondere dem Vorſchlag wegen des urdernahin · Terwins v vom 

1. July laufenden Jahres Depyutieten. Bez Se EEE 


. 











Großherzoglich und Herzoglich Sähfifhe Haufer: haben 
ſchon für Sie: Annahme des 1. July vieſes Jebrs als Vertheilungs⸗ und Ueber⸗ 
wahns > Kermins geftimmt. 


Braunſchwetg und Naffau: wie Bannover. 


u Mecklenburg⸗ Schwerin und Mecklenburg⸗Strelitz Die bey⸗ 
den Großherzoglich Mecklenburgiſchen Höfe haben die Geſandtſchaft angewieſen, bey 
Dem in der Reichekammergerichtligen Suſtentations⸗Dache von der Commiſſion in 
Der 22, pießjaͤhrigen Sitzung in Warſchlag gekommenen künftigen Vertheilungsplan 
ber Penſionen und Penſioniſten, nach den dabey aufgeſtellten Grundſaͤtzen, als Die eins 
fechſte Weiſe, den Huͤlfsbeduͤrftigen die. baldigſte Unterſtatzung zu ertheilen, ihre Zus 
ſtimmung end Annabmezu erklaͤren, Uster der Vorausſetzung, daß dieſer Plan gleich 
maͤßig von allen uͤbrigen betheiligten Bundesſtaaten genehmiget und in Anwendung 
geſetzt werde, molſen mithin Die beyden Mecklenburgiſchen Haͤuſer, nad) dem darin 
frr ſie angeſetzten Verhaitniß, die auf ſie vertheilte Penſion zuſammen von 800fl. 
rheiniſch übernommen haben, um von vem:1. July dieſes Jahrs, an ſolche nad) 
der Ueberweiſung ber- Penſioniſten auszahlen zu laſſen; indem dasjenige, was 


vor jenem-allgemeinen Termin proniforif ſchon berichtiget worden, in Abzug ges 


braht.wird, ‚Wenn. ferner Den jener Penfion von 800 fl. nach bem Plan, von 
Iſenburg ein Hulföbeitrag zu „, zu leiten wäre, ſo wird ſolcher, um dieſe gering⸗ 
fügige Zahlung nicht weitlaͤuftiger zu machen, dieſſeits nicht in Anſpruch genommen, 
ſondern etwa ſonſtiger Diepoſition dieſer Suſtentations⸗Kaſſe uͤberlaſſen. 


Inſoferne nun der Plan allgemein genehmigt und zur Ausführung gebracht | 


feyn wird, dürfte dabey die Abficht unterliegen, daß ſich jeber Theil durch die 
BZahlungsfeiftung der von ihm übernommenen Penfion gaͤnzlich ex nexu und von 
aller Verbindlichkeit gegen vie übrigen Penſionaͤre frey geftellet ſieht. 


Hiemit verbindet man für bie Vergangenheit nur noch gleich die 
Anzeige: wie Daraus für bie. beyden Mecklenburgiſchen Höfe Feine Rüdftände und 
mithin auch Feine Berpflichtungen mehr zu.berichtigen übrig bleiben 1. indem noch 
bis zu dieſem letzten halben Jahre die gewoͤhnlichen Kammerzieler, fo. ‚wie fonft, 
von ihnen fortbezahlt worden find, und man zu einem weitern als Damals, wie 

das Reichskammergericht noch wirklich befanden, wohl nicht schalten Ion ann, u 
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wuͤnſchenswerther, als nur dadurch die vielen Unbilligkeiten gehoben werben koͤn⸗ 
nen, bie in dem Laufe der Zeit in den alten Matrikular⸗Anſchlaͤgen entſtauden 
finb, und die gegenwärtig vorzüglidy bie. freyen Städte, und bie Staaten brüden, 
die ehemalige Neichöftänte im Bells haben. . Je piuttlicher Seine Majeſtaͤt fribft 
in denen für Holftein druͤckendſten Zeiten deſſen Beysräge nach ver Matrikel haben 
keiften laſſen, fo daß Allexhöchftviefelben ‚gegenwärtig felbft weit. 1000 fl. in Vor⸗ 
ſchuß ftehen, welche durchaus irrig als cine Zahlung für Das praeterirum in ben 
letzten fo eben eingegangenen Rechnungen des Kammergerichts amgegeben ‚worden 
find; je offener darf die vieffeitige Gefanptfchaft ven Wunfch Auffern, bag zum 
Beften mehrerer und vorzuͤglich mindermuchtiger& Staaten, von der alten Metrikel 
nie wieder die Rede ſeyn moͤge. an Be 


Auch wird bie Annahme der commiſſariſchen Vorſchlage der Freygebigkeit und 
ber Wohlthaͤtigkeit der deutſchen Regierungen ein Denkmal ſetzen, das vurch kei⸗ 
nes ber Altern ober ber neuern Zeit übertroffen wird. 


Sollte io. die gewunfchte und auf die erwaͤhnten. Vorſchlig⸗ geſtutzte Ber 
einherung gegemvärtig noch nicht zu Stande gebracht. werden koͤnnen, fü wird Die 
ſes demungeachtet Seine. Majeftät den Koͤnig nicht abhalten, falls nur mehrere 
Bundesſtaaten ein gleiches zu thun geneigt-feyn ſollten, die in der Tabelle E. als 
Penſionaͤre Allerhoͤchſtihnen vorgeſchlagenen Individuen zu uͤbernehmen, amd 
ihnen ihre Penſiqnen von dem 1. July dieſes Jahrs an gerechnet, verabfolgen zu 
laſſen, jedoch mit dem ausdruͤcklichen Vorbehalt, daß für. Holſtein und Sachſen⸗ 
Lauenburg keine andere Zahlungen geleiſtet werden, und daß wenn allenfalls 
künftig eine Vereinbarung zu: Stande kommen ſollte, die auf andere Grundſaͤtze, 
als die gegenwaͤrtig aufgeſtellten, ‚gegründet find, Alterhöchftvenenfelben das zu 
gut gerechnet werde, was als Vorſchuß gegeben und bis dahin an amade Indiei⸗ 
duen ausgezahlt worden ſeyn wird. J or 


Niederlande, wegen des Großherzogthums eurembarg: eönne 
zwar wegen Abgang ver Inſtruction noch nicht abſtimmen, ſollte jeboch das Con⸗ 
cluſum dadurch aufgeſchoben werden, fo nehme es der Geſandte auf ſich, ver 
- Mehrheit und insbefondere dein Borfchlag wegen des · Utbernahms⸗Termins v vom 
1. July laufenden Jahres beyzutreten. = 
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veüiſchen Abſtimmung, an dieſer näheren Aufflärung, zu welcher" ſelbſt noch naͤhere 
Angaben der Intereſſenten erforderlich ſeyn duͤrften, noch in mehreren Punkten 
ermangelt, und Preußiſcher Seits hierunter von einem Anſpruch die Rede 
iſt, dem von: der erlofchenen Großherzoglich Bergifchen Regierung, Bund nad 
der Rheinbundsakte hat oder haͤtte genuͤgt werden nräffen ; ſo erwartet man dieffeits 
noch ' die nähere Feſtſtellung des Anfpruchs in ſeinen ciizelnen Theilen, um fe 
ſchllettich gu erflären. | 
9276. 

Sompetenz DELF, Bundesperfammlung., 
Königreich Sachſen. In Betracht, daß in Dem commifie ariſchen Vor⸗ 
tra. übte Die proviſoriſche Feſtſetzung Der Copetenz des Bundestags, im. Haupt 
werk darauf Bedacht genommen iſt, daß der Unabhaͤngigkeit und Sonverainetaͤt der 
Bundesglieder kein Eintrag geſchehe; fo iſt dieſſeitige Geſandtſchaft ermächtigt, 
Beinen Anſtand. zu nehmen, den vorgeſchlagenen Proviſorio beyzupflichten, auch 
dem Schluß⸗ Antrage der Commiſſion beyzutreten, daß bie Erdrterung und Ergaͤn⸗ 
zung her Bundesafte, bad ift, die gefebliche organische Einrichtung. des Bundes, 
in, fo weit fie noch zu beſtimmen iſt, wit auf's Unbeſtunmte verſcheben werden 


moͤge. oe N 
S. em 


Penfionsſache der Deutſchen und Johanniter⸗Ordens⸗ 
Mitglieder. | | 


Ki h nigre ich Sachſen. Veranlaßt durch das am Bundestag angebrachte 
Sr um Ausdehnung der in dem 15, Artifel der Bundesafte.wegen ver. Deutſch⸗ 
Ordens⸗ Ritter enthaltenen Beſtimmungen auf die Mitglieder des Johanniter⸗ 
Ordens durch Die Reklamationen des nunmehr verfkorbenen Landeommenthurs 
der Deutfch- Ordens: Balley Sachſen, Freyherrn von Münchhaufen, und des Deutſch⸗ 
Orhens⸗Commenthurs Freyhern von Woͤllwarth, ſa wie der hey dem letztern Ge 
Eyſtanpe eintxetenden Fragen, iſt! der Gelandte ermachtigt, ſich folgendermaßen 
abſtimmend zu äußern. ’ ' 


. .«. 
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: In. Anfehung. des erſten Punkts erachtet. man Koͤniglich Saͤchſiſcher Seits, 
daß dem Geſuch des Beyollmaͤchtigten des Johanniter⸗ Orpens der in der Bundes⸗ 
akte beſtaͤtigte Inhalt des Reichſsdeputations⸗ Hauptſchluſſes vom 26. Februar 1803. 

und die im 15. Artikel der Bundesakte zu Gunſten des Deutſchen Ordens ange⸗ 

nommenen Grundſaͤtze in Betreff ber für. bie. Domftifter feftgefegten Penfianen 
allerdings zur Seite ftehen, indem ver Johanniter. Orden ſich mit Dem Deutſchen 
Orden infofern in einerley Falle befindet, als beyde in denſelben Verhaͤltniſſen zum 
deutfchen Reiche geftanden haben, beyber politifche Exiftenz durch den obgedachten 
Deputations⸗Schluß von 1803. geſichert worden, beyder Untergang aber einige 
Jahre ſpaͤter erfolgt iſt. 

Soviel die Penſionirung der Deutſchen Owens⸗itter uͤberhaupt, und einiger 
derfelben inöbefonvere, fo wie Die dabey in Dex zwölften Sitzung vorigen: Jabrs in 
Erwaͤgung gezogenen. brey Gragen arlangt, fe ſin Seine Konigliche Rajecat 
folgender Meynung: 

ad 1. Der Regierung, in beren Gebiet eingegogene Säter ves Deutſchen 
Ordens ſich befinden ſcheinet allerdings die Verbindlichkeit zur Penſionirung vbzu⸗ 
liegen, wenn auch dieſe Guͤter ſchon fruͤher, als die gegenwärtige Regierung zu dent 
Beſitze dieſes Landes wieder gelangt iſt, veraͤußert worden waͤren, da die jetzigen 
Regenten bie: Handlungen der vorigen zu vertreten gehalten find, und da dieſe Guͤ⸗ 
ter doch einen bleibenden Theil der ven Regierungen zugehörigen Lande ausmachen. 
ad 2. Zur Sicherheit der fraglichen Penſionen koͤnnen fuͤr jeden vormaligen 
Nutznießer wohl nur diejenigen Güter verhaftet ſeyn, welche ihm insbeſondere 
angewieſen und nachher entzogen worden find, Es wird auch um fo weniger noͤthig 
‚- feyn, bie Geſammtmaſſe der Ordensguͤter, ober doch einer ganzen Balley ü in Ans 
fpruch zu nehmen, wenn jede Regierung für Den angemeffenen Unterhalt der 
Ordensglieder forgt, welche auf die in ihren Landen ‚gelegenen Befigungen gewiefen 
find. Damit- ftinimt der Inhalt des 15, Artifeld der Bundesakte überein, nach 
. welchem diejenigen Yürften, die eingezögene Beſitzungen des beutfchen Ordens 
erhalten haben, Die Penſionen nad) Verhaltniß ihres Antheiles a an den chemaligen 
Beſitzungen bezahlen ſollen. 

ad 3. Den Rechten und der Billigkeit iſt es unſtreitig am angerheffenften ‚ dag 

die den Ordensslicbern zugeſicherten Penſionen von Zeit der Aufbebung ves Ordens 
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an, und von da an ‚ wo fie ihre Ordens-Einkuͤnfte verloren haben, nicht aber erſt, 
foviel die wieder. hergeftellten Negierungen betrifft, von 1813, an gereichet werven. 


6. 27 
Gegenfeitiger freyer Berfehr mit den nothbwenpigften Lebens— 
bedürfniſſen in. den deutſchen Bundesſtaaten. 


Braunſchweig und Naſſau. Indem man ſich vorbehaͤlt, von Seiten 
Braunſchweigs in dieſer Materie das Weitere nachzutragen, bemerkt man von 
Naſſauiſcher Seite über dieſen wichtigen Gegenſtand folgendes: 

Man geht von der Ueberzengung aus, daß für Staaten, deren Gebiete, wie 
Die der meiften deutfchen Bundesftaaten, in ihrem Umfang befchränft find, und 
deren Grenzen unregelmäßig fih durchfreuzen und haufig in einander laufen, ver 
freye Verkehr mit Lebensmitteln in eben dem Grabe dringenberes allgemeines Be⸗ 
durfniß wird, in welchem, ald Folge von Mißwachs oder ähnlicher Zufälle, die 
Lebensmittel feltner werden. \ ' 

Die Hauptgründe, welche diefe Behauptung rechtfertigen, find folgende: 

1.) Durch Hemmung des freyen Verkehrs mir Lebensmitteln werden die Ye: 
wohner einzelner Theile benachbarter Staaten verhindert, ihre Lebensmittel von 
denjenigen Orten zu beziehen, von welchen dieſe für fie am wohlfeiliten bezogen 
werden können. Sie müffen in ſolchen Fallen, durch Territorial-Sperren oder 
Zölle Dazu gezwungen, häufig aus entferntern Gegenden, und unter Aufivendung 
größerer Transportkoften, dasjenige aud dem Inlande theuerer beziehen, was 
ihnen das benachbarte Ausland wohlfeiler im freyen Verkehr überlaffen Könnte, 
während der inlaͤndiſche Producent doch nicht die Preife von dem Inlaͤnder erhaͤlt, 
die ihm Das nähere Ausland geben würde; alfo verlieren Durch Die Sperre baufis 
Producent und Conſument zugleich. 

Jede Sperre hat alſo für alle Staaten, weniaitens in einzelnen nach der 
Lokalitaͤt mehr oder weniger ausgedehnten Gebietstheilen derſelben, ein Steigen 
der Preiſe der Lebensmittel zur unmittelbaren und nothwendigen Folge. Jede 
Sperre erhöht alſo die. Preife ver Lebensmittel, oder die Theurung im Allge— 
meinen, bringt mithin der Maffe aller Bundesſtaaten zuſammen genommen, 
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und ihren Bewohnern direkten Nachtheil, indem fie das Uebel im Ganzen ver: 
größert, Daß fie zu vermindern bezweckt. | 

2) Indem die Territorial: Sperre oder jede den freyen Verkehr mit Lebens: 
mitteln hemmende Staatsanftalt ven Preis der. Lebensmittel für die Maffe ver 
Staaten, auf die fie wirkt, im Allgemeinen erhöht, bewirkt fie zugleich, daß 
die Preife der Lebensmittel denoch in einzelnen Gebietstheilen ſolcher Staaten fi) 
niederer ftellen, als fie fih ohne dieſe Hemmung ftellen würden. 

Hiervon ift nothwendige Folge, daß in foldhen Gebietötheilen mehr Lebens⸗ 
mittel von den Einwohnern confumirt werden, ald confumirt worden wären, wenn 
eine fünftliche Preisverminderung durch die Hemmung des Verkehrs nicht einge⸗ 
treten wäre, 

Es ift nämlich eine befannte Sahe, daß bis auf einen gewiſſen Grad jede 
Theurung die Conſumtion mindert. Indem alſo Hemmung des freyen Verkehrs 
in einzelnen Gegenden die Preiſe der Lebensmittel kuͤnſtlich niederer haͤlt, vermehrt 
dieſelbe die Conſumtion da, wo ſonſt Lebensmittel für Das Ausland erſpart worden 
ſeyn wuͤrden. 

Dieſe vermehrte Conſumtion wird auch nicht durch die in Folge der Sperre 

anderwaͤrts verminderte compenſirt, weil Ueberfluß und Mangel ſich bey Hemmung 
der freyen Circulation der Lebensmittel nicht ausgleichen koͤnnen. 
Auf dieſe Art wird alſo durch Sperre die Maſſe der disponiblen Lebensmittel 
in Zeiten allgemeiner Noth nicht nur vermindert, ſondern auch durch Vermehrung 
der Conſumtion dem Nationalvermoͤgen des den freyen Verkehr hemmenden Staats 
alles das entzogen, was daſſelbe durch Minderung der Conſumtion vermehrt haben 
wuͤrde. Der den freyen Verkehr hemmende Staat handelt alſo auch in dieſer 
Beziehung nicht nur gegen das Intereſſe ſeiner Nachbarn, ſondern auch gegen ſein 
eignes. 

3) Hohe Preiſe der Lebensmittel ſind für den Producenten das ſtaͤrkſte und 
natuͤrlichſte Reitzmittel, ihn zum Anbau derſelben, alſo zu ſorgfaͤltigerem Ackerbau 
und Landwirthſchaft aufzumuntern. 

Jeder Staat, der den freyen Verkehr mit Lebensmitteln hemmt, alſo die 
Preiſe derſelben kuͤnſtlich für den Producenten mindert, während doch der Conſu⸗ 
ment durch dieſe Minderung nicht in gleichem Verhaͤltniß gewinnt, vermindert eben 
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dadurd die Production in feinem Gebiete, und handelt zu feinem .eignen Nadıtheil, 
fo wie zu dem feiner Nachbarſtaaten. 

4) Sn Zeiten ded Mangels an Lebensmitteln muß der Handel mit Lebens— 
mitteln, anftatt gehemmt und geftört, gerade aufgemuntert und von Staatswegen 
begünftigt werden. Sperren aber hemmen ven Handel, beengen und erfchweren 
Spekulationen der Kaufleute, die zwar im Voraus die Wirfungen der Natur: 
begebenheiten auf die Preife ver Lebensmittel, nidyt aber die Wirkungen ver den 
freyen Verkehr hemmenden Berfügungen einzelner Regierungen, pie plößlich 
einzutreten pflegen, berechnen koͤnnen. 

Gerade in Zeiten der Noth, wo die Vermittelung des Kaufmaunns dem 
Conſumenten am unentbehrlichſten iſt, wird alſo durch Sperre und aͤhnliche Ver⸗ 
fügungen vie Thaͤtigkeit deſſelben gelaͤhmt, oder wenigſtens beſchraͤnkt. 

Die Gruͤnde beweiſen unwiderlegbar, daß durch den freyen Verkehr mit 
Lebensmitteln nicht nur ſaͤmmtliche deutſche Bundesſtaaten im Allg emeinen 
gewinnen, ſondern daß dieſer freye Verkehr auf jeden einzelnen derſelben mehr oder 
weniger vortheilhaft wirkt. Mit dieſer Behauptung ſtimmen die Erfahrungen 
überein, welche in der gegenwärtigen Zeit gemacht worden find. Die Bundesſtaaten 
in welchen der freyefte Verkehr mit Lebensmitteln bisher Statt gefunden hat, leiden, 
wie die Erfahrung es beweilt, nicht gröffern Mangel, ald Diejenigen, welche ven 
freyen Verkehr gleich nach der Ernte und fpäter gehemmt haben. 

An dem Herzogthum Naſſau find feit dem Jahr 1816. alle Einfuhr:, Ausfuhr: 
und Durchgangszölle gänzlich aufgehoben. Auch die KRornausfuhr ift in diefem 
Bundesftaat auf Feine Weiſe bie zur Mitte des vorigen Monats mit Abgaben 
befegt, gehemmt oder erſchwert worden, 

Eine Folge davon war, daß ſchon im vorigen Herbfte die Getreivepreife ftie: 
gen, und biefed Steigen veranlaßte fogleih, zum Beſten des eigenen Landes und 
des Auslanves, eine hoͤchſt beveutende Minderung der Getreide  Eonfuntion in 
dem Lante, und qrofie Erportation in das Ausland. 

Der Brodpreis ftieg zwar fogleich nach ver Erndte hoch, war aber auch felbft 
für die aͤmere Einwohner: Klaffe nicht unerfhwingih,; Mangel Auferte ſich 
nirgends, und der Preis bed Brodtes würde, wie er gegenwärtig noch ſteht, Der 
Srenheit des Verkehrs ungeachtet, ohne alle Einfchreitung ver. Regierung auf 

43 * 


336 


ſechs bis fteben Kreuzer für das Pfund Brodt, felbft in dieſem außerorbentlichen 
Mipjahre, ftehen gehlieben feyn, wenn nicht zu Ende Aprils fi die Großherzoglich 
Heflifche Negierung veranlaßt gefehen hätte, Die gegen Dften an dad Naſſauiſche 
Gebirgsland grenzende getreidereiche Wetterau und Die gegen Welten an dad Nafr 
fauifche Weinland grenzende eben fo getreidereiche Pfalz zu ſperren. 

Ein plögliches Steigen der Brodpreife war hiervon in dem Herzogthum eine 
nothwendige Folge, da das Rheingau und die an die Wetterau floßenden Raffaui- 
fhen Gebirge, die ihr Korn in der Nähe aus der Pfalz und ver Wetterau zu zie⸗ 
hen gewohnt waren, nunmehr aus größerer Entfernung, aus dem Sinnern des 
Landes, vorzüglih aus den fruchtbaren Lahngegenden, mit Getreide verfehen 
"werden mußten, 

Unter dieſen Umſtaͤnden blieb der Regierung Fein anderer Ausweg übrig, als 


| plöglich die noch vorhandenen Vorräthe für die inländifche Conſumtion unter Auf 


hebung alles Handelöverfehrs zu configniren, und die Domanial⸗Vorraͤthe ven 
inländifchen Konfumenten zu öffnen. 

Ungeachtet in dem Herzogthum Naffau wahrer Mißwachs in den Aemtern 
des hohen Wefterwaldes im vorigen Jahre Statt gefünden hatte; fo lieferte die 
Confignation der vorhandenen Vorraͤthe, die in der Mitte May's erfolgte, 
doch das Nefultat, daß dieſe Borräthe die Confumtion der Einwohner in ben 
meiften Gegenden nicht nur decken, ſondern daß noch anfehnliche Quantitäten von 
Waizen. und Haber zur Ausfuhr frey gegeben werden Tonnten, waͤhrend. es ber 
Regierung leicht wurde, Die wenig bedeutende Quantität Roggen und Gerfte, 
welche vorzüglich denjenigen Gegenden fehlte, die von ihren gewöhnlichen Märkten 

‚in der Pfalz und ver Wetterau abgefchnitten worden waren, durch Ankauf auf sem 
Rhein anzufchaffen, wodurch fie in den Stand gefeßt wurden, für die nicht mit 
eignen Borräthen oder andern Hülfsmitteln verfehene Maſſe der Einwohner ven 
Preis des Broded bis zur Erndte auf ſechs bis fieben Kreuzer für Das Pfund zw 
firiren; ein Preid, der meiftend noch unter dem Brodtpreis Der mitteldeutfchrn 
und ſuͤddeutſchen Staaten ſteht, Die Sperre over hohe Zollabgaben auf die Ges 
treide » Exrportation früher angeoronet haben, | 

Man.glaubt, daß diefe Erfahrungen ven Beweis liefern dürften, daß auch | 
ohne Vorkehrungen, welche die freye Eirculation des Getreides zwifchen ben Deuts 
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ſchen Bundesſtaaten hemmen oder erfehweren, und immer mit Eingriffen in Das 
Privateigenthum des Producenten und Grundeigenthuͤmers verbunden find, fi 
auch unter ungünftigen Verhältniffen die Subjiftenz der Einwohner jedes einzelnen 
Bundesftaates fihern läßt, befonders wenn in Mißjahren noch verdoppelte Vorſorge 
für die Armen von den Regierungen getroffen wird, welden überall, auch ohne 
Die Erportation zu hemmen, mit geringerem Aüfwand für ven Staat, wohlfeilere 
Lebensmittel verfchafft werden können. 

Es darf dabey nicht außer Acht gelaſſen werden, daß die Hemmung des freyen 
Verkehrs mit Lebendmitteln auch dem Grundeigenthümer und Landwirthe einen 
Theil des Ertrags feines Grundes und Bodens, wie oben gezeigt worden, zum 
öftern nur ſcheinbaren Vortheil des Rentirers, des Beſoldeten, des Handwerkers 
und anderer Gewerbtreibenden entzieht. 

Dieſe Entziehung ſcheint ſich in dem gegenwaͤrtigen Zeitpunkt um ſo weniger 
mit den Regeln der Gerechtigkeit und Billigkeit vereinigen zu laſſen, als es gerade 
die Grundbeſitzer und nicht die von Renten lebende oder Gewerbtreibende Klaſſe 
der Einwohner der deutſchen Staaten war, welche die Hauptlaſten des kaum been⸗ 
digten Kriegs zu tragen hatte. Jene hatten die nach Maasgabe ihres Grundbeſitzes 
bey ihnen einquartirten Soldaten zu ernaͤhren; auf das Grundeigenthum wurden 
Requiſitionen und Lieferungen aller Art fuͤr die Armeen repartirt. Nichts ſcheint 
daher gerechter und billiger, als daß man zu Gunſten der Gewerbetreibenden dem 
ſo ſehr belaſteten Grundeigenthuͤmer nicht einen Theil des Ertrags ſeines Grund⸗ 
eigenthums entziehe, welches geſchieht, indem man durch Hemmung der freyen 
Circulation der Lebensmittel die Preiſe derſelben zu mindern ſucht. 

Da alle dieſe Ruͤckſichten fuͤr den von der Commiſſion vorgelegten Entwurf 
ſprechen, ſo folgt hieraus von ſelbſt, daß das allgemeine Wohl ſaͤmmtlicher Bun 
desſtaaten in eben dem Verhaͤltniß mehr befoͤrdert wird, in welchem alles das, 
was den freyen Verkehr mit Lebensmitteln hemmt, vollſtaͤndiger entfernt werden 
kann. | 

Laßt ſich dennoch der freye Verkehr nicht in feiner größten Ausdehnung erlans 
gen, fo feheint Fein’ Grund vorzuliegen, deßwegen emer Uebereinfunft, durch die 
man ſich dem Zwecke nur nähert, ganz zu entfagen. Darum kann man dieſſeits 
der Anficht nicht beyſtimmen, daß vie abzufchließende Uebereinfunft von dem Beytritt 
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folder Bundesftaaten, welhe Reihe und Provinzen befiken, Die nit zu ven 
Bunde aehören, mit diefen dem Bunde fremden Provinzen, abhängig gemacht 
werden muͤſſe. 

Indem man dem Commiſſions⸗-⸗Entwurf beyſtimmt, bemerkt man ad 4) mit 
Mecklenburg übereinftimmend, daß der Handel zur See Feiner gemeinfchaftlichen 
Berfügung zu unterwerfen feyn dürfte, und ad 8) daß die Abgabe eines Theils 
des einzuführenten Getreived an öffentlihe Magazine, oder zu andern Zweden, 
einem erhöhten Ausfuhrzoll, oder wenn die abzugebende Quantität groß iſt, einer 
_ wahren Sperre gleich geachtet erden muß. 

Schließlich glaubt man bey viefer Veranlaffung auf die bedeutenden Hinder⸗ 
niffe aufmerkfam machen zu müſſen, welde dad, den Wiener Rongreßbefchlüffen 
entgegen, noch fortdauernde Umfchlagsrecht, welches die Städte Mainz und Cölln- 
noch bis auf diefen Augenblid ausüben, dem Transport des Getreided auf dem 
Rhein, zum Nachtheil der fünlich von Diefen Städten gelegenen Staaten, entgegen 
feßt. 

. Die Berhandlungen der fhon lange zu Mainz wegen ver Rheinfchifffahrt, in 
Gemaͤßheit ver Kongreßakte verfammelten Central-Commiſſion, welche aus Com⸗ 
miſſarien der Uferſtaaten beſtehet, hat die verordnete Aufhebung dieſes Umſchlags⸗ 
rechts noch nicht bewirkt. 

Dadurch ſind die Getreide-Transporte auf dem Rhein nicht nur verzoͤgert, 
ſondern auch Speditions⸗ und anderen Gebühren unterworfen worden, welche nach⸗ 
theilig auf die Getreidepreiſe im Süden von Deutſchland fortwährend wirken. 


$. 279. 


Anzeige wegen Führung der 13ten Stimme auf die naͤchſtfol— 
genden drey Monate von Braunſchweig, und der 17ten 
-, Stimme von der freyen Stadt Bremen. 


Braunfhmweig und Naffau. Der Herr Gefandte Freyberr von 
Marfhallzeist an, Daß nad) ver zwifchen Braunfchweig und Naffau beftehen. 
den Uebereinfunft die Führung der 13ten Stinnme vom 1. July d. J. an für die 
folgenden drey Monate, Die Ferien ungerechnet, auf Braunſchweig übergehe, 
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=. Der Gefandte der freyen Städte, Herr Syndicus Danz, 
 erflärt: Einer hohen Bundeöverfammlung habe ich die Ehre anzuzeigen, daß 
nach der zwifchen ben freyen Städten getroffenen Uebereinfunft, die 17te Stimmie 
in der engeren Bundesverfammlung in den nädjftfolgenden drey Monaten, vom 
1. guy d. J. an, die Serien ungerechnet ‚ von der freyen Stadt Bremen gefuͤhrt 
wird. 

| Einer hohen Verfammlung empfehle ich mid) zu fernerem geneigten Wohl⸗ 
wollen. 


S. 280. 

Vorſtellunget des Dr. Alef, als Bevollmädhtigter mehrerer Mit— 
‚glieder des deutfhen Drdend, wegen Regulirung ihrer 
Nenfionen. 

Prafivium: eröffnet das Protofoll zum Vortrag der Privat: Reklamas 
tionen, dem gemäß 

Der Herzoglih Holftein- Oldenburg, Anhalt: und Schwarz 
burgifhe Herr Geſandte von Berg, von der Zahl 218. eingefommenen 
Vorftellung Kenntniß gab, worin Dr. Alef, Namens feiner Committenten, der 
Deutfchen Ordens-Land-⸗Commenthure und Commenthure, des Feldmarſchall Grafen 
von Colloredo, Yeldzeugmeifter Freyherrn von Kerpen, Feldmarfchalllieutenant 
Freyherrn von Kerpen, Generalmajor Grafen von Urfini und Roſenberg, Frey: 
herrn von Wal, Freyherrn von Zweyer und Generallieutenant Freyherrn von 
Woͤllwarth, um Befchleunigung des Befchluffes über Regulirung ihrer Penfions- 
Angelegenheit bittet. 

Der Herr Referent Außert, daß da über diefen Gegenftand das Protofoll 
bereitö eröffnet fen, auch mehrere Abftimmungen ſchon abelegt worden, fo wäre Das 
erwähnte Geſuch gegenwärtig lediglich ad acta zu nehmen. | 

Sämmtliche Stimmen waren damit einverflanden, daher 


Befhluß: 

Daß die Vorftellung des Dr. Alef, um Befchleunigung der Penft onsregulirung 

der deutfchen Ordensritter, da in dieſer Sache wirklich ſchon das Protofoll eröffnet 
worden, ad acta zu legen fey. 





$. 281. 
Forderung des Johann Wilhelm Remy zu Kranffurt an die 
Reichsoperations-Kaſſe. 


E benderſelbe: legt die, Z. 198. eingekommene Bitte des Johann Wuhelne 
Remy zu Frankfurt, eine Forderung an die Reichsoperations-Kaſſe zu 25,781 fl 
22 fr. betreffend vor, und unter ver Bemerkung, daß nad) ven von tem Bittſteller 
ſelbſt bengebradhten Urkunden ver dieſer Forderung zum Grunde liegende Kauf von 
Eifenmunition zum Bedarf der Feſtung Ehrenbreitftein auf Rifico der Reichöoper 
rationd = Kaffe gefchloffen worden , iſt derſelbe des Dafürhaltens, daß diefe Forte: 
rung in Die Kategorie derjenigen gehöre, die an Die Reichsoperations⸗Kaſſe geitellt 
wirden,, und Daher auf alle Falle mit verfelben in folcher Barbinonng ſtehe, daß 
fie, nad) den fehon früher gefaßten Befchlüffen, ver Sammlung folder Forderun⸗ 
gen beyzufügen feyn werde. 

Einverftanden mit dem ‚Herrn Referenten, wurde hierauf 


b-e f lo ffen: 

Daß das Geſuch des Johann Wilbelm Remy zu Franffurt, eine Forderung 
an bie Reichsoperations-Kaſſe betreffend, einftweilen ad acta zu legen fey, bis 
nad) erhaltener Ueberficht fämmtlicher Forderungen der Art und eingelanaten In⸗ 
ftructionen Entſcheidung erfolgen koͤnne. 


§. 282. _ 
Reklamation des Kaiferlih Königlihen Majors von Toth zu 
Dedenburg, eine Sorberung an die Reichsoperations— 
Kaffe betreffenpd. 


Ebenderfelbe: trägt die, 3. 220, von bem Kaiſerlich Koͤniglichen Major 
und vormaligeu Fleiſchregie⸗Director von Toth zu Oedenburg eingekommene Bitte 
vor, welche eine Forderung an die Reichsoperations Kaffe von 88,799 fl. 13 Er. 
wegen Approvifionirung der Feſtungen Philippsburg , Mainz, Chrenbreitftein 
und Rönigftein in den Jahren 1794. und 1795. enthalte, und aus denfelben Grün: 
den, wie Die vorhergehenden, einfhweilen zu hinterlegen ſey. 








Einserflanden mit dem Herrn Referenten, wurde 
befhloffen: | » 
Das Geſuch des Majors non Toth zu den übrigen zu legen, bie bie Ueberfict 


fAmmtlicher Forderungen bergeftellt fey, und das Eintreffen ber Zuſttucinonen der 
Erkediguns moͤglich mache. 


6. 283. 


Forderung. bed Melbior Buchbolz Shui zu genuep, an bie 
Reichs⸗Operations⸗Kaſſe. 


Ebenderſelbe: trägt Dad Geſuch des Wilhelm Felner zu Frankfurt, 82 215. 
vor, wellher aus Auftrag des Melchior Buchholz Sohn zu Lennep, eine Summe 
von 1320 fl. an Die Reihe; Dperationd + Kaſſe zu fordern babe, und ed wurde 
bierauf 
beſchloffen? | 


Diefe Borftellung ebenfalls zu den Übrigen zu hinterlegen und in as Bei 
zeichniß aufzunchmen, bis Etſcheang hierauf erfolgen koͤnne. 


| 6. 284. 
Forderung der Wittwe des ObersCommiffär Baldbauer. —8 
Anspach an Dig Reichs⸗DOperations⸗Kaſſe. 


Ebenderſelber legt die Bitte des Kammer Eommiffär Lieberich zu ad 
pach, 3. 223. vor, welche eine Forderung der Wittwe des Ober: Commillär 
Waldbauer von 40,522 fl. an bie ehemalige Neihös Operationd s Kaffe betrifft. 

Auch hierauf wurde 

. befäloffen: | 
. Dad erwähnte Geſuch, bis zur Herſtellung einer vollftänbigen Ueberſicht fol- 
her Forderungen, zu den übrigen zu hinterlegen, 
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$. 281. 
Forderung des Johann Wilhelm Remy zu Frankfurt an die 
Reichsoperations-Kaſſe. 


E benderſelbe: legt die, 3.198. eingekommene Bitte des Johann Wilhelm 
Remy zu Frankfurt, eine Forderung an die Reichsoperations-Kaſſe zu 25,781 fl 
22 Er, betreffend vor, und unter der Bemerkung, daß nad) den von dem Bittſteller 
ſelbſt beygebrachten Urdunden der Diefer Forderung zum Grunde liegende Kauf von 
Eifenmunitiön zum Bedarf der Feftung Ehrenbreitftein auf Riſico der Reichsope⸗ 
rationd : Kaffe gefchloffen worden, ift derfelbe des Dafürhaltens, daß diefe Forde⸗ 
rung in Die Kategorie derjenigen gehöre, Die an Die Reichöoperationd: Kaffe geftellt 
würden, und Daher auf alle Fälle mit derfelben in folcher Vorbindung ſtehe, daß 
fie, nach den ſchon früher gefaßten Befchlüffen, der Sammlung folder Forderun⸗ 
gen beyzufügen feyn werde. 

Einverfianden mit dem Herrn Neferenten, wurde hierauf 


befhloffen: 

Daß das Geſuch des Johann Wilhelm Remy zu Sranffurt, eine Forderung 
an die Reichdoperationg : Kaffe betreffend, einftweilen ad acta zu legen fey, bis 
nach erhaltener Weberficht fämmtlicher Forderungen der Art und eingelanaten In⸗ 
ftructionen Enticheidung erfolgen Fönne, 


S. 382. . 
Reflamation des Kaiferlih Königlihen Majors von Toth zu 
Dedenburg, eine Forderung an die Neihsoperations: 
Kaffe betreffen. 


Ebenderfelbe: trägt die, 3. 220. von dem Kaiſerlich Koͤniglichen Major 
und vormaligeu Fleiſchregie-Director von Toth zu Oedenburg eingekommene Bitte 
vor, welche eine Forderung an die Reidhöoperationds Kaffe von 88,799 fl. 13 Er. 
wegen Approvifionirung der Feſtungen Philippsburg, Mainz, Ehrenbreitftein 
und Königftein in den Jahren 1794. und 1795. enthalte, und aus denfelben Grün: 
den, wie die vorhergehenden, einftweilen zu hinterlegen fey. 


4, 
Einverftanden mit dem Herrn Referenten, wurde 
| befgloffen: . . 
Das Geſuch des Majors von Toth zu ben übrigen zu legen, bi bie Ueberfliht 


Ammtlicher Forderungen bergeftelt fey, und das Eintreffen ver Inſtrvctionen ihre 
Grioigung mögfich mache, 


6. 288: 


Forderung des Meldior Buchbolz Sohn, zu Rennen, an, bie 
Reichs⸗Operations⸗Kaſſe. 


Ebenderſelbe: kraͤgt dad Geſuch des Wilhelm Felner zu Frankfurt; 3.3 215. 
vor, weldher aus Auftrag des Melchior Buchholz Sohn zu Lennep, eine Summe‘ 
von 1320 fl. an Die Reih8,Dperationd + Kaffe zu fordern babe, und ed wurde 
bieranf 

befdloffen: . 

Diefe Vorſtellung ebenfalls zu den übrigen zu hinterlegen und in des Beni 

zeichniß aufzunehmen, bis Entfcheidung Dierauf erfolgen koͤnne. Pr 


« ⸗ * 
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| Forderung der Wittwe des ObersGommiffär —R as 
Anspach an die Reichs⸗DOperations⸗Kaſſe. ar 


Ebenderfelbe: legt die Bitte ded Kammer Eommilfär Lieberich zu And, 
ya, 3. 223. vor, welde eine Forderung der Witwe des Ober⸗ Commiſſaͤr 
Waldbauer von 40,522 fl. an bie. ehemalige Reichſs⸗DOperations⸗Kaſſe betrifft. 

Auch hierauf wurde Ä | en 

e fdloffen: | 
Das erwähnte * bis zur Herſtellung einer vollſtaͤndigen Ueberſi cht ſol⸗ 


cher Forderungen, zu den uͤbrigen zu hinterlegen. 
Protok. d. d. Bundesverſ. ILSE 4 
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Verzeichniß der Eingaben. 
bvorſthang 6 des Einreichange ⸗Protokolls von Nro. 226. Bis 231: 


PRRPEUPTTT 0009988808 008. +...--.-- “I. 


Nro, 226. Hegierungs Advokat Meurerd als Anwald und in Auftrag der Erben des 
Handelsmanns Adolph, Brödier in Koblenz: uͤberreicht eine liqnidirte 
Forderung für auf die Feſtung Ehreubreitftein geliefertes Eiſen, 
Bley und Steinkohlen im Betrag von 2,819 fl. 6 fr. und Bitter um Be 

guͤtung und Zahlungs⸗Anweiſung dieſes Betrags. 


Nyvo. 297, Faktor Hepp in Friedberg: uͤberreicht in Beziehung anf ben hohen 
Beſchluß vom 19. d. M. und mit Anfuͤgung einer Herzoglich Naſſauiſchen Mini⸗ 
ſterial⸗Entſchließung vom 8. May ſeine nochmalige: Reklamation wegen Seſte ne⸗ 

5 rung feiner Penſion. 34 


‚Nro. 228. Freyherr von Zobel zu Darftadt und Freyhert von Rüdi son 

Eollenberg, als Bevollmaͤchtigte des ehemals unmittelbaren bedtfcpen 
MReichs⸗Abdels: Legen wiederholt: Die Bitten nnd. Wünſche ihres Staitbes ur, 
und fchmeicheln ſich einer gnaͤdigen Berädfichtigung. 


Nro. 29. Sreyberr von Zobel zu Darftadt und Freyherr Ruͤdt von 
Eollenberg: übergeben die von den Mitgliedern des überrheiniſchen 
vormals unmittelbaren, Adels auf fie ausgeſtellten Vollmachten. 


Fro. 0. Freyherr von Zobel zu Darſtadt und Freyherr Ruͤdt von 
5 KVollenberg:; uͤberreichen nachträglich die Special⸗Vollmaqhten des Memaligen 
anmittelbaren Adels in Franken. 0. = 


Nro. 31. 4 m. von Rothfchild, Jonas Rothſchitd und Jakob Baruch, 
Namengs der Iſraelitiſchen Gemeinde zu Frankfurt, uͤberreichen 
einen Nachtrag zu der am 4. November 1816. uͤbergebenen Denkſchrift: «Die 
bürgerlichen Rechte und BerfaffungssBerhältniffe ber: iſraeli⸗ 
viſcen Gemeinde zu Frankfurt betreffend.» 


.. - * . ‘ . u... . 27 Ä .- ” * 
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n ‚ Befäehenr Suantfust ven ben Aul⸗ 1817 Te. 
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Von Seiten! ver frey eh Stande, Labels granffurt, Bremen und 
rede Het Senator Gniihtindi  - 


Bon Seiten Braunfhmeigs und Naf au's: des Königlich Bern 
GBeſandten, ahnen © Cap abinets⸗ Hauke, , Perrn von Martens. 


— "ieh, "Einreite Sea Harn, ee Euidt bön Bremen zur Führung der ırten 
“ Geſauinitſtimme. g. aBy; Berfilgung' wegen ver Reicher anmergerichtlichen Suſtentationtz⸗ 
Sache asien erden über die Serräius 
u berigen der Banbar ade. 190491. A kfiimm ung: non Preußen und von den 

we roß her zuoglich maß Harzos lich Sächſirſchen Äaufieren. über die. Penfiongs 
.. nr Regufieung der Deutſchen Prdena4Ritter. —— 29%. Abſtimmungen von 
Preußten,. den Srpfberzestih und we glich. Sachſiſchen Häufern und 
der 16t en Geſam mit ſt i m mn e über ————— der Mitglie— 
derdes Johanniter⸗Ordens. $. 293. Abſtimmungen von Preußen und Däne⸗ 
mark über den gegenfeiti gen frych Verfehr mit den nochwendigften 
Tehanshsdüstnnifen su hen dexut ſchhen Bundesstaaten. $. 394 Beytritt 
der. Grotberꝛoglig und Herzeglich Sich fhen Häufer über die transrhenanifcht Suſten⸗ 
‚sationd Sache —6. "298. "Forderung. deb venſſonirten Stadedogt Harich zu Biſchoftheim 
u an der’ Tauber, für ſeine Schweſter⸗ die Wittwe Barbara Yrp gu Mainz, an das 
3.0; Groß horgogt huin Heſſen ud Herzogrhum Naſſau, wegen eines dem ehentaligen St. Wieser 


Stift zu Mainz dargelichenen Kapitald von B,ooo fl. nebſt rückſtändigen Zinfen. %. 296. 
Penfionsgefuch der Witwe des Major du Fay zu Hanau. 6. 297. Geſuch des Dbere 
MedieinalsRach Möller gu Hanau, um Fortbezahlung feiner fruheren Befoldung. 

6. 298. Penfionsgefuh des Großherzoglih Heſſiſchen, Gräflich Stollbergifhen Rache 
und Amtmanns Lynker, ald chemalızen Kurs und Dierrteinifchen Kreisdiener. 6. 299. 
Reklamation des Faktor Depp zu Friedberg, wegen verweigerte Penſionczahlung vor 

. ten Kurh $. 3er Vorſte MR Ber n des vor — Kurtrieriſchen beis 
if er eh ken ge 84 und ik en Utreffand. k. en 
ſtellung des ehemaligen Großherzoglich Frantfurtiſchen Militär ‚Schneiders Berad, 
wegen Auszahfäng' des düchſtãndigea Soides Us’ Aufenttaſte. Ovdaicbrus zu Frankfurt. 
6. 303. Neue Einzaben.) 


| tn 

Webernahme der 17ten Stimme don Seiten ded.Herrin-Gefandı 
ten der freyen Hanſeſtapt, Hremen, Senator Smidt. 

 Bräfidium: Wer Sefandee.ber freuen Danfeftabt Brenen Herr Senator 

Smidt, habe heute Die Gührung, der 175n Stimme, aeexagnwen vnd wolle 

hiervon die Anzeige. machen. . ie 
Diefem zu Folge, äußerte ermäßeler | Her "Sefanbter ; J a 
Indem ich mic) auf bie, "bereits in’ber 15. vdießjaͤhrigen Sißzung vom 

3. Maͤrz durch Herrn Syndikus Danz übergebene Geſammtpollmacht der freyen 

Stadte beziehe, in Gemaͤſtheit Deren mir die Führung der 17ten Stimme in 

der engern Bundesverſamnuung für.Die nächken,drep Monate ‚agvertkawt worden, 

habe ich zugleich die Ehre, : much Ben ſaͤmmtlichen hahen Bundesgefandtichaften 

auch in Hefem Verhaltniſſe angelegentlichſt gu: enchfehlen und / um Die Fortdauer 

Ihres geneigten Wohlwollens ganz ergtẽenſt zu erfuchen. Was mir an Kraͤften 

verliegen Be wird der befte Wilken dem ee Vaterlande wibnteh, 

a —— . Sa Br linie Bed, 
oe De Ve A . 289. ira noeh 
"REihstimhiergtrinntige —R 


Praͤfſidium. tragt vor: Da gegründete Hoffnung vorhanden iſt, daß die 
vaini lee Reguliraung Der Venfionen für die Mitglieder und Angehörigen des 
Rammettgeorichro farı die Jukunft, man ſo wie folche wem 4. Zuly: dieſes Jahrs 








Statt haben fſoll, in wenig Vagen boenvigt ſeyn werde, Die Erhaltumı Der Ordnung 
In: den: Rechnurgen abes durchatis erſordert, daß die proviſoriſchen Zahlungen, 
welche bis: zunt · 30; Junh · dieſes Jahts geleiſtet worden; nicht mit’ denen vermiſcht 
werden/ welche nach dem: 2: Jaly Statt ˖ haben werden 3. ſo wird. hiermit. Die Kammer⸗ 
gerichtd : Pfennigmeiſterey angewieſen, in der erſten Haͤlfte des Monats: July keine 
anderen: Zahlungen, als diejenigen zu leiſten, welche etwa zur Ergaͤnzung des 
Monats Juny? noch erforderlich wären; wovon allein die Penſion für den Hofraib 
Bang auszunehmen iſt, welchem nach ver beſonders für ihm ertheilten Verwilli⸗ 
gung, auch für Den Monat Juhy feine monatliche Penſton praͤnumerirt werben kann. 
= Bar: Beruhigung: der. Kammmiliden Penſtonaͤre wird ſedoch hinzugeſetzt, Daß 
Falls wider Vermuihen die Definitive:Wegufirung fich über -die Hälfte des Monats 
July erſtrecken follte, Dad ‚gegenwärtige Zahlungsverbot fo:geitig wieder aufgehoben 
werden wird, Daß fie auf Diefen Fall wer Zahlung ihrer proviſoriſchen Penſionen 
für ven Monat July noch vor. Ablauf deſſelben, infoweit eö bie Kräfte. der Kaffe, 
die nicht zu. zweifeln ifby:zulaffen, ſich verfichert halten koͤnnen. 

Simmrühe Eummen wären mit dieſem Antrage einwerBanben; daher 

J Beſchluß 

Daß der Pfennigeiſter von Hoͤtzendorf angewieſen werde, in der erſten Haͤlfte 
bed Monats July keine auderen Zahlungen, als diejenigen zu leiſten, walche etwa 
zur Ergaͤnzung der Zahlungen für den Monat Yung erforderlich wären, daß jedoch 
‚hiervon. die auch im. Monat July dv. zahlende Penſion Des Hofraths Lang eine 
wnehe made, Ä 


Ja BE Br 5 . \ ‚6. IR. 
Seeräubereyen der Barbaresfen. 

praͤſi dium: wolle der in der 35, Sitzung gewählten Commiſſion zur Erftat: 
fung des Gutachtens über die wirkſamſten Vorkehrungen zur moͤglichſten Sicherung 
der deutſchen Seehandlung gegen vie Raͤubereyen der Barbareöfen Gelegenheit 
geben. | 

Dem gemäß verlas der Königlih Preuffifhe Herr Gefandte, 
Graf von ver Goltz⸗ Die von den Eonmipfions: Mitgliedern: oemein ſhaftlih 
Verabrebeten algehheinen Vorfchlage in: Betreff ber Séeeraͤubereyen. an 
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Die Commiſſton geht von dem Geſichtspualte aus, daß alle Seemaͤchte ſich 
vereinigen moͤchten, den. Grundſatz auszuſprechen, daß bie Barbaresken vor ber 
Hand außerhalb des mittellaͤndiſchen Meeres als Seeraͤuber anzuſehen und als 
ſolche verfolgt und behendelt werden fan, Hierauf werden folgenne. Vorſchuge 
begruͤndet: | 
I. Daß. bie hohe Bundesberſamumlung in beliebiger Form. wa. At, auf 
virektem ober inbireftem Wege, des Kaiſers von, Oeſterreich umd des⸗ Königs. von 
Preuſſen Majeſtaͤten, als vie ſtaͤrkſten Glieder des Bundes und zugleid eure 
paifche Mächte, gemeſſenſt erſuche, ihren Einfluß kraͤftigſt dahin zu verwenden: 
a) Daß England der Feſtſtelluag jenes Grundſatzes beyfrete, und bie engliſche 
Marine befehligt werde, die Barbareöfen außerhalb des mittellaͤndiſchen 
1. Meeceres als Seeraͤuber zu verfolgen und im Betrenungefalle wBıfole zu 
behandeln und ſtrenge zu beſtrafen; uud 
b) Des Kaiſers von Rußland und ber Koͤnige von Sranfreic, Spanien, 
Portugall,. Dänemark und ver. Niederlanpe Pejaftäten: zu Unterſtützung 
dieſes an England gerichteten: Antrags zu: bewogen, und ihnen den Wunſch 
zu äußern, daß bis zu Entſcheidung der Sache, anderweitige kraͤftige Mans: 

regeln zu theilweifer Steuerung bed Y,nbeild eygriffen werben 
‘ möchten, wozu ſchon · das Krenzen einiger hzregater an hen Füllen Ihr 
ziel beytragen wirde. 

11, Gleichzeitig würde diefer Antrag einer haben @undeöverfenmnlung. wu 

an die Könige von Daͤnemark und der Niederlande Majeftäten zu richten ſeyn, 
und des Königs von Hannover Majeſtaͤt würden, ald Mitgliev des Bundes, nicht 
minder zu erfuchen feyn, die Wichtigkeit vofielben berückſichtigen und empfehlen 
zu wollen. 
III. Die direkten, durch Oeſterreich, Rußland, Preuffen, Srautreih pub ben 
Niederlanden bey ber Ottomannifchen Pforte einzulegenben Berwendungen „ wärs 
den nur einen fehr langfamen und bey der fehr geringen Autorität der Pforte über 
die Barbaresfen, fogar zweifelhaften Erfolg verfprechen; unterbeffen wuͤrde auch 
dieſer Schritt nicht zu vernachlaͤſſigen ſeyn. 

IV. Als zweckmaͤßigeres Abwendungsmittel der augenblidlichen Sefohr ward⸗ 
allerdings das combinirte Kreuzen mehrerer Fregatten eucopaͤiſcher Seemaͤchte in 
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den bedrohten Gewäffern, und die ftrengfte Behandlung der aufgebrachten Korfaren, 
(deren Fahrzeuge ohne Ausnahme vernichtet, fo wie ihre Mannſchaft mit der har: 
teften Leibeöftrafe belegt werden müßten) erſcheinen, aber auch hierzu gehöre 
Aebercinfunft unter den Seemaͤchten, und ohne den Eräftigen Beptritt Englands, 
und ohne Feſtſtellung des ad I. a) berührten Grundſatzes, wurde der Erfolg. immer 
nur zum Iheil ver gerechten Erwartung entfprechen. 

Die Comniiffion trug demnächft daranf an, Daß Diefes Gutachten loco did» 
zatnrae gedrudt, von allen betreffenden Gejandtfchaften zu einzelnen Berichte 
. Erftattungen benußt, von der Berfammlung aber, befonterö der Defterreichifchen, 
Preugifchen, Hanndvrifchen, Dinifchen und Niederländischen Geſandtſchaft, zur 
dringenden Unterftüßung bey ihren Allerböchften Höfen empfohlen und ven bier 
befindlichen Kaiferlich Ruffifchen, Königlich Sranzöfifchen und Koͤniglich Großbrittam⸗ 
nifchen Herren Gefandten vertrauliche mündliche Mittheilung Davon gemacht werde. 

Das Conmifliond Gutachten wurde unter Zahl 66. dieſem Protokolle an⸗ 
gefuͤgt. 

Oeſterreich: trat, unter Aeußerung des ausgezeichneten Dankes für die 
Bemuͤhungen und einſichtsvolle Darſtellung der Commiſſion, ihrem autrag voll⸗ 
kommen bey. 

Preuff en: nah dem Antrag. ' ar 

Balern: müffe ſich darauf befchränten, hierüber Inſtruction einqußohfe. 

Sachſen: tritt vem Commiffions: Gutachten bey. 5 . 

Hanno ver: nad dem Commijliond : Antrage.- 

ürttemberg, Baden, Rurheffenun Großherzogthum He£ 
fen: wollen Inſttuctionen hierüber einhohlen. 

Dänemark, wegen Ho lſtein und Sachſen-Laue nburg: nad 
dem Commijfiond + Untrage. 

Priederlande, wegen des Großherzogthums Luxemburg— ebenfalls. 

Großherzoglich und Herzoglich Saͤchſiſche Haͤuſer, Mei 
lenburg⸗Schwerinund Mecklenburg⸗Strelitz, Holſtein⸗Olden⸗ 
burg, Anhalt und Schwarzburg, Hohenzollern, Liechtenſtein, 
Reuß, Schaumburg⸗Lippe, Lippe und Waldeck, endlich die freyen 
St aͤ dte? treten faͤmmtlich ˖ dem Commiſſions⸗ Vorſchlage Sen W 

Protot. d. d. Bundesverſ. III. Bd. 
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Es entftand ſonach, durch entfchiedene Stimmen: Mehrheit, der 
Beſchluß: 

Daß 1) der Commiſſions⸗Vortrag, die Seeraͤubereyen der Barbaresken betref⸗ 
fend, loco dictaturae drucken zu laſſen ſey, um von ſammtlichen betreffenden 
Geſandtſchaften zur Berichtserſtattung benutzt, und 

2) Nad) Anleitung des commiſſariſchen Gutachtens ber Reiferlic Defterreis 
Hifhen, Königlich Preußifchen, Hanndverifchen, Dänifchen und Niederlaͤndiſchen 
Sefandtfchaft zur dringenden Uinterftüßung bey ihren allerhoͤchſten Höfen empfohlen 
zu werben; 

3) Wäre, nad) bereits erfolgter Notification von der Eonftituirung ded Deut; 
ſchen Bundes und dieſer Berfammlung, ven bier befindlihen Kaiferlich Ruſſiſchen, 
Königlich Franzoͤſiſchen und Königlich Großbrittanniſchen Herren Geſandten, von 
diefem Commiſſions⸗ Gutachten vertrauliche Mittheilung zu machen. 


6. 29. 


In den zur Berathung und Schlußnahme ausgefeßten Materien wurde ferner 
abgeftimmt ; und zwar wegen ber 


Penfions-Regulirung der deutſchen Drdens-Ritter, 


von Preuffen. Der Geſandte findet ſich veranlaßt, in Betreff der durch 
die Bundesakte vorgefchriebenen Regulirung der Penfionen vormaliger Mitglieder 
und Diener des Deutfhen Ordens, in Gemaͤßheit feiner Snftructionen und feiner 
Kenntniß von den Preußifcher Seits in ſolcher Hinſicht bereits verwandten Bemuͤ⸗ 
hungen, fo wie in Mitbeziebung auf die neuerlich von den Königih Hannoͤvri⸗ 
fhen und Großherzoglich Mecklenburgiſchen Herren Geſandten erfolgten Abſtim⸗ 
mungen, folgendes zu eroͤffnen: 

Die Koͤniglich Preußiſche Regierung hat in der aufrichtigen Anerkennung- 
daß jeder billige hieher gehoͤrige Wunſch moͤglichſte Beruͤckſichtigung verdiene, ſchon 
bis dahin keinen, der an dieſelbe gerichtet worden, uneroͤrtert und unbefriedigt bis 
zu dem Punkte gelaſſen, wo ſich entweder ergab, daß der Anſpruch an ſie ſelbſt 
überall nicht gerichtet werben koͤnne, oder Daß er. doch nicht allein an fie zu 
richten ſey, oder wo für Die Preußifche Regierung eine Grenze erforberlicher Aufklaͤ⸗ 
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rung des Gegenftandes ſich zeigte, bie ohne Fortfeßung ber Erörterung in Gemein; 
fhaft mit andern Regierungen nicht zu befeitigen war. | Ä 
Bey diefem Verfahren und unter folcher Bewandtniß der Sache hat die Preufs 
fifhe Regierung ald das nad fte, was gefchehen müffe und koͤnne, freylich 
betrachtet, Daß wo der Anſpruch, ald auf einem unveräußerten Beſitzthum fundirt, 
auch an fie felbft begründet einfach vorlag, demfelben auch fofort zu genügen 
war. Wo die gefundene Veräußerung entgegenftand, ift mit berfelben Genuͤge⸗ 
feiftung von Seiten der Preuffifhen Regierung billig Anftand ge: 
nommen, obwohl feinesweges in der Meynung, daß der Anfprud üb erhaupt 
oderan und für ſich um deßwillen weniger gerecht ſey. War die vorma⸗ 
lige Ordens⸗Beſitzung in ſtandesherrlicher Hand, fo übernahm man Die angemeſ—⸗ 
fene Förderung. In einigen Fällen war es unmöglih, den Anſpruch in fo weit 


aufzuklären, daß die zu hebende Penfion oder bie verpflichteten Regierungen Mar 


auögemittelt, oder falld Vertheilung eintreten mußte, ber Dazu erforderliche Plan 
vollftändig zu fubftantiiren gewefen wäre. | 
Diefe mehrfeitige Schwierigkeit des Gegenftanded wendet ſich weder dein, 
noch wefentlich um die Veräußerungen, die unter ber erlofhenen Weſtphaͤliſchen 
Regierung Stattgefunden haben, noch um dergleichen Beräußerungen überhaupt. 
Inzwiſchen fann der Gefandte auch in Beziehung auf vergleichen Beräußerungen 
nicht unbemerkt Iaffen, wie felbft aus den neuerlichft erhaltenen Snftructionen eben 
ſo wenig hervorgeht, als ihm bis dahin befannt geweſen, daß in den Faͤllen, wo 
die gefchehene Veräußerung nad) den Grundfäßen der preußifchen Regierung als 
gültig angefehen worden, in Beziehung auf fundirte vormalige Einfünfte des Deut: 
ſchen Ordens, eine Einrichtung getroffen worden, nad) welcher die Zahlungs⸗Anfor⸗ 
derung nunmehr ohne weitered an Die Beſitzer ergehen fönnte, 
Nach der gefammten vorbemerften Lage des Gegenftandes hat Abrideng 
die ‚preußifche Regierung es ‚ihrem auf vollftändige gerechte Befriedigung 
fämmliher Sntereffenten gerichteten Wunfche fehr entfprechend gefunden, 
daß die Bundesverfammlung auch biefen Gegenftand ihrer pflihtmäßigen Auord⸗ 
nung zeitig herauögehoben, und nad) beſtimmten Punkten fürd erfte in Frage 
zu ſtellen verſucht hat. Man hat ſich aber in vorbemerkter Art thunlicher iſolirter 
Bexüuͤckſichtigung, nicht allein Davon überzeugt, daß die Vorſchrift der Alte nicht 


D 
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ohne gemeinfchaftliche einverftandene Grundſaͤtze zu vollziehen ſey; fonbern auch 
tavon, Daß eine gerechte Befrienigung mit hinreihenden Penfionen , wie die Afte 
fech ausprüdt, nicht durchgehende zu bewirken ftehe, wenn die Befrienigung nicht 
in den geeigneten Fallen.über die einzelne vormalige Ordensbe— 
fißung hinaus durch Einleitungen, Aufflärungen und Arbeiten gefucht. wird,, 
die gerade weil fie Die Bereinigung mehrerer Regierungen oder eigentlich aller 
fordern, in deren Händen fich vormaliged Ordensvermögen befintet, am natür: 
lichften bey der Bundesverſammlung und zwar, nad) der hie und da Gtatt finden: 
ven Berwidelung wohl nur commiſſariſch geleiftet werden zu koͤnnen ſcheinen. 


Als Grundlage einer ſolchen Bearbeitung kann nun aber nur diejenige Be: 
ſtimmung betrachtet werden, Die aus den vorberührten wefentlich vorliegenden 
zwey Berhaltniffen folgendermaßen hervorgeht : 


Sieht man auf das Verhältniß der Penſionaͤre zu den penfionspflichtigen 
Deutfchen Regierungen, fo kann das Maaß der Anfprüce der erfteren von dem In⸗ 
begriff der noch unveräußert vorhandenen vormaligen Ordensgüter eben fo wenig 
abhängig gemacht werden, als dies in Beziehung auf die zufolge des Reichsdepu⸗ 
tations⸗Schluſſes von 1803. fäfularifirten geiftlihen Stifter zuläjlig ift, Kine. 
andere Anficht gewinnt aber die Sache, wenn dad Verhältnig in Frage kommt, 
worin Die penfionspflichtigen Staaten unter fich. Die Befriedigung der Penfionäre 
zu bewirken haben. Ganz deutlich befchränft der Artifel 15. der Deutfchen Bun⸗ 
beöafte die Verbindlichkeit zur Penftondzahlung nur auf diejenigen Bundesſtaa⸗ 
ten, welde in ver That Ordensgüter erhalten haben. In Abficht derjenigen 
Negierungen, welche ihre vormaligen Belitungen aus den aufgelöf’ten fremden 
Staaten zurüdgenommen haben, Tann ein Penſionsanſpruch demnach auch nur an 
Diejenigen vormaligen Ordensgüter geftellt werden, Die fich im Beſitze jener Regie: 
zungen auch wirklich vorgefunden haben. 


Wo hingegen ein folder Anfpruch auf nicht befeflene Güter gerichtet wird, fallt 
berfelbe ald Beytrag zu den Penfionen, welche vormalige Ordensmitglieder zu 
fordern haben, den Regierungen, weldye die übrigen Orbensgüter befißen, aus 
einer fubfidiarifhen Berbindlichfeit in Der Ordnung zur Laft, als die von ihnen. 
befeffenen Güter zu derſelben Balley ober zu einem andern Complexus mit den ver⸗ 
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äußerten gehören, in leßter Zuruͤckfuͤhrung ber ganzen Maſſe vormaliger Ordens: 
befißungen. Denn das Eigenthum fammtlicher Ordensguͤter, Einkuͤnfte und Rechte, 
ſtand ſonſt dem ganzen Orden zu, und in dieſem Verhaͤltniß muß man auch 
der Geſammtheit jenes Eigenthums, zuletzt die Geſammtheit aller Verbindlichkeiten 
gegen die Ordens-Angehoͤrigen anklebend erkennen. 

Sobald daher einem zu dieſem Ausmittlungsgeſchaͤft ernannten Ausſchuſſe 

Erſtlich, der Stand des Beduͤrfniſſes in ſaͤmmtlichen Anſuchungen noch uͤbri⸗ 
ger vormaliger Ordensmitglieder oder Diener; und 

Zweitens, aus den Nachweiſungen einzelner Bundesregierungen des von 
denſelben bereits Uebernommenen oder Zugeſicherten; ſo wie 

Drittens, die Kenntniß desjenigen vorlaͤge, was von Hinderniſſen der 
Eingehung in angebrachte Geſuche, von verfehlter Bemuͤhung in erforderlichen 
Ausmittelungen u. ſ. w. gleichfalls von Seiten einzelner Regierungen zur Kenntniß 
gebracht wird,. oder auch aus Eingaben ver Intereſſenten erhellt, und würde 

Viertens, dad alddann noch Ermangelnde an vollftändiger Ueberſicht und 
Beurtheilung der anzugehenden Fonds auf angemefjenem Wege ergänzt; 

fo würde fid) Daraus allerdings eine ſolche Aufflärung des gefammten Gegens 
ftandes bilden, welcher nichts ermangelte, um jedem gegründeten Anfpruche nad) 
völliger Strenge der Berhältniffe, feine Stelle anzuweifen. 

indem daher der Preußiſche Gefandte diefen Vorfchlag zu allgemeiner geneig: 
ten Erwägung ſtellt, würde er feinerfeitd fofort erbötig feyn, alle von ihm zu 
erwartende Materialien zu 2.) und 3.) entweder, infofern fie ihm bereits zur 
Hand find, fogleidy mitzutheilen, oder Dad Ermangelnve doch baldthunlich nachzu: 
bringen, um dadurch fowohl von feiner ©eite, al3 für. feinen Allerhöchften Hof, 
den Wunſch thätig zu erfennen zu geben, daß in dem Gegenſtande vollftännig, 
und unter Vermeidung unftatthafter Bevorrehtigung Einzelner aus 
Zufälligfeiten, dasjenige gefchehe, was die Gerechtigkeit der Sache und die 
ausdruͤckliche Vorſchrift der Akte mit gleicher Beſtimmtheit fordern. 

Wenn uͤbrigens auch ſchon von Seiten des Koͤniglich Hannoͤvriſchen Herrn 
Geſandten in der aller Aufmerkſamkeit werthen Schlußaͤußerung des früher abge: 
legten Voti, auf eine ſolche Wendung der Sache hingedeutet ſcheint, nach welcher 
wo. möglich von. ber gennueften Gtrenge ber. Ausmittelung abgegangen würde, fo 
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ftimmt ſolches mit dem durch fpecielle Anfuchungen ſchon häufig veranlaßten,, au 

dem Königlichen Hofe fchon früher vorgelegten Wunfche der Preußifchen Geſandt⸗ 

Saft fiberein, daß in dieſer Angelegenheit vie geringe Zahl und das zum Theil 

"Yohe Alter der Sntereffenten in den zu faffenden Gemein:Entfchliegungen und zu 
entwerfenden Planen beruͤckſichtigt werden moͤge. 

Und vielleicht wäre ed gerade ein wuͤrdiges Geſchaͤft einer für die Sache in 
Wirkung tretenden Commiſſion, daß fie dieſes infofern zu vermöglichen fuche, 
als die früher Statt gehabte Erfahrung von ber Geneigtheit ver Regierungen, Durch 
Umgehung genauefter Scharfe ber Audmittelung dergleichen Hoffnungen und Ans 
fprühen mit minderem Zeitverluft zu genügen, vielleicht in mehrerer Art eine 
Ausficht dazu eröffnete. | = 

In der That dürfte nad) Dem, was der Preußifchen Gefandtfchaft von bereits 
erfolgten Beroilligungen befannt ift, mit Waprfcheinlichkeit zu erwarten feyn, daß 
das noch zu Bewilligende in einem folden Verhaͤltniſſe zu dem in ven Haͤnden 
der Bunbedregierungen befindlichen vormaligen Ordendvermögen ftehe, daß eine 
völlige Erledigung ex aequo et bono dadurch wefentlich erleichtert wird. 

Was das nad) Aufitellung der drey Fragen zulegt noch in Betracht gezogene 
Ascenſionsrecht betrifft; fo iſt der Gefandte angewieſen, fich in diefer Bezie⸗ 
bung verneinend zu erklären ‚ ba die hierunter verfuchte Geltendmachung einer 
von ben Domicellaren entnommenen Analogie nach Bewandtniß ver Land⸗Com⸗ 
menthurenwahl gar nicht Statt hat, und um zu billigen Befriedigungen Mittel 
zu behalten, auf weiter gehende Anfprüche gar nicht gerädfid;tigt werben barf, 

Großherzoglich und Herzoglih Saͤchſiſche Haͤuſer. Auf 
die drey Fragen, über welche in der 12. vorjährigen Sitzung zur Erläuterung 
oder Ergänzung bed 15. Artileld der Bundesafte, Inſtruction einzuholen befchloffen. 
worden, gehet Die meinige dahin: _ oo. 

1) Daß jedes einzelne Ordensglied hinſichtlich feiner Penfionsanfprüge, ver 
Billigfeit gemäß, lediglich auf dasjenige vormalige Ordensgut anzumeifen 
ſey, deſſen Nußnießer es gewefen oder feyn follen ; | 

2) Doß jeder Betheiligte feine veßfallfigen Anfprüce bey dem Fürften geltend 
zu machen habe, in deffen Staaten dad fragliche Gut gelegen, ohne Ruͤck⸗ 
fiht, ob die Nevenuen Davon gegenwärtig von bem Fiskus oder von einem 
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Privatmann bezogen werben; daß jedoch dem Fuͤrſten, welcher nicht im 
Befig der Einfünftefey, fein etwaniger Regreß vorbehalten bleibe; endlich, 
3) Daß der Tag der Unterſchrift der Bundesafte der natürkichfte Anfangster: 
min für Die Penſionsbezahlung nach dem angenommenen Maasſtab zu 
ſeyn ſcheine. 
In Anſehung der etwa ſonſt noch arforderlichen Beſtimmungen, ſchließen ſich 
meine Hoͤfe der Mehrheit an. 


6. 292. 


Penſions⸗Sache der Mitglieder des Johanniter⸗Ordens. 

Preußen. In Betreff ver in Frage geftellten Ausdehnung der im 1 Artis 
kel der Bundesakte vorgefchriebenen Penfiond-Regulirung für vormalige Mitglier 
der und Diener des Deutfehen Ordens, auf Mitglieder und Diener des Johanniter: 
Ordens, ift der Gefandte mit der Erflärung feines Allerhoͤchſten Hofes ſchon 
früher dahin verfehen, daß die volllommenfte Analogie beider Gegenſtaͤnde unbes 
zweifelt Statt habe, demnach audy der Geſandte eine Penfiond-Regulirung letzterer 
Art zu färdern autorifirt fey, ſobald der durch die Akte zunaͤchſt und ausdruͤcklich 
aufgeſtellte Gegenſtand der Deutſch⸗Ordens⸗Penſionen einigermaßen vorgerüdt, 
und aus Ueberhäufung durch gleichzeitige Vornahme mehrerer bereitd in Bearbeis 
tung genommener Anordnungen ähnlicher Art, Feine Inconvenienz für den Ge: 
fhaftögang zu beforgen fey. | 

In diefem Jufammenhange, und nachdem bie bereit genau bearbeiteten zwey 
andermeitigen Suſtentations⸗Sachen für die nähere Befchäftigung mit der Ordens⸗ 
Penſionirungs⸗Sache Raum geben, feheint zwar dem Geſandten zweckmaͤßig zu 
ſeyn, Daß bie Deutſch⸗Ordens⸗Sache nach den nunmehr zuſammentreffenden Ab; 
flimmungen zuvoͤrderſt weiter verfolgt werbe, um in berfelben zu ben. erforderliz 
hen Hauptfchritten und Einleitungen zu gelangen, ald womit ſodann eine fernere 
Anwendung auch auf die nähere Einleitung ber iweyten Ordens⸗Penſi onirungs— 
Sache zugleich ſchon vorbereitet ſeyn wuͤrde. 

Inzwiſchen findet der Geſandte ſich im jedem Soße ermächtiget, andy jetzt 
ſchon allen den Schritten naͤher beyzutreten, die in Folge der in der 36. und resp. 
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37. Sitzung erfolgten Koͤniglich Hannoͤveriſchen und Großherzoglich Mecklenbur⸗ 
giſchen Abſtimmung zu Foͤrderung des für gleich begründet zu erkennenden Gegen: 
ſtandes etwa dermalen beliebt würden. | 

Großherzoglich und Herzoglich Saͤchſiſche Häufer. Die 
Großherzoglich und Herzoglich Saͤchſiſchen Haͤuſer ſind damit einverſtanden, daß 
die Beſtimmungen des 15. Artikels ver Bundedafte zu Gunften ver Mitglieder des 
Deutfhen Ordens wegen Gleichheit des Verhaͤltniſſes auch auf Die Mitglieder des 
Johanniter⸗Ordens ausgedehnt werden. 

Hohenzollern, Liechtenſtein, Reuß, Schaumburg⸗Lippe, 

Lippe und Waldeck. Die durchlauchtigſten Fürſten ver 16, Curiat⸗Stimme 
finden nichts dabey zu erinnern, daß der Art. 15, der Bundesakte, zu. Guniten 
der Mitglieder des Johanniter— Ordens, extenſiv interpretirt werde. 


6. 993. | 7 
Gegenfeitiger freyer Berfehr mitden nothwendigſten Lebens— 
bepürfniffen in ben’ deutfhen Bundedftaaten : '. 


Preußen. Mein Allerhoͤchſter Hof hat den in der 32, Sitzung in Antrag ger 
brachten und fehr zweckmaͤßig verfaßten Entwurf einer Uebereinkunft zwiſchen 
ſaͤmmtlichen Bundesſtaaten uͤber die Freyheit des Verkehrs mit allen Arten von 
Getreide, Huͤlſenfruͤchten, Kartoffeln und Schlachtvieh, mit lebhaftem Intereſſe 
erwogen, und mich demnaͤchſt ermaͤchtigt, demſelben in allen Punkten beyzutreten. 

Die Sache iſt wichtig und eilig, aber meinem Allerhoͤchſten Hofe ſcheint zu⸗ 
gleich nothwendig und wuͤnſchenswerth, ſich dabey auch noch beſonders irber ven 
VIII Art. des beſagten Entwurfs näher einzuverſtehen, und in Betreff ver hohen 
Ausfuhrzölle und Mauthen, welche einem Verbot gleihfommen , ubereinſtimmige 
billige Grundſaͤtze feſtzuſetzen. 

Daͤnemark, wegen Holſtein und Sachfen⸗vLauenburs. Seine 
Majeſtaͤt der Koͤnig gehen in allen Adminiſtrations-Gegenſtaͤnden von dem Grund⸗ 
ſatze aus, daß der Wohlſtand der Unterthanen den Reichthum des Staates bilde; 
mithin in allen Aominiftrationd: Zweigen: fbetd Die Maasregeln ergriffen werden 
müffen, Die dem größeren Theil per Unterthanen. vortheilhaft find, ſollten auch 
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Einzelne verfelben nachtheilige Wirkungen davon verſpuͤren. Diefe Grunbfäge auf 


den Handel mit Getreide und Schlachtvieh, die vorzüglichften Produkte des Däni- 


fhen Staates, angewendet, haben Seine Majeftät bewogen, diefen Handel nie 
zu befchränfen, ihn durchaus frey zu laflen, wiewohl dadurch Die Preife dieſer 
Produkte haufig zum Nachtheil der Befoldeten und Rentiers fliegen, woraus je 
doch alle Grunpbefiger, diefer gröffere Theil der Nation, den hoͤchſten Vortheil 
bezogen. 

In den gegenwärtigen Zeiten haben Seine Majeftät Diefen uneingeſchraͤnkten 
Handel um ſo mehr aufrecht zu erhalten befohlen, als auch Gerechtigkeit Allerhoͤchſt⸗ 
dieſelben hiezu aufforderte, denn die Ereigniſſe der letzten zehn Jahre haben auf 
alle Grundbeſitzer und namentlich auf die Ihrer deutſchen Staaten ſo große Laſten 
gewaͤlzt, ihnen ſo vielfaches Ungluͤck bereitet, daß Allerhoͤchſtdieſelben fuͤr Pflicht 
ſogar es hielten, vorzüglich dieſe zu berückſichtigen, und ihnen Die Benutzung jeder 
günftigen Gelegenheit zum vortheilhaften Abfag ihrer Produkte zu erleichtern. 

Schon diefe kurze Darjtellung zeigt, wie fehr Seine Majeftät ver König ben 
unbefchränften Handel mit Getreide und Schlachtvieh zu begünftigen und daher 
den vorgelegten Entwurf zu einer allgemeinen Vereinbarung über diefen Gegen: 
ftand, aud für die Herzogthümer Holftein und Sacfen » Lauenburg anzunehmen : 
geneigt find. Auch ift die Dießeitige Gefandtfchaft ermächtigt worden, einer auf 
jenen Entwurf geftüßten allgemeinen Vereinbarung im Namen Seiner Majeftät 
beyzutreten, jedoch fiehet fie fid) gegenwärtig veranlaßt, ald eine ausdruͤckliche 
Bedingung binzuzufegen, Daß diefe Vereinbarung nicht Davon abhängig gemacht 
werden wolle, ob auswärtige Souveraine für Ihre nicht zum deutſchen Bunde 
gehörenden Staaten, derfelben beytreten wollen oder nicht, follten fie audy gleiche 
Grundſaͤtze in denfelben aufzuftellen für zweckmaͤßig halten; denn in ſtaatsrechtli⸗ 


cher Hinfiht ftehen fie zum veutfhen Bunde in feinem andern Berhältnig, als in . 


dem eined freundnachbarlichen. Sollte nun die gewünfchte allgemeine Vereinba; 
rung über den freyen Handel mit Getreide, Kartoffeln, Hülfenfrücten und Schlacht: 
vieh zu Stande fommen, fo muß die dieffeitige Gefandtfchaft nur noch bemerken, 
daß ad IV. des Entwurfs zu beftimmen feyn möchte, daß felbft dann wenn gegen 
das Ausland eine allgemeine Sperre beſchloſſen werden müßte, die Ausfuhr zur 
See hievon auögenommen werde, da eine genaue Controlle, wohin die einmal zur 
Protok. d. d. Bundesverſ. III. 38. Ab . 
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See gebrachten Produkte geſchickt werden, unmoͤglich iſt, und doch der Ueberfluß 


der Getreide der noͤrdlichen Bundesſtaaten, wie auch die gegenwaͤrtige Zeit uns 
dieſes bewieſen hat, denen ſuͤdlichern auf keinem andern Wege zugeführt werden 
kann. Sollte die Ausfuhr zur See nicht ausgenommen werden, fo würde Der 
Ueberfluß der Getreide, aus Mangel an Abfaß, liegen bleiben, oder an die Defs 
felben nicht beduͤrfenden Nachbarſtaaten zu einem unter allem Berhältnig ſtehenden 


Preiſe veräußert werden müffen, welches fo fehr gegen vie allgemeinen Admini⸗ 
ſtrations⸗ Grundſaͤtze der Koͤniglichen Regierung ſtreitet, daß Seine Majeſtaͤt der 


König nie darin einwilligen würden noch konnten. 


. 29. 
Transrhenaniſche Suſtentations⸗Angelegenheit. 


Großherzoglich und Herzoglich Saͤchſiſche Haͤuſer: Mit Be 
zug auf den in der 13. vorjaͤhrigen Sitzung erklaͤrten und von meinen hoͤchſten 
Committenten genehmigten Beytritt zu der Kaiſerlich Oeſterreichiſchen Abſtim⸗ 
mung in der uͤberrheiniſchen Suſtentations⸗Sache, ſchließen ſich ſolche in allen in 
jener Abftimmung nicht enthaltenen Punkten der Mehrheit an. 


9. 29. 


Forderung des penſionirten Stadtvogt Harich zu Biſchofs⸗ 
heim an der Zauber für feine Schweſter, die Wittwe Bars 
bara Art zu Maynz, an dad Großberzogthbum Heffen und 

Herzogthum Naffau, wegen eines dem ehemaligen St. 
Bictor: Stift zu Maynz dDargelichenen Kapitald von 
8,000 fl. nebft rüdftändigen Zinſen. 


Prafidium: gieng zu den Privat: Reklamationen über. Dem gemäß er: 
ftattete ver Koͤniglich Baieriſche Herr Geſandte, Freyherr von 
Aretin, Vortrag über Die von Dem penſionirten Stadtvogt Harich zu Biſchofs⸗ 
heim an der Tauber 3. 194, angebrachte Forderung feiner Schweiter, der Wittwe 


Barbara Ark in Maynz, an das Großherzogthum Heſſen und Herzogthum Nafs 
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fau, wegen eined dem ehemaligen St. Victor-Stift in Maynz bargeliehenen Nas 
pitals von 8000 fl. nebft ven vom 19. Oktober 1801. ausſtehenden Zinfen. 

Nach vollftändig ausgehobenem Inhalte diefer Eingabe und fämmtlicher An: 
Tagen , Außert ver Herr Referent in feinem Gutachten, daß die Eompetenz der Bun, 
desverfammlung vollfommen begründet fey, und erachtet, Daß nun nad) wicder 
vereinigtem linfen Rheinufer mit Deutfchland Fein Anftand mehr vorwalte, daß 
diefe Angelegenheit nach den Beſtimmungen des Reich3veputationd : Hauptfchluffes 
$. 78. und 79. zum Vortheile der beprängten Gläubiger erledigt werben koͤnne. 
Bey einem näheren Benehmen zwifchen den Regierungen des Großherzogthums 
Heffen und Herzogthums Naſſau werde fich ergeben, wer einftweilen bis zur dei: 
nitiven Ausgleihung die Zinfen zu entrihten habe, und von den großmüthigen 
Gefinnungen berfelben dürfe man fich verfprechen, daß fie wenn dieſe Verhaͤlt⸗ 
niffe nunmehr zu ihrer Kenntniß kamen, gern geneigt feyn würden, durch eine 
defto fchnellere Ausdeinanderfegung Die Wunden zu heilen, welche eine unglüdliche 
Berwiclung der Verhältniffe gefihlagen habe. Sie würden es vielleicht nicht für 
unangemeſſen halten, da dad Verhältniß ver beyderfeitigen Befigungen zu einander 
noch unbeitimmt fcheine, einftweilen unter Borbehalt ver Berechnung, die laufenden 
Zinſen zu gleichen Theilen berechnen zu laſſen. 

Der endlihe Antrag ded Herrn Referenten geht dahin, daß bie vorliegende 
Reklamation dem Großherzoglich Heflifhen und Herzoglih Naffauifchen Herrn 
Bevollmächtigten zu. dem Ende bringenn empfohlen werden möchte, bey ihren 
höchften Höfen zu bemirfen, daß die gerechte Bitte des Nellamanten, infofern 
nicht gegen das zwar befegte Vorfchreiben fonft etwas zu erinnern wäre, in Baͤlde 
nad) den Beflimmungen bed 78. und 79. $. des Reichsdeputations⸗ Hauptſchluſſes 
vom 25. Februar 1803. ihre Erledigung finde, 

Dem Reklamanten, deffen Legitimation übrigens vor den Behörden noch der 
Vorlage der Ceffiond: Urkunde bepürfe, wäre von dem zu fallenden Beſchluſſe 
Nachricht zu geben. 

Auf diefen Vortrag verlad der Röniglich Hannoͤoriſche Herr Geſandte von 
Martens, als Stimmfuͤhrer für Braunſchweig und Naſſau, eine Erlaͤuterung 
der Gru⸗endfaͤtze, und des Benehmens der Herzoglich Naſſauiſchen Regierung in 
dieſer und bnlichen Fordorungefachen- und der Herr Referent, Freyherr von 
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Aretin, bemerkte bieranf in einem Nachtrage, daß diefe Erläuterung allerbings 
Dazu diene, das bisherige Verfahren der Herzoglid Naſſauiſchen Regierung, 
welcher auch. das bisherige Unglüd der Gläubiger nicht beygemeffen worden fey, 
zu rechtfertigen, jedoch feine Meynung von dem, was für die Zufunft hierin, 
nadı Maasgabe des $. 78. und 79. des Reichadepatatione Heupeſchiae⸗ ‚ zu thun 
wäre, nicht ändern Fönne, 

Der Bortrag, fammt der Erläuterung von Seiten Naffaws, ‚ und der Nach⸗ 
trag des Herrn Referenten wurden unter Zahl 67. A—C dem Protokolle bey: 
gelegt. 
| Alle übrige Stimmen, mit Ausnahme von Braunſchweig und Naſſau, traten 
dem Herrn Referenten vollkommen bey, daher 

Beſchluß: 

Daß 1) die Reklamation des penſionirten Stadtvogts Harich zu Biſchofs⸗ 
heim, Kapital: und Zinſenforderung an das ehemalige St. Viktor⸗Stift zu Maynz 
betreffenn, dem Großherzoglich, Heffifhen und Herzoglich Naffauifhen Herrn 
Bundeögefandten zu dem Ende Dringend empfohlen werde, um bey ihren hoͤchſten 
Höfen zu bewirken, daß die gerechte Bitte des Reklamanten, infofern gegen 
deſſen Vorgeben felbft nichts zu erinnern wäre, in Bälde, nad) den Beftimmungen 
des 78. und 79. $. des Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes vom 25. Februar 1803, 
ihre Erledigung finde ; und Daß 2) dem Reflamanten hiervon Nachricht zu geben fey. 


$. 2%. 


Gefucht der Wittwe des Major Baron du Fay zu Hanau, Nen 
fionsrüdftand auh Nadhträge der Penfion ihres Mannes 
betreffend, _ 


Der KRöniglih Württembergifche Herr Gefandte, Graf von 
Mandelsloh, legt das 3.173. vorgefommene Geſuch der Wittwe des Majors 
Baron du Fay zu Hanau, MWenfionsrüdftand auch Nachträge der Penfion ihres 
Mannes betreffend vor und Außert die Meynung: daß weder der Reichsdeputa⸗ 
tions⸗Hauptſchluß, noch Die Wiener Congreßafte, der Wittwe eines Penſionirten 
eine Penfion zuſichere. Was aber. die Rüdftände anlange, fo babe Die Wittwe 
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durch die bey den Alten liegende Quittung Iber empfangene Einhundert Gulden, 
ſich aller Anfprüche auf die von verfelben bey der Ausgleichungs⸗Commiſſion zu 
Frankfurt reflamirten Rüditände ihres Ehemanns begeben. Der Herr Referent 
trug alfo auf Abweifung der Reflamantin an. 

Der Kurfuͤrſtlich Heffifhe Herr Geſandte bemerkte hiebey, daß Seine 
Königliche Hoheit ver Kurfürft ihr erft auf's Neue wieder eine Sratifilation be 
willigt hätten. 

Einverftanden mit dem Herrn Referenten wurde 


befhloffen: 


Daß die Wittwe des Majord Baron Du Fay zu Hanau mit ihrem Geſuche 
wegen Penſions⸗Ruͤckſtand, aud) Nachtragen der Penſion ihres Ehemannes abe 
zuweiſen fey. 


$. .297. 
Bitte Des Ober— Medicinalrath Möller zu Hanau, um ſors 
bezahlung feiner früheren Beſoldung. 


Ebenderſelbe: giebt Kenntniß von der Bitte des Ober-Mediecinalrath 
Moͤller zu Hanau, um Fortbezahlung feiner früheren Befoldung (3. 199.), und- 
aͤußert, Daß da die Kurfürftliche Nefolution, wornad) die Realifirung des Moͤlle⸗ 
rifchen Geſuches vor der Hand beruhe, ein deutliches Anerfenntnig feiner Anfprüche 
enthalte, und bloß die Gewährung der Bitte mittel} einer dilatorifchen Antwort 
hinausgeſetzt werde, der Supplifant aber fich feit vem May 1816, nicht wieder 
an die Rurfürftliche Behörde gewendet habe, dem Supplikanten zu eröffnen feyn 
werbe, baß er dor allem fein Geſuch bey der Kurheſſiſchen Behoͤrde zu erneuern habe, 
Einverſtanden mit dem Herrn Referenten, wurde 


beſchloſſen: 


Dem Ober» Mebieinalrath Möller zu eröffnen, daß er ſein Bau bey der . 
Kurfuͤrſtlich Heffifchen Behörde zu erneuern habe, 
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— 6.298. | 

Geſuch des Sroßherzoglih Heffifhen, Sraflich Stolbergifcden 
Rath und Amtmann Lynfer, Gehalts⸗Rachzahlung und 
NDenfion, ale ehemaliger Kursund Derrheinifher Kreis 
biener betreffen. 

Ebenderſelbe: legt das Geſuch des Großherzoglich Heflifhen, Graͤflich 
Stolbergifchen Rath und Amtmann Lynker, Gehalts: Nachzahlung und Penſion, 
als ehemaliger Kur: und Oberrheinifcher Kreisdiener betreffend; vor und Außert, 
daß da Bittfteller im Jahr 1801. bey Auflöfung des Mittelftabs des Kreisregi: 
ments, bey welchem er als Quartiermeifter geitanden, ohne Penfion entlaffen 
worden fey, auch weder die Kreisverfammlung, noc die damalige Reichs: Erecu: 
tions » Subdelegationis; Commiffion feinem Geſuch willfahrt hätten, der Bundes; 
verfammlung nicht zuftehen könne, eine abaͤndernde Entſchließung zu faflen. 

Einverſtanden mit dem Herrn Referenten, wurde hierauf 

beſchloſſen: 

Den Großherzoglich Heſſiſchen, Graͤflich⸗Stolbergiſchen Rath und Amtmann 
Lynker mit feinem Penſions-Geſuche abzuweiſen. 


6. 299. 

Geſuch des vormals Albansftiftifhen Factor Hepp zu Fried’ 
berg, wegen verweigerter Penſion szahlu ng von Seiten 
Kurheſſens. 

Ebenderſelbe: giebt Kenntniß von dem Geſuche des vormals Albansſtif⸗ 
tiſchen Factor Hepp zu Friedberg, wegen verweigerter Penſionszahlung von Sei: 
ten Kurheſſens Z. 174. und erwaͤhnt, daß aus dieſem an ſich geringfuͤgigen und 
zur Cognition des Bundestags geeigneten Penſionsgeſuche nicht zu erſehen ſey, daß 
deswegen ſchon eine Vorſtellung an die Kurfuͤrſtliche Behoͤrde erlaſſen worden; es 
duͤrfte daher Bittſteller um ſo mehr dahin anzuweiſen ſeyn, als ſich bey der Gering⸗ 
fügigfeit des Objects nicht erwarten laffe, daß verfelbe zu einer nochmaligen Ein⸗ 
gabe bey der Bundesverfammlung den Anlaß erhalten werde. 

‚Mit Zuftimmung fammtlicher Herren Geſandten zu dem Antrage des dern 
Referenten ‚ wurde Br 
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befäloffen: 

Den Factor Hepp zu Friedberg anzumweifen, daß er ſich mit feinem Pen⸗ 
fiondgefuche wegen der Albanifchen Stiſtegiter an die Kurfuͤrſtlich Heſſiſche Behoͤrde 
zu wenden habe. | | 
0. 300. 
VBorftellung der Erben des vormaligen Rurtrierifchen. Gehei— 

men:Rathb Wedbeder, deffen rudiländige Beſoldung und 
Diäten betreffend, | 


Ebenderfelbe: erflattet Vortrag über die 2. 163. eingelommene Vorſtel, 
lung der Erben des vormaligen Kurtrierifchen Geheinten Rath Wedbeder, wor⸗ 
nad) diefelben an die gegenwärtigen Belißer der ehemals Trierifchen Lande auf der 
rechten Nheinfeite, in Folge des Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes, Die ruͤckſtaͤndige 
Befoldung und Diäten des VBerftorbenen mit 51,011 fl. 50 fr. anfprechen. 

Der Herr Referent theilt einen vollftännigen Auszug dieſer ausführlichen, 
mit 16 Beylagen verfehenen Denffchrift, fammt ven von Herzoglidh Nafjauifcher 
Seite erhaltenen altenmäßigen Bemerkungen mit 7 Urfunden mit, und beridhtigt 
hieraus die Angaben der Reklamanten, indem berfelbe hiernach nen Stand der 
Sache vollftändig darlegt. 

Das Gutachten des Herrn Referenten geht dahin, daß in dieſer, an und für 
fic) zur Competenz der Bundesverfammlung ‚gehörenden Sache, eine Ber: 
fchiedenheit ver Anficht der fireitenden Theile, nämlich der Herzoglich Naſſauiſchen 
Behörde und der Erben des Geheimen Rath Wedbeder, vorwalte, welche, ſich 
nie zur Entſcheidung der Bundesverfammlung eignen könne. Die Forderung 
fowohl ald die derfelben entgegengefeßten Einreden beruheten auf Rechtstiteln, Des 
ven nähere Erörterung Sache der Civilgerichte ſey. Dieſer Grundfaß fey auch 
von der Naffauifchen Behörde vollfommen anerfannt, und es dürfte fonach ven 
Bittftelern zu eröffnen feyn: 

Daß da ihre Forderungen die Natur privatrechtlicher Anſpruͤche haͤtten, ſie, 
fo fern fie von einer gerichtlichen Verfolgung verfelben einen günftigen Erfolg fich 
verfprechen zu konnen glaubten, ſolche gegen die Naſſauiſche Regierung bey der 
competenten gerichtlichen Behoͤrde anzubringen haͤtten. 
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Der Vortrag wurde unter Zahl 68, diefem Protofolle angefügt. 
Saͤmmtliche Herren Gefandten fimmten dem Herrn Referenten bey, baher 
Beſchluß: 

Den Erben des Geheimen Rath Weckbecker ſey zu eroͤffnen, daß da ihre 
Forderungen die Natur privatrechtliher Anfprüde hätten, fie fofern fie von einer 
gerichtlichen Verfolgung verfelben einen günftigen Erfolg ſich verfprechen. zu Fönnen 
glaubten, ſolche gegen die. Herzoglich Naſſauiſche Negierung bey ver competenten 
gerichtlichen Behoͤrde anzubringen haͤtten. 


6. 301. 


Borftellung des vormals Großherzoglich Frantfurtifhen Mir 
"Litär: ⸗Schneiders Beratz, Auszahlung des rückſtaͤndigen 
Soldes mit der Erlaubniß, in Frankfurt verbleiben zu 
dürfen, betreffend. 


Der Großherzoglich Medlenburg: Schwerin: und Strelitzi— 
She Herr Geſandte, Freyherr von Wleffen, trägt die Vorftellung 
des vormald Großherzoglich Franffurtifchen Militär s Schneiders Beraß (3. 187) 
vor, wornad) verfelbe un Auszahlung des rüditändigen Soldes mit der Erlaubniß, 
dahier verbleiben zu dürfen, bittet. - 

. Der Herr Referent erwähnt, Daß Die freye Stadt-Franffurt ſich nicht weigere, 
die auf fie angewiefene Forderung des Berab zu berichtigen ; zu felbiger fogar noch 
ein befonderes Geſchenk von 100 fl. hinzuzufügen, daß fie aber den Gupplifanten . 
wegweifen wolle, werde nur aus ſolchen Gründen gefchehen, aus welchen fie fih in 
gewöhnlichen Fällen überhaupt befugt halten könne, jemanden den fernern Aufent: 
halt bey fic zu verfagen, oder weil fie fi) veranlaßt glaubt, einem andern Staat 
denjenigen wieder zuzuſchieben, inſofern derſelbe eher gehalten waͤre, fuͤr deſſen 
Unterhalt zu ſorgen. 

Inwiefern nun die freye Stadt zu einer ſolchen Zuſchiebung befugt ſey, koͤnne 
nur mit demjenigen Staate, den es betreffe, ausgemacht werden, und zwar 
in dieſem Falle nach der Anleitung, welche der Beſchluß gebe, den die bey der 
Ausgleichungs-Commiſſion concurrirenden übrigen Bevollmächtigten in dem Pros 
tofolfe vom 10, Januar Iaufenden Jahrs, wiewohl mit Widerſpruch ver Frank⸗ 


* — .. ® * 8** 
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furtifhen , gefaßt hätten, Die Bundesverfammlung werbe indeſſen hierin ſchwer⸗ 
lich eine Entſcheidung treffen; es möchte Daher zwedimäßiger ver Herr Bundes 
gefandte der freyen Stadt Sranffurt zu erfuchen ſeyn, wenn er nicht etwa noch 
anderweite Erläuterungen abzugeben hätte, bey feinen Eommittenten Darauf anzus 
tragen, Daß dem nothbürftigen Supplifanten, ohne längern Vorbehalt over fonftige 
Bedingung Die von der freyen Stadt ald richtig und verbindlich anerkannte Forde⸗ 
rung ausgezahlt, Dad weitere wegen deſſen Wegweifung aber mit demjenigen Staat, 


wohin man den Supplifanten zurüdichieben wolle, ausgemacht werde. 
Der Vortrag wurde unter 3. 69. diefem Protokolle angefügt. 


Sämmtlihe Stimmen waren mit dem Herrn Referenten einverftanden, vaber 
Befhlufß: 

Daß der Herr Bundeögefandte ber freyen Stabt Frankfurt zu erfuchen fey, 
bey feinen Committenten Darauf anzutragen, baß der Militär-Schneider Beraß, ohne 
langern Vorbehalt oder fonftige Bedingung die von der freyen Stadt ald richtig 
und verbindlich anerkannte Forderung ausgezahlt, das weitere wegen deſſen Weg 
weifung aber mit demjenigen Staate, wohin man den Supplifanten zurüdchieben 
wolle, ausgemacht werde. 

Dem Bittfteller wäre, unter Jurüdftellung der Original; Anlage feiner Bitt: 
fchrift, von dieſem Befchluffe Mittheilung zu machen. 


. S. 302. 
CinreihungssProtokolt, 


Das Einreichungss Protofoll wurde verlefen, und die von 3. 232. bis 235, 
verzeichneten Eingaben der bisherigen Commiſſion zuzuftellen beſchloſſen. 
„ Die Berfammlung gieng zur vertraulichen Befprechung über. 


Solgen die Unterfchriften. 
“ — —⏑ — 


VProtot. d. ©. Vunderverſ IT. 8. 47 
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Verzeichniß der Eingaben. 


Fortſetzung des Einreichungs MProtokolls von Nro. 232, bis 235. 





Nro. 232. Der Senat der freyen Stadt Frankfurt: überreicht auf bringendes 


Anſuchen der ſtaͤndigen BürgersRepräfentation bie von derſelben 


abgefaßte: „Beurkundete Vertheidigung ber Rechte der Bürgerfchaft zu 
Frankfurt am Main gegen die Anfprüde der Judengemeinde bafelbit 
auf völlige bürgerliche und politiſche Gleichſtellung mit den Bürgern dieſer freyen. 
Stadt, von Seiten ber ftändigen BürgersRepräfentation;z und bittet 
in einer weitern Eingabe, die hohe Bundesverſammlung wolle ihrem in Diefer 
Sache zu faffenden Entfhluffe no fo lang Anftand geben, bis fie in einem 

gleichfallfigen Nachtrage die neueſte Denkfchrift der Zeraelitifchen Gemeinde 
(3. 2331.) zu beleuchten im Stande fey. | 


Nro. 23. Dr. Alef in Frankfurt überreicht in Auftrag der fogenannten Luͤbiſchen 


Guͤterbeſitzer im Herzogthum Holſtein eine Denkſchrift: «Die ſtaats⸗ 
rechtliche Begruͤndung eines Antrages auf Wiederherſtellung der aus dem 
erſten Erwerbe dieſer Guͤter herruͤhrenden in der neuern Zeit Unterdruͤckten 
Rechte; » und bittet um die hohe Vermittlung und gnaͤdiges Fuͤrwort bey Gr. 
Majeftät dem Könige von Daͤnemark, ald Herzog von Holſtein, 
Damit den mehrmals wiederholten Beſchwerden der Befiger, um Herftellung des 
verjährten Rechtözuftandes ihrer Güter. Gehoͤr verfchafft werde. 


Nro. 234. Johann Joſeph Marks, Archivar des vormaligen Reichskammer⸗ 


gerihts in Weglar: bittet wegen der verlornen Dienft-Emolunenten als 
Lefer um baldige gnädige Willfahrung und Realifirung der in dem hohen Be 
ſchluß gemachten Zuficherung einer Zulage für die Kammergerichtösefer. 


Nro. 235. Finanzrath Brad in Fulda: bitte wieberhoft in Beziehung der 


bereits übergebenen Bittgefuche um einen baldigen gnädigen wills 
fährigen Befhluß. “ 
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Ein und vierzigfte Sißung, 
Gefheben, Frankfurt den 7ten July 1817.- 


Sn. Gegenwart 
Aller in der vorigen Sisung Anmwefenden. 


Wieder hbinzugefommen war: 


Von Eeiten Badens: ber Großherzogliche wirkliche Herr Geheime Rath, 
Freyherr von Berſtett; und 


Ausgenommen: 


Bon Seiten der Niederlande, wegen ded Großherzogthbums Luremburg: 
des von dem Koͤniglich Niederlaͤndiſchen Herrn Sefandten, Freyherru 
von Gagern,- fubftituirten Großherzoglich Medlenburg Schweriniſchen 
Herrn Geſandten, Freyherrn von Pleſſen. 


(Snhalt. $% 303. Subſtitution des Freyherrn von Pleſſen, für den Königlich Niederländifchen 
Geſandten. 6. 304. Aufnahme des Herrn Landgrafen von Heffen Dom 
burg in den deutfhen Bund; zufolge eines Befchluffes der: Plenar⸗Verſamm 
fung, laut dem hierüber aufgenommenen Protokoll derfelden. $.305. Abſtimmung 
von Preufien über die transrhenanifcde Suftentationds Angelegenheit. 
$. 306. Erflärung von Sciten Sr. Majeftät des Königs der Miederlande . 
über die Reihsfammergerihtlihe Sujtentations:Sade. $.3or. Beytritt 
der Niederlande zu der bewilligten Öratififation für den Hofrath Herrlein in Negensburg 
$- 308. Borftellung des Fräuleins von Scallern, wegen der Verkürzung der Penfien 
ihres. Sıjährigen. Vaters, de Kurheſiſchen General⸗ Rejors bon Schallern. 6. 309 
78 


Geſuch des ehemaligen Militär sKanzelliften Matern, um Aufnahme in die Zahl der 
Sentraldiener des Großherzogthums Frankfurt. $. 310. VBorftellung der Bürger von 
Söhlingen, im Großherzogthum Baden, die Vollziehung eines Reichskammergerichtlichen 
Urtheild vom Jahre 1798. betreffend. 6. 311. Erneuertes Gefuh des Zinanzrash 
Brad zu Fulda, wegen eines Wartgeldes oder einer Bratififation. $. 312. Vorftellung 
einiger Handwerker zu Caſſel, wegen der unter der Königlich Weftphälifchen 
Regierung für gemachte Arbeit und gelieferte Mobilien flatt der Zahlung erhaltenen 
Weſtphäliſchen Staatspapiere und Kurheſſiſchen Schuld-Kapitalien. 

8.3138. Beſchwerde des Baron von Boucheporn zu Mez gegen Kurheſſen, 

wegen Einziehung des von ihm erfauften Gutes Immichuhayn. 6 314. 

Reklamation des Beneralstieutenant Alliy, gegen Se. Königlihe Hoheit 
den Kurfürften von Heſſen, wegen Entfegung aus dem Beſitz des Gutes Freuden⸗ 

thal. $. 315. Antrag wegen Beftellung eigner Agenten am Bundestage 

6. 316. Neue Eingaben.) 


. 6. 303. 

Subftitution des Großherzoglich Meklenburg⸗Schwerin- und 
Streligifhen Herrn Gefandten, Freyherrn von Pleffen, 
für den KRöniglih Niederlänpdifhen, Großherzoglid 
Luxemburgiſchen Herrn Geſandten, Freyherrn von Ga— 
gern. 

Praͤſtdium: zeigt an, der Koͤniglich Niederlaͤndiſche, Großherzoglich 
Luxemburgiſche Herr Geſandte, Freyherr von Gagern, habe ven Großherzog⸗ 
ih Mecklenburg⸗-Schwerin⸗ und Streligifchen Herrn Geſandten, Freyherrn von 
Pleſſen, ſubſtituirt. 


6. 304. 
Aufnahme des Herrn. Landgrafen von Heſſen-Homburg 
in den deutſchen Bund. 

Auf Antrag des Praͤſidiums, in Folge eines der hohen Bundesverſamm⸗ 
lung vorgelegten Schreibens des regierenden Herrn Landgrafen zu Heſſen⸗Hom⸗ 
burg, wodurch derſelbe um ſeine Aufnahme in den deutſchen Bund bat, wurde 
dieſes Geſuch in Berathung genommen, und der Entſcheidung des Pleni unter⸗ 
zogen, wie das hieruͤber aufgenommene beſondere Protokoll nachweiſet. 
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Hiernächft wurde Das Protokoll zur Fortſetzung ber Abftimmungen in den - 
noch zur Beſchlußnahme ausgeſetzten Materien eröffnet, und zwar in ber 


. transrhbenanifhen Suſtentations⸗Sache. 


Preuffen. Nachdem Seine Königliche Majeftät von Preuffen, in Penſions⸗ 
Sachen ver überrheinifchen Seiftlichfeit, zunörberft Die Annahme des Termins 
von 1815. auch in ver 18, dießjährigen Sitzung die Ihrerſeits befchloffene Ueber: 
nahme ver berechneten Rüdftand8:-Quote haben erflären, einen einftweiligen 
Hülfsvorfchuß aber bereits früher ſchon haben zahlen. laſſen; fo ift der Geſandte 
nunmehr beauftragt, die Shrerfeitd Statt findende Bereitwilligfeit auch dahin ferner 
zu eröffnen; daß wenn bie in Hinficht ver Lütticher Penſionaͤre obwaltende 
Schwierigkeit wegen Des Termins von 1815. in.dernoh gehofften Art ſich nicht 
mehr löfen follte, und wenn die übrigen Regierungen, deren Beyträge die Penfion 
des Herrn Furſtbiſchofs bis zum Junius 1815. mitbewirft haben, geneigt wären, 
diefe Benträge. für das Jahr 1815. zu 16. nun noh zu Penfionirung der 
übrigen Lüttiher Intereffenten zu verwenden und nachzuſchießen, die 
auf Preuffen fallende Quote gleichfalls übernommen werden folle, 


Was außerdem nun nod die Fünftige Penfionirung ver aberrheinifchen Geiſt⸗ 
lichkeit betrifft; fo haben Seine Majeftät, in bereitwilliger Erwägung ver von der 
Bundesverfammlung erfolgten Verwendung, und bey möglichiter Geneigtheit zu 
jeder thumlichen Berüdfichtigung für Die zu verforgenden Individuen, fich doch 
durch die große Maſſe von Penfionen und fonftigen Berbinplichfeiten, vie von 
Allerhoͤchſtihnen in neuen und wiedervereinigten Provinzen übernommen worden, 
zur Zeit verhindert gefunden, darunter weiter zu gehen, alö ed im Sinne und in 
der Abficht der reichsſchlußmaͤßigen früheren Bewilligung lag, ald welche nunmehr 
vollftändiger und ſiche rer als bisher geleiftet zu fehn, den Suſtentanden 
immer ſchon ven Bortheil gewährt, auf welchen der 15. Artikel ihnen die Ausficht 
eröffnet but. Es iſt daher Die in dieſem Sinne ſich ergebende vollftändige Congrua 
dieſſeits nun förmlich übernommen, und um die Penfiondre mit mindeftem Zeit 
serluft zum Genuß verfelben vom 1, Juny 4815. ab, zu verbelfen, wie Euratel 
der Quftentationds Kaffe bereitö veranlaßt, Diefelben zur Anzeige ihres Aufenthalts: 
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Orts, fo wie der vieffeitigen Kaffe, bey welcher fie Die Hebung zu machen wünſchen, 
unverweilt anzumeifen. 

Die Preuſſiſche Regierung fi fi eht demnach i in dieſer Augelegeuheit nur noch der 
ſchließlichen Uebereinkunft wegen der Ruͤckſtaͤnde bie zum Juny 1815. und wegen 
des wenigſtens bis jetzt noch wahrſcheinlich geweſenen Luͤtticher Deficits 
entgegen, um ſich anerbotenermaßen nun auch Ihrerſeits der letzten Verbindlichkeiten 
in dieſer Angelegenheit durch die noch uͤbrigen Zahlungs⸗Anweiſungen zu entledigen. 


$. 306. 
Reihsfammergerihtlihe Suſtentations— Saqe. 
Niederlande, wegen des Großherzogthums Luxemburg: Die 

Niederlaͤndiſche Geſandtſchaft iſt ermaͤchtigt zu erklaͤren, daß Seine Majeſtaͤt der 
Koͤnig von wegen des Großherzogthums Luxemburg Ihre Einwilligung zu Den Ver; 
theilungs⸗Vorſchlaͤgen der Penſionen für die noch übrigen reichskammergerichtlichen 
Individuen ertheilen, und Sich Dazu verftehen wollen, die darnach auf Luxemburg 
repartirten zwey Menfiondre zufammen mit 400 fl. rheinifch jaͤhrlich vom 1. July 
dieſes Jahrs, Da inzwiſchen bis dahin die proviſoriſch gemochten Vorſchuſſe ausgereicht 
haben, zu übernehmen, 

S. 307: 


Sratification für den vormaligen Reichsd irectorials®efandt 
fhaft8:Secretär, Hofratb Herrlein zu Regensburg. - 

- Miederlande, wegen des Großherzogthums Luyemburg: 
Der entfchiedenen Mehrheit zur Bewilligung der hundert Gulden für den ehema: 
ligen Reichöpirectorial: Geſandtſchafts⸗ Serretär Herrlein kann die Niederlaͤndiſche 
Geſandtſchaft mit dem aůch ſchon von andern Stimmen gemachten Vorbehalt, 
daß dieſe Ausnahme, in Ruͤckſicht der Proportionen, in keinem seit zur Analogie 
gebraucht werde, beytreten. 

$. 308. 


Vorftellung‘ des Fräulein von Schallern zu Hanau, wegen. 
Berfürzung der Penfion ihres Siljährigen Vaters, des 
Kurheſſiſchen General-Majord von Schallern. 

Praͤſidium: eroͤffnete das Protokoll zum Vortrage der Privat⸗ Keller 
mationen, Dem gemäß .. en 


Der Königlih Wüttembergifhe Herr Geſandte, Graf von 
Mandelsloh, das etneuerte Geſuch des Fraͤuleins von Schallern zu Hanau 
(3. 205.) Penſionsforderung ihres Vaters, des General⸗Majors von Schallern 
betreffend, vorlegt, und darauf antraͤgt: daß da in der dießjaͤhrigen 22. Sitzung 
ver Beſchluß gefaßt. worden ſey, die Akten dem. Kurheſſiſchen Herrn Gefandten 
mit dem Erſuchen zuzuſtellen, für die Erledigung der Bitte des General⸗Majors 
von Schallern das erforverliche gefällig einleiten zu wollen, nad) dem Inhalte des 
vorliegenden Exhibiti aber hierin. noch nichts verfügt worden, diefe neuefte Ein⸗ 
gabe dem Kurheſſiſchen Herrn Bundeögefandten, mit dem Erfuchen um gefällige 
Aufklaͤrung, - zugufertigen wäre. 

Der Kurheſſiſche Herr G efandte giebt hierauf zu Protofoll: Sch 
babe Seiner Königlichen Hoheit dem Kurfürften die Akten über die Reklamation 
des Fraufeins von Schallern feiner Zeit vorgelegt, allein Sie haben darin nicht 
den mindeften Anlaß finden können, Ihre Entſchließung in dieſer Angelegenheit 
zu aͤndern. 


Es kommt hier gar nicht auf die Frage an: inwiefern der Art. 45. der Wiener 
Congreßakte auf die Hanauer Localdiener und Penſionaͤre Anwendung leide? 
ſondern darauf.: ob der Revers, wodurch der General von Schallern, gegen -eine 
Penſions⸗-⸗Erhoͤhung von 44fl. jaͤhrlich vom 1. Januar 1816. an, auf alle weitere 
Anſpruͤche und Nachforderungen verzichtete, rechtsguͤltig ſey? und dieſes iſt um ſo 
weniger zu bezweifeln, als der von Schallern nur in deſſen Folge die Penſi ons⸗ 
Erhoͤhung bezogen hat und noch bezieht. 

Die nachgeſetzte Behoͤrde, welcher die Auszahlung der Penſi ion und Zulage 
bedingt aufgegeben war, die Rentkammer zu Hanau, that nur ihre Schuldigkeit, 
wenn fie nicht anders ald gegen einen angemefjenen Revers Zahlung leiſtete; allein 
8 laͤßt ſich kein Grund denken, der ſie haͤtte veranlaſſen koͤnnen, dem General 
von Schallern den erforderlichen Revers abzunoͤthigen. Auch iſt es ihr nicht in 


den Sinn gekommen. Die ſo genannte Behoͤrde, welche das Fraͤulein, ſeiner 


Behauptung nad), inducirt hat, iſt ein einzelner Mann, der das angeſchuldigte 
Berfahren geradezu abläugnet, und deſſen fanftmüthiger und geſchmeidiger Charafter, 


Die durchaus unerwieſene Behauptung des Frauleins ſchen an und fir ſich ” 


‚widerlegen fcheint. 


. 


:372 


Ich muß daher darauf dringen, daß das Fraͤulein lediglich ab⸗ und mit ihrer 
- Klage;gegen bie Behoͤrde, welche. Durch Drohungen ihrem Vater den Revers abge: 
nöthigt haben fol, an die competente Juftiz+ Behörde verwiefen werde. 
Prafidium. Da die fo eben abgegebene Erklärung des Kurheſſiſchen Herrn 
Geſandten die beftimmte Behauptung enthält: daß 1) das Fräulein von Schallern 
ſich keineswegs über eine erfahrne Induction zu beflagen; und 2) den betreffenden 
Revers vollkommen freywillig ausgeftellt habe; fo Tann allerbings ihre angebrachte 
Klage nur von hier abgewiefen, und fie nur mit der Hoffnung einer Dereinftigen 
Penſion für ipre Frau Mutter getröftet werben. 
Sammtliche Herren Geſandten ſtimmten dem praͤſidirenden Herrn Geſandten 
bey; daher 
Beſchlu 6: 
Da der von dem General⸗Major von Schallern ausgeſtellte Verzicht auf ſeine 
aus dem Artikel 45. der Wiener Kongreßakte abgeleitete Forderung, wie derſelbe 
hier vorliege, als guͤltig anzuſehen, eine Induction aber zur Zeit noch nirgends 
erprobt worden iſt; ſo ſey die Reklamantin, welche ſich mit der Hoffnung einer 
dcreinſtigen Penſion ihrer Frau Mutter zu troͤſten babe, von hier ab; und mit 
ihren. etwanigen Einwendungen gegen die Gültigkeit des Reverſes an die competente 
Gerichtsſtelle zu verweiſen. 


S. 300. . 
Geſuch des ehemaligen MilitärsKRanzliften Matern, um Aufs 
nabme in die Zahl der Centraldiener des Sroßberzos⸗ 
thums Frankfurt. 


Ebenderſelbe: trägt das Geſuch des Militare Kanzelliſten Matern zu 
Frankfurt, um Aufnahme in die Zahl der Frankfurter Centraldiener vor (ſ. Ein⸗ 
gabe Z. 219.) und aͤußert nad) mitgetheiltem Inhalt dieſer Vorſtellung, daß Guy 
plikant, als bey einem. interimiſtiſchen General⸗Gouvernement angeſtellt, das 
feiner Natur nach nicht habe fortbeſtehen koͤnnen, auf die Anwendung des 45. Ar⸗ 
titels der Wiener Kongreßalte keinen Anſpruch machen Tonne, auch von der Aus⸗ 


. 
m. or. 


“»- 222 
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Unabhängig von dem eigentlichen Sinne und der Anwendbarkeit bes 16. Ar 
tikels des Pariſer Friedens fey es klar, Daß durch des Supplikanten Vortrag Die 
Competenz ver Bundesverſammlung nicht begründet ſey, und der Herr Referent 
trug demnach darauf an, deſſen Gefuch, als hieher nicht gehörig, zuruckzuweiſen. 

,' Der Vortrag wurde unter Zaht 71. zu Protokoll genommen. | 
Unter allgemeiner Zuflimmung zu dem Antrage bed Herrn Referenten, 


wurde hierauf 
| befhloffen: 


Daß der Baron von Boucheporn zu Metz mit feiner Befchwerbe gegen 
Seine Königlihe Hoheit den Kurfürften von Heffen, wegen Einziehung des von 
ihm erfauften Gutes Immichmhayn, ald hieher nicht gehörig, abzumeifen fey. 


6. 314. 


NReflamation des General: Lieutenant Allir gegen Geine 
Königlihe Hoheit den Kurfürften von Heffen, wegen 
Entfebung aus dem Befige des Gutes Freupdenthal. 


Ebenpderfelbe: erſtattet Vortrag über bie Reklamation des General-Lieu⸗ 
tenant Allix, gegen Seine Königliche Hoheit ben Rurfürften von Heflen, wegen . 
Entfeßung aus dem Befige des von ihm erfauften Gutes Freudenthal, (3. 180.) 
und erwähnt nad) ausführlid mitgetheiltem Inhalte viefer Eingabe: daß Rekla⸗ 
mant bitte, die hohe Bundeöverfammlung möge fchleunigft Mittel ergreifen, . 
Seine Königliche Hoheit den Kurfürften von Heffen anzuhalten, ihm dem recht: 
mäßigen Eigenthümer, fowohl das ihm unrechtmäßig entzogene Gut Frendenthal 
wieber zurüdzugeben, als auch ihn zugleich für bie Zeit, worin er außer Beſitz 
gewefen, aufs vollfiändigfte zu entfchänigen. | 

Eine Berweifung. an bie Landesgerichte würde hier als eine Art Verweigerung - 
aller Juſtiz erſcheinen, da dieſer Weg bereits vergeblüh gefucht und betreten wor ' 
den fen, und ſich auch bey andern Deranlaflungen, wo das Intereffe des Fürſten 
in dad Spiel gekommen, bey der Drgansfation Der Kurheſſiſchen Juſtiz old zweck- 
108 bewährt: babe, nu: Der hoͤhere zund. voͤlkerrechtliche Geſichtspunkt, aus dem 
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6. 313. 


Borftellung des Baron von Bouheporn zu Meg gegen Kurheſ⸗ 
ſen, wegen Einziehung des von ihm erfauften Gutes 
Immichm b ayn. 

Der Herzoglich Holſtein— Oldenburg, Anhalt und Schwarz 
burgifhe Herr Geſandte von Berg:. erftattet Vortrag uber Die Vorſtel⸗ 
lung des Bevollmächtigten ded Baron von Boucheporn zu Web gegen Kurheſſen, 
wegen Einziehung des von ihm erfauften Gutes Immichmhayn (3. 105.), worin 
Reklamant die hohe Bunvedverfammlung auffordert, Kraft ihres Berufd, ven 
Parifer Frieden, fo weit verfelbe Deutſchland betreffen könne, in Erfüllung zu 
feßen, Seine Königliche Hoheit den Kurfürften von Heſſen anzuhalten, ver in 
diefem Frieden ausdruͤcklich feſtgeſetzten Stipulation der Bermeidung.aller Reactio: 
nen nachzukommen, die in Betreff der in Kurheſſen unter der Weſtphaͤliſchen 
Regierung Statt gehabten Beräußerungen von Staatögütern, von ihm erlafiene 
und mit jenem Frieden im Widerſpruch befindliche Verordnung aufzuheben, und ihn 
im ruhigen Befig des mit Aufwendung feines und feiner Gemahlin Vermögens 
gefeßlich erfauften Gutes Immichmhayn zu belaffen. 

In dem Gutachten Über diefe nach ihrem ganzen Inhalt vorgetragene Rekla⸗ 
mation äußert: per Herr Referent, daß der Baron von Boucheporn ed nur allein mit 
dem Kurheſſiſchen Lehens⸗Fiskal zu thun habe, welchen er jedoch, mie eö-fcheine, 
durchaus noch nicht in Anfprud genommen hätte, eine Abſicht gehe vielmehr 
dahin, auf politiſch⸗ Diplomatifchem Wege zum Beſi itz des erkauften Gutes wieder 
zu gelangen; es ſey zu bedauern, daß er ven unrichtigen Wen gewählt hätte, denn 
wenn auf der einen Seite von einer Verweigerung der Nechtöpflege nicht Die Frage 
wäre, fo leuchte auf der andern Seite bey dem erften Blicke in den Eingang der 
deutſchen Bundesafte der Irrthum in die Augen, durch welchen aus demſelben die ' 
Competenz der Bundesverfammlung erwiefen werben wolle, Es fey im 6. Artikel 
des Pariſer Friedens vom 30. May 1814 verabredet worden, daß Die unabhaͤn⸗ 
gigen Staaten. Deutſchlands durch ein‘ Foͤderativ⸗Band vereinigt werben- follen. 
Um biefen Artifel in Erfüllung zu feßen, fey det Bund gefchluffen und Die Bun 
desakte errichtet , in dem Eingange auch nur dieſes ausgedruͤckt worden. 
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halten wiffen wollten. Diefed Tonne nicht anders, als durch gerichtliche Hülfe 
gefchehen,, welche die Supplifanten ihrer eigenen Angabe nach nicht weiter angeru⸗ 
fen hätten. Dieſes werde um fo mehr erforberlich, als fie ſich auf frühere rechts⸗ 
Träftige Urtheile bezögen, auf deren Grund fie nur Das Erefutiond : Verfahren 
gegen die einzelnen Schuldner zu betreiben gehabt hätten, auch nad) den eigenen reffa: 
‚matorifchen Angaben viefelben bisher durch Feine Iandeöherrliche Macht over Ver: 
ordnung geftört oder abgehalten worden feyen, vie beygebrachte und in Bezug 
genommene Beltimmung Seiner Koͤniglichen Hoheit des ‚Rurfürften aber blog 
eine Vorfhrift Der Kabinets⸗Kaſſe⸗Direktion wäre, wodurch fie als urſpruͤngliche 
Glaͤubigerin einzelnen -Schulönern,, die Darum bey ihr angefragt, bedeutet habe, 
daß fie die an andere zu leiſtende Zahlung nicht ald Befriedigung für ſich anerfen: 
nen wolle. Die Ober⸗Rentkammer habe auf Meldung der Supplifanten bey ihr 
die anderweitige Berichtigung :diefer Handwerksrechnungen verweigert, und die 
Negierung zu Eaffel babe bie Eintragung folder Erflionen im bie Pfandbücher 
abgeſchlagen. 
EGs ſtehe nach a dieſem noch zur Zeit weder eine geſetzliche Verfügung ent: 
gegen, noch fey eine wirkliche Rechtöverweigerung hiebey eingetreten, alö in wel: 
cher leßtern Hinficht die Sache überhaupt nur zur Eompetenz der Bundesverſamm⸗ 
lung gehoͤren koͤnnte. Die Bittſteller waͤren demnach mit ihrem Geſuche von hier 
ab: und an die Landesgerichte zu verweilen, von welchen ſie den 1 eier Srfolg 
zu gewärtigen hätten. 

Der Bortrag wurde dem Protokolle unter Zahl 70. angefügt. 


Sämmtlihe Stimmen vereinigten ſich mit dem Herrn Referenten; daher 
B e ſ ch u : 


Daß die in der Vorſtellung 3. 140, benannten Bürger und "Handwerker. zu 
Eaffel mit ihrem Geſuche um Bermittlung bey Seiner Königlihen Hoheit dem 
Kurfürften von Heilen, wegen der. unter Der Koͤniglich Weſtphaͤliſchen Regierung 
erhaltenen Staatöpapiere und Kurheſſiſchen Schuld⸗Kapitalien für gefertigte Arbeis 
ten und gelieferte Mobilien von hier. ab;und- an Die Landesgerichte zu verweifen 


ſeyen. 
48 * 
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die Erwerbung des fraglihen Eigenthums unter der Weftphälifchen Regierung 
betrachtet werden muͤſſe, außerhalb der Competeny Sphäre des Eivil-Richterd liege. 
In dem Gutachten. äußert ſich der Herr Neferent über die unanftändige Sprache, 

in welcher diefe Vorſtellung abgefaßt fey,. und erachtet in der Sache felbft, daß Das 
Geſuch des General⸗Lieutenant Allix nicht bewilligt werden könne, weil es ver 
Bundesverſammlung an der Dazu erforderlichen Gompeteng fehle 
Nach der unbefcheinigten Gefchichtderzählung habe der General AHix ſich bereits 
"an die KRurheffifhen Tribundle gewendet, wie gefagt werde, vergeblich; und am 
Schluß der Vorftellung werde geäußert, daß man von biefen Gerichtähöfen Feine 
‚Gerechtigkeit erwarten zu können glaube. Bon den Kurheffifchen Gerichten vürfe 
man. aber. gewiß feine. folche Beforgnig hegen, und vor ihnen müffe der Suppli⸗ 
kant ſein Recht gegen den Anwald der Kammer allerdings verfolgen. Die Sache 
ſey immer privatrechtlich, und ſelbſt die wegen Wiederherſtellung und Ergaͤnzung 
der Lehen in Kurheſſen erlaſſene Verordnung ſtehe nicht im Wege, da der General 
Allix, wenn es ihm rechtlich gebuͤhre, entweder als Vaſall angenommen oder ent⸗ 
ſchaͤdigt werden muͤſſe. Allein der Supplikant wuͤnſche, daß die Sache aus dem 
hoͤheren voͤlkerrechtlichen Geſichtspunkte betrachtet werde, und er glaube, daß nach 
dieſem das Urtheil uͤber die Erwerbung des fraglichen Eigenthums unter der Weſt⸗ 
phaͤliſchen Regierung außerhalb der Competenz⸗ Sphaͤre des Eivit-Ridjters liege. 
Der Herr Referent geſtehe, daß er infofern den Wunſch des Supplifanten theile, ald es 
feiner Anſicht nad in mandiem Betracht zweckmaͤßig ſeyn duͤrfe, wenn es für die 
rechtliche Beurtheilung ver Folgen, welche die Auflöfung des Königreichs Meftpha- 
Ien nach fich gezogen habe, völferrechtliche Normen gäbe, und wenn Die Anwens 
dung derſelben der Bundesverſammlung uͤbertragen waͤre. Daß ſolche Normen 
J exiſtirten, bezweifle Herr Referent, er koͤnne ſich aber einer naͤheren Eroͤrterung bier: 
über entheben, wenn ed, wie er glaube, unzweifelhaft ſey, daß dieſe hehe Ver: 
ſammlung nirgends einen direkten oder indirekten Auftrag erhalten habe, fi te wein 
- fit aud) vorhanden wären, in Ausübung zu bringen. ” 
Da die Befthwerde des Supplifanten offenbar von-der Art fep, daß fie von 
ben Civilgerichten erörtert und entſchieden werben fönne; fo wrage Her Reftrent 
an, den General Allix an die competente Behörde zu verweiſen. 2. 

Der Vortrag wurde unter Zahl 72. dem Protokolle Bf 














37 9; 


Der Kurfuͤrſtlich Heſſiſche Herr. :Sefandte verlangte, noch vor 
der Abſtimmung über dieſen Gegenftand, eine Ertlatuns zu Protokoll zu geben; , 
dem zu folge.eröffnet verfelbe: | 

Ehe und bevor über die vorliegende Reklamation ein Beſchluß gefaßt wird, 
fey es mir geftattet, einige Aufklärung über den wahren Berlauf der Sache zu. ‚geben, 

Die Gebrüder von Buttlar waren Gr. Königlichen Hoheit dem KRurfürften 
mehrere bedeutende Kapitalien fhuldig, wofür Die Lehengüter Ermfchwerbt, Sties 
tenrode und Sreudenthal specialiter verhypothecirt ‚waren. Der König Hieronys . 
mus forderte auf gerichtlichen Wege Die Abtragung dieſer Kapitalien, und Die Ge: 
brüder von Buttlar mußten. ſich gefallen laffen., daß die verhppothecirten. Güter 
zum Berfauf auögeboten wurden. 

Es erfand fie, wenigftend. dem Namen nach ‚ ein gewiſſer Hofrath Heimbach, 
der den Kaufſchilling groͤßtentheils durch Quittungen uͤber die oben erwaͤhnten, von 
der Intendanz des Koͤniglichen Hauſes ihm cedirten Schuldpoſten abtrug, die Guͤ⸗ 
ter Ermſchwerdt und Stietenrode durch einen Employe der Königlichen Intendanz 
verwalten lied, dad Vorwerk. Freudenthal aber, wenigſtens dem Scheine nach, an 
Allix verkaufte. 

Als ſeine Koͤnigliche Hoheit nach ihrer Ruͤckkehr die Lehnsverfaſſung wieder⸗ 
herſtellten und durch vie Verordnung vom 18. Januar.t814. alle während ver Uſur⸗ 
pation gefchehenen Veräußerungen von Zehen Faflirten, auch die Vaſallen anhielten, 
für die Wiederbeybringung der veräußerten Lehenftüde zu forgen, ſtellten die ‚Ge: 
brüder von Buttlar vor, auf welche Art ihnen diefe Güter entriffen worben feyen, 
und baten um bie erforderlichen obrigfeitlichen Verfügungen, wobey fie zugleich 
die Bermuthung begründeten, dag Heimbach nur dem Namen nah Eigenthümer 
der Güter geworden fey, und Allır dad Vorwerk Freudenthal nur durch einen fimus 
listen Berfauf, eigentlich aber ald Dotation .erhalten habe. » 

Diefemnad) wurde zuerft ein Sequeſter verhängt, und als eine nähere. Unten 
ſuchung die obige doppelte Vermuthung betätigte, kam cin Vergleich. mit den Ges 
brüdern von Buttlar zu Stande, wonach feine Rönigliche Hoheit mehrgenannte Güter 
an Zahlungsftatt übernahmen, und nun wurden diefelben förmlich infamerirt. 

Aus dieſer einfachen gefchichtlichen Darftellung. des ‚ganzen Verhaͤltniſſes er: 
heit, Daß weder von ‚gewaltfamer Beeinträchtigung. bed rechtmäßigen Eigenthi: 
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mers, nod) ven Verweigerung ber Rechtöhülfe Die Rebe iſt. Hat Allix Luſt, feine 
vermeintlichen Anfprüce gegen die Ober » Rentlanımer bey den Landesgerichten zu 
verfolgen; fo fönnen und werden dad Seine Königliche Hoheit gefchehen laſſen. 

Indem ich Daher ver Meynung ded Herren Referenten, daß dieſe Reklamation 
ab⸗ und an die Zuftizbehörbe verwiefen werbe, volllommen beyftimme, muß ich 
darauf antragen, daß zugleich dem Bevollmächtigten des Reklamanten ver gerechte 
Unwille ver Berfammlung über Die unanftändige Sprache, in welcher vorliegende 
Reklamation abgefaßt ift, zu erfennen gegeben werde. 

Praͤſidium: kann bey den vorliegenden Umſtaͤnden nur für die bereit von 
dem Herrn Referenten vorgefchlagene Abweifung ber angebrachten Klage ftimmen, 
und trägt zugleich gern Parauf an, daß dieſe Abweifung mit Der gerechten Rüge der 
unangemefjenen Ausdruͤcke begleitet werbe, deren ſich der Berfaffer ver Klage bes 
dient hat, und Die mit ber hohen Achtung ganz unvereinbarlicy find, weldge ever: 
mann der Bundeöverfammlung fhuldig iſt, und verfelben von den Allerhoͤchſten 
Souverainen bey jeder Gelegenheit bewiefen wird, | 

Nachdem ſich fammtliche Herren Geſandten mit biefem Antrage vereiniget 


hatten, wurde 
beſchloſſen: 

Daß die Klage des ehemaligen General⸗Lieutenant Allix, als unzulaͤſſig, mit 
der gerechten Ruͤge der in derſelben vorkommenden und die der hohen Bundesver⸗ 
ſammlung ſchuldige Achtung verletzenden Ausdrucke abs und an die competente 
Behörde zu verweilen fey. 


S. 315. 
Beftellung eigener Agenten am Bundedtage, 

Bey Gelegenheit des eben gefaßten Befchluffes äußerte. ver Herr Gefandte 
der 16. Stimme, Freyherr von Leonhardi: er erlaube fih ben An; 
trag zu machen, ob es nicht raͤthlich wäre, eigene Agenten von Seiten einer hoben 
Bundeöverfammlung zu beftellen,, welche für alle Formalien ver Eingaben zu fors 
gen hätten. 

Saͤmmtliche Herren Sefanbten waren Damit einverftanden, und famen überein, 
einen Ausfhuß von drey Mitgliedern zu wählen ‚ welder nähere VBorfchläge über 


v 
+ 
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Der Kurfuͤrſtlich Heſſiſche Herr: Geſandte verlangte, nach vor 
der Abſtimmung über dieſen Gegenſtand, eine Etllatung zu Protokoll zu geben; 
dem zu folge eroͤffnet derſelbe: 

Ehe und bevor über bie vorliegende Reklamation ein ‚Befchluß gefaßt wird, 
ſey es mir geftattet, einige Aufklaͤrung uͤber den wahren Verlauf der Sache zu geben. 

Die Gebruͤder von Buttlar waren Sr. Koͤniglichen Hoheit dem Kurfürſten 
mehrere bedeutende Kapitalien ſchuldig, wofür die Lehenguͤter Ermſchwerdt, Stie⸗ 
tenrode und Freudenthal specialiter verhypothecirt waren. Der Koͤnig Hierony⸗ 
mus forderte auf gerichtlichem Wege die Abtragung dieſer Kapitalien, und die Ge⸗ 
brüuͤder von Buttlar mußten: ſich gefallen laſſen, Do bie verhypothecirten Güter. 
zum Berfauf auögeboten wurden. 

Es erftand fie „ wenigftend. dem Namen nad) ‚ein gewiffer Hofrath Heimbach, 
der den Kaufſchilling größtentheild durch Quittungen.über die oben. erwähnten, von 
der Intendanz des Königlichen. Haufed ihm cedirten Schuldpoften abtrug, die Guͤ⸗ 
ter Ermſchwerdt und Gtietenrode Durch einen Employe der Königlichen Intendanz 
verwalten lied ,. dad Vorwerk Freudenthal aber, wenigſtens dem Scheine nach, an 
Allix verkaufte. 

Als ſeine Koͤnigliche Hoheit nach ihrer Ruͤckkehr die Lehnsverfaſſung wieder⸗ 
herſtellten und durch Die Verordnung vom 18. Januar 1814. alle während der Uſur⸗ 
pation geſchehenen Veraͤußerungen von Lehen kaſſirten, auch die Vaſallen anhielten, 
für die. Wiederbeybringung der veraͤußerten Lehenſtuͤcke zu ſorgen, ſtellten die Ge: 
brüder von Buttlar vor, auf welche Art ihnen dieſe Güter entriffen. morben feyen, 
und baten um bie erforderlichen obrigfeitlihen Verfügungen, wobey fie zugleich 
die Bermuthung begründeten, daß Heimbach nur dem Namen nah Eigenthümer 
der Güter geworden fey, und Allir dad Vorwerk Freudenthal nur durch einen fimus 
flirten Verkauf, eigentlich aber ald Dotation erhalten habe. n 

Diefemnad) wurde zuerft ein Sequeſter verhängt, und ald eine nähere. Unter 
ſuchung die obige doppelte Vermuthung beitätigte, Fam cin Vergleich. mit den Ge: 
brüdern von Buttlar zu. Stande, wonach frine Rönigliche Hoheit mehrgenannte Güter 
an Zahlungsftatt übernahmen, und nun wurden Diefelben förmlich infamerirt. 

Aus vieſer einfachen gefchichtlichen Darftelung des ‚ganzen Verhaͤltniſſes er: 
beit, Daß weder von ‚gewaltfamer Beeinträchtigung. des rechtmäßigen. Eigenthu⸗ 
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Protokoll der Nlenar-Berfammlung. 


Sefhehen, Sranffurt den 7. July 1817. 


in Gegenwart | 

Bon Seiten Oeſterreichs: des Raiferlih Königlichen wirklichen Geheimen Rath8s, 
Herrn Grafen von Buol-Schauenftein, 

Bon Seiten Preuffensd: bed Königlichen wirklichen geheimen Staats: und Ka⸗ 
binets⸗ ⸗Miniſters, Herrn Grafen von der Goltz; 

Von Seiten Sachſens: des Koniglichen wirklichen Geheimen Raths, Herrn 
Grafen von Schlitz genannt Goͤrtz; 

Von Seiten Baierns: des Koͤniglichen wirklichen Herrn Staatsraths, Frey⸗ 
herrn von Aretin; 

Von Seiten Hannove rs: des Koͤniglichen Geheimen Kabinetsraths Herrn 
von Martens; 

Bon Seiten Württemberg 8: des Königlichen Staats ; Miniſters, Herrn 
Grafen von Mandelsloh; 

Von Seiten Badens: des Großherzoglichen wirklichen Herrn Geheimen Raths, 
Freyherrn von Berſtett; 

Bon Seiten Kurheſſens: des Kurfuͤrſtlichen Geheimen Raths und Kammer; 
bern, Herrn von Lepel; 

Bon Seiten des Großherzogthums Heffe n:. des Großperzoglichen Se 
heimen Raths, Herrn von Harnier; 

Bon Oeiten Holjtein’d und Sahfen:-Lauenburg’s: des Königlich Dis 


nifhen, Herzoglih Holftein s und Lauenburgifihen Herrn Geſandten, 
Kammerherrn von Eyben; 
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Bon Seiten Luxemburg's: Des von den Königlich Nieverländifhen, Groß 
herzoglidy Luremburgifchen Herren Gefandten, Freyherrn von Gagern, 
fubftituirten Großherzoglich Medlenburg :Schwerinifhen Herrn Geſand— 
ten, Freyherrn von Pleffen; 

Von Seiten Braunſchweigs: ded Königlid Hanndoeriſchen Geheimen Kabi⸗ 
netsraths, Herrn von Martens; 

Bon Mecklenburg-Schwerin: des Großherzoglich Mecklenburg-⸗Schwerini— 
ſchen Herrn Geheimen Raths undStaats⸗Miniſters, Freyherrn von Pleſſen; 

Bon Stiten Naſſau's: des von dem Herzogtich Naſſauiſchen Herrn Geſandten, 
Staats-Miniſters, Freyherrn von Marſchall, ſubſtituirten Koͤniglich 
Hannoͤveriſchen Geſandten, Herrn von Martens; 

Don Sachſen-Weimar: des Herzoglih Saͤchſiſchen wirklichen Geheimen 
Raths, Herrn von Hendrid; 

Bon Sachſen-Gotha: des Herzoglich Saͤchſiſchen wirklichen Geheimen Raths, 
Herrn von Hendrich; 

Bon Sachſen⸗Coburg: des Herzoglich Saͤchſiſchen wirklichen Geheimen Raths, 
Herrn von Hendrich; 

Bon Sachſen⸗Meiningen; des Herzoglich Saͤchſiſchen wirklichen Geheimen 
Raths, Herrn von Hendrich; 

Von Sachſen:Hildburghauſen: des Herzoglich Sachfiſchen wirklichen Ge⸗ 
heimen Raths, Herrn von Hendrich; 

Von Mecklenburg-Strelitz: des Großherzoglich Mecklenburg-Schwerini— 
ſchen Herrn Geheimen Raths und Staats-Miniſters, Freyherrn von 
Pleſſen; 

Von Holſtein-Oldenburg: des Herzoglich Holſtein⸗ Oldenburgiſchen Ober: 
Appellations: Gerichts ; Präfidenten, Herrn von Berg; 

VoneAnhalt⸗Deſſau: des Herzoglich Holftein - Ofdenburgifhen Ober: Appel; 

| Iationg ; Gerichts » Präfiventen, Herrn von Berg; 

- Bon Anhalt: Bernburg: des Herzoglid Holitein » Ofdenburgifchen Ober :Ap: 

pellationd » Gerichtd  Präfiventen, Herrn von Berg; 
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Bon Anhalt⸗Koͤthen: des Herzoglich Holſtein⸗Oldenburgiſchen Ober⸗Appel⸗ 
lations-Gerichts-Praͤſidenten, Herrn von Berg; 

Bon Schwarzburg⸗Sondershauſen: des Herzoglich Holſtein-Oldenburgi⸗ 
ſchen Ober-Appellations-Gerichts-Praͤſidenten, Herrn von Berg; 

Von Schwarzburg-Rudolſtadt: des Herzoglich Holſtein ⸗Oldenburgiſchen 

Ober⸗Appellations⸗-Gerichts⸗Praͤſidenten, Herrn von Berg; 

Bon Hohenzollern: Hehingen: des Großherzoglih Heflifhen Herrn Ge⸗ 
heimen Raths, Freyherrn von Leonhardi; 

Von Seiten Liechtenſtein's: des Großherzoglich Heſſiſchen Herrn Geheimen 
Raths, Freyherrn von Leonhard Fa 

Bon Hohenzollern:Sigmaringen: des Großherzoglich Heſſiſchen Herrn 
Geheimen Raths, Freyherr von Leonhardi; 

Bon Seiten Waldeck's: des Großherzoglich Heſſiſchen Herrn Geheimen Raths, 

Freyherrn von Leonhardi; 

Bon Reuß Alterer Linie: des Großherzoglich Heſſiſchen Herrn Geheimen 
Raths, Freyherrn von Leonhardi; 

Bon Reuß jüngerer Linie: des Großherzoglich Heſſiſchen Herrn Geheimen 
Raths, Herren von Leonhardi; 

Bon Shaumburg:-Lippe: des Großherzoglich Heffifchen Herrn Geheimen 

Raths, Freyherrn von Leonhardi; 

Von Lippe: des Großherzoglich Heſſiſchen Herrn Geheimen Raths, Freyherrn 
von Leonhardi; 

Von Seiten der freyen Stadt Luͤbeck: des von dem Herrn Senator Hach, 

| während feiner Abwefenheit fubftituirten Herrn Senator Smidt; 

Bon Seiten der freyen Stadt Frankfurt: des Herrn Syndicus Dans; Ä 

Bon Seiten der freyen Stadt Bremen: bes Herrn Senator Smidt; 

Don Oeiten der freyen Stadt Hamburg: des Herrn Syndicud Or. Gries; 

und meiner, des Kaiſerlich Defterreichifchen wirklichen Hofraths und Kanzelley⸗ 
Directors, von Handel, 
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Aufnahme des Herren Landgrafen von Heffen- 
Homburg in den deutfhen Bund. 


Präfidium. Im Folge des der hohen Bundesverſammlung befannten 
- Schreibens Seiner Durchlaucht des regierenden Herrn Landgrafen zu Heffen-Hom- 
burg, wodurch Ihr das angelegentliche Erfuchen viefes ehrmwürbigen Herrn um. 
feine wirkliche ihm bereits von ven fouverainen Zürften und freyen Städten zuge: 
fiherte Aufnahme in ven deutfchen Bund geziemend vorgelegt worden ift, Tann 
ich nur eine fehr angenehme Verpflichtung darin finden, fämmtliche vortreffliche 
Herren Gefandten hiemit zu erfuchen, Sich darüber zum Protofoll gefällig erklären 
zu wollen. | 
Umfrage 


Defterreich: freut fih, durch feine bereitwilligfte ZJuftimmung Die Geiner 
Durchlaucht perfönlich und Ihrem hochverdienten Haufe von jeher gewinmeten vor: 
züglih freundfchaftlihen Geſinnungen Seiner Kaiſerlich Königlihen Majeftät 
neuerdings bethätigen zu koͤnnen, und verbindet damit den aufrichtigen Wunſch, 
daß das wegen der Stimmführung noch zu berichtigende Verhältniß zu Ihrer vollen 
Aufriedenheit in Bälde feftgefegt werden möge. 

Preuſſen: ergreift mit Vergnügen Diefe Gelegenheit, dem regierenden 
Herrn Landgrafen von Heſſen-Homburg und Deffen Fürftlihem Haufe einen neuen 
Beweis der freundfhaftlichften Zuneigung Seiner Majeftät des Königs geben zu 
. Tonnen, Allerhöchftwelche mit wahrer Theilnahme für die Aufnahme diefes durch 
verwandfchaftliche Berhältniffe mit Allerhoͤchſtihnen näher verbundenen Haufes in 
den deutſchen Bund ftimmten. 

Königreih Sachſen. Seine Majeftät ver Rönig haben mic, beauftragt, 
das Gefuch des fouverainen Herrn Fürften von Heffen-Homburg Durchlaucht um 
Aufnahme in den deutfchen Bund, bereitwilligft zu unterftüßen, und dem dieß—⸗ 
fallfigen Beichluß beizutreten. 

Baiern: wie Oefterreich nnd Preuffen. 

Hannover: Dieffeitiger Gefandte ift inftruirt, das buch den Herrn 
Praͤſidenten an die Bundeöverfammlung geridjtete Gefuch des fouverainen Herrn | 
Landgrafen von Heffen-Homburg um Aufnahme in den Bund, dahin zu unterftüßen, 
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daß verfelbe als unmittelbares Mitglied des Bundes aufgenommen und ihm eine 
Stimme in den Plenar-Berfamnlungen eingeräumt werden möge, wobey ihm aber 
uͤberlaſſen werde, Behufs einiger Theilnahme an ven Berathungen des engern Raths, 
fich mit einer ver beftehenden Stimmen über feine Anſchließung an felbige zu vereinigen. 

Württemberg. Auch die dieſſeitige Geſandtſchaft hat die Weifung erhalten, 
fich für die Aufnahme des Landgrafen zu Heffen-Homburg Durchlaucht ald Mitglied - 
des deutſchen Bundes zu erflären. 

- Baden. Schon unterm 14, Januar dieſes Jahrs erhielt ih von meinem 
höchften Hofe die Weifung, bey vorfommendem Falle für Die Aufnahme Seiner 
Durchlaucht des regierenten Herrn Landgrafen von Heflen-Homburg in den deut: 
fhen Bund zu flimmen. Es ift mir daher um fo angenehmer, durch meinen 
-Beytritt zu den vorangehenden verehrlichen Abſtimmungen dieſe Pflicht noch vor 
den naͤchſtbevorſtehenden Ferien erfüllen zu koͤnnen. 

Kurheffen: wie Oeſterreich und Preuffen, 

Großherzogthum Heffen. Seine königliche Hoheit der Großherzog 
haben in ven vielfachen Verwandſchafts⸗- nad Freundfchafts : Berhältniffen, welche 
das Landgraͤfliche Haus Heffen-Homburg mit Allerhöchftvenfelben verbinten, eine 
fo narürliche ald angenehme Aufforderung gefunden, auch den in Antrag geftellten 
Wunſch ded Herrn Landgrafen zu unterflüßen, und zum Erfolge auf alle Reije 
mitzuwirfen. Dem zufolge ift die Großherzogliche Gefandtfchaft bereits laͤngerhin 
mit derjenigen Juſtruction verfehen, welche fie fich heute zu erfüllen beehrt, indem 
fie der Aufnahme von HeſſenHomburg in den deutſchen Bund vollkommen bey: 
ftimmt. 

Holſtein und Sahſen— Lauenburg. Seine Majeſtaͤt der Koͤnig 
find ſehr bereit, Ihre dem ſouverainen Herrn Landgrafen von Heſſen-Homburg 
und deſſen hohem Haufe laͤngſt gewidmete Freundſchaft, durch Ihre voͤllige Zu: 
ſtimmung zu deſſen Aufnahme als unmittelbares Mitglied des deutſchen Bundes, 
zu bethaͤtigen, und ſtimmen daher fuͤr ſolche wie Oeſterreich und Preuſſen. 

Luxemburg. Die Niederlaͤndiſche Geſandtſchaft iſt angewieſen, fuͤr die 
gegenwärtig in Vorſchlag gebrachte Aufnahme des Landgraͤflich Heſſen⸗Hom⸗ 
burgiſchen Hauſes in den deutſchen Bund als voͤllig angemeſſen und unter beguͤn⸗ 
ſtigender Beyſtimmung ſich zu erklaͤren. 
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Braunſchweig: ftimmt ebenfalle für die Aufnahme des Herrn Land: 
grafen von Heffen-Homburg zum unmittelbaren Mitgliede des deutfchen Bundes. 


Merlenburg-Schwerin. Die Aufnahme des Landgraͤflich Heſſen⸗ 
Homburgifchen Haufes in den deutſchen Bund ift eine Öffentiche Anerfenntniß der 
Verdienſte viefes altfürftlichen Haufes, fie ift aber auch der Natur und Gadıe 
gemäß, Damit ein mitten in Deutfchland gelegenes Land und deutiche Unterthanen 
in Diefer allgemeinen Nationals Verbindung begriffen und reprafentirt werden, 
Medlenburg: Schwerin flimmt daher in jeder Hinficht für dieſe Aufnahme. 


Naſſau: wie Braunſchweig. 

Sachſen⸗Weimar: wie Oeſterreich und Preuſſen. 
Sachſen-⸗-Gotha: wie Sachien : Weimar. 
Sacdfen:Eoburg: wie Sachfen: Weimar. 
Sachfen- Meiningen: wie Sachen: Weimar. 
Sachſen⸗Hildburghauſen: wie Sachen - Weimar. 
Merlenburg-Strelig: wie Mediendurg : Schwerin. 


Holftein-Didenburg: trete mit Vergnügen ven für Die Aufnahme Seiner 
Durchlaucht des Herrn Landgrafen von. Heffen: Homburg und des Landgraͤflichen 
Hauſes abgelegten fammtlichen Stimmen bey. 

Anhalt⸗Deſſau: wie Holftein: Oldenburg. 

Anhalt: B ernburg: mie Holſtein-Oldenburg. 
Anhalt⸗Koͤthen: wie Holftein: Oldenburg. 
Schmwarzburg-Sondershbaufen: wie Holftein ; Oldenburg. 
Shmwarzburg-Rudolftadt: wie Holftein: Oldenburg. 
Hohenzollern:Hechingen: wie Oefterreih und Preuffen. 
Liehtenftein: wie Hohenzollern : Hechingen. 
Sohenzollern:-Sigmaringen: wie Hohenzollern: Hechingen, 
Balder: wie Hohenzollern: Hechingen, 

Reuß, ältere Linie: wie Hohenzollern: Hechingen. 

Neuß, jüngere Linie: wie Hohenzollern: Hedingen: 
Schaumburgskippe: wie Hohenzollern : Hechingen. 

gippe: wie Hohenzollern; Hechingen. Ä 
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Daß verfelbe als unmittelbares Mitglied des Bundes aufgeriommen und ihm eine 
Stimme in den Plenar-Berfammlungen eingerdumt werden möge, wobey ihm aber 
überlajfen werde, Behufs einiger Theilnahme an den Berathungen des engern Raths, 
fich mit einer der beftehenden Stimmen über feine Anſchließung an felbige zu vereinigen. 


Württemberg. Auch die diefleitige Geſandtſchaft hat Die Weifung erhalten, 
fich für die Aufnahme des Landgrafen zu Heffen-Homburg Durchlaucht ald Mitglied 
des deutſchen Bundes zu erflären, | 

Baden. Schon unterm 14. Januar diefes Jahrs erhielt ich von meinem 
hoͤchſten Hofe die Weifung, bey vorfommendem Falle für Die Aufnahme Seiner 
Durchlaucht des regierenten Herrn Landgrafen von Heſſen-Homburg in den deut: 
fchen Bund zu flimmen, Es ıft mir daher um fo angenehmer, durch meinen 

Beytritt zu den vorangehenden verehrlihen Abſtimmungen Diefe Prise noch vor 
ven naͤchſtbevorſtehenden Serien erfüllen zu koͤnnen. 

KRurheffen: wie Oefterreich und Preuſſen. 

Großherzogthum Heffen. Seine Königliche Hoheit der Großherzog 
haben in den vielfachen Verwandſchafts- nnd Freundſchafts-Verhaͤltniſſen, welche 
das Lanpgraflihe Haus Heften Homburg mit Allerhödhftdenfelben verbinden‘, eine 
fo narürliche als angenehme Aufforderung gefunden, auch ven in Antrag geftellten 
Wunſch des Herrn Sandgrafen zu unterflüßen, und zum Erfolge auf alle Reife 
mitzuwirken. Dem zufolge ift die Großherzogliche Gefandtfchaft bereits laͤngerhin 
mit derjenigen Snftruction verfehen, welche fie fich heute zu erfüllen beehrt, inden 
fie ver Aufnahme von Hefji en Homburg in den deutſchen Bund vollkommen bey: 
ftimmt. 

Holftein und Sacfen- Lauenburg. Seine Majeftät ver König 
find fehr bereit, Ihre dem fouverainen Herrn Landgrafen von Heffen: Homburg 
und deſſen hohem Haufe laͤngſt gewidmete Freundſchaft, durch Ihre völlige Zur 
ſtimmung zu deſſen Aufnahme als unmittelbares Mitglied des deutſchen Bundes, 
zu bethaͤtigen, und ſtimmen daher fuͤr ſolche wie Oeſterreich und Preuſſen. 

Luxemburg. Die Niederlaͤndiſche Geſandtſchaft iſt angewieſen, fuͤr die 
gegenwärtig in Vorſchlag gebrachte Aufnahme des Landgraͤflich Heffen: Hom⸗ 
burgifchen Haufes in den deutfhen Bund als völlig angemejjen und unter begün: 
ftigender Beyſtimmung ſich zu erflären. 
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Braunſchweig: ſtimmt ebenfalle für die Aufnahme des Herrn Lands 
grafen von Heffen- Homburg zum unmittelbaren Mitglieve des deutſchen Bundes. 


Meclenburg- Schwerin. Die Aufnahme des Fandgräflich'Heffen: 
Homburgifhen Haufes in den deutfchen Bund ft eine Öffentliche Anerfenntnig der 
Verdienſte dieſes altfürftlichen Haufes, fie ift aber auch ber Natur und Sache 
gemäß, Damit ein mitten in Deutfchland gelegenes Land und deutfche Unterthanen 
in diefer allgemeinen Nationals Verbindung begriffen und repräfentirt werden, 
Medlenburg: Schwerin flimmt daher in jeder Hinficht für diefe Aufnahme. 


Naſſau: wie Braunſchweig. 

Sachſen⸗Weimar: wie Oeſterreich und Preuſſen. 
Sachſen-⸗-Gotha: wie Sachſen-Weimar. 
Sachſen⸗Coburg: wie Sacfen : Weimar. 
Sachfen-Meiningen: wie Sachfen: Weimar. 
Sachſen⸗Hildburghauſen: wie Sachfen : Weimar. 
Mecklenburg-Strelitz: wie Mediendurg : Schwerin. 


Holftein-Didenburg: trete mit Vergnügen ven für die Aufnahme Seiner 
Durchlaucht des Herrn Landgrafen von: Heffen: Homburg und dee Landgraflichen 
Hauſes abgelegten ſaͤmmtlichen Stimmen bey. 


Anhalt⸗Deſſau: wie Holſtein⸗-Oldenburg. 
Anbalt-Bernburg: wie Holftein: Oldenburg. 
Anhalt⸗Koͤthen: wie Holftein- Oldenburg, 
Schmwarzburg-Sondershaufen: wie Holſtein⸗ Oldenburg. 
Schwarzburg-Rudolſtadt: wie Holſtein-Oldenburg. 
Hohenzollern-Hechingen: wie Oeſterreich und Preuſſen. 
Liecht enſtein: wie Hohenzollern: Hechingen. 
Hohenzollern: Sigmaringen: wie Hohenzollern: Hechingen. 
Walde: wie Hohenzollern: Hechingen, 

Reuß, ältere Linie: wie Hohenzollern: Hechingen. 

Neuß, jüngere Linie: wie Hohenzollern: Hechingen: 
Schaumburg⸗Lippe: wie Hohenzollern ; Hechingen. 

Lippe; wie Hohenzollern: Hedjingen. Ä 
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Die freye Stadt Luͤbeck. Sowohl eine gerechte Hulvigung der vicl- 
fachen Verdienſte des hohen Landgraͤflich⸗ Hefien Homburgifhen Hauſes um das 
deutfche Vaterland, als die Erwägung, daß ein felbitfländiger, in der Mitte von 
Deutſchland und in der Nähe feiner Grenzen belegener Staat dem deutfchen Bunde 
nicht fremd bleiben koͤnne und dürfe, reden dem Antrage dad Wort. 

Die freye Stadt Lübel ftimmt daher gern für die Aufnahme des gedachten, 
in jeder Hinficht zu Deutfchland gehörigen und mit dem Intereſſe deſſelben befreun: 
deten Staates in den deutihen Bund, unter Vorbehalt aller näheren Beſtim⸗ 
mungen , welche in Gemäßheit der Bundesakte und zur Vervollſtaͤndigung der 
organifchen Einrichtungen des Bundes, deßhalb weiter zu verabreden und zu be: 
fchlieffen fenn werden. . 

Die freye Stadt Frankfurt: wie Lübed. 

Die freye Stadt Bremen: wie Lübed. 

Die freye Stadt Hamburg: wie Lübed, | 

Praͤſidium: 309 aus den vorliegenden einpelligen Stimmen diefer Plenar⸗ 
Verſammlung den 

Beſchluß: 

Daß Seine Durchlaucht der regierende Herr Landgraf von Heſſen⸗Homburg 
und das Landgraͤfliche Haus in den deutſchen Bund aufgenommen, das Stimmen⸗ 
verhaͤltniß deſſelben aber einer weitern Anordnung vorbehalten werde. 


Folgen die Unterſchriften. 


- he —— — — 





Bey dieſer Befchaffenheit follte: man fich von einer Uebernahme neuer Laften : 
allerdings befreyt halten Tonnen. Indeſſen glaube ich bey der väterlichen Vorforge 
für Reis: und Staatödiener, welche der König mein allergnäpigfter Herr bey 
jever Gelegenheit in fo hohem Maaße bethaͤtiget, vorausfegen zu bürfen, daß 
auch dieſes neue, obgleich bedeutende Opfer Alerhöchftpiefelben nicht abhalten 
werde, durch ihren Beytritt eine Maasregel zu unterftügen, welche den Unterhalt 
einer fo großen’ Anzahl verdienter Reichsbeamten und leidender Familien dauernd 
gruͤnden ſoll. 

In der Vorausſetzung Allerhoͤchſter Genehmigung erklaͤre ich Daher die Zuſtim—⸗ 
mung zu dem in der XXII. dießjaͤhrigen Sitzung vorgetragenen Vertheilungsplan 
und den begutachteten Rebenbeſtimmungen für die Zukunft, mit Uebernahme 
der Penfionen vom 1. July diefed Jahres anfangend, 

Für das Bergangene behalte ich meinem Allerhöchften Hofe die aus 
einer vollftändigen Berechnung hervorgehenden Anfprüche bevor, fo wie auf den 
Fall, daß die vorgefihlagene Ausgleichung nicht allgemein angenommen werden. 
follte, dasjenige, was inzwifchen dieſſeits bezahlt würde, nur auf Abſchlag und 
Vorſchuß für die von Baiern zu leiftenden verhältnigmäßigen Beyträge zu berech⸗ 
nen waͤre. 

Großhe rzogthum Heſſen. Die Großherzogliche Regierung hat ſeit 
Aufloͤſung des Deutſchen Reichsverbands zum Unterhalt der Mitglieder und Ange, 
hörigen des ehemaligen Reichöfammergerichts mit ſtrenger Pünftlichfeit beygetras 
gen. Sie hat überdieg in die jüngft zu gleichem Zweck gebildete Huͤlfs-⸗Kaſſe einen 
anfehnlihen Vorſchuß geliefert, und bietet eben fo willfährig die Hand zu Der 
ganzlichen und balvigften Ausernanderfegung Diefer Angelegenheit, 

Unter volllommener Anerfennung der Einſicht und Mühe, womit die hierauf 
gerichteten, in den vertraulichen Berathungen vom 14. und 26, May mitgetheil: 
ten- Vorfchläge der Commiſſion verfaßt find, hätte man Großberzoglicher Seits 
gewünfcht, Daß aud die Dienftgehalte der, von verfhiedenen Höfen auf Nedy 
nung der Suſtentations-Verbindlichkeiten, in ihre Staatsdienfte übernommenen 
Mitglieder des ehemaligen Reichskammergerichts zu Kapital angefchlagen, glei - 
den Perfonen felbft, zur Vertheilung gebracht, und biernächft ven Höfen, welche 
jene entrichteten, an dem fie treffenden Antheil wieder abgefchrieben worden wären, 
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da fich Diefe Ieteren außerdem, andern Bundesſtaaten gegenüber, in einen Nach⸗ 
theil verfegt finden, welcher namentlich den Großherzoglichen Hof mittrifft: weß⸗ 
halb man, falls eine völlige Bereinigung zur Annahme des Commiſſionsplans 
nicht zu Stande ame, ſich alle geeigneten Anfprüche vorbehaͤlt. 

Stünde aber dieſe Vereinigung, wie gehofft wird, fofort zu erreichen; fo 
glaubt auch die Großherzogliche Gefandtfhaft, unter voraudgefegter Allerhoͤchſter 
Genehmigung, von obigem, in ftrengem Recht gegründeten Berlangen, für jetzt 
und hinfichtlih der Zukunft abgeben zu dürfen, infofern durch deffen Verfolgen 
ver Schluß einer Uebereinkunft aufgehalten oder verzögert würde, von welcher die 
geficherte VBerforgung fo vieler ehemaligen Reichsdiener abhängt, und bie in allem 
Betracht Ehrenſache für Deutfchland ift. 

Der Sefandte erklärt, daß er in Diefem Sinne einer auögefprochenen Mehrheit 
für Die Annahme des Vertheilungsplans, wie folcher vorliegt, beyzutreten bereit ift. 

Die freyen Städte, Luͤbeck, Frankfurt, Bremen und Ham 
burg. Die commiffarifchen Vorfchläge zur Ertheilung von Penſionen an die noch 
übrigen Mitglieder des vormaligen Reichslammergerichts und Dazu gehörigen Per; 
fonald, empfehlen fi durch die Grundſaͤtze der Billigfeit, welche in Deutfchland 
von jeher vorherrfchend waren. Durch die vorgefihlagene Bertheilung der Penſio⸗ 
niften wird die alte Matrifel, welche fowohl in rechtlicher Hinſicht, als wegen 
gänzlicher Veränderung der Verhältniffe, alle Bedeutung und Anwendbarkeit laͤngſt 
verloren hatte, vollends befeitigt. 

Der Plan diefer Vertheilung iſt einfach, macht weitere gemeinfchaftliche Bey 
träge, Deren Audmittlung, Berwaltung und Auffiht auf diefelbe überflüſſig, 
führt mithin ſchnell und fiher zum Zwed, und fpart Zeit und Mühe für wichtis 
gere Gefchäfte, 

Die freyen Städte flimmen daher ven commiffarifihen Anträgen und Bor 
ſchlaͤgen, wie folche in dem Protofolle der 22. Sitzung vom 26. März Diefes Jah⸗ 
red und im deſſen Beylagen unter Ziffer 47. und 48. näher verzeichnet find, voll 
fommen bey, und erflären jich bereit, die in Gemäßheit verfelben, Seite 232. 
auf ver Tabelle Lit. E. am Ende, angewiefene Hälfte der Penſion des Hofrath 
Diez mit 400 fl. jährlich, als gemeinfamen Antheil, zu übernehmen, auch von 
1. July dieſes Jahres an, demfelben auszahlen zu laſſen. 
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Hiernaͤchſt erfiattete der Koniglich Hannoͤvriſche Herr Gefandte 
von Martens in der Reichölammergerichtlichen Suſtentations⸗Sache weiteren 
Vortrag über einige Punkte, welche in der Borausfegung, daß Der Natural Ver⸗ 
theilungsplan angenommen wird, zu berückſichtigen ſeyn -Dürftän.. 

Hierher gehört die Berichtigung eines Gchreibfehlers im Manuferipte bey 
Beranfihlagung ver Quote der drey Anhaltifchen Hänfer, wobey jedoch Der Um⸗ 
ſtand eintrat, daß der dieſen Häufern zugefhriebene Protokolliſt Bach ſchon im März 
dieſes Jahres geftorben iſt; dann die Herabfeßung ver zu hoch angefhlagenen Haͤu⸗ 
fer Hohenzollern und Liechtenſtein, weßwegen ver Herr Referent darauf antrug, 
den Kopiſten Schubert mit 300 fl. Penſion, oder 972 fl. Kapital zwiſchen Anhalt 
und leßterwähnten Haͤuſern zu theilen. 

Der Herr Referent legt Die hiernad) entworfene Mepartition vor, umd führt 
Die Gründe aus, weldye diefer Abänderung das Wort ſprechen. 

Der Herr Gefandte der 16. Stimme, Freyberr von Seon— 
hardi, erkannte mit vielem Danke die große Muͤhe und gefaͤllige Bereitwilligkeit 
des Herrn Referenten, bie in dem $ 244. des Protokolls vorgetragenen Bemer⸗ 
fungen zu befeitigen. 

Sämmtlihe Stimmen waren mit vem Kern Referenten volllommen einver⸗ 
fanden und die vorgefchlagene Abänderung in der Vertheilung Wurde ſogleich 
getroffen. 

Der Herr Referent gieng fodann zur genauen Erörterung ber Anftände über, 
welche fich über die Penfionirung einiger Kammergerichtd » Profuratoren ergeben 
hatten; und es wurde hierauf 

befhloffen: 

1) Dem vornmaligen Profurator und Geheimen Rathe Billing; dann 

2) Dem vormaligen Profurator und Hofrath Sippmann, jedem 400 fl, 
zuzugeftehen, welche die Großherzoglich Mecklenburgiſchen Häufer, denen bereits 
biefe 800 fl. zugefhrieben feyen, unter beyde Penſioniſten zu theilen, fich bereit 
erflärt hätten ; 

3) Den Profurator Guͤlich außer Anſatz zu laffen; wogegen es Ä 

4) wegen des Profurator Hofrath von Boftell, ver von Preuffen übernom- 
men werde, bey ver Aufnahme in das Verzeichniß fein Verbleiben habe; envlich 
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da fich dieſe leßteren außerdem, andern Bundesſtaaten gegenüber, in einen Nach⸗ 
theil verfegt finden, welcher namentlich den Großherzoglichen Hof mittrifft: weß⸗ 
halb man, falld eine völlige Vereinigung zur Annahme des Commiſſionsplans 
nicht zu Stande kaͤme, ſich alle geeigneten Anfprüche vorbehält. 

Stände aber viefe Vereinigung, wie gehofft wird, fofort zu erreichen; fo 
glaubt auch die Großherzogliche Gefandifchaft, unter voraudgefegter Allerhöchfter 
Benehmigung, von obigem, in ftrengem Recht gegründeten Verlangen, für jegt 
und hinfichtlih der Zukunft abgeben zu Dürfen, infofern Durch deffen Verfolgen 
ver Schluß einer Uebereinkunft aufgehalten oder verzögert würde, von welcher bie 
geficherte Verſorgung fo vieler ehemaligen Neichödiener abhängt, und die in allem 
Betracht Ehrenſache für Deutfchland ift. 

Der Sefandte erklärt, daß er in diefem Sinne einer auögefprocdhenen Mehrheit 
für die Annahme des Vertheilungsplans, wie folcher vorliegt, beyzutreten bereit ift. 

Die freyen Städte, Lübel, Frankfurt, Bremen und Ham 
burg. Die commiffarifchen Vorfchläge zur Ertheilung von Penſionen an die noch 
übrigen Mitglieder des vormaligen Reichskammergerichts und Dazu gehörigen Per 
fonal8, empfehlen ſich durch die Grundfäge der Billigfeit, welche in Deutfchland 
von jeher vorherrfhend waren. Durch die vorgefchlagene Bertheilung ver Penſio⸗ 
niften wird die alte Matrifel, welche ſowohl in rechtlicher Hinficht,, ala wegen 
gänzlicher Veränderung der Verhältniffe, alle Bedeutung und Anwenpbarkeit laͤngſt 
verloren hatte, vollends befeitigt. 

Der Plan diefer Vertheilung it einfach, macht weitere gemeinfchaftlice Bey⸗ 
träge, deren Ausmittlung, Verwaltung und Aufſicht auf dieſelbe üͤberflüſſig, 
führt mithin fehnell und fiher zum Zwed, und fpart Zeit und Mühe für wichti⸗ 
gere Geſchaͤfte. 

Die freyen Städte flimmen daher den commiffarifihen Anträgen und Bor 
ſchlaͤgen, wie foldhe in dem Protokolle der 22. Sitzung vom 26. März dieſes Jah⸗ 
red und in deſſen Beylagen unter Ziffer 47. und 48. näher verzeichnet find, voll 
fommen bey, und erflären jich bereit, vie in Gemäßheit verfelben, Seite 232, 
auf der Tabelle Lit. E. am Ende, angewiefene Hälfte der Penſion des Hofrath 
Diez mit 400 fl. jährlich, als gemeinfamen Antheil, zu übernehmen, auch vom 
1. July dieſes Jahres an, demfelben auszahlen zu laſſen. 
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ſicht auf eine gefegnete diesjährige Ernte noch bedürfen follte; fonbern ſie iſt auch 
in Anfehung der Zukunft bereit, der vorgefchlagenen Uebereinfunft zur Sicherung 
der Freyheit des Verkehrs unter den Bunvesftaaten mit allen Arten von Getreide, 
Hülfenfrächten und Kartoffeln, wie auch Schlachtvieh, jedoch unter der Bedingung 
beyzutreten: daß 

1) Dieſe Uebereinkunft von allen zum Deutſchen Bunde gehörenden Staaten 
eingegangen, nicht aber von dem Beptritt berfelben für alle ihre nicht zudem Bunde 
gehörenden Staaten abhängig gemacht werde; | 

2) Daß die Uebereinfunft fi) darauf befchränfe, Daß die Erportation der Lan⸗ 
desprodukte nad) einem der Bundesſtaaten, fo wie der Handel der durchgehenpen 
Produfte von und nad) diefen Staaten, fo lange nicht gehemmt oder erſchwert 
werden folle, al3 darunter von den andern Staaten völlige Reciprocität beobachtet 
werde; Daß hingegen 

3) Unter den im Art. IV. des Entwurf, dem gemeinfchaftlichen Einverftänpnig 
unterworfenen Punkten, der Ausfuhrhandel in das Ausland und insbefondere zur 
See nicht begriffen werde, ald in Anfehung deffen Haunover ſich das völlig freye 
echt, fowohl was die Verfügung ald die Aufhebung folcher Befchränktungen bes 
trifft, welche die Umſtaͤnde erfordern und fo dringend madjen könnten, daß fie nicht 
erft gemeinfamen Berathungen unterworfen werden fönnten, vorbehalte, Diefer 
Vorbehalt geht aus der geographifihen Lage feiner Länder felbft herbor, wie Diefer 
Punkt denn aud in mehreren Abftimmungen, indbefondere für das Koͤnigreich 
Sachſen, für Holftein, Mecklenburg und Naſſau, nicht unberuͤckſichtigt geblieben iſt, 
und kann derſelbe um fo weniger der Abſchließung einer gemeinſamen Uebereinkunft 
hinderlich ſeyn, als eines Theild’ver Seehandel unter der vorgeſchlagenen Ueber— 
einkunft, welche nur benachbarte Land» Gebiete zum. Gegenſtand hat, nie begriffen 
geweſen üt, andern Theild aber die freye Ausfuhr zur See aus den nördlichen Kuͤ⸗ 
ftenländern Deutfchlands, weit entfernt, dem obern Deutfhland zum Nachtheil 
gereihen zu koͤnnen, vielmehr ihm zum Bortheil gereiche, weil ver größefte Theil 
ber Exportationen aus dieſen Ländern in Das obere Deutfchland nur über Holland 
‚geben Tann, mithin zuvoͤrderſt ‚eine Exrportation Seewaͤrts vorausſetzt, er eben: 
daher aber auch, und ſelbſt zum eigenem Beften bes oberen Deutſchlands, folchen: 
Beſchraͤnkungen weder untermprfen werben. kann noch muß, zu welchen fich diefes 


396. - 


nach feiner befonbern Lage durch eine gemeinfame Vereinigung in’ der Folge bewor 
gen finden fönnte. | 


Braunſchw eig und Naſſau. Braunſchweig, deſſen Erklaͤrung in der 
Z9ſten Sitzung vorbehalten worden, tritt dem Koͤniglich Hannoͤvriſchen Voto bey. 


Die freyen Staͤdte, Luͤbeck, Frankfurt, Bremen und Hamburg: 
Schon im Jahre 1772. wurde es von der Deutſchen Reichsverſammlung anerkannt, 
daß die damalige Getreidetheurung durch die in einzelnen Deutſchen Staaten ange⸗ 
legten Fruchtſperren nur vergroͤßert worden ſey. 

Auch die neueſten Erfahrungen haben dies beſtaͤtigt und gezeigt, daß wenn 
einmal eine Unterbrechung des freyen Handels eingetreten, die Folgen dieſer Stoͤ⸗ 
rung nicht zu berechnen ſind, daß ein Iſolirungs-Syſtem das andere herbeyfuͤhrt, 
und daß am Ende die Regierungen auf eine den Staaten keinen Gewinn bringende 
Weiſe, ſich mit direkten Verſorgungs-Maasregeln befaſſen muͤſſen, weil bey der 
Unſicherheit jeder Unternehmung allgemeine Muthloſigkeit die Oberhand gewinnt, 
und eben dadurch der einzelne Wucherer deſto freyeres Spiel erhaͤlt. 


Die Deutſchen Staaten ſind ſo reich an Getreide, und Deutſchlands Lage 
ift für ven Handelsverkehr mit noch kornreicheren Staaten ſo vortheilhaft, daß bey 
der allgemeinen und geſetzlich begruͤndeten Ueberzeugung, des Producenten ſo wie 
des Kaufmanns, es werden dem freyen Getreidehandel in keinem Deutſchen Staate 
Feſſeln angelegt werden, ohne Zweifel in jedem Jahre ſo viel Korn gebauet oder 
eingefuͤhrt werden wird, daß an eine wirliche Getreidenoth in Deutſchland nicht 
zu denken iſt. In Hinſicht des Schlachtviehs und anderer Lebensbeduͤrfniſſe wird 
gleiche Urſache gleiche Wirkung nicht verfehlen. 

Jedes Mittel, um dieſe allgemeine Ueberzeugung herbeyzuführen, iſt als ein 
Mittel der Erhöhung des deutſchen Wohlſtandes und der allgemeinen Sicherheit zu 
betrachten ; die freyen Städte, denen jede Art von Handelöfperre fremd ift, er 
flären fi daher gern bereit, mit alfen venjenigen Bunvesftaaten, welche fih Dazu 
geneigt bezeigen follten, die vorgefchlagene Uebereinfunft abzufchließen,. und hoffen, 
daß falls auch im gegenwärtigen Augenblid noch Fein Geſammtbeſchluß parüber 
zu Gtanve Fame, die Zahl ver an dieſer Verbindung theilnehmenden Staaten 
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fich doch mit jevem folgenden Jahre nur vermehrt fehen werde. Selbit wenn einige 
- Bundesftaaten vor der Hand nur auf cine befiimmte Zeitfrift beyzutreten wuͤnſch⸗ 
ten, dürfte Diefes nicht abzulehnen feyn, indem auch im befchränftem Maaße eine 
fichere Berechnung der Zufunft der völligen Ungewißheit vorzuziehen iſt. 

Zur Erleichterung dieſer Uebereinkunft, fo wie ähnlicher Berabrendungen über 
andere Gegenftände, in Unfehung deren der freye Verfehr in den deutſchen Bun: 
desſtaaten mehr oder minder befihranft it, glauben fie jedoch, daß es den einzelnen 
Bundesftaaten, welche e8 betrifft, frey bleiben müffe, fowohl in Hinſicht ihrer 
nicht zum Bunde gehörigen Länder, ald in Rüdjicht auf dad Ausland, wohin 
bie Durdjfuhr aus andern Bundesftaaten jedoch nicht zu flören feyn wird, die ihnen 
rathſam fcheinenden Verfügungen zu treffen. Der Seehandel mit Getreide wird 
indeß Feinen Befchränkungen irgend einer Art unterworfen werden Dürfen, weil Die 
vollfommene Freyheit deffelben Die nothwendige Bedingung ift, um auf einen jederzeit 
reichlich verfehenen Kornmarkt in den deutſchen Seeſtaͤdten rechnen zu koͤnnen. 

Sollte das gefammte Königreich ver Niederlande. der Vereinbarung beyzu: 
treten geneigt feyn, fo kann Diefes Dem Intereſſe Deutſchlands nur gemäß gefunden 
werden, und wenn die Schweiz den Beytritt wünfchte, dürften ſchon nachbarliche 
FSreundfchaft und Liberalität gegen unfere Stammgenoſſen Die Gewährung dieſes 
Geſuchs anrathen, ehe politifche Ruͤckſichten dabey in Betracht kommen Eönnen, 
Die Beforgniß, daß ein zu großer Rornvorrath durch die Schweiz nach Stalien 
ausgeführt werten möge, fcheint nicht erheblich zu feyn. Auch die Lombardei ift 
ein getreivereiched Land, und die Echweiz bezieht von dort in Der Regel mehr, 
als fie dahin verführt. Ganz Ober-Stalien würde feinen Ueberfluß an Getreide 
- vollends nur nordwärts abfegen koͤnnen, wenn e3 endlich gelänge, die Barbe- . 
veöfen zu entwöhnen, fih vom Raube zu nähren, und an der fruchtharen Küfte 
von Nordafrifa die alte Kornfamner Europend wieder berzuftallen. 

. Sa allem, was biö zur Bolendung der Dießjährigen Erndte für Die Erleich 
terung der Verſorgung einzelner Bundesſtaaten mit Getreide zu thun ſeyn duͤrfte, 
werden die freyen Staͤdte ſich mit Vergnuͤgen willig und bereit bezeigen. 

Sie ſchließen mit dem lebhafteſten Wunſch, daß dieſer erſte Verſuch den 
40. Artikel der Bundesakte in Anwendung zu bringen, ich weder vergeblich noch 
folgenlos zeigen moͤge. 

Prototk d. d. Bundesvesſ. III. Bd. | 51 
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Transrhenanifhe Suftentationg-Angelegenheit. - 
Königreih Sach fen. Zur Suftentation der uͤberrheiniſchen Geiſtlich⸗ 
feit beyzutragen, iſt eine dem Königreich Sachſen nicht obliegende Verbindlichkeit ; 
“mithin würden Seine Majeftät der König die Regulirung diefer Angelegenheit 
lediglich und im gerechteften Vertrauen ben betheiligten Höfen überlaffen. Da es 
aber auf eine ausprüdliche Genehmigung ber commilffarifchen gutachtlichen Vorſchlaͤge 
"und von ver Bundesverfammlung dießfalls audzufprechenden Befchlüffe anfömmt; 
fo bin ich nachfolgenden Anträgen: 

1) Daß der Termin, von welchem an die Zahlung der Penfionen von der Suſten⸗ 
tations-Kaſſe auf die Beſitzer des linken Rheinufers uͤbergehen ſolle, auf 
den 1. Juny 1815. feſtzuſetzen ſey; 

2) Daß die Rüdftände der uͤberrheiniſchen geiſtlichen Penſioniſten bis zu dieſem 
Schluß-Zermin auf den biöherigen Fuß zu berechnen find, Dabey jedoch von 
der Bundeöverfammlung zu ihren Gunften, Behufd Fünftiger Erhöhung 
diefes Fußes, bey den die Wenfionen übernehmenden Regierungen ſich zu 
verwenden ſey; und daß 

3) Die Hereinbringung der Ruͤckſtaͤnde, welche zur Zahlung der Penſionen bis 
| zum 1. Juny 1815. auf bisherigen Fuß erforderlich find, durch verhältniß- 
| mäßige Vorſchuͤſſe der Regierungen zu befchleunigen ſey; 
ausdruclich beyzutreten ermaͤchtigt. 
Kurheſſen und 
Daͤnemark, wegen Holſtein und Sachſen-Lauenburg: wie 
Koͤnigreich Sachſen. 
Niederlande, wegen des Großherzogthums Luxemburg: tritt, 
unter dem ſchon fruͤher geaͤußerten Vorbehalte, der Mehrheit bey. 
Mecklenburg⸗Schwerin und Strelitz: wie Königreich Sadıfen. 
HolfteinsDIidenburg, Anhalt und Schwarz burg: veßgleichen. 
Hohenzollern, Liehtenftein, Neuß, Schaumburgskippe, 
Lippe und Waldeck. Der Gefandte; der 16, Geſammtſtimme erflärt, 
Daß er in der transrhenaniſchen Suftentationd: Sache ber Majorität fih anzu⸗ 


fließen, inftruirt ſey. 
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Die freyen Städte, Luͤbeck, Frankfurt, Bremen un Ham 
burg: ebenfalld wie Rönigreih Sachſen. 

Praͤſidium: werde in der nächften Sitzung Entwurf Befchluffes in ber | 
transrhenanifchen -Suftentationd Sache vorlegen. 


6. 321. 


Militär: Pflichtigfeit in Beziehung auf Die Auswanderung 
freybeit von einem deutſchen Bundedflaat inden andern, 


Königreich Sachfen. Bey den nahe bevorftehenden Verhandlungen 
tıber die Militär; Angelegenheiten des veutfchen Bundes überhaupt, mit welchen die 
Militär Pflichtigkeit in enger Verbindung ſteht, find Die der dieffeitigen Geſandt⸗ 
ſchaft uͤber den letztern Gegenſtand zu ertheilenden Weiſungen noch zur Zeit aus⸗ 
geſetzt. 


(. 322. 
Competenz der Bundesverfammlung. 


Kurbeffen. Je weniger ich mic) ermächtigt hielt, das in Der 34. Sitzung 
vorgelegte Gutachten über die Competenz ſogleich und ohne vorgängige Berichts: 
erftattung , als verbindliche Directiv: Norm anzuerkennen, vefto mehr freue ich 
mich jebt, die Zuſtimmung Sr. Königlichen Hoheit des Kurfürften anzeigen zu 
koͤnnen. Niemand kann mehr ald Sie wünfchen, daß durch einen, die Bundesafte 
interpretirenden Beſchluß, der Umfang der, der Bundesverfammlung obliegenvden 
und zuftändigen Geſchaͤfts-Wirkſamkeit genauer beflimmt und vie Sffentliche 
Meynung darüber berichtiget werde, und hierzu bahnt das berührte Gutachten ven 
Meg. Weber einige Zufäße und Aenderungen in der Redaction wird man fi in 
vertraulichen Befprechungen leicht vereinigen, und fo wie man Rurheffifcher Seitz 
den deßfallſigen Bemerfungen Baierns in allem beytritt, fo glaubt man, daß die 
Einſchaltung weniger Worte hinreihe, um nach dem von Großherzoglich Heffifcher 
Seite geäußerten Wunſche deutlicher zu beſtimmen, daß nicht jede Abweiſung einer 
Klage als eine Juſtizverweigerung angeſehen werden koͤnne. 
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6 3X. 
Xransrhenanifhe Suftentationd:Angelegenbeit. 

Koͤnigreich Sad fen. Zur Suftentation der überrheinijchen Geiſtlich⸗ 
feit beyzutragen, ift eine vem Königreich Sachſen nicht obliegende Berbintlichkeit ; 
‚mithin würden Seine Majeftät der König die Regulirung diefer Angelegenheit 
lediglich und im gerechteften Vertrauen ven betheiligten Höfen überlaflen. Da es 
aber auf eine ausprüdliche Genehmigung der commiflarifchen gutachtlichen Vorſchlaͤge 
"und von der Bundesverfammlung dießfalls auszuſprechenden Befchlüffe anfömmt; 
fo bin ich nadhfolgenden Anträgen: 

1) Daß ter Termin, von welchem an die Zahlung der Penfionen von der Suſten⸗ 
tationd: Kafje auf Die Beſitzer des linfen Rheinufer übergeben folle, auf 
den 1. Suny 1815. feftzufeßen fey; 

2) Daß die Rüdftände der überrheinifchen geiftlihen Penfioniften bis zu dieſem 
Schluß⸗Termin auf den biöherigen Fuß zu berechnen find, dabey jedoch von 
der Bundesverfammlung zu ihren Gunften, Behufs Tünftiger Erhöhung 
dDiefes Fußes, bey den die Penſionen übernehmenden Regierungen ſich zu 
verwenden ſey; und daß 

3) Die Hereinbringung der Ruͤckſtaͤnde, welche zur Zahlung der Penſionen bie 
zum 1. Juny 1815. auf bisherigem Fuß erforderlid) find, durch verbältniß- 

- mäßige Vorfchüffe ver Regierungen zu befchleunigen ſey; 
ausprüdlich beyzutreten ermächtigt. 
Kurheſſen und 
Daͤnemark, wegen Holſtein und Sadhfen-Lauenburg: wie 
Königreich Sachen. 
Niederlande, wegen des Sroßherzogthums Luxemburg: tritt, 
unter dem ſchon früher geäußerten Vorbehalte, der Mehrheit bey. 
Meklenburg- Schwerin und Strelig: wie Königreich Sachſen. 
Holfteins-Didenburg, Anhalt und Schwarz burg: veßgleichen. 
Hohenzollern, Liehtenftein, Neuß, Shaumburgsfippe, 
Lippe und Walded. Der Geſandte der 16, Gefammtftimme erflärt, 
Daß er in der transrhenanifchen Suſtentations-Sache der Majoritaͤt fich anzu⸗ 
fließen, inftruirt ſey. 
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Die freyen Städte, Luͤbeck, Frankfurt, Bremen und Ham 
burg:-ebenfalld wie Königreich Sachſen. 


P rraͤſſidium: werde in der naͤchſten Sikung Entwurf Befchluffes in ber 
transrbenanifchen Suftentationd : Sache vorlegen. 


6. 321. 


Militär: Pflichtigfeit in Beziehung auf Die Auswanderungs: 
freybeit von einem Deutfhen Bundesſtaat in den andern, 


Königreich Sachfen. Bey ven nahe bevorftehenden Verhandlungen 
über Die Militär: Angelegenheiten des veutfchen Bundes überhaupt, mit welchen die 
Militär» Pflichtigfeit in enger Verbindung fleht, find die ver dieſſeitigen Gefandt 
fhaft über ven letztern Gegenfland zu ertbeilenden Weifungen noch zur Zeit außs 
geſetzt. 


“ 


(. 322. 
Competenz Der Bundeösverfammlung. 


Kurbeffen. Ze weniger ich mic) ermächtigt hielt, das in Der 34. Sitzung 
vorgelegte Gutachten uͤber die Competenz ſogleich und ohne vorgaͤngige Berichts⸗ 
erſtattung, als verbindliche Directiv: Norm anzuerkennen, deſto mehr freue ich 
mich jetzt, die Zuſtimmung Sr. Koͤniglichen Hoheit des Kurfuͤrſten anzeigen zu 
koͤnnen. Niemand kann mehr als Sie wuͤnſchen, daß durch einen, die Bundesakte 
interpretirenden Beſchluß, der Umfang der, der Bundesverſammlung obliegenden 
und zuſtaͤndigen Geſchaͤfts-Wirkſamkeit genauer beſtimmt und die oͤffentliche 
Meynung darüber berichtiget werde, und hierzu bahnt das berührte Gutachten ven 
Weg. Ueber einige Zufäße und Aenderungen in der Redaction wird man ſich in 
vertraulichen Befprechungen leicht vereinigen, und fo wie man Rurheffifcher Seits 
den vepfallfigen Bemerkungen Baierns in allem beytritt, fo glaubt man, daß die 
. Einhaltung weniger Worte hinreiche, um nad} dem von Großherzoglich Heffifcher 
Seite geäußerten Wunfche deutlicher zu beftimmen, daß nicht jede Abweiſung einer 
Klage als eine Zuftigverweigerung angefehen werden koͤnne. 

51” 


& 323 
PDenfiond:Regulirung der Deutfh: Drdend-Ritter. 


Kurheffen. Zur Vorbereitung des Befchluffes über vie Reklamationen der 
Srepherren von Mündıhaufen und von Woͤllwarth, ift in der 12. Sikung vom | 
vorigen Jahre beliebt worden, Inftructionen über drey generelle Fragen einzuholen. 
Hinſichtlich derſelben ift man Kurheſſiſcher Seits folgenden Dafürhaltens. 

1) Die Worte der Bundesakte legen die Verbindlichkeit zur Penſionirung der 
Deutſch⸗Ordens-Ritter ausdruüͤcklich nur denjenigen Staaten auf, welche Deutſch⸗ 
Drvdend: Güter erhalten haben. Dieſemnach ſcheinen zwey Faͤlle unterſchieden wer⸗ 
den zu muͤſſen: ” . 

a) Die Regierungen, welche die vom Weftphälifchen Gouvernement geſche⸗ 
henen Berfäufe beſtehen laffen, möchten um fo weniger zur Penſionszah⸗ 
lung gehalten feyn, als fie wirklich nichts erhalten haben, und die Reräuf: 
ferungen nicht einmal zum Nuten der Staatskaſſe, fondern des domaine 
particulier ded yormaligen Königs gefcheben find; 

b) Die Regierungen, welche die VBeräußerungen der Deutſch⸗Ordens-Güter 
als ungültig refeinpirt haben, und Dadurd) in ven Beſitz und Genuß der: 
felben gelangt find, haben die Verbindlichkeit zur Penjtonirung der Syndiz 
viduen, welche früher Nutznießer verfelben waren, jedoch nur in fo weit, 
als fie Dadurch reicher geworben find, daher vie Zinfen der verwenveten 
Einloͤſungskoſten over fonft übernommenen Laſten von dem Ertrag abzus 
rechnen feyn dürften, 

2) Rad der Analogie früherer ähnlicher Verfügungen, ift wohl nicht die 
Gütermaffe ded Ordens überhaupt, fondern nur jede Commende und jede einzelne 
Beiigung für die Penfion ihres Nutznießers, fo wie jede Balley für die auf fie 
radicirten Penfionen der Ordensbeamten verhaftet. Weil jedoch die Anwendung. 
dieſes Grundfaßed eine Härte für diejenigen enthalten würde, deren Commenden 
veräußert jind und nicht wieder eingelöfet werben, oder hey welchen die Einloͤſungs⸗ 
Summe dem Werthe fast gleich, kommt; fo fließt man fi) dem von Hannaver 
geäußerten Wunſche an, daß für dieſe wenigen unfchuldigen Opfer ein Zufchuß 
aus den weniger belafteten Befigungen des Ordens, durch gemeinſames Einver⸗ 


403 


var Grandrath betreffend (Zahl 201. des Einr. Prot.), vorträgt, und nach 
mitgetheiltem Inhalie ver Eingabe äußert der Herr Referent; daß es fich von Ans 
fprücen auf Die den Erben des Archivar Grandrath zukommenden Befoldungs: 
Ruͤckſtaͤnde handle, die nur bey ver Bundeöverfammlung geltend gemacht werven 
fönnten, wenigftens in ver Abficht, um die Auszahlung an Die Ranzleyperfonen, 
oder deren Erben, welche den Ruͤckſtand zu fordern hätten, vorläufig zu verhindern, 

Seyen vie Anfprüce zweifelhaft; jo babe vor allen Dingen bie competente 
. Behörde darüber zu entfiheiden, | 
| In dem vorliegenden Falle fey nun die wirfliche Eefjion der Granvrathifchen 
Echuld von der Abtey Ilbenſtadt an den Schultheißen Bermann nidyt befcheinigt, 
und wenn ed jebt auf Zahlungsanwerfung anfäme; fo müßte diefer Mangel vor: 
derfamft ergänzt werben, Auch würde ed angemeflen feyn, die Grandrathifchen 
Erben über pad Geſuch vorher zu vernehmen, obgleich es wahrfcheinlich wäre, daß 
auf die Schuld nichts abgetragen worden; indem eben dieſe Erben in einem bier 
hbergebenen Berzeichniß ver Beſoldungs⸗Ruͤckſtaͤnde ver verftorbenen Kammergerichts⸗ 
Kanzleyperfonen unter Nr. 22. mit einem Ruͤckſtand vom 1. July 1768. bis 23. Zuly 
1788. , welcher ſich auf 1426. Rthlr. 45 kr. beläuft, aufgeführt worden feyen. 

Der Herr Referent trägt indeffen vorerft Darauf. an, gegenwärtige Vorftellung 
zu den Akten, die Rüdftände der Rammergerichts » Ranzleyperfonen betreffend, 
legen zu laffen, damit feiner Zeit darauf Rüdficht genommen werden koͤnne. 

Einverftanden mit diefem Antrag, wurbe 

befhloffen: 

Die BVorftellung des Hofrath Dieß zu Weblar, als Bevollmächtigten des 
Schultheißen Bermann zu Vilbel, zu den Alten, die Rüdftände ver Rammerge: 
richtö : Ranzleyperfonen betreffend , legen zu laflen, damit feiner Zeit Darauf 
Ruͤckſicht genommen werben könne, | 


S. 327. 
Bratifilation für den vormaligen Reihspdireftorieliße 
ſandtſchafts⸗Sekretaͤr, Hofrath Herrlein zu Regensburg. 
Holſtein Oldenburg, Anhaltund Schwarzburg. Der Gefandte 
zeigt an, daß auch feine hoͤchſten Committenten die für den Hofrath Herrlein 
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Johanniter: Ordens nicht, rückſichtlich der Penfions s Berechtigung, den Mitglie⸗ 
dern des Deutſchen Ordens gleichzuftellen feyen? Da die Analogie ded 45. Artifels 
ber Bundesafte für Die Affirmative fpriht, fo nimmt man Kurbeffifcher Seite 
feinen Anftand Darauf anzutragen. 

Die freyeu Städte, Lüber, Frankfurt, Bremen, unn Ham 
burg: fchließen ſich ver Rurbeflifchen Abftimmung an. 


6. 325.‘ 


Reklamation des Grafenvon Bentheim, die Bertheilungeiner 
Schuldforderung von Linnenfamp und DOlfers an den 
Johanniter-Orden betreffen. 


Preuffen: Der Gefandte findet fih, in Betreff der von dem Zobanniter : 
Orden bey dem Haufe Linnenfamp und Olferd contrahircen Schuld, durch ven 
nunmehrigen Eingang feiner Inſtructionen in den Stand gefegt, in ähnlicher Art 
wie ſolches von Seiten des Koͤniglich Hannöverifchen Herrn Gefandten in der 36. 
Sigung d. J. gefhehen, zu erklären, dag er von feinem Allerhöchten Hofe in 
vollfommener Anerkennung: dieſer Gegenſtand fey zu ber in der 1Aten vorigjährigen 
Sitzung vorgefhlagenen Vereinbarung geeignet, jet autorifirt worden, mit den 
Herren Gefandten ber übrigen .betheiligten Höfe in eine dahin abzweckende Com; 
munication zu treten, | 


6: 326. 


Anſpruch des Schultheißen Bermann zu Bilbel, den Befols 
dungs:Rüdftanddesvormaligen Raiferlihen und Reiche; 
kammergerichts-⸗Archivar Grandrath betreffend. 


Die Berfammlung ging hiernaͤchſt zu den Privat - Reklamationen über; dem 
gemäß der | 

Herzoglih HolfteinsOldenburg, Anhalt und Shwarzbur: 
sifhe Herr Sefandte von Berg die Vorſtellung des Hofrath Dr. Dieß 
zu Weplar, als Bevollmädtigten des Schultheißen Bermann zu Vilbel, den Be; 
foldungs » Rüdftand des vormaligen Raiferlichen und Reichskammergerichts-Archi— 
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Drey und vierzigſte Sitzung. 
Geſchehen, Frankfurt den 14ten July 1817. 


In Gegenwart 
Aller in der vorigen Sitzung Anweſenden. 


Ausgenommen: 


Von Seiten Badens: des von dem Großherzoglich Badiſchen Herrn Geſandten, 
Freyherrn von Berſtett, ſubſtituirten Königlich Waritembergiſchex 
Geſandten, Herrn Grafen von Mandelsloh. 


Inhalt. 6. 329. Subſtitution des Herrn Grafen von Mandelsloh für den GroßherzoglichBadi— 
ſchen Gefandten. $. 330. Beyſtimmungen von Bayern und dem Großherzogthum 
Heffen, fodann Befhlug der Bundesverfammlung über die Reichskam— 
mergericht liſche SufentationssSadhe |. 331. Desfallfige Anweifung an die 
Dfennigmeifterey zu Wetzlar. $. 332. Zuftimmung vom Sroßherzogthum, Heffen, 
Gegenerinnerung des Königlih Niederländifhen Gefandten, nochmalige U ms 
frage und Beſchluß der Bundesverfammtlung über die transrhenanifce 
Suftentativnd Sache. $. 333. Vortrag über mehrere einzelne, die transrhenaniſche 
Suſtentations⸗Sache betreffende Reklamationen. 6. 334. Die in Gemaäßheit des ger 
faßten Beſchluſſes an die Suftentations s Commiffion zu erlaffende Anweiſung betreffend. 
6. 338. Abftimmungen bon Dfterreid, Baiern, dem Großherzogthum 
Heſſen, Dänemark' und den Niederlanden, über die Regulirung der 
Penfionen der DeutfhsDOrdenss Ritter; und Wahl einer Commiffion 
zur Berichterftattung über dieſen Gegenftand. $. 336. Abftimmungen von öſter⸗ 
reich, dem Großhergogthum Heffen, Dänemark und den Niederlan— 
den über die. Penfionsangelegenheit der Mitglieder ded Johanniter⸗Or—⸗ 
dens. $. 337. Erklärung von Öfterreig, Beytritt der iſten Stimm; 

Protok. d. d. Bundesverſ. III. BB. 52 
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An Antrag gebrachte Gratififation von 1700 fl. rhein. genehmiget, und ihren Bey⸗ 
trag Dazu 'bewilliget haben. In Anfehung der Bertheilungsmeife wird fi auf die 
darüber von Hannover gemachte Bemerkung und Refervation ‚bezogen. 


S. 328. | 
Einreichungs⸗Protokoll. 


Das Einreichungs⸗Protokoll wurde verleſen, und 

befdhloffen: 

Die Eingaben 3. 237. und 238. der bisherigen Commiff on zuzuftellen; 
Dagegen bie Vorftellung des ehemaligen Einregiftrirungs-Einnehmers Geibt zu 
Sranffurt (3.239.), da fid) der Rath viefer freyen Stadt wirflid) mit Erledigung 
feiner Angelegenheit befchäftige, einftweilen ad acta zu legen. 

Die Berfammlung gieng zur vertraulichen Befprechung über. 


Folgen die Unterſchriften. 


® 


Sortfegung des Cinreihungs; Protofolld von Nro. 237. bis 239, 


Nrv. 37. F. Matern, Militär-Kanzellift beygm vormaligen General-Gou- 
vernement in Frankfurt: bittet ald ehemaliger Kaiferlicher Öffentlicher 
Notar zu Wetzlar um die hohe gnädige Beruͤckſichtigung, Damit ihm eine 
gleihmäzige Unterfiügung, wie dem uͤbrigen mit ihm in gleicher Kategorie 
gefiandenen Neichdfammergerichtös Sanzley » Perfonale zu Theil werde. 

.Nro. 238. Beisler, Königlich Baierifher Hauptmann in Afchaffenburg: 
überreicht nachträglich zu der im Namen feined Vaters übergebenen Bor: 
ftellung eine Entſchließ ung der Sentral-Commiffion für die Rhein 
fhiffehrt dd. Mainz den 24. Juny 1817. zur hoben Einfiht 

Nro. 2339. Seibt, ehemaliger Großherzoglih Frankfurtiſcher Einregiftri- 
rungs-Cinnehmer: bittet um die gnäbige Verfügung, daß auf den gefaßten 
hoben Beihluß vom 29. May :d. J. bie von dem Senate der freyen 
Stadt Frankfurt deßfalls geforderte Aufkluͤrung baldmöglichft erflattet 
werde, und er ber Erledigung feines Geſuches .ohne weitern Affchub 
entgegen ſehen koͤnne. 








407 
6. 330. 
Reichskammergerichtliche Suftentationd-Angelegenheit. 


Nach wieder eröffnetem Protofolle zur Zortfeßung und Beendigung, ver im 
Berathung ftehenden Gegenftände und zwar: in der reichsfammergerichtlichen Su: 
ftentationg : Angelegenheit, erklärte 

Baiern: daß Seine Majeftät der König der in der 42. Sitzung abgelegten 
Abftimmung die Allerhöchfte Genehmigung verliehen hätten. 

Großherzogthum Heffen. Die Großherzogliche Geſandtſchaft kann 
in Folge der ihr ferner zugegangenen Inſtruirung beſtimmt beſtaͤtigen, daß ihr 
die in dem Votum, welches ſie in der vorigen Sitzung uͤber dieſen Gegenſtand zu 
Protokoll gegeben hat, vorbehaltene Allerhoͤchſte Genehmigung nicht fehlen wird, 
wenn Wuͤrttemberg und Baden, deren letzte Erklaͤrungen uͤber den Vertheilungs⸗ 
Plan der kammergerichtlichen Penſionaͤre noch ruͤckſtaͤndig ſind, ſich demſelben 
gleichfalls, fo wie ſolcher vorliegt, unbedingt anſchließen und ſomit der gemein: 
ſame Beſchluß über dieſe Angelegenheit, hinfichtlic; ver Zukunft, alöbald zu Stande 
kommt. 

Denn da die meiſten Höfe, welche fruͤherhin Kammergerichts-Mitglie⸗ 
der in Dienſte nahmen, dies vorzuͤglich deßßalb thaten, um auf dieſe Weiſe zum 
Unterhalte des Ganzen beyzutragen; ſo hatten ſie, wie dies insbeſondere der Fall 
des Großherzoglichen Hofes iſt, durch Zuſicherung der lebens laͤnglichen Aus— 
zahlung der ganzen KRammerzieler an jene Mitglieder, allerdings eine größere Laſt 
übernonmen, als die ihnen verhältnißmäßig obliegende, welche mit jedem KRamerals 
Todesfall jährlich vermindert worden wäre, ‘ | 

Ueberdies findet fich der Anſatz eines Kammer: Zieles für Heffen ‚ nad} richs 
tiger Berechnung um 416. Rthl. zu hoch geftellt. Auch hierauf will man inveffen 
für jetzt nicht beftehen, und dadurch aufs neue beweifen, wie gern der Großherzog: 
liche Hof in jeder Art vereinigend zu Werke gehet, ‚wofern nur das gemeinfame 
Einverftändniß über ven Commiſſions⸗Plan wirklich fofort zu erreichen fteht, unter 
welches Bedingung der Gefandte ſich zum Beptritt bereit erflären zu dürfen glaubte, 

und jebt Die ‚ausprüdliche Allerhoͤchſte Genehmigung deffelben mit Dergnügen zu 


erflären hat, nn u 
. * . .ı. 59% 
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Praͤſidium: verlas hierauf den Entwurf Beſchluſſes über die Suſten⸗ 
tation des Reichskammergerichts und die demſelben angefügte Ueberſicht der bewil⸗ 
ligten Penſionen vom 1. Januar 1817. 

Dieſe Ueberſicht wurde dem Protokolle unter 3.73: beygelegt. 
Saͤmmtliche Stimmen waren mit dem Entwurfe vollkommen einverſtanden, daher 
Beſchluß:? 

Die Bundesverſammlung hat ſchon ſeit ihrer Eroͤffnung ihre vorzuͤgliche und 
anhaltende Aufmerkſamkeit auf die Regulirung des Penſionsweſens der Mitglieder 
und Angehoͤrigen des vormaligen Reichskammergerichts zu Wetzlar auf eine dem 
Geiſt der deutſchen Nation, wie der Achtung für dieſes ehrwuͤrdige National⸗In⸗ 
ſtitut entſprechende Weiſe gerichtet; und nachdem ſie die desfalls an ſie ergangenen 
Reklamationen forgfältig geprüft und erkannt hat, daß ſelbige einen zwiefachen 
Gegenftand umfaffen, wovon der eine die begehrten angeblichen Gehaltsrüuͤck⸗ 
fände bis zu Ende des Jahrs 1816, ber andere aber die Seftftellung der Penfionen 
für die Zufunft vom 1, Januar 1817, an, betrifft; daß biefer letztere Gegenftand 
aber zu dringend fey, um fo lange aufgefhoben zu werben, bis Die Schwierigkeiten 
mancherley Art, welche ſich ſowohl bey der Eroͤrterung der Rechtsgruͤnde der in 
Anſpruch genommenen Ruͤckſtande, als der Mittel, welche zu deren Deckung in 
Vorſchlag gebracht worden, ſich beſeitigen laſſen werden, wenn ſchon auch dieſes 
fortdauernd ein angelegenes Geſchaͤft für Die Bundesverſammlung bleiben wird; 
daß ferner die proviſoriſchen Mittel, welche die Bundesverſammlung bey ihren Hoͤfen 
zu Anfang dieſes Jahres in Antrag gebracht, und von ihnen erlangt hatte, um den 
Hüulfsbeduͤrftigen ihre Sübſi iſtenz während der Dauer der Eroͤrterungen über die 
definitive Regulirung der Penfionten zu verfchaffen, dieſen Zweck nur unvollkommen 
und auf kurze Zeit haben erfüllen Tonnen, ohne dadurch Die Penfionirten auf eine 
für fie fo wuͤnſchenswerthe Weife für die Zufunft fiher zu ftellen, und die Nach— 
theile zu heben, welche nach Fangjähriger Erfahrung von einer uͤberdies mit Koſten 
verknüpften gemeinfamen Adminiſtration und Berechnung unzertrennlich find; fo 
bat’ fie fich zunaͤchſt darauf beſchraͤnkt, die von ihr entworfenen Borfchläge zu Definis 
tiver Regulirung der Penfionen für das Kammergericht und deſſen Angehörige für 
Die Zukunft vom 1. Januar 1817, ſowohl was die Summe ber einem jeden derſel⸗ 
ben zugubilligenden Penſion, als die Art, wie zu Dedung berfelben, mittelft Be 


6. 330. 
Reichskammergerichtliche SGuftentationd-Angelegenheit 


Nach wieder eröffnetem Protofolle zur Hortfeßung und Beendigung, de 
Berathung ftehenden Gegenftände und zwar: in der reichöfammergerichtlichen 
ftentationd Angelegenheit, erklärte 

Baiern: daß Seine Majeftät der König der in der 42. Sitzung abgeleg 
Abftimmung die Allerhöchfte Genehmigung verliehen hätten. 

Großherzogt hum Heſſen. Die Großherzogliche Geſandtſchaft ka 
in Folge der ihr ferner zugegangenen Inſtruirung beſtimmt beſtaͤtigen, daß i 
die in dem Votum, welches fie in ver vorigen Sitzung über dieſen Gegenſtand ; 
Protokoll gegeben bat, vorbehaltene Allerhöchfte Genehmigung nicht fehlen wird 
wenn Württemberg und Baden, deren leßte Erklärungen über ven Vertheilungs 
Plan ver Fammergerichtlihen Penfiondre noch rüdjtändig find, ſich demfelben 
gleichfalls, fo wie folcher vorliegt, unbedingt anſchließen und fomit der gemein: 
ſame Befchluß über dieſe Angelegenheit, hinfichtlid ver Zufunft, alsbald zu Stande 
kommt, 

Denn da die meilten Höfe, welche fruͤherhin Kammergerichts-Mitglie⸗ 
der in Dienfte nahmen, dies vorzuͤglich deßßalb thaten, um auf dieſe Weiſe zum 
Unterhalte des Ganzen beyzutragen; fo hatten fie, wie dies indbefondere der Fall 
des Großherzoglichen Hofes ift, durch Zuſicherung ver lebenslänglihen Aus 
zahlung der ganzen Rammerzieler an jene Mitglieder, allerdings eine größere Laft 
übernonmen, als die ihnen verhältnigmäßig obliegende, welche mit. jedem Kameral—⸗ 
Todesfall jährlich vermindert worden wäre, ’ Ä 

Ueberdies findet ſich der Anfag eined Kammer: Zieled für Hefien ‚ nach rich⸗ 
tiger Berechnung um 416. Rthl. zu hoch geſtellt. Auch hierauf will man indeſſen 
fuͤr jetzt nicht beſtehen, und dadurch aufs neue beweiſen, wie gern der Großherzog: 
liche Hof in jeder Art vereinigend zu Werke gehet, ‚wofern nur das gemeinfane 
Einverftändniß über den Commiſſions⸗Plan wirklich fofort zu erreichen fteht, unter 
welcher Bedingung der Gefandte ſich zum Beytritt bereit erflären zu dürfen glaubte, 
und jet die ausdruͤckliche Allerhoͤchſte Genehmigung beffelben mit Vergnuͤgen zu 
erklaͤren hat. en 
' er. 528 
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Praͤſidium: verlas Hierauf den Entwurf Beſchluſſes über die Suſten⸗ 
tation des Neichöfammergerichtd und die demſelben angefligte Ueberficht der bewil⸗ 
figten Penfionen vom 1. Januar 1817. 

Diefe Ueberficht wurde dem Protofolle unter 3. 73. beygelegt. 
Sämmtliche Stimmen waren mit dem Entwurfe vollfommen einverflanben, daher 
Beth Lu Pf: 

Die Bundedverfammlung hat ſchon feit ihrer Eröffnung ihre vorzüglihe und 
anhaltende Aufmerffamfeit auf die Regulirung des Penfionswefend der Mitglieder 
und Angehörigen des vormaligen Reichöfammergerichts zu Weblar auf eine dem 
Geift der deutfchen Ration, wie der Achtung für diefed ehrwuͤrdige Rational s Ins 
ftitut entfprechende Weife gerichtet; und nachdem fie die desfalls an fie ergangenen 
Reklamationen forgfältig geprüft und erfannt hat, daß felbige einen zwiefachen 
Gegenftand umfäffen, wovon der eine die begehrten angeblichen Gehaltsruüͤck⸗ 
ftände bis zu Ende des Jahrs 1816, der andere aber die Feſtſtellung der Penfionen 
für die Zufunft vom 1, Januar 1817. an, betrifft; daß biefer letztere Gegenftand 
aber zu dringend ſey, um fo fange aufgefhoben zu werben, bis die Schwierigkeiten . 
mancherley Art, welche fi) fowohl bey der Erörterung der Rechtsgruͤnde der in 
Anfprud; genommenen Rüditände, als ver Mittel, welche zu deren Dedung in 
Vorſchlag gebracht worden, fich befeitigen laffen werden, wenn ſchon auch dieſes 
fortdauernd ein angelegened Geſchaͤft für Die Bundesverfammlung bleiben wird; 
. daß ferner die proviforifchen Mittel, welche Die Bindedverfammlung bey ihren Höfen 
zu Anfang dieſes Jahres in Antrag gebracht, und von ihnen erlangt hatte, um ben 
Huͤlfsbeduͤrftigen ihre Sübſi iſtenz während ver Dauer der Eroͤrterungen über die 
Definitive Regulirung der Penfionen zu verfchaffen, dieſen Zweck nur unvollkommen 
und auf furze Zeit haben erfüllen Tonnen, ohne dadurch die Penfionirten auf eine 
für fie fo wünfchenswerthe Weife für die Zufunft ſicher zu ftellen, und die Nady 
theile zu heben, welche nad) Iangjähriger Erfahrung von einer uͤberdies mit Koften 
verfnäpften gemeinfamen Apminiftration und Berechnung unzertrennlid find; fo 
bat fie ſich zunaͤchſt Darauf beſchraͤnkt, bie von ihr entworfenen Vorſchlaͤge zu Definis 
tiver Regulirung der Penfionen für das Rammergericht und deſſen Angehörige für 
die Zufunft vom 3. Januar 1817, ſowohl was die Summe ber einem jeden derſel⸗ 
ben zuzubilligenden Penſion, als die Ark, wie zu Dedung berfelben, mittelft Be; 
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. 4) Den zwoff reitenden und Kußboten, welde in dem beygehenden Verzeichniß 
- sub, 3. 73. fpecifichrt find, wird an bie Stelle ihres bisherigen Gehalts und Emo⸗ 
Iumente einem jeden eine Penflon von jährlicd) 200 fl. bewilligt. 

5) Sindet ver Deutfche Bund ſich bewogen, den in dem beygehenden Verzeich⸗ 
niffe sub 3. 73. benannten Advokaten und Profuratoren einen jährlihen Gnaden⸗ 
Gehalt in drey verfchiedenen Klaffen, ohne Recht des Aufrüdens, zu 800, 1000, 
and 1500 fl. in dem Maaſe zu Bewilligen, daß den Hoftäthen Lange, Buchholz, 

Abel und Sombel ein Gnaden-Gehalt, jedem von . . . 1300. 
den Hofräthen Frech, Tild, Buff und von Boſtell sen. jedem von . 1000 » 
den Hofräthen von Sachs, Helferih, Mainoni, A. v. Boftell und Dieg, 
| jedem von . s . 0. 2.8900 + 
zugeſtanden werbe; aud) erhaften der Geheime Rath Biffing und Hofrath 
Sippmann jeder zu ihren bereits genießenden Befoloungen eine Zuſchuß⸗ 
Penfion von . . . . oa . . 400: >» 


4) Die Notarien und Protofolliften Aßmann, F. A. Bad, C. Blum, Kluthe, 
Thomas, Hepp, Kleber, Gottſchalk uud Maierhöfer, ein jeder einen Önabens 
Gehalt von jährlich 200 fl.. 

$. 2. Die Zahlung diefer Wenfionen und Zufchußpenfionen erfolgt in dem 
Maaße, dap 
1) Für den Zeitraum vom 1. Januar bis ult. Zuny 1817, felbige, fo weit 
dieſes nicht ſchon gefhehen, aus den von den Bundesſtaaten zu Anfang dieſes 
Jahres bewilligten Vorfhüffen, den laufenden Zinfen der Akliv⸗Kapitalien vom 
1. Januar bis ult. Juny 1817. und den fuͤr dieſen Zeitraum in die Pfenning⸗ 
meiſterey gefloſſenen aͤlteren Kammerzielern aus der Pfenningmeiſterey baar, oder 
durch Ueberweiſung an die Staaten, welche aus dieſem Grunde noch Zahlungen 
an die Pfenningmeiſterey zu leiſten haͤtten, berichtigt werden, wohingegen der, 
nach erfolgter Zahlung der obengedachten Penſionen und Zuſchußpenſionen, auch 
gehoͤrig zu belegenden Adminiſtrationskoſten, etwa noch bleibende Ueberſchuß einſt⸗ 
weilen zu aſſerviren iſt, um ſelbigen kuͤnftig bey Regulirung des praeteriti mit 
zu verwenden. 

BDVom 1. July dieſes Jahrs an werden keine Zahlungen pro futuro aus 
der Pfenningmeiſterey geleiſtet, ſondern es werden dieſe Penſionen den einzelnen 
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Penſionaͤren nad) einer zwifchen den beytragenden Staaten: getroffenen Uebereins- 
kunft von dem ober denjenigen Staaten unmittelbar geleiftet, welche diefe Penfios 
naͤre, es fey auf bie Tilgung ihrer, dem Kammergericht ſchuldigen Aktiv⸗Kapi⸗ 
talien oder an die Stelle ihres bisherigen Beytragd zur Suftentation des Kammer⸗ 
gericht übernommen haben, als welche in dem beygefügten Berzeichniffe sub... 
3.73, am Rande einer jeden Penfi on angezeigt find, 


8. 3. Gegen Zahlung der ſolchergeſtalt von einzelnen Staaten uͤbernommenen 
Penſionen, ſind ſelbige ſowohl von aller Ruͤckzahlung ihrer bisher dem Kammer⸗ 
gericht ſchuldigen Kapitalien odes deren Zinſen vom 1. July 1817. an, als von 
allem Anſpruch auf fernere Beytraͤge zur Suſtentation des Kammergerichts, ſelbſt 
in dem Fall befreyt, wenn durch das nach dem heutigen Tage erfolgende Abſterben 
eines von ihnen uͤbernommenen Penſionaͤrs, die von ihnen uͤbernommene Laſt 
vermindert werben ober aufhören ſollte. 

. " Wie indeß 1), dad yon dem Haufe Solms⸗Lich dem Kammergericht ſchuldige 
Kapital von 27,611 fl. 45 Er. größten Theild nicht in Renten verwandelt, fondern 
an Seine Königliche Hoheit ven. Kurfürften von Heflen, zur Bezahlung des von 
ihm dem Kammergericht vorgeliehenen Kapitald von 18,000 fl. hiemit und mit 
deſſen Zuſtimmung cedirt und überwiefen wird; fo bleibt diefer Theil des gedachten 
Kapitals in feiner völligen Kraft, und treten Seine Königlihe Hoheit der Kurfuͤrſt 
von Hefien in Anfehung deffelben und der deßfalls conftituirten oder nöthigenfalls- 
noch zu conſtituirenden Hypothek in alle Rechte des bisherigen Glaͤubigers, ſowohl 
was das Kapital ſelbſt und deſſen Kündigung und Erhebung, als die vom 1. July 
1817. davon zu bezahlenden Zinſen anbetrifft, wohingegen der uͤberſchießende Theil 
des Kapitals von 9,611 fl. 45 kr. durch die von Solms⸗Lich Dagegen übernommene 
Zahlung der Penſion erlifcht, aud wird 

2) Das von Sfenburg dem Kammergericht ſchuldige Kapital von 540 fl, auf 
Kurheſſen mit allen Rechten übertragen. | 


$&4 In Hinfiht der Zahlung‘ der ſolchergeſtalt vertheilten Penſionaͤre iſt 
annoch feſtgeſetzt: 

1) Daß dieſe Penſionaͤre in Deutſchland leben koͤnnen, wo ſie wollen, und 
nicht gehalten ſind, wieder in Dienſte zu gehen, es ſey an ihrem Wohnort oder 
auſſerhalb deſſelben; doch koͤnnen fie die Zahlung ohn⸗ Einwilligung deſſen, der 
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fie zu leiſten bat, an feinem andern Ort ald in Weblar oder Frankfurt nad) ber 
Wahl veffen, ver die Zahlung leiftet, begehren, 

2) Die Zahlungen werden, falls nicht den Einzelnen: ein 1 Anderes zugeflanden 
wird, vierteljährig geleiftet. 

3). Sollte ein oder der andere Penfionär wieder in befoldete Dienfte treten, 
oder ihm Fünftig fein bisheriger Schalt erhöhet werden, fo ift zwar dieſer Gehalt 
oder dieſe Gehaltserhöhung zum Vortheil deffen, der die Penfion zu zahlen über: 
nommen hat, an diefer abzuſetzen; fofern jedod) dieſer Gehalt oder erhöhete Gehalt 
die Summe der Penfion nicht erreicht, bleibt der Staat, welcher diefe übernomz 
men hat, die Ergänzungsfumme dem Penfionär zu zahlen verbunden. 


9) Wo mehrere Staaten zur Bezahlung einer Penſion concurriren, ift verab; 
redet, Daß fie fich eines gemeinfamen Banquiers in Frankfurt, ver Zahlung halber, 
vergleichen wollen, damit ver Penfionär auf eine einzige, Den Umftänden nad) 
in duplo u. f. f. auszuftellende, Quittung und auf ein Lebensatteftat die volle 
Zahlung erheben koͤnne. 


5) Nach Abſterben eines Penſi ĩonaͤrs genießen deſſen Erben die Penſion noch 
bis zu Ende des Quartals, in welchem er verſtorben iſt, doch haben ſie auf ein 
Gnaden-Quartal feinen Anſpruch. 

$. 5. Wenn uͤbrigens die Bundesverſammlung ſich mit Freude von ihren Com⸗ 
mittenten berufen ſieht, durch den gegenwaͤrtigen Beſchluß einen oͤffentlichen ſelbſt⸗ 
redenden Beweis zu geben, daß der Geiſt deutſcher Milde, wie er ſich in dem 
Deputations-Abſchiede von 1803. zum Vortheil entlaſſener Staatsdiener ſo laut 
ausgeſprochen, ſich nach allen Stuͤrmen der Staatsumwaͤlzungen unveraͤndert in 
Deutſchland erhalten hat, und in noch ſchoͤnerm Lichte uͤber die Grenzen der Ver; 
bindlichfeit hinaus ſich in ver Negulirung Der Fünftigen ‚Penfionen für die Mit: 
„glieder und Angehörigen des Kammergerichts darſtellt; fo findet die Bundesver⸗ 
Jammlung ſich nicht minder berufen, aud) dem für jetzt noch unerledigten Theil ver 

| fanımergerichtlichen Anfprüche, welche das praeteritum bis zum Schluſſe des Jahrg 
4816. betrifft, ihre Sorgfalt zu wiomen, und wird fowohlin Erörterung der Rechtöz 
gründe für dieſe Anſpruͤche als in Erforſchung der Mittel, welche zu ihrer Befrie⸗ 
digung dienen koͤnnen, gern ben Mitgliedern des Kammergerichts neue Beweiſe 
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geben, wie angelegen es ihr ift, zu dem mitzuwirken, was nach allen Umſtaͤnden 
zu Ihrem Bortheil geſchehen kann. | r 


S. 331. 


Praͤſ idium: machte hiernaͤchſt den Antrag, der Pfenningmeiſterey des 
vormaligen Kammergerichts zu Wetzlar zu eroͤffnen, daß nachdem in der heutigen 
Sitzung der Bundesverſammlung der Penſionszuſtand der Kammergerichts⸗-Mit—⸗ 
glieder und mit Penſionen begnadigten Angehoͤrigen deſſelben definitive feſtgeſetzt 
worden und in den naͤchſten Tagen zur allgemeinen Kenntniß gebracht werde, es 
bey dem unterm 3. July d. J. erlaſſenen Zahlungsverbot annoch vorerſt verbleibe, 
- and die Pfenningmeiſterey anzuweiſen ſey, wo möglih gegen ven 17ten d. M. 
einen kurzen Etat des am heutigen Tage vorhandenen Kaſſenvorraths einzuſenden 
und ſodann weitere Verfuͤgung zu erwarten. 

Saͤmmtliche Stimmen waren damit einverſtanden, daher 


| | Befchluß: 
Die Pfenningmeiſterey zu Wetzlar dem Präfivial-Antrag gemaͤß anzuweiſen. 


§. 332. 
Transrhenaniſche Suſtentations-Sache. 

Großherzogthum Heſſen. Großherzogliche Gefanvtfhaft iſt ange: 
wieſen, die zu den Antraͤgen des Herrn Referenten in der 13. Sitzung vorigen 
Jahres bereits erklaͤrte Beyſtimmung, umfaſſend die in dem damaligen Kaiſerlich 
Oeſterreichiſchen Votum hervorgehobenen drey Haupt⸗Punkte, auf das vollkom⸗ 
menſte zu beſtaͤtigen. | 

Sn Anfehung der dieffeitigen Theilnahme pro praeterito hat der Gefandte 
zu bemerken, daß die Großherzoglichen Kaffen mit verfelben Puͤnktlich⸗ 
feit, mit welcher fie auch in den Zeiten der größten Bedraͤngniß, die anf ihnen. 
Inftenden Penfionen aller Art berichtigten, aud) Die Beyträge der auf fie angewiefenen 
Doppelt: Präbenvirten an die Frankfurter Suſtentations⸗Kaſſe abgeführt haben; 
daß alfo hinfichtlich Berjenigen Doppelt» Präbenpirten, welche ihre Penſior vom 
Großherzogthum Heffen empfangen, bis zum i. Juny 1815. keine Beytrage in in 
Ruͤckſtand ſind. 
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Was aber die Nüdftände betrifft, welche Die von der Suftentationd + Kaffe an 
das Sroßherzogthum übermwiefenen Penfioniften zu fordern haben, fo werben foldhe 

1) Dis zum 1. Juny 1815; aud den noch rüdftändigen Beyträgen der Doppelt: 
Präabendirten, 

2) Bom 1. Zuny 1815. an bid zum 1. July 1816, von den Mächten zu berich⸗ 
tigen ſeyn, welche während dieſes Zeitraums im Beſitze der Einkuͤnfte des nun: 
mehr Großherzoglichen Landestheils auf der Iinfen Rheinfeite gewefen find. 

Bom 1. July 1816. an, wird die Großherzogliche Regierung, indem fie den 
Doppelt: Präbenpirten ihre Penjionen ohne Abzug verabfolgen läßt, die von ver 
Suftentatione : Kaffe auf fie übergegangenen Wormfer Penfionen unverzüglich zur 
"Zahlung anweifen laffen, und würde es bereitd gethan haben, wenn nicht bey näherer 
Erforfchung ver Verhältniffe, ſich es gezeigt hatte, Daß einige Diefer Penftoniften unter: 
defien von der Großherzoglichen Regierung eine vollftändige Berforgung Gum Theil 
eine vollftändigere als fie vo x 1803. hatten) oder Penfions, Zulagen erhalten haben, 
in Anfehung deren daher eine befondere Ruͤckſicht vieleicht nöthig ſeyn dürfte, 

Ueber die von diefer Verſammlung ausgefprochene Empfehlung ver Penftonäre 
zu thunlichſter Verbefferung ihrer Fünftigen Bezüge, Tann der Gefandte viefelbe 
Anfiht und Berüdfichtigung von Geiten feines Allerhöchften Hofes verfichern, vie 
in der 18. Situng Königlid) Preuffifcher Seits erklärt worben ift. 

Eben fo wird man ſich hinfichtlicdy der bey der Suftentationd: Kaffe angeftellten 
Beamten ber für liberale Grunpfäße ftimmenpen Mehrheit fehr gern anſchließen. 

Großherzogliche Geſandtſchaft glaubt mit gegenwaͤrtiger Abſtimmung zugleich 
die dieſſeitige Erwiederung der in der eilften dießjaͤhrigen Sitzung an ſie gerichteten 
Aufforderung in Bezug auf die, in deren Protokoll 5. 52. erwähnten, Geſuche 
mehrerer Mitglieder von Maynzifchen Stiftern, dahin verbinden zu Fönnen, daß 
von Seiten des Großherzoglichen Hofes bereits unterm 9. April eine Commiſſion 
ernannt worden ift, um Das Vermögen und die Angehörigen aller in Diefer Kate: 
gorie ftehenden Corporationen zu eruiren, und DaB man gern zu einer Vereins 
barung mit den übrigen betheiligten Höfen die Hand bieten werde, a Weßhalb der 
Geſandte zugleich beauftragt worden ift, die Gefandtfchaften der übrigen auf dem 
rechten Rheinufer betheiligten Höfe um Einpolung gleichmäßiger vorlaufiger 
Erklaͤrungen anzugehen. 

. 53 * 
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Praͤf id ium: legt den Entwurf Beſchluſſes in der mransrhenaniſchen Suſten⸗ 
tations⸗Sache vor. 

Saͤmmtliche Stimmen/ mit Ausnahme Luxemburgs, waren damit einver⸗ 
ſtanden. 
Niederlande, wegen des Großherzogthums LZuxemburg. Bey 
der Verleſung des Conclusi aͤußerte der Luxemburgiſche Herr Geſandte: er koͤnne 
nicht umhin, auf das lebhafteſte gegen den Artikel zu widerſprechen, der die 
Befriedigung der von Luͤttich und Stablo auf den Juny 1815. befchränft. Bey 
der ſchwierigen Lage dieſer Sache, und da weder der Koͤnig der Niederlande, noch 
der Deutſche Bund ſich zu der Differenz vom Juny 1815 — Juny 1816. entſchloſſen 
haͤtten, blieb noch dieſe Auskunft, dieſe Leidenden aus den moͤglichen Ueberſchüſſen 
zu befriedigen. Er beſtreite nicht mehr, was die Majora ſchon beliebt haͤtten, 
vom Juny 1815. die Doppelt⸗Praͤbendirten nicht mehr beytragen zu laſſen. Allein 
bis dahin ſeyen ſie verpflichtet geweſen und der Ueberſchuß kann dazu dienen. Alle 
ſeine Abſtimmungen haͤtten das vorbehalten, und die Berechnung komme ihm nicht 
ſo ſchwer vor, als man es darſtellt. Daß daruͤber paciscirt oder die Sache ſchon 
erledigt ſey, ſey ihm gar nicht Mar und erinnerlich; und er müffe auf Das Gewiſſen 
der Herren und neue Abftimmung und Umfrage provociren. 
Praͤſidium: halt fih um fo vollfommener überzeugt, daß die Meynung 
der hohen Bundesverfammlung nur dahin gehen Fönne, Daß die Doppelt: Prä: 
benpirten nicht weiter, ald bis zum 1. Juny 1815. zur Suftentationd + Kaffe bey: 
zutragen haben follen, als widrigenfalld eine offenbare Ungerechtigkeit begangen 
werden würde: Es ift nicht möglich einen Grund aufzufinden, aus welhem man 
diefe den Doppelt: Praäbendirten auferlegte, ſchon an und für fi Feiner Rechtfer⸗ 
tigung empfängliche Laſt noch über den Termin follte hinaus erſtrecken koͤnnen, 
von welchem an die natürliche Verpflichtung derjenigen eben fo offenbar eintritt; 
welche in den Beſitz der betreffenden Gebiete, worauf Die Penſions-Obliegenheit 
laftet, gekommen find, als offenbar gar Feine Urfache denkbar ift, warum von 
dieſem Termine an, denfelben dieſe Ihnen fo leichte Pflicht auf irgend eine Weiſe 
erleichtert werden follte. Für dieſe Anficht, Die mir die einzige, der Gerechtigfeit 
entfprechende fcheint, würde ih mich auch alsdann laut ausfprechen, wenn idj 
nicht, wie es der Fall ift, von der Vorausfeßung auszugehen hätte, Daß fie bereits 
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Son ber hohen Verſammlung ald vie wahre anerkannt fep. Um Diefes aber nody 
näher zu befräftigen, erfuche ich, nad) dem geäußerten Wunfche des Niederländi 
ſchen Herrn Gefandten, die hohe Verfammlung, ſich Darüber neuerdings zu 
erklaͤren. 

Nach gehaltener Umfrage ſtimmten ſaͤmmtliche Herren Geſandten einhelig 
Der vorſtehenden Prafivial:Erflärung bey, daher 

Beſchluß: 

Die Bundesverſammlung hat, in Vollziehung des 15. Artikels der Bundes⸗ 
akte, die Unterſuchung und Regulirung der Suſtentations-Kaſſe und der Penſio⸗ 
nen fuͤr die uͤberrheiniſchen Geiſtlichen und deren Dienerſchaft, welche aus ſelbiger 
bisher gezahlet worden und in Gemaͤßheit dieſes Artikels auf die Beſitzer des linken 
Rheinufers übertragen werden, zu einem Der erſten und vorzüglichften Gegen, 
ftände ihrer Berathung gemacht. 

Sie hat nicht ohne Leidweſen aus dem ihr vorgelegten Zuftande der Kaſſe und 
ven häufig bey ihr eingegangenen: Reflamationen erfennen müſſen, daß ungeachtet‘ 

1) Der wohlthätige Zweck viefer durch den Reichöveputationd: Schluß vom 
Jahre 1803 errichteten Kaffe nur dahin hat befchränft werden müffen, denjenigen 
Mitgliedern und Angehörigen der auf dem linfen Rheinufer aufgehobenen Stifter, 
welche ſich auf-das rechte Rheinufer begeben hatten, denen aber bey Ermangelung 
oder Unzulänglichfeit von Gütern, welche Diefe Stifter auf Dem rechten Rheinufer 
befeffen hatten, entweder gar feine, oder Feine hinreichende Penfion aus den Re: 
venuen derſelben angewiefen werden Fonnte, eine Unterftügung zu verfchaffen , 
Die den Kräften diefer Kaffe angemeffen war, ver fein andrer Fond angewiefen 
worden, als das den mehrfach Praͤbendirten auf dem rechten Rheinufer auferlegte 
Opfer von „ von den ihnen übrig gelaſſenen S ihrer ehemaligen Revenuen; 
und ungeachtet 

2) Die auf den Grund des Ertrags der erſten Jahre dieſer Beytraͤge in Vor— 
ſchlag gebrachte fo genannte Congrua aͤußerſt gering beſtimmt worden und bey- 
der bald fich gezeigten Unzulänglichfeit der Zahlungsmittel, noch in Anfchung 
aller derer, für welche fie höher alö zu SOO fl. angefchlagen worden, fehr bedeu 
tend herabgefegt werben müſſen; dennoch felbft diefe fehr geminderte Suſtentation 
Ben Dazu Berechtigten nur fo langfam und unvollfiommen habe gereicht werden können, 
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daß die allermehreften biefelbe zu Ende des Jahres 1816. nur erft bid zum 1. 
Auguſt ded jahres 1814, erhalten hatten, und ber geringe Kaffenvorrath felbit 
das dritte Drittheil des Jahrgangs vom 1. December 1813, bis 1. December 1814. 
zu decken vorerft nicht erlaubte. 

Bey Erörterung der aus dieſem Zuflande erwachfennen Frage, wie viel noch 

an ruͤckſtaͤndigen Beyträgen den Doppelt:Präbendirten zugemuthet werben koͤnne 
und müffe, um auf der einen Seite den aus diefer Kaffe bisher unterhaltenen Geiſt⸗ 
lichen und Dienerfchaft ihren nothourftigen Unterhalt in erforderlihem Maaße bis 
zu dem Zeitpunkte zuzuſichern, wo nad) dem Sinne der deutſchen Bundes und Wie: 
ner-Congreßakte die Laft ihrer Wenfionirung auf die jeßigen Beſitzer des linken 
Pheinuferd übergeht, auf der andern Seite aber die auf eine beyfpiellofe Weife 
den Doppelt Präbendirten auf dem rechten Rheinufer auferlegte Laft der Unterhals 
tung ihrer geiftlihen Mitbrüder aus ihren eigenen ſchon befchränften Mitteln nicht 
weiter zu erftreden, als Diefes aus der Natur der Sache und dem Geifte der nur 
erwähnten Bundessund Congreßafte gefordert werden mag, hat Die Bundesver⸗ 
fammlung nad) reifer Erwägung aller fich darbietenden Gründe und Gegengründe 
befchloffen: 
195 Daß die auf Die Suſtentations⸗Kaſſe gelegten Penfionen, bis zu dem Zeit⸗ 
punkt ihrer Uebertragung auf die jetzigen Beſitzer des linken Rheinufers, aus den 
Beytraͤgen der mehrfach Praͤbendirten, jedoch nur in dem beſchraͤnkten Maaße, 
in welchem ſie zuletzt bezahlt worden, und ohne Erhoͤhung derſelben bis zu der 
Anfangs beabſichtigten Congrue, oder ſelbſt bis zu einem noch hoͤhern Ertrage zu 
decken ſey. 

2) Daß der Zeitpunkt, in welchem die jehigen Regierungen i in den Beſitz der 
Gebiete jenſeits des Rheins, auf welchen dieſe von Frankreich nicht erfüllte Pen 
fionirungd:Berbindlichfeit ruhet, mithin in Anfehung ver allermehreften verfelben 
der 1. Juny 1815. der Zeitpunft fey, von welchem an gedachte Penfionen auf’ 
gelbige zu übertragen find, und die Laft der Doppelt-Präbenpirten , zu ihrer m weis 
teren Verſorgung beyzutragen, von felbft erlifcht. 

Das diefem gemäß und nachdem diefer Grundfaß von den betheiligten deut 
fhen Fürften, insbefondere von Preußen, Baiern und dem Großherzogthum 
Heſſen, wiewohl von legterem mit derjenigen Modifikation, welche für daſſelbe 
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aus dem von ihm erft im July 1816, erlangten Befit feiner Länder auf dem linfen 
Rheinufer entfpringt, ausprüdlih angenommen und denfelben ein Verzeichniß 
der auf felbige üubergehenden Penſionen zugeftellt worden, ebenmäßig der König 
der Niederlande (welchem bereits ein Berzeichniß der auf felbigen wegen Lüttich und 
Stablo übergehenden Penſionen durch feinen hier anwefenden Herrn Gefandten 
zugeftellet worden) und die Schweiz, indbefondere Die Kantone Bern und Bafel, 
fofort nad) Fefiftellung der auswärtigen Verhältniffe des Bundes, unter Ueberſen⸗ 
dung eines ähnlichen Verzeichniffes in Betreff ver auf felbige übergehenden Bafeler 
Penſionaͤre, dringend zu erfuchen fey, von gedachtem Zeitpunfte des 1. Juny 
1815 an, die Verforgung der gebachten Penfionäre zu übernehmen, unter anges 
fegener Anempfehlung billigmäßiger Erhöhung dieſer Wenflonen, minveftens bis 
zu der ihnen fräherhin zugedachten Congrua. 

4) Daß weil in diefe Verzeichniffe durchaus nur diejenigen aufzunehmen 
gewefen, welche wirklich aus ver Guftentationd:Kaffe Zahlung erhalten haben, 
n Anfehung aller übrigen & eiftlichen und deren Angehörigen auf vem linken Rheins 
ufer, welche die Unterftüßung der Bundeöverfammlung für ihre Penſionsgeſuche 
nachgefucht haben, dieſelbe die Grenzen einer motivirten Anempfehlung nicht zu 
überfchreiten habe. 

5) Daß da in Anfehung ver wenigen auf die transrhenaniſche Suſtentations⸗ 
Kaſſe haftenden Penfſionaͤre des ehemaligen Hochſtifts Straßburg Der eigene 
Fall eintritt, daß die Güter dieſes Stifts jenſeits des Rheins nicht einem Der neuen 
. Erwerber der Länder auf ver linken Rheinſeite zugetheilt worden, ſondern nad 
ven letzten Friedensſchluſſen an Frankreich verblieben find, mithin fie audy auf 
keinen der neuen Erwerber übertragen werten können, gleichwohl von der Liberar 
litaͤt des jegigen Franzoͤſiſchen Gouvernements ſich hoffen läßt, daß vaffelbe aus: 
ven ihm vorzutragenden Gründen fi) auf Anfuchen ver Bundesverfammlung zu 
der Uebernahme derfelben gern entſchließen werde, die Bundesverſammlung nad; 
nunmehr erfolgter Feſtſtellung ihrer auswärtigen Verhältniffe ſich bey dem Koͤnigl. 
Franzoͤſiſchen Gouvernement unverweilt verwenden wolle, um die Uebernahme 
diefer Penfionaͤre auf die möglihft gunftigften Beningungen für dieſe zu erwirfen. 

Und wie alddann in Folge dieſes Befchluffed zu endlicher Regufirung des trands 
ſchenaniſchen Suſtentationsweſens und zur Aufhebung biefer Kaffe und ihrer Admi⸗ 
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mifiration ed nur noch Darauf anfonımen würbe, daß die erforderlichen Beyträge 
zur Deckung der audgeworfenen Penſionen b bis ‚zum 1. Juny 1815. herbeygeſchafft 
werden; ſo iſt dazu nicht nur 

1) Der Anfang dadurch gemacht worden ; daß mittelſt der im Jahr 1816. 
eingegangenen Beytraͤge und inſonderheit eines von Sr. Koͤniglich Preußiſchen 
Majeftät für Rechnung der Doppelt-Praͤbendirten feiner Staaten geleiſteten ans 
ſehnlichen Vorſchuſſes den Penſionirten des ten Drittheild des Jahrgangs von 
1814. und jetzt auch dad Vierteljahr für den December 1814. und für den Januar und 
Februar 1815. ausgezahlt worden, fo daß mithin nur. noch Die drey Monate vom 
1. März bis ult. May 1815. zu decken Kbrig bleiben, fondern audy - 

2) Da aus allen ver Bundesverſammlung vorgelegten Umftänden- fich ergiebt, 
Daß der Grund, warum feit mehreren Jahren die für. ein beſtimmtes Jahr gezahl: 
ten Beyträge zur Dedung der Penſionen nicht hingereicht haben und felbft mit Huͤlfe 
deſſen, was in den folgenden Fahren beygetragen worden, nur-fpdt und langſam 
die früheren Jahre theilweife gevedit werben koͤnnen, in der Hauptſache darin zu 
feßen ift, daß nachdem die Doppelt: Präbendirten mehrere Stifter, unter Ans 
führung verſchiedener Gründe, infonderheit der durd) Krieg und Staatsumwaͤlzung 
erfolgten Verminderung ihrer Einnahmen, verſchiedene Jahre hindurch. gar Feine, 
oder doch hödjft unbedeutende Zahlungen geleiftet haben, andere welche bis dahin 
die ihnen aufgelegten „pünktlich entrichtet hatten, um nicht allein die Laft zu 
übernehmen, ihre Beyträge einſtweilen auf Die Hälfte herabgeſetzt, mithin aus vie 
ſem doppelten Grunde die Einnahme in gar feinem Berhältniffe mehr mit ver Aus 
gabe geftanden, und Beyträge, die-für fpätere Jahre geliefert worden,‘ zur. Der 
Kung der früheren verwandt werden mußten, gleichwohl voraus zu ſehen ift, daß 
wenn hierüber mit den allerfeitigen mehrfach Präbendirten oder deren Gouverne⸗ 
mentd eine Detaillirte Liquidation zugelegt und dabey nicht blog Die Frage, wie 
viel ein jeder in einem jeden einzelnen feit 1803. verflofienen Jahre beyzutragen ges 
habt hätte, und ob. und wie weit noch dieſes oder jenes Stift mit hätte herbeygezo⸗ 
gen werben mögen, fondern aud) Die Gründe Der herabgefeßten oder verweigerten 
Zahlung hätten erwogen werden müffen, eines Theils eine foldye Liquidation. mehr. 
Koften veranlaft haben dürfte, ald ver Erfolg perfelben rechtfertigen fönnen, ans 
bern Theils die nicht zu berechnende Dauer derſelben ſich über. Bad Lebensziel vieler, M 
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aus dem von ihm erft im July 1816. erlangten Befig feiner Länder auf dem linken 
Rheinufer entfpringt, ausprüdlicd, angenommen und benfelben ein Verzeichniß 
der auf felbige übergehenden Penſionen zugeftellt worden, ebenmäßig der König. 
der Niederlande (welchem bereit ein Berzeihniß der auf felbigen wegen Lüttich und 
Stablo übergehenden Wenfionen durch feinen hier anwefenden Herrn Geſandten 
zugeftellet worden) und Die Schweiz, inöbefondere Die Kantone Bern und Bafel, 
fofort nach Feſtſtellung der auswärtigen Verhältniffe des Bundes, unter. Ueberfen: 
Dung eines ähnlichen Verzeichniffes in Betreff ver auf felbige uͤbergehenden Bafeler. 
Penſionaͤre, dringend zu erſuchen ſey, von gedachtem Zeitpunkte des 1. Juny 
1815 an, die Verſorgung der gedachten Penſionaͤre zu übernehmen, unter ange⸗ 
legener Anempfehlung billigmäßiger Erhöhung dieſer Penflonen, mindeſtens bis 
zu der ihnen fräherhin zugedachten Congrua. Ä 

4) Daß weil in dieſe Verzeichniffe durchaus nur diejenigen aufzunehmen 
gewefen, welche wirklich aus. der Suſtentations⸗Kaſſe Zahlung erhalten haben, 
n Anfehung aller übrigen G eiftlichen und deren Angehörigen auf vem linken Rheins 
ufer, welche die Unterftüßung der Bundeöverfammlung für ihre Penfiondgefuche 
nachgefucht haben, dieſelbe Die Grenzen einer motivisten Anempfehlung nicht zu 
überfchreiten habe. 

5) Daß da in Unfehung ver wenigen auf Die transrhenaniſche Suſtentations⸗ 
Kaſſe haftenden Penſionaͤre des ehemaligen Hochſtifts Straßburg der eigene 
Fall eintritt, daß die Güter dieſes Stifts jenſeits des Rheins nicht einem Der neuen 
. Erwerber der Länder auf der linken Rheinfeite zugetheilt worden, ſondern nach 

ven lebten Zriedensfchlüffen an Frankreich verblieben find, mithin fie auch auf 
Beinen der neuen Erwerber übertragen werden können, gleichwohl von der Libera⸗ 
fität des jetzigen Franzoͤſiſchen Gouvernements ſich hoffen läßt, daß vafjelbe aus: 
den ihm vorzutragenden Gründen ſich auf Anfuchen ber Bundesverfammlung zu 
der Uebernahme derfelben gern entfehließen werde, die Bundesverſammlung nach: 
nunmehr erfolgter Feſtſtellung ihrer auswärtigen Verhältniffe fi; bey dem Königl. 
Franzoͤſiſchen Gouvernement unverweilt verwenden wolle, um die Uebernahme 
diefer Penfionäre auf die moͤglichſt günftigften Bedingungen für diefe zu erwirfen. 
Und wie alödann in Folge dieſes Befchluffes zu endlicher Regufirung Des trans⸗ 
chenaniſchen Suſtentationsweſens und zus Aufhebung dieſer Kaſſe und ihrer Admi⸗ 
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D Den Abbe Barrois, Mkitglied ‚der ehemaligen Probftey Weiffenburg am 
Die Koͤniglich Baierifche Regierung zu verweiſen und Dem Koͤniglich Baierifchen Heren 


Bundeögefanbten zur. milen, Verůccũchtigung feines, Hofes im Allgemeinen zu 
“empfehlen. | E 


-3) Das. Gefuch des goh. Bapt. del Dono Eanonicus Ruftos. ded ehemaligen 


Eollegiatftifte Johannes und Quido zu ‚Speyer für. fih und die uͤbrigen noch leben⸗ 
den Mitglieder erwähnten Stiftes, den Herren Geſandten der Fürften, welche 


Guͤter dieſes Stiftes beſitzen, insbeſondere aber dem Großherzoglich Badiſchu Hera 
Geſandten zu empfehlen, um ſich für Die Bittſteller dahin zu verwenden, daß Uster 


den Intereſſenten, nad) Verhaͤltniß ihrer Antheile,. eine. gutliche Bereiniguns über 


bie Feſtſtellung Diefer- Penfioyen getzoffen werde. 

4) Den Herrn Grafen Karlvon Perfice zw Verona, ehemaligen aarlouxiſchen 
Hauptmann der Leibwache und Kaͤmmerer wegen des Penſions⸗ Rüuͤckſtandes, an 
die hoͤchſten Inhaber der Kurkoͤllniſchen Lande am rechten Rheinufer, wegen der 


- Tünftigen Penfion aber, an- bie Königlich Preuſũſche Commiſſion zu Coblenz, unter 


Anempfehlung an die Koͤnigliche Bundesgeſandtſchaft, zu gerweiſen. 

5) Den vormaligen Kaiſerlichen Preciten, Johann Baptiſt Wiegandt an die 
Fürften; weiche die Wormſer Lande befigen zu weiſen und insbefondere den 
Großherzoglich Heſſiſchen Herrn Bundesgeſandten zu erſuchen, ihn der milden 
Beruͤckſichtigung ſeines Hofes zu empfehlen. 
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raͤfi i dium: ſchlagt vor; der transrhenaniſchen Suſtentations⸗ Commiſſion 


zu eroͤffnen, daß zu Folge eines in der heutigen Sitzung der Bundesverſammlung 


gefaßten Beſchluffes, Die aus der transrhenaniſchen Suftentationd s Kafle bisher 


gezahlten Benfiondre ihre Penſionen nur bis zum 1. Juny 1815. aus Diefer Kaffe 
ausgezahlt zu erhalten haben, indem. felbige ſodann von demjenigen Beſitzern des 
linken Rheinufers, auf welche ſie in Folge des 15. Artikels der Bundesakte Abexs 
tragen worden, von ihnen zu erheben ſeyen, und da ihre Penſionen bereits bis zum 


Schluß. des Mynats Februar 1815. auſsbezahlt worden, ſo habe zwar die Kaſſe die 
verhandenen oder eingehenden: Gelder zu baldwoͤglichſter Deckung der Penſtens⸗ 


Ruͤckſtaͤnde für die Monate Maͤrz, April und May 1815. w vetwenben,; für: einen 


. 


ſtellten beſoldeten Diener, den moͤglichft billigen Bedacht nehmen wird. 


29 
nıehrentbeils ſehr bejahrier Penſisnaͤre eeſtreckt haben durfie fo hal bie Sunbesver⸗ 
ſammlung es nur als erwuͤnſcht anſehen koͤnnen, DAB durch eitich den betheiligkeñ 


Deutſchen Höfen vorgeſchlagenen und mit Vorbehalt näheret Brrechnung bon biefei 
für- ihre Doppelt :‘Präbenbirten bewilligten Vergleich die erforderlichen Sumn 


ihre Zahlungen ganz oder groͤßtentheils zuruckgehalten haben, tad; Einen feftgeitenk 
ten derabgeſetzten Verhaͤltniſſe behgetraͤgen, für diejenigen, welchẽ einige Jahre 
hindurch daB eine Zehntel inne behalten häben, daſſelbe nachgeſchoſffen; ⸗ beyben 
jedoch an dieſen Beytraͤgen baßjehige zu Gute gerechnet werde, Vas ſie nach den 
1. Juny 1835, und bis zu Ende des Jahres 1816: für bieſt laufenbe EL bezaͤhlt 
haben, im übrigen aber, die Beyträge nur vou ſolchen Stiftern; von weichen füb 
Biöher. der Kaffe geleiftet werben, in Anſpruch genomnen iberdeht follen- fü daß 
nachdem die aus dieſem Vergleich einen jedeit Theile jur Laſt fallenden, Aldjt coni⸗ 
behflrten Beytraͤge geleiftet feyn Werbe, Dad Gefchäft der Regulirung der tramd: 
rhenaniſchen Suftentationßs Kaffe, fo weit es bie auf bie neuen Beſitzer des linken 
Rheinuferd zu ubertragenden Penflören betrifft, ald beendigt anzufehen ſeyn wird, 


auf welchen Hall die Bundröserfanimlinig auf eirie angemiefferie Penſionirung ber 


wenigen noch unverförgten, bey ber transrhenaniſchen Suftentationds Kaffe ange 
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- Einzelne Rellamationen, bie transrhenaniſche Suftentas 


tiondsAngelegenheit betreffend. 


Der Königlih Hannsverifhe Herr Gefandte don Martens: 
trug die unter ven Zahlen 96. 98. und 104. vom Jahre 1810, dann 36. Ufo 38. vom 
dabre 1817. eingelommenen Reklamationen vor, und ed wurde nich vefſen Antrage 

befhloffen:. M 

1) Den vonmaligen Kurtrierſchen Obriſtlteittenant Cordier ve Fernay an 
die zu Goblenz zur Negulirung der Penſtonen miedergeſetzte Königlich Preufſtfche 
Gemmifflon ju verweifen und den Koͤniglich Preuſſtſchen Hertn wendoexacure 
u erſuchen, ihn dieſer zur: Beruͤckſichtigung zu empfehlen. 
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jehrten Indivivuen, alſo von einer fehr ſchnell noräbergebenden Laſt zu thun iſt, 
welche im Wergleich mit dom noch übrigen im Beſitze der betheiligten Landesherren 
, befindlichen Ordons⸗Vormögen als böchft unbedeutend erſcheint, fo verbürgt die 
 Großmpth deutſcher Negierungen ſchan im Voraus, daß die commiffarijche Vers 
einigung derfelben eine auf Gerechtigkeit une Billigkeit gegruͤndete Befriedigung 
ber er Individuen auf das ſchleunigſte erzielen werde. 

2) Die Eommiſſion dürfte nach dem Erachten der Kaiſerlich Oeſterreichiſchen 
—— aus denjenigen Sefandtfchaften beſtehen, deren Regierungen ſelbſt 
no bey diefer Penfiond-Regulirung. betheiligt find, wenn dtefe nicht vorzögen, 
daß die Bundeöverfammlung einer, aus nicht Betheiligten oder aus den einen und 
andern zugleich zu wäpluten Genpuühen den Eu dieſer Audgleihung über: 
trüge. 

3) Diefe Commiſſren Bette chre Zürforge auf diejenigen Omena Mitgieder 
zu erfireden, welche bis jekt entweder gar teine oder feine binreichenden Penfionen 
erhalten haben. 

H Die Commiſſion seht von den in Rem Reichsdeputations⸗ Hautſchluſſe 
* Jahre 1893. fhr Die Domßifte Iefaefabten Penſionsgrundſaͤtzen aus, wornach 
den Ordens⸗ Mitgliedern in der Regel ı % ihrer vorigen Einkünfte Aısekanden 
werdan. 

9 Das Asceuſtonsrecha in die eLand⸗ Cemmenden hat nicht: Statt, weil Die 
Beförderung zu: den. handeommenthurlichen Würden und Einkuͤnften durch Wahl 
und Hoch: und Deutſchmeifterlicha Beſtaͤtigung erfolgte. Wegen des Vorrückens 
in den Commenden hingegen, erachtes Die Kaiſerlich Beſterreichiſche Geſandtſchaft 


für gerecht, daß die betheiligtan Regierungen den betueffenten Individuen eine 


billige Erhoͤnung der Perſion angedeihen laſſen, da die in Dem 15. Auikel der 
Bundesakte aufgeſtellte Analogie Bei Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes und die Ver⸗ 
faſſung des Deutſchen Drdens dieſem Anſpruche and Wort ſprechen, auch ein billig: 
maͤßiger Beytrag der Regierung, in. Deren Banden die vaknnt gewordene: Commende 
gelegen iſt, einer Schwierigkeit im ver Behandlieng unterliegan kann. 

M Der Zeitpunft, von welchem au Die Penſfionen anfangen ſollen, wire 
allerdings. nach Recht und. Billigkeit derjonige, in; welchem die rdens⸗Mitglieder 
den Beſitz und Genuß ihrer Guͤter verloren haben, Da jedoch Der Unſtand einstlit, 
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daß mehrere Ordensgüuter von den vorigen’ Regierungen veräußert wurden, wie Dies 
ſes von der Sranzöfifchen am finfen Rheinufer, von der Weftphälifchen und Bergis 
fchen zum Theil ver Fall feyn dürfte, fo wird die zu beſtellende Eommiflion hierin 
mit ben betreffenden wenigen Individuen eine billige Ausfunft treffen, und dabey 
etwe von folgenden Anfichten auögehen : 

a. da wo ber ‚betreffende Staat noch andere unveräußerte Ordensguter 
beſitzt, bieten ihm dieſe ohnehin zur Suſtentation der Ordens⸗-Mitglieder ſolida⸗ 
riſch verbundenen Guͤter Die Mittel zur billigen Entſchaͤdigung dar; . 

b. Wo gar feine Orbeuögäter mehr in dem Staate des betreffenden Landes⸗ 
beren vorhanden und fammtlich von der erloſchenen Regierung veräußert worden 
find, wird ver Zeitpunkt der Unterzeichnung der Bundesakte ald ver. billigfte anzus 
nehmen feyn. Diefer Fall wird übrigend, nach Den vorliegenten Reklamationen 
au urtheilen, gar nicht vorkommen ; 

0, Bey Laͤndern endlich, weldye durch Tauſch oder fonftige Ceſſionen von einem 
Deutſchen Landesherrn an ben andern übergegangen find, hat jene Ausnahme 
nicht Statt. | 
7) Was die Penſionsverbindlichkeit aus veraͤußerten Ordendgütern anlangt, 
ſo ergiebt ſich derſelbe Unterſchied, wie hinſichtlich des Anfangstermins der Pen⸗ 
ſionszahlung, und es durfte in denjenigen Landen, welche an ihre vorigen Regenten 
erſt ſpaͤter zuruͤckgeſtellt oder von ber franzoͤſiſchen ſowohl als den erloſchenen Regie⸗ 
rungen an neue Regenten übergegangen find, im Hinblicke auf den Umſtand, dag 
es ſich nur von einigen hoch in Jahren vorgerudten und fehr verdienten Individuen 
handelt, von der Großmuth und der Gerechtigkeit ver betreffenden Landesherren 
mit voller Zuverficht zu erwarten feyn, daß fie die ſchuldloſen Individuen nice 
darunter werden, Iciden laſſen, fondern benfelben, vorbehaltlich ihres etiwanigen Re⸗ 
greſſes gegen Käufer over Verkäufer, eine ex aequo et bono auszumiktelnde Pens 
- fion werden angebeiben laffen. 

'8) Sollten ned) unverforgte Ordensbeamte vorhanden fern, fo find dieſe nad) 
den nämlichen Grundfäpen und im Einflange mit ven Normen bed Reichsdeputat 
tions Hauptſchluſſes vom Jahr 1803. zu behandeln. 

Baierxn. Baiern iſt zwar bey dieſem Gegenſtande nicht unmittelbar bethei⸗ 
ligt, da die Deutſch⸗Ordens⸗Angelegenheiten, ſo weit fie Baiern betreffen, durch 
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den zu Mergentheim mit den betheiligten Souverainen abgefchlofiehen Vertrag ihre 
Erledigung nach beitimmten Normen erhalten haben. | 

Da nad diefen Normen den Rittern dad Deputat, welches fie im Jahre 1809. 
genoſſen, als Penſion verwilligt worden iſt, ſo haben ſie mehr erhalten, als ſie 
nad) dem Reichsdeputations-Schluſſe, auf welchen die noch nicht ‚hinreichend pen; 
fionirten Ritter im 15. Artifel der Bundesakte nerwiefen. werben, in Anſpruch neh⸗ 
men koͤnnten. 


Dieſer 15te Artikel kann demnach auf die durch den Mergentheimer Vertrag 
erfolgte Beſtimmung der Deutſch⸗Ordens⸗Angelegenheiten keine Anwendung ſinden. 

Unter dieſer Vorausſetzung giebt man über die im Allgemeinen ‚aufgeftellten 
Fragen folgende Meynung ab: 

1) Dem Geifte des Re hodeputativns ⸗Oauptſchluſes, deſſen Beſtimmungen 
dahin gerichtet waren, die Privaten nicht unter der Unentſchiedenheit der zwiſchen 
den Regierungen ſtreitigen Fragen leiden zu laſſen ‚ fheint es angemeſſen, ſo wie 
uͤberhaupt in der Natur der Sache gegruͤndet, daß die Penſionen von den gegen⸗ 


waͤrtigen Regierungen ohne Unterſchied, ob die eingezogenen Guͤter noch vorhanden, 
oder unter der vorigen Regierung veraͤußert worden ſind, zu entrichten feyen, indem, 


wenn diefe Beräußerungen rechtmäßig geweſen, Die gegenwärtigen Regierungen 


ohnehin bie Folgen verfelben zu tragen haben werden, wenn ſolche aber unrecht: 


mäßig geivefen ‚ ihnen der Regreß gegen ven Käufer und Beſitzer offen fteht. | 

Wenn übrigens die Bundesakte blog den Fuͤrſten, welde eingejogene Be 
fgungen des Ordens erhalten haben, die Verbindlichkeit auferlegt; ſo moͤchten 
damit wohl weniger ihre Perſonen, als ihre Staaten bezeichnet werben wollen, 
und auf jeden Fall ift, was Die wieder eingetretenen Regierungen an Deutfd): 
Ordensgütern vorgefunden haben, für biefelben ein bleibender Gewinn, während 
die Menfionen bloß eine zeitliche Laſt bilden. | 


2) Eine Zuziehung der gefammten Maſſe der. Deutſch⸗ Ordersgůter für big 


nod) nicht hinreichend bemeffenen und durch die vorhandenen Güter angeblich nicht 
gedeckten Penjionen, Tann als dem Wortlaute des, nun einmal’ alö rechtsbeſtaͤn⸗ 


dig anerfannten Einziehungsvefrets des Wiener Friedens und der Bunbtöafte 
widerſprechend, durchaus nicht. zugegeben werden, ſondern die Mnſionen werden 





— 
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lediglich auf die Güter der Commenden oder Balleyen, nachdemn ſie auf dem einen 
oder dem andern haften, zu verweiſen ſeyn. 

3) Dieſe Penſionen waͤren nach dieſſeitiger Anſicht von der Zeit der ache 
hebung des Ordens an zu bezahlen. 

4) Ruͤckſichtlich des Ascenſionsrechts it man mit bennove enverflanden, 
dag daffelbe nicht Statt finden könne. 

5) Webrigend muß man. den Wunſch beyfügen, daß vor der Hand wenigſtens 
die zwey anhaͤngigen Privat⸗-Reklamationen nad) dieſen Grundfaͤtzen baldmoͤglichſt 
und noch vor dem Eintritte der Ferien ihre Erledigung erhalten moͤgen. 

6) Zur endlichen Berichtigung der noch übrigen tinzelnen Verhaͤltniſſe, in 
Gemäßheit der aufgeſtellten Normen, tritt man dem Antrage von Preuffen gerne 
bey, daß hiezu eine eigene‘ Commiflion ernannt werde. - 

Großherzogthum Heffen. Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung 
hat. durch den Mergentheimer Hauptvertrag alle Verbindlichkeiten üubernommen 
und vollſtaͤndig erfüllt, welche mit dem Beſitze von Deutſch⸗Ordensgütern auf 
fie übergegangen find; es bleibt ihr daher in viefer Angelegenheit Eein.anderer 
Wunſch übrig, als dag die hohe Bundeöverfammlung für die noch unverforgten 
Mitglieder und Angehörigen des Deutſchen Ordens eine auf die Grundſaͤtze ver 
Gerechtigkeit und Billigfeit gegründete Befrievigung besfelben baldthunlichſt aufs 
finden möge, weßwegen fid vie Großherzogliche Geſandtſchaft ver Kaiſerlich De 
ſterreichiſchen Abſtimmung anſchließt. u 

Dänemark, wegen Holfiein und Sahfen:Lauendurg. . In ber 
12. Sitzung wurbe der Beſchluß gefaßt, wegen Anwendung beö 15. Art, ver Bun; 
desakte, in Beziehung auf Die Benfionen der Deutfchen Ordensritter, Die erforber, 
lichen Inſtructionen einzuforbern und drey Fragen aufgeftellt, die bey Einziehung 
derfelben den Geſandtſchaften zum Leitfaden dienen ſollten. Die vieffeitige Ge 
ſandtſchaft hat nicht ermangelt, Diefem Beſchluſſe Folge zu leiften, und ıft in den 
Stand gefeßt worden, gegenwärtig Nachſtehendes zu äußern: 

Ohne ihr Verſchulden, und ohne ed abwenden zu koͤnnen, find die Deutſchen 
Ordens⸗Ritter durch einen übermüthigen Feind aus dem größten Theile ihres Eis 
genthums vertrieben worden. Die den deutſchen Regierungen eigenthümliche Ger. 

rechtigkeit und Billigkeit hat dieſe ſelbſt bewogen, in dem 15. Art. der Bundesafte 
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ben zu Mergentheim mit ben betheiligten Souverainen abgefchloffeten Vertrag ihre 
Erledigung nach beſtimmten Normen erhalten haben. | 


Da nach dieſen Normen den Rittern dad Deputat, welches fie im Jahre 1800. 
genoſſen, als Penſion verwilligt worden iſt, ſo haben ſie mehr erhalten, als ſie 
nach dem Reichsdeputations-Schluſſe, auf welchen die noch nicht hinreichend pen; 
fionirten Ritter im 15. Artikel Der Bundesalte nerwiefen. werben, in Anſpruch neh⸗ 
men koͤnnten. 


Dieſer 15te Artikel kann demnach auf die durch den Mergentheimer Vertrag 
erfolgte Beſtimmung der Deutſch⸗Ordens⸗Angelegenheiten feine Anwendung finden. 

Unter diefer Borausfegung ‚giebt man über die im Allgemeinen aufgeſtellten 
Fragen folgende Meynung ab: 

D Dem Geiſte des Reicveputationds Hauptfihlurfes, deſſen Beftimmungen 
dahin gerichtet waren, die Privaten nicht unter der Unentfchiedenheit ver zwifchen: 
den Regierungen ftreitigen Fragen leiden zu laſſen ‚ fheint es angemeſſen, fo wie 
überhaupt in ber Natur ber Sache gegründet, daß die Penfionen von den gegen: 
wärtigen Regierungen ohne Unterſchied, ob Die eingezogenen Güter noch vorhanden, 


oder unter der vorigen Megierung veräußert worden find, zu entrichten feyen, indem, 


wenn biefe Beräußerungen rechtmäßig gewefen, Die gegenwärtigen Regierungen 
ohnehin bie Folgen derfelben zu tragen haben werden, wenn ſolche aber unrecht⸗ 
maͤßig geweſen ‚ ihnen ver Regreß gegen den Kaͤufer und Beſitzer offen ſteht. 

u Wenn übrigens bie. Bundesafte bloß den Fuͤrſten, welche eingejogene Ber 
gungen des Ordens erhalten haben, die Verbindlichkeit auferlegt; ſo moͤchten 
damit wohl weniger ihre Perſonen, als ihre S taaten bezeichnet werden wollen, 
und auf jeden Fall iſt, was die wieder eingetretenen Regierungen an Deutſch⸗ 

Ordensguͤtern vorgefunden haben, für diefelben ein ‚bleibender Gewinn, während 
die Penfionen bloß eine zeitliche Laft bilden. 


2) Eine Zuziehung der geſammten Maſſe der Deutſch⸗ Hrdenägüter für big 
noch nicht hinreichend bemefjenen und durch die vorhandenen Guͤter angeblich nicht 
gedeckten Penſionen, kann als dem Wortlaute des, nun einmal‘ als rechtsbeſtaͤn⸗ 
dig anerkannten Einziehungsdekrets ‚ des Wiener Friedens und der Pundesakte 
widerſprechend durchaus nicht zugegeben werden, ſondern die Penfionen werden 








en 


497 


lediglich auf. die Güter der Commenden over Balleyen, nathdem ſie auf dem einen 
oder dem andern haften, zu verweiſen ſeyn. 

3) Diefe Penſionen wären nach dieſſeitiger Anſicht von der Zeit der ache 
hebung des Ordens an zu bezahlen. 

4) Ruͤckſichtlich des Ascenſionsrechts iſt man mit Hannover enverflanden, 
daß daffelbe niht Statt finden könne. 

5) Webrigend muß man. den Wunſch bevfügen, daß vor der Hand wenigſtens 
die zwey anhaͤngigen Privat: Reklamationen nad) dieſen Grundfaͤtzen baldmoͤglichſt 
und noch vor dem Eintritte der Ferien ihre Erledigung erhalten moͤgen. 

6) Zur endlichen Berichtigung der noch übrigen einzelnen Berhältniffe, in 
Gemaͤßheit der aufgeftellten Normen, tritt man dem Antrage von Preuffen gerne 
bey‘, daß hiezu eine eigene Commiſſion ernannt werde. 

Großherzogthum Heffen Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung 
hat. Dur den Mergentheimer Hauptvertrag alle Berbindlichkeiten übernommen 
und vollftändig erfüllt, welche mit dem Befige von Deutſch⸗Ordensgütern auf 
fie übergegangen find; es bleibt ihr daher in dieſer Angelegenheit Fein. anberer 
Wunſch übrig, als dag die hohe Bundeöverfammlung für die noch unverforgten 
Mitglieder und Angehörigen des Deutſchen Ordens eine auf bie Grundſaͤtze ver 
Gerechtigkeit und Billigfeit gegruͤndete Befriedigung derſelben baldthunlichſt aufs 
finden möge, weßwegen fid) die Großherzogliche Geſandtſchaft ver Raiferli Des 
flerreichifchen Abftimmung anfchließt. 

Dänemark, wegen Holftein mp Sachſen⸗Lauenburg. . In ber 
12. Sitzung wurde der Befchluß gefaßt, wegen Anwendung deö 15. Art. ner Bun: 
desakte, in Beziehung auf Die Penſionen der Deutfchen Orbendeitter, Die erforber, 
lichen Inſtructionen einzufordern und drey Kragen aufgeftellt, Die bey Einziehung 
berfelben den Geſandtſchaften zum Leitfaden dienen ſollten. Die dieſſeitige Ger 
fandtſchaft hat nicht ermangelt, dieſem Beſchluſſe Folge zu leiften, und iſt in ven 
Stand gefegt worden, gegenwärtig Nachftehenves zu äußern: - 

Ohne ihr Verſchulden, und ohne ed abwenden zu koͤnnen, find die Deutfchen 
Ordens s Ritter durch einen äbermüthigen Feind aus dem größten Theile ihres Eis 
genthums vertrieben worden. Die den deutfchen Regierungen eigenthümliche Ger. 
rechtigkeit und Billigkeit hat diefe felbft bewogen, in dem 15. Art. ber Bundesakte 
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die Verpflichtung zu uͤbernehmen, dieſe ſchuldloſen Dpfer einer ſchweren Zeit zu 
unterſtuͤtzen. Bey dieſen ſchon vorliegenden Beweiſen der Gerechtigkeit und Bil⸗ 
ligkeit kann nur angenommen werden, daß es auch die Abſicht ſey, denen wenigen 
noch lebenden Individuen dieſes Ordens fernerhin unzweydeutige Beweiſe ber 
Freygebigkeit und Großmuth zu geben, und ed wuͤrden daher Seine Majeſtaͤt der 
Koͤnig geglaubt haben, dieſes Penſions⸗Geſchaͤft dem Ermeſſen ver betheiligten 
Regierungen allein uͤberlaſſen zu muſſen, wenn nicht ausdrücklich über die Art und 
Weiſe, wie es geordnet werden könne, die Meynung aller Höfe erbeten worden 
fey. Seine Majeftät find nun. zwar gerne bereit, auch Ihre Anſicht über die Hier 
aufzuftellenden: Grundfäße zu Adern, finden aber in dieſer Aufford erung felbft nur 
einen neuen Grund, um. die Ausführung Diefer Angelegenheit ven bethriligten NRe⸗ 
gierungen vertrauensvoll ſelbſt zu uberlaſſen, und glauben Daher, daß es am zwed⸗ 
maͤßigſten ſeyn werde, nur gewiſſe Hauptgrundfaͤtze feſtzuſetzen, welche von einer, 
aus den Mitgliedern der Bundesverſammlung zu waͤhlenden Commiſſion ausgtar⸗ 
beitet und in Anwendung gebracht werben koͤnnten, damit im allen betheiligten 
Staaten gleiche Maasregeln nad) gleichen: Grundſatzen ergriffen werbden. 

Als Leitfaden dieſer conmiſſariſchen Arbeit glauben Auet bochſwieſalben daß 
nädhftehenve  Grunpfäge feflzuftellen feyn möchten: 

1) Da Angenonmen werde, fo: Wie die Bundesakle &8 auch fihen ausſpricht 
Haß diejenigen Regierungen, welche eingezogene: Befitzungen des Deutſchen Orvend 
erhalten haben, ven Deutſchen Ordensrittern auch Penfionen zu verabreichen habeit 
Seine Majeſtaͤt glauben, daß felbſt die Regierungen, in deren Gebiete ſolche ein: 
gezogene Beſitzungen veräußert worden find, bedor fie in den Beſitz ihrer Lande zu⸗ 
rüdgetreten waren; hieran beyzutragen geneigen werden, und glauben dieft Ba 
reitwilligkeit: ſchon dadurch angedeutet zu ſinden, daß eine‘ Ausnahme wegen: ver) 
außerter Güter if der Bundesalte nicht enthalten iſt, wiewohl zur Zeit: der Abfaß⸗ 
fung. derſelben es bereits allgemein bekannt war, daß in den Landen, die das ehe⸗ 
malige Koͤnigreich Weſtphalen bildeten, mehrere ſolcher Ordensbeſitzungen beteits 
veraͤußert waren. Auch ſcheint diefes aus der Rückſicht nicht unbillig zu fein, als 
ſelbſt von den veraͤußerten Gütern den Regierungen ein ſieter Vorthril vadurch Ah 
waͤchſt, daß dieſe nunmehr und auf ewige Zeiten zu dem allgemeinen Ladies En 
ſten wie jede andere Grundſtuͤcke beytragen müfien;, da in früheren Jeiirnrehngẽe 





‚ganz, andere zum Xheil, von biefen allgemeinen Landesſteuern auägenommen 
‚waren; bie. Penfionirung der wenigen Orpend s Individuen aber nur eine vorüber; 
gehende Laft ıft. 

2) Giebt der 15. Art. der Bundesakte ſchon an die Hand, daß jede eingezo⸗ 
gene beſondere Beſitzung pro rata zur Penſion des vorigen Nutznießers beytragen 
ſoll; ſie wird daher ſelbſt nach dem Geiſte der Bundesakte auch fuͤr den Antheil, 
den fie zu dieſer Penſion beyzutragen hat, verhaftet bleiben muͤſen. 

3) Iſt es wohl nicht zweifelhaft und gleichfalls dem Geifte ver Bundesafte 
vollfommen angemeflen, daß die aus ihrem Befite vertriebenen deutfchen Ordens; 
ritter von dem Augenblid an, Anfprühe auf eine Penfion haben, in dem fie ihr 
Eigenthum verloren, und dem zufolge möchte wohl das Jahr 1809, ald das Normal: 
Jahr anzunehmen feyn, von welchem an die Penfionen zu verabreichen feyn würden, 

Da die Bundedafte ferner vorfchreibt, daß die Mitglieder des Deutfchen Or⸗ 
dens nad) den in dem Deputations-Hauptſchluß für Die Domftifter aufgeftellten 
Grundfägen Penfionen erhalten follen, fo würde in Betreff der feftzufeßenden 
Venjions + Summe aud) hierauf befonders Ruͤckſicht zu nehmen ſeyn, doch billiger: 
maaßen und vorfchriftömäßig die ihnen von einzelnen Regierungen bisher ange⸗ 
wieſene Penſion abgerechnet werden müſſen. 

Aus gleichem Grunde wuͤrde auch wohl noch feſtzuſetzen ſeyn, daß diejenigen 
Deutſchen Ordensritter, Die von dem Orden bereits einige Einkuͤnfte oder Schalte 
bezogen haben, gleich den Domicellaren der Domftifter, in erledigte Commenden 
einrüden ſollen; fo ebenfalls würden Die Commenthure, Die erweifen fönnen, hier 
auf ſchon eine beftimmte Antwartfhaft zu haben, in eine Land; Eommende auf 
zurüden befugt feyn. 

Die Commiffion würbe endlich noch eine gerechte Ruͤckſicht aufdie Officianten 
und Beamten des Ordens zu nehmen und zu beſtimmen haben, aus welchen 
Mitteln auch dieſen eine billige Penſion verwilligt werden koͤnne. 

Nie derlande, wegen des Großherzogthums Luremburg. Da 
ich im Allgemeinen zu Gupſten des Deutſchen Ordens und zur Erledigung der be⸗ 
treffenden Stelle der Bundesakte Inſtruction erhalten habe, ſo trete ich der Königs 
lich Preuſſiſchen und der dort angeführten Großhetzoglich Mecklenburgiſchen ae 
ſtimmung ben. , en .8 

Protot.d. d. Bundesverſ. ILS. 59 
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Praͤſidium trägt, vorbehaltlich des demnaͤchſt zu-ziehenden Befchluffes, 
zur Erleichterung ver Auseinanderfegung ded Gegenſtandes, welcher den Deutſchen 
und den Johanniter-Orden betrifft, darauf an: eine Commiſſion von fünf Mit⸗ 
gliedern zu wählen, welche ver hohen Verſammlung hieruͤber Bericht erftatten 
moͤchte. 

Einverſtanden mit dieſem Vorſchlage wurde ſogleich zur Wahl geſchritten, 
welche auf die Herren Geſandten: 
Grafen von der Golz, 
Freyherrn von Aretin, 
von Marten 
Freyherrn von Eyben, 
von Berg 
auöfiel, 


S. 336. 
Penſinos— Sache der Mitglieder des Johanniter-Ordens. 


Defterreich: ſtimmt dafür, daß die wegen Regulirung des Penſionsweſens 
der Mitglieder des Deutſchen Ordens in dem 15. Artifel ver Bundesakte feftgefeh: 
ten, durch die Bundesverfammlung in Anwendung zu bringenden Beflimmungen 
auch auf die Mitglieder und Diener des Johanniter⸗Ordens ausgedehnt werden. 

Großherzogthum Heffen: trägt‘ Darauf an, daß die Mitglieder und 
Angehörigen des Johanniter⸗Ordens nad) ven nämlichen Grundfägen , wie jene des 
Deutſchen Ordens behandelt werden. 

Daͤnemark, wegen Holftein und Sadfen: Lauenburg. Seine 
Majeſtaͤt der Koͤnig ſind vollkommen einverſtanden, daß die Grundſaͤtze des Reichs⸗ 
deputations⸗Hauptſchluſſes, welche auf den Deutſchen Orden angewandt worden 
ſind, auch auf die Mitglieder des Johanniter⸗-Maltheſer⸗Ordens und deſſen Die: 
nerſchaft, Durch einen beſonders zu faſſenden Beſchluß ausgedehnt werben, und glaus 
ben, daß fo wie Die Penfiond: Angelegenheit ver Deutfhen Ordensritter, auch die 
des Malthefer : Ordens durd) eine Commiſſion georbnet werden koͤnnte. 

Niederlande, wegen des Großherzogthums Luremburg. Was. 
den Johanniter; Orden betrifft, da die Bundedafte davon nichts ausdruͤcklich ſagt, 





| 434 
und in den Niederlanden eigenthümliche Verhäftniffe vorivalten, fo will man fich, 
ohne Beziehung für Diefe Monarchie, von der Mehrheit nicht fondern, 


6. 337. 


Gegenfeitiger freyer Verkehr mit den nothwenpigften Lebens: 
bevürfniffen in den Deutfhen Bundesſtaaten: 


Defterreich: bedauert aufrichtig, Daß der fo hochwichtige ala gemeinnüßige 
Gegenſtand ver Sicherung eines freyen Verkehrs mit den nothwendigften Lebensmit—⸗ 
teln in den Bundeöftaaten, zu fpät zur Sprache gebracht worden tft, um ſich fchon 
jet darüber mit der Beftimmtheit äußern zu koͤnnen, welche ver Zweck eines foͤrm⸗ 
lichen gemeinfamen Beſchluſſes diefer hohen Verſammlung erheifchen würde. Die 
- dermalige Abwefenheit Seiner Kaiferlihen Königlidyen Majeftät von ihren zum 
Bunde gehörigen Staaten kann den Apminiftrativ : Stellen nicht erlauben, fich für 
diefelbe ohne Einholung Allerhödjfter Weifungen verbindlich zu erflären; fie fann 
ed nod) weit weniger, wenn die Ausdehnung diefer Verbindlichkeit ſich fogar auf 
Shre zum Bunde nicht gehörigen mehreren Königreiche erſtrecken follte. In 
diefer Lage Fann der Gefandte fih nur auf die Erklärung befchranfen, dag fein 
Allerhödfter Hof darum nicht weniger fehnlich wuͤnſcht, daß die bezielte heilſame 
Bereinigung unter den Bundeöftaaten, vor der Hand lediglich als eine foldhe, in - 
diefer Art zu Stande fömmen möge, welche fih nach reifliher Erwägung als Die 
zweckmaͤßigſte empfehlen wird. 

Der Herr Gefandte der 15. Stimme, Praͤſident von Berg, 
erflärt für Anhalt: Ihre Herzoglihe Durchlauchten werben gern der vorgefcla, 
genen Uebereinkunft wegen eines gegenfeitigen freyen Verkehrs mit den nothwendig⸗ 
fien Lebensbedürfniffen in den deutfhen Bundedftaaten beytreten, überzeugt, daß 
dadurd) am ficherften dem Mangel und der Theurung vorgebeugt werden Kann, und 
daß die Erfahrung felbft die Zweifel löfen wird, welche gegen eine vollflommene 
Freyheit dieſes Verkehrs noch gehegt werden duͤrften. 

Praͤſ idium. Da die Ausſicht zu einer ſo geſegneten nahen Erndte nicht nur 
alle Beſorgniß wegen Fruchtmangel verſcheucht, ſondern auch die von einzelnen 


deutſchen Bundesſtaaten theils aus Vorſichs, theils Retorſionsweiſe eingeführten 
55* 
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Beſchraͤnkungen und Sperren von felbft aufhebt; fo Tann es fich bey dem vonder. 
hohen Bunbeöverfammlung zu fafienden Beſchluſſe über ven freyen Verkehr mit 
den nothwendigſten Lebensbeduͤrfniſſen nur allein von der Zukunft, dad heißt von 
bleibenden Maasregeln handeln, und Praͤſ idium ſtellt daher ſaͤmmtlichen vortreff⸗ 
lichen Geſandtſchaften anheim, ob nicht, unbeſchadet der etwa ſchon jetzt uͤber den 
freyen Verkehr mit Früchten u. ſ. w. zu ſchließenden beſondern Uebereinkunft einzelner 
Bundesſtaaten unter ſich, für das erſte an die hoͤchſten Höfe und Committenten Bericht 
zu erftatten fey, um fid) über die in der Mehrheit der vorliegenden Abftimmungen 
enthaltenen Anträge, namentlich dahin : 
j 1) Daß eine gemeinfame Uebereinkunft getroffen werde, welche den freyen 

Verkehr mit allen Arten von Getreide, Hülfenfrühten und Kartoffeln, wie 
auch Schlachtvieh, zwifchen allen deutſchen Bundesſtaaten und innerhalb der 
Grenzen bed deutſchen Bundes wieder herftellt und deſſen Fortdauer fihert ; 

2) Daß wenndid Beranlaffungen ergäben, in diefer Beftimmung eine Aus 
nahme zu machen, ſolche nicht anderd, ald auf dem Wege einer gemeinfas 
men Uebereintunft gefchehe; 

3) Daß unter ver allgemeinen Freyheit ded Handels mit Getreide und Schlacht: 
vieh zwifchen ven deutfchen Bundesftaaten eine Befreyung von den gemöhns 
lichen gleichbleibenden Ausfuhrzöllen nicht begriffen fey, dieſe Zölle aber 
auch von dem Steigen oder Fallen der Fruchtpreife nicht abhängig gemacht 
werden; 

4) Daß dad in einem Staate nur durchgehende Getreide, mit bloßer Entrihtung 
der gewöhnlichen Durchgangsgebühren, innerhalb ber Grenzen des Deuts 
fhen Bundes allenthalben unaufgehalten purchgeführt werden koͤnne; 

5) Daß der Beytritt der nicht zum Deutfchen Bunde gehörenden Stanten eines 
Bundes Mitgliedes zu Diefer gemeinfamen Uebereinkunft nicht erforderlich 
fey; fo wenig ald 

6) Die Ausfuhr und der Handel zur See Durch diefelbe gehindert werben wolle, 
fo wie überhaupt der Handel mit bein Auslande feinen Gegenſtand dieſer 
Convention ausmacht; 

mittelſt Inſtructions⸗Ertheilung zu aͤußern, damit alsbald nach wieder eroͤffneten 
Sitzungen hierüber eine definitive Uebereinkunft gefaßt werden könne % 





Saͤmmtliche Stimmen traten dem Praͤſidio bey, daher. 
Befhluß: 

Daß über ven Verkehr mit allen Arten von Getreide, Hülfenfrüchten und 
Kartoffeln, wie auch Schlachtvieh,, innerhalb ver Grenzen des Deutfchen Bundes, 
Bericht an die höchften Höfe und Eommittenten zu erftatten fey, um eine befini- 
tive Uebereinfunft treffen zu koͤnnen, welche nach den in der Mehrheit der vorlies 
genden Abftimmungen ausgefprochenen Grundfäßen, dahin gemeinfam abzu’ 
ſchließen wäre: Daß 

1) Der freye Verkehr mit allen Arten von Getreide, Hülfenfrüchten und Kar; 
toffeln, wie auch Schlachtvieh, zwiſchen allen deutfchen Bunbesftaaten und inner 
halb der Grenzen des Deutfchen Bundes wieder hergeftellt und gefichert werde; 

2) Daß wenn fih Veranlaffungen ergäben, in diefer Beftimmung eine Ans: 
nahme zu machen, foldhe nicht anders, ald auf dem Wege einer gemeinfamen 
Uebereinfunft gefchebe ; 

3) Daß unter ver allgemeinen Freyheit des Handels mit Getreide und Schlacht: 
vieh zwifchen ben deutfchen Bundesſtaaten eine Befreyung von den gewöhnlichen 
gleihbleibenden Ausfuhrzöllen nicht begriffen fey, viefe Zölle aber auch von dem 
Steigen oder Fallen der Fruchtpreife nicht abhängig gemacht werben ; 

A) Dap das in einem Staate nurdurchgehende Getreide, mit bloßer Entrichtung 
der gewöhnlichen Durchgangsgebühren, innerhalb der Grenzen des deutſchen Buns 
des allenthalben unaufgehalten durchgeführt werden Tünne; 

5) Daß der Beptritt der nicht zum deutſchen Bunde gehörenden Staaten eined 
Bundesmitgliedes zu dieſer gemeinfamen Uebereinfunft nicht erforderlich fey; fo 
wenig ald 

6) Die Ausfuhr und der Handel zur See durch diefelbe gehindert werden 
wolle, fo wie überhaupt der Handel mit ‚dem Auslande Feinen Gegenftand diefer 
Lonvention ausmacht. 


. . 5. 338. 

Die Bundes⸗Matrikel betreffend, 
: Der Kaiferlid Oeſterreichiſche präfidirende Herr Gefandte, 
Sraf von -Buol; Schauenſtein: legt Namens ber in ber 31, Sitzung 


“ 
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ernannten Commiſſion den Bericht vor, welchen Diefelbe über vie Entwerfung 
einer Bundes: Matrifel erftattet. hat. 

In dieſem Berichte, welcher in vierzehn Tabellen die verſchiebenen Berech⸗ 
nungen zur Grundlage eines Matrikular⸗Anſchlages, die Vergleichungen derſelben 
und den Vorſchlag einer fuͤr Mannſchaftsſtellung und Geldbeytraͤge gleichgeltenden 
Bundes⸗Matrikel enthält, macht die Commiſſion den endlichen Antrag dahin: daß 

1) Diefer Commiffionsbericht nebft ven vemfelben beygefügten vierzehn Tabel; 
len loco dictaturae gedrudt, und 

2) Den Regierungen durch die Geſandtſchaften zu Dem Ende zugefendet werde, 
damit fich diefelben erklären wollen, ob und in wie fern fie diefe Anfchläge für ſich 
und andere vorläufig auf fünf Sahre gelten laffen wollen, oder was etwa babey 
zu bemerfen feyn dürfte? 

3) Ald Grundlagen der-hierüber zu erholenden Inffructionen wäre ber in der 
Tabelle Num. VII enthaltene Matrikel-Vorſchlag zu empfehlen; und 

4) Darauf anzutragen, daß die Erflärungen der einzelnen Regierungen waͤh⸗ 
vend der Ferienzeit zur Reife gebracht werden wollen; fo wie man 

5) Vorausfegen zu koͤnnen glaubt, dag insbefondere von Oeſterreich und 
Preuſſen in diefer Zwifchenzeit die definitiven Erklärungen, welche Staaten dieſel⸗ 
ben als zum deutſchen Bunde gehörig anfehen, einfommen werben; damit 

6) Gleich nach den Ferien biefer dringende und für fo vielerley Berhältniffe 
als Grundlage zum Voraus nothwendige Gegenftand feine endliche Erledigung 
finden möge. 

Der Bericht mit den: angefügten 14 Tabellen wurde mit den Unteranlagen 
von I, A bis VI. A, dann IB bis VI.B; VII und VIII. A und B. unter Ziffer 
74; zu Protofoll genommen. 

Sämmtliche Gefandtfchaften nahmen ven commiſſariſchen Bericht ad referen- 
dum, und traten dem endlichen Commiſſions⸗ ‚Untrage bey, daher 


B eſchluß: 
1) Daß dieſer Bericht ſammt Anlagen loco dictaturae drucken zu laſſen und, 
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2) Den Regierungen durch die Gefandtfchaften zuzufenden fey, damit ſich 
diefelben erflären wollen, ob und inwiefern fie Diefe Anfchläge für fid) und Andere vow 
läufig auf fünf Jahre gelten laffen wollen, oder was etwa babey zu bemerken feyn 
dürfte? . 

3) Daß ale Grundlage ver hierüber zu erbofenden Inſtructionen, die in der 
Tabelle No. VII. enthaltenen Marrikel⸗ Vorſchlage von Seiten der Commiſſion 
empfohlen, und 

4) Darauf angetragen werde, daß die Erklaͤrungen der einzelnen Regierungen 
waͤhrend der Ferienzeit zur Reife gebracht werden wollen; 

5) Daß man vorausſetzen zu koͤnnen glaube, daß insbeſondere von Oeſter⸗ 
reich und Preuſſen in dieſer Zwiſchenzeit die definitiven Erklaͤrungen, welche 
Staaten dieſelben als zum deutſchen Bunde gehoͤrig angeſehen, einkommen wer 
den; damit 

6) Gleich nach den Ferien dieſer dringende und fuͤr ſo vielerley Verhaͤltniſſe 
als Grundlage zum Voraus nothwendige Gegenſtand ſeine endliche Erledigung 
finden möge, 

6. 339. 

Forderung bed penfionirten Stadtvogt Hari zu Bifhof 
heim an der Zauber, für feine Schwefter, die Wittwe Bar; 
bara Ark zu Mainz, an das Großherzogthbum Heffen 
und Herzogthbum Naffau, wegen eines den ehemaligen 
St. Vietor:Stift zu Mainz dargeliehbenen Rapitals von 
8,000 fl, nebft rüdftänpdigen Zinfen, 

Prafidium: wolle dem Großherzoglih Heffifchen Herrn Gefandten zur 
Ablegung einer Erklärung auf den in der 40, Sitzung zu $. 295. gefaßten Befchlug, 
Gelegenheit geben. 

Großherzogthum Heſſen. Die Großherzogliche Gefandtfchaft hat in 
Gemaͤßheit erhaltener Inſtruction über die Forderung der Wittwe Ark an das 
ehemalige St. Victor⸗Stift zu Mainz und die deßfallſige Verhandlung in der ©i: 
gung vom 3, dieſes, folgende auf bie weſentlichen Punkte dieſer Sache gerichtete 
Erklaͤrung abzugeben, 
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Es gehet aus ben, in gedachter Sitzung vorgetragenen Herzoglih Naſſaui⸗ 
- chen Erläuterungen, binfichtlic des Benehmens Frankreichs, fo Mar und überzeus 
gend hervor, wie wenig man auch Großherzoglich Heflifcher Geitd Forderungen 
dieſer Art bisher hat befriedigen koͤnnen, Daß jeder Zufaß bierüber überflüffig 
feyn würde, 

Was aber die hieher zu beziehenden Normen für die Zukunft betrifft, fo fpricht 
der von Naſſau angeführte $. 76. nur von ©eiftlihen und von Dienern geiftlicher- 
Körperfchaften; Teinesweges von Schulden, von welchen hier vie Rede ift, 
und über welche vie $. S. 78. und 79, beftimmen. Wollte man die direkte An: 
wenpbarfeit diefer Paragraphen auf Falle diefer Art auch bezweifeln, fo läßt ſich 
doch ihre analogifche Anwendung nicht beftreiten, indem nach den Grunpfäßen, 
welche die Natur.ver Sache mit ſich bringt, welche alfo wenn gar Feine weitere 
Norm vorhanden wäre, Doch zur Anwendung fommen müßten, an ben Geſammt⸗ 
" Schulden geiftlicher Korporationen jeder Staat, welcher Bermögenstheile befikt, 
welche von ihnen berrühren, nad dem Berhältniffe ihres Werth Theil nehmen 
muß. 

So wie nun dad proviforifche Benehmen, welches man wegen Frankreich 
erwiedern mußte, jetzt nach aufgehobener Urſache von ſelbſt hinwegfaͤllt; ſo hat 
die Großherzogliche Regierung, um die dieſſeitigen Verbindlichkeiten uͤberſehen zu 
koͤnnen, die von dem Geſandten in der Abſtimmung über die uͤberrheiniſche Geift: 
lichkeit bereits angeführten Einleitungen getroffen, und ed wird fi eine weitere 
Erflärung alddann vorbehalten , wenn das Nefultat, welches man nad) Möglichs 
feit zu befchleunigen fucht, vorgelegt werden Tann. 

Ob nun gleich noch gar nicht confiftirt, wie viel Victorftiftifches Vermögen 
Großherzoglicher Seits, jenfeit des Rheins erworben wurde; foift man Dennoch) aus 
Beherzigung der unverdienten harten Tage, in welche der Gläubiger der in Frage 
ftehenden Forderung durch die politifchen Verhältniffe gefommen tft, fehr bereit: 
willig, Dem von dem Herrn Referenten geäußerten Wunfche gemäß, in Gemein: 
[haft mit Naffau, unter Vorbehalt per Berechnung, die Inufenden Zinfen 
zu gleichen Theilen entrichten zu laffen, | 
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Die Rechte der alten Gefhlehter der adelichen Sanerbfdhaft 
Alt:ZLimpurg und Jrauenfiein zu Frankfurt am Main, 
auf die Befeßung einer beflimmten Anzahl von Stellen 
des Dafigen Senats, unter Borausfegung der geſeblichen 
pverfönliden Erfordernſſe betreffend. 


Nach eröffneten Protofolle zum Bortrage der Privat-Reflamationen, Außerte 
ber Großherzoglich Medlenburg:- Schwerin: und Strelitziſche 
Herr Sefandte, Freyherr von Pleffen: Wenn der Senat der freyen 
Stadt Franffurt gegen die Reklamation der adelichen Geſchlechter Alt: Limpurg 
und Frauenftein, ihre in Anfprudy genommenen Berfaffungsrecdhte betreffend, bey 
dem Bundestage eine. Gegenerflärung eingereicht habe, welche von den genannten 
Reklamanten in einem Nachtrag erwierert worden; fo werde, um bey diefer Lage 
zer Sache den Bundestag in den Stand zu feßen, foldye zu beendigen und deßhalb 
eine Entjcheidung eintreten zu laffen: die freye Stadt Franffurt aufzufordern 
ſeyn, daß wenn fie allenfalld3 auf diefe nachträgliche Erörterung noch durch eine 
weitere Schlußſchrift etwas zu entgegnen gefonnen wäre, ſolches annoch innerhalb 
einem Zeitraum von acht Woden von ihr gefchehen nlödhte, um demnaͤchſt das 
endliche Verfahren des Bundestages Uber dieſen auf ihre Berfaffung fich beziehenden 
Gegenftand zu gewärtigen. 

Einverftanden. mit dem Herrn Referenten, wurde hierauf 


befhloffen: 


Daß die freye Stadt Franffurt aufzufordern fey, daß wenn fie allenfalls 
auf diefe nachträgliche Erörterung noch durch eine weitere Schlußfhrift etwas zu 
entgegnen gefonnen wäre, ſolches anno innerhalb einem Zeitraum von acht 
Wochen von ihr gefchehen möchte, um demnaͤchſt das endliche Verfahren des Bun: 
deötages über dieſen auf ihre Verfaſſung ſich beziehenden Gegenfland zu gewaͤr⸗ 


Protok. d. d. Bundesver], ILL. 6, . > 
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Reklamation der Sfraelitifhden Gemeinde zu Frankfurt am 
Main, die bürgerlihen Redte und VerfaſſungsVerhaͤlt— 
niße derſelben betreffend. | 

Ebenpderfelbe trägt vor: Auf die Reklamation der hieſigen Sfraelitifchen 
Gemeinde, ihre bürgerlichen Rechte und Verfaffungs : Verhältniffe betreffend, fey 
von dem Senat der freyen Stadt Frankfurt eine -gedrudte Gegenerklärung zu 
deren Wiverlegung de praes. den 9. May d. %. eingereicht worden. Hiergegen 
fey nun die Südifche-Gemeinde unterm 30. Juny mit einem Nachtrag zu ihrer 
erften Befchwerdefchrift bey dem Bundestage eingefommen, und die Stadt Frank 
furt babe ſogleich mitteljt einer Eingabe vom 1. dieſes darauf angetragen, daß 
man ihr die nöthige Zeit vergönnen möchte, um zu deren weitern Wivderlegung 
‚auch noch einen ebenmäßigen Nachtrag zu übergeben. 
| Bon diefem Stand der Verhandlungen fehe der Herr Referent Hfich veranlaßt, 
der Verfammlung die Anzeige zu machen, und feine vorläufige Meynung gutachtlich 
dahin abzugeben: 

Daß der freyen Stadt Frankfurt bey ſo bewandter Sache billig ihre ſchließ⸗ 
liche Vertheivigufigsfchrift nicht zu verſagen, jedoch dabey anzufügen feyn 
werde, daß felbige innerhalb acht Wochen eingereicht feyn müßte, um 
alsdann die Verhandlung zn ſchließen und durch eine angemeffene Verfü- 
gung des Bundestages dieſe Sache zur endlichen Erledigung und Entſchei⸗ 
dung zu bringen. 

Indem die Bundesverſammlung dieſes bewilligen wuͤrde, verſtehe es ſich von 
ſelbſt, und werde ſie von ihrentwegen mit Nachdruck darauf zu halten haben, daß 
in dieſer bey ihr anhaͤngigen Sache, weder in dem dermaligen Stand noch im 
Beſitze, waͤhrend ſolcher Zwiſchenzeit, irgend einſeitige Veraͤnderungen oder Stoͤ⸗ 
rungen nicht vorgenommen werden duͤrfen. 
| Einverftanden mit bem Antrage bes Herrn Referenten, wurde hierauf 


befhloffen: 
Daß der freyen Stadt Franffurt bey fo bewandten Umftänden billig ihre 
Vertheidigungsſchrift nicht zu verfagen, jedoch derfelben anzufügen fey, daß dieſelbe 
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innerhalb acht Wochen eingereicht ſeyn müffe, um alsdann die Verhandlungen zu 
fehließen und durch eine angemeflene Verfügung des Bundestages dieſe Sache zur 
endlichen Erledigung und Entfcheidung zu bringen; indem die Bundesverfammlung 
diefes bewillige, verftehe es fich jedoch von felbft, und fie werde von ihrentmegen 
mit Nachdruck darauf halten, daß in diefer bey ihr anhängigen Sache weber in 
dem dermaligen Stande, noch im Befiße, während folcher Zwifchenzeit, irgend 
einfeitige Veränderungen oder Störungen nicht vorgenommen werben bürfen. 


(. 342. 


Borftellung des Ausfchuffes der Hanauer Wittwen: und Wai— 
fenfaffe, die verweigerte Herausgabe Des den Snteref 
fenten gehörigen Kapital-Fonds betreffend. 


Ebenpderfelbe: trägt die unter Pr. 202, des Einreihungs ; Protokolls 
eingetragene Vorftellung des Ausfchuffes der Hanauer Wittwen⸗- und Waifenfaffe 
vor, in welcher angeführt wird, daß dieſes durch die Hanauifche Landkaſſe garans 
tirte Inſtitut Durch den Großherzog von Frankfurt im Jahre 1811. aufgeläft, 
und die Rüdbezahlung ded Kapitald an die ntereffenten angeordnet worden ſey. 
Die Mehrzahl verfelben hätte hierauf die Vertheilung des heimgefallenen Kapitals 
befchloffen und dazu einen aus ihrer Mitte gewählten Ausfhuß beſtimmt; diefe 
Vertbeilung fey aber durch mannigfache, bey den Großherzoglichen Behörden 
erlittenen Hinderniſſe verzögert worden, und auf ihren bey Seiner Königlichen Ho 
heit dem Kurfürften fowohl, ald bey ven Heſſiſchen Lanpftänden erneuerten Antrag 
bätten fie biöher Feine Antwort erhalten. Sie bäten daher um die Einfchreitung 
der Bundeöverfammlung, um Seine Königlihe Hoheit den Kurfürften, over 
‚auch die Landeskaſſe ver Graffhaft Hanau zur Herausgabe des Kapitals, fo wie 
zur Vorlegung aller Rechnungen, Documente u. ſ. w. zu vermögen, | 

Der Herr Referent Außert: Da Die Großherzoglich Frankfurtiſchen Verfuͤ⸗ 
gungen über dad gedachte Inſtitut nicht zur Ausführung gebracht worden ſeyen, 
fo frage fih vor Allem, melde Entſchließungen Seine Königlihe Hoheit ver 
Kurfürt wegen des fernern Fortbeftchens deſſelben allenfalls nehmen werden. 
Glaubten die Reflamanten übrigend aus den bisherigen Verhandlungen befondere 

. 56* 
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Rechte ertvorben zu haben, fo hätten fie dieſe bey ben geeigneten Landesbehörden 
auszuführen und dort diejenigen in Anfpruc zu nehmen, welche die Kapitale des 
Inſtituts in Händen hätten oder fie ihnen vorenthielten; fie feyen daher an dieſe 
Behörden zu weifen. 


Unter allgemeiner Zuftimmung wurde Daher 
befdhloffen: 


Daß die Neklamanten mit ihrem Geſuche, ald nicht hierher gehörig, ab: 
und an bie geeigneten Zandeöbehörden zu weifen feyen, 


6. 348. 


Gefudh des Dr. Med, Ferdinand Beder um die Verwendung 
der Bundesverfammlung, zu einer feinen vormaligen 


Dienftverhbältniffen im Koͤnigreiche Weſtphalen angemef; 
ſenen Verſorgung. 


Ebenderſelbe: trägt das unter Ziffer 193. in dem Einreichungs⸗Protokolle 
angeführte Geſuch des Dr. Med. Beder, um eine feinen ehemaligen Dienftver: _ 
hältniffen im Königreiche Weftphalen angemeffene Verforgung vor, welcher an: 
führt, daß er früher zu Hörter als praktiſcher Arzt mit Beſoldung angeftellt, 
unter der Weftphälifchen Regierung die Stelle eines Unterdirectors bey der in 
Göttingen angelegten Pulver: und Salpeterbereitung mit 5000 Sranfen befleivet 
habe. Da er bey der Hanndverifchen Regierung Feine MWiederanftellung babe er: 
halten fönnen, habe er während des Krieged gegen Frankreich den Hoßpitälern 
zu Heufenftamm und Frankfurt als dirigirender Arzt vorgeftanden, und fuche 
feit Auflöfung der Central: Hospitalverwaltung als praftifcher Arzt zu Offenbach 
ben Unterhalt für ſich und feine zahlreiche Familie zu gewinnen, | 

Der Herr Referent dußerr: fo bemitleivenswerth auch die Lage bed Sup⸗ 
plifanten zu feyn fcheine, fo folge aus ihr doch keineswegs die Verbindlichkeit für 
die Röniglih Hannoͤvriſche Regierung, benfelben wegen feiner früheren Ber: 
haltniffe im Königreiche Weftphalen im Dienfte zu behalten oder wieder anzuftellen. 
Eben fo wenig fönne die Bundesverfammlung weder befugt noch veranlaßf fern, 
fi) für eine weitere Berforgung des Supplifanten, welcher mit feinem nicht hieher 
gehörigen Geſuche abzuweiſen waͤre, zu verwenden. 
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"Unter allgemeiner Zuftimmung wurde daher 

befhloffen: 
Daß Supplifant mit feinem Gefuche, als nicht hieher gehörig, abzuweiſen 
ſey. | 


s au 


Geſuch des Oberften von Mogen, von dem vormaligen OÖber: 
rbeinifhen Kreis-Regimente Prinz Karl Theodor, rüd: 
ftändigen Solo, aud Zinfen von einem Oberrheiniſchen 

"Kreis: Kapitale betreffend Auch Anſprüche anderer 
Nenfioniften und Gläubiger an die Rurs und Oberrheis 
nifchen Kreife betreffenv. | 


Ebenpderfelbe trägt vor: Unter Ar, 204. fey der Oberft von Mogen mit 
einer wiederholten Vorftellung eingefommen, indem er bitte,. bey feinem hoben 
77jährigen Alter und bey einer unverforgten Familie, ihm eine baldige Hülfe zur 
Erlangung ſeines Guthabens und Zahlung feiner Sagen angebeihen zu laffen, 
oder es wenigſtens dahin einzuleiten, daß ihm inzwifchen Abfchlagszahlungen ge: 
leiftet würden. Ä 

In Folge des Befchluffes, welcher von der Verfammlung auf die frühere 
‚Eingabe des Reflamanten in der erften vießjährigen Sitzung genommen worden, 
feyen die verlangten Aufltärungen der betheiligten Höfe, vormalige Mitgliever 
des Oberrheinifhen Kreifed, durch Die Herren Gefandten von Naflau, Walde 
und der freyen Stadt Frankfurt feitdem ertheilt worden, woraus fich ergebe, daß 
dem Supplifanten zwar zum Theil abfchlägliche, und von Herzoglich Nafjauifcher 
Seite, auch fortlaufende Zahlungen geleiftet worden: daß jedoch überhaupt das 
Penſionsweſen dieſes Kreifes noch der Regulirung und einer Repartition bebürfe. 
Indem die noch fehlenden Erklärungen der übrigen am meiften dabey betheiligten 
‚Höfe, infonderheit von Kurheſſen und Großherzogthbum Heffen, zur Zeit nicht 
eingegangen wären; fo möchten die Herren Gefandten zu erfuchen ſeyn, felbige 
zu befchleunigen und dabey zu bemirfen, daß inzwifchen dem nothleidenden Sup: 
plitanten zu feiner Unterftüßung angemeffene Abfchlagszahlungen zugeftanven 
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würden. Da überdem der 6. 85. des Reichsdeputations⸗Schluſſes von 1803. an 
Kurmainz und Heſſen⸗Caſſel, ald Kreisausfchreibenden Fürften die Vollziehung ver 
deßfallſigen Befchlüffe aufgetragen habe, fo moͤchte ed ald zweckmaͤßig zu wuͤnſchen 
feyn, daß gegenwärtig Kurheſſen zuerft feiner Seits eine Einleitung und gemein 
ſchaftlichen Zufammentritt veranlaffen wolle, damit ohne längern Verzug dad 
Penſions⸗ und Schuldenweſen des gedachten Kreifes regulirt, und nad dem 
Beſitzſtand der Ländertheile repartirt, die Bundeöverfammlung demnaͤchſt aber 
hievon in Kenntniß gefeßt werde, 


Kurhefſen erklärte hierauf: der einzige Grund, warum Rurhefficer 
Seitö noch Feine Erklärung in Betreff der Reklamation des Oberften von Mogen 
abgegeben worben ift, liegt Darin, daß alle Althefiifhen Staaten zu der Special: 
Kaffe, auf welcher pie Penſion des erwähnten Oberften rubte, nichts beyzutragen 
hatten, und die Ausmittlung des fehr geringen Beytrags, welcher feit Acquifition 
eined Xheild des Iſ enburgifchen Seiner Koͤniglichen Hoheit vielleicht zur Laſt 
fallen würde, noch von allerley Vorfragen und Ausgleichungen abhängt. 

Was die Regulirung des Schuldenwefend in ven beyden rheinifchen Kreifen übers 
haupt betrifft, fo ift es nicht Die Schule Seiner Königlichen Hoheit, daß ſolche 
in den Jahren 1803. 1804. und 1805. nicht hat vollendet werden koͤnnen. Mit 
Auflöfung des römifhen Reichs erlofh der deßfallſige Auftrag, und fo dringend 
auch vie Sache zur Beruhigung. fo vieler unfchuldig Leidenden ift, fo fonnten doch 
Allerhöchitfie bisher einfeitig nichts Darin verfügen. Gollten die bermaligen Befis 
ger der rheinifchen Kreislande die Reaffumirung des Geſchaͤfts wünfchen, fo werden 
Seine Königliche Hoheit es ſich zur angenehmen Pflicht machen, dazu nach Kraͤften 
mitzuwirken. 


Großherzogthum Heſſen: ſchließt ſich wegen gleicher Verhalmiſe Kur⸗ 
heſſen an. 

Mit.diefem Reklamations— ⸗Gegenſtande verband der Herr Referent den Vor⸗ 
trag uͤber die unter den Ziffern 93. 224. und 225. eingetragenen Forderungen 
mehrerer Intereſſenten an Die Kurs und Oberrheiniſchen Kreife, welche fammtlich: 
die Bunbeöverfammlung um ihre Einfchreitung bei den betheiligten Souverainen 
zur Uebergahme ‚und Verzinfung der ihnen zufallenden Zahlungsraten bitten, 
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| Der Herr Referent äußert: die 66. 82., 83., 84. und 85. des Reichsdeputa⸗ 
tions⸗Schluſſes von 1803. gewährten befanntlich fefte und fehr beftimmte Normen, 
wie es mit- dem Schuldenwefen der vormaligen. Rreife gehalten werben fol. Der 
‚Bundesverfammlung ſey aufgegeben, für deren Ausführung zu forgen; aus deu 
hier vorgebrachten Fallen ergebe ſich aber hinlaͤnglich, daß diefes Schuldenweſen 
fih noch völlig ungeoronet befinde, die endliche Auseinanderfegung deſſelben fey 
Daher um fo dringender. Seine Ausmittlung, fo wie die verhältnißmäßige Ver⸗ 
theilung der Gläubiger auf die ehemaligen Mitglieder der Kreife, werde Übrigens 
feine eigentlihe Schwierigkeit haben, wenn diefes, wie es aud) der $. 83. Des 
Reichspeputations + Schluffes beftimme, nad) dem Berhältniffe ver Benyträge 
gefchehe, welche diefelben zur General: Kaffe des Kreifes vormals zu leiften hatten. 
Es würden demnach die Geſandten derjenigen Bundesftaaten, deren Länder eher 
mals Theile des Kur: und Oberrheinifchen Kreifes ausgemacht haben, zu erficchen 
feyn, ihren Höfen Mittheilung diefer Reflamationen. zu machen und dahin anzw 
tragen, daß durch den baldigft zu bewirfenden Zufammentritt. ver ehemaligen 
Kreiöglieder die Feſtſetzung und Bertheilung dieſes Schuldenwefend in Gemäßheit 
des Reichsdeputations-Schluſſes vorgenommen werde, zugleih au von dem 
deßfallſigen Erfolge demnaͤchſt ohne Verzug Die weitere Nachricht geben zu wollen. 
Der Vortrag ded Herrn Referenten liegt hier unter Zahl 75. bey. 

Praͤſidium: tritt dem Gutachten bed Herrn Referenten in Betreff des 
Oberften von Mogen fomohl als der übrigen Reklamanten mit dem Antrage bey, 
Daß die hohe Bundesverfammlung, in Folge der ihr übertragenen Garantie und 
Verpflichtung, für dad nad) Vorſchrift des Reichsdeputations⸗-Hauptſchluſſes vom 
Jahr 1803. zu berichtigende Penſions- und Schuldenwefen des Kur: und Ober: 
theinifchen Kreifes Sorge zu tragen, den Königlich : Baierfchen und Kurheffifchen 
Hof durch ihre Bundesgefandtfchaften erfuchen möge, vie baldmöglichfte Einlei: 
tung zur definitiven Auseinanderjegung dieſes Penſions⸗ und Schuldenweſens 
‚au treffen, 

Sämmtliche Stimmen vereinigten fi fih mit dem Praͤſi Dial Antrage, Daher 
| Beſchluß: 

9 Daß die Herren Bumdeögefandten der bey dem Oberrheiniſchen Kreiſe be⸗ 

cheiligten Bundesſtaaten zu erſuchen ſeyen, zu bewirken, daß einſtweilen Dem 
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Oberften von Mogen, zu feiner Unterftüßung angemeſſene Abfchlagezahlungen 
augeftanden werben hiernaͤchſt aber 

2) Die Bundeöverfammlung, in Folge der ihr durch den Artife! 15. der Bun- 
desakte übertragenen Garantie und Verpflittung, Die durch den Reichsdeputations⸗ 
Hauptfhluß vom 25. Februar 1803. getroffenen Verfügungen, in Betreff ded 
Schuldenweſens und der Penfionen, in Vollzug zu feßen, den Königlich Baieri- 
fhen und Kurheſſiſchen Herrn Gefandten inäbefondere erfuche, bey ihren Höfen 
darauf anzutragen, damit viefelben bie baldmoͤglichſte Einleitung zur definitiven 
Auseinanderfegung des Penſions- und Schuldenwefend der vormaligen Rur- und 
Oberrheiniſchen Kreife unter den betheiligten Regierungen übernähmen und der 
Bundesverfammlung feiner Zeit hiervon Kenntniß zu geben, 


6. 345. 


Forderung der Erben des Handelsmann Brödler zu Eoblenz 
an Die Reichs-Operations-Kaſſe. | 
Der Herzoglih Holftein:- Dldenburgifhe, Anhalt: und 
Schwarzburgifhe Herr Geſandte von Berg: giebt Kenntniß von der 
Forderung der Erben des Handelsmann Brödler zu Coblenz an die Reichs: Opes 
rationd : Kaffe, und dem Autrage ded Herrn Referenten gemäß wurde 


befdhloffen: 
Diefes Gefuch ad acta zu legen, bis das Verzeichniß ſaͤmmtlicher Forderun⸗ 


gen an die Reichſs-Operations-Kaſſe hergeſtellt ſeyn wird, und nad eingeganges 
uen Inſtructionen daruͤber Entſcheidung erfolgen kann. 


6. 346. 


Befhwerde des Buchhändler, Johann Karl Müller zu Erfurt 
gegen KRurheffen, Eingriff in fein wohlerworbenes Ei⸗ 
genthum betreffend. 

:Ebenderfelbe: trägt Die Beſchwerde des Buchhaͤndlers Johann Carl Muͤl⸗ 
fer zu Erfurt gegen Kurheſſen, Eingriff in fein wohlerworbenes Eigenthum be; 
treffend, unter Ziffer 190, des Kinreihungs + Protokolls vor, nach welder 
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derfelbe mit Bewilligung der Senfurbehörde zu Erfurt Die Beyträge des Herrn 
von Berlepſch zu den Helen: Eaffel’fchen Kandtagöverhandlungen der Jahre 1815. 
und 1816, in Verlag genommen, und davon dem Buchhändler Krieger zu Caſſel 
und Marburg, auf deffen Verlangen, vierzig Exemplare zugefandt habe, welche 
aber von der Regierung weggenommen worden feyen. Sein Nachſuchen um Bes 
zahlung des Vertrags fey abgelehnt worden. Der Buchhändler Müller glaube, 
Daft wenn diefe Schrift in Kurheſſen nicht folle gelefen werden, man ihm feine 
Exemplare zurüdgeben muͤſſe. An den Buchhändler Krieger fönne er ſich, der 
Natur ver Sache nah, nicht halten; von den Kurheſſiſchen Gerichten fey Feine 
wirkſame Rechtshülfe zu erwarten; die Verwendung feines Königs nachzufuchen, 
unterlaffe er aus fihuldiger Disceretion ; er bitte Daher die Bundesverfammlung, 
Seine Königliche Hoheit den Kurfürften durch feine Bundesgefandtfchaft zu vers 
mögen, ihm entweder fein Eigenthbum zurüdzugeben oder den Ladenpreis mit 
20 Rthlr. ausbezahlen zu laffen, auch ihm im Weigerungsfalle ven Recurs an 
diefe hoͤchſte auffehende Behörne des deutfchen Volkes ausdruͤcklich vorzubehalten. 

‚Der Herr Referent dußert: fo wenig dad am Schluffe der Bitte von dem 
Bittfteller- diefer hohen Verſammlung beygelegte Attribut der Bundedverfaffung 
angemeffen fey, fo wenig vermöge diefelbe, ihm gegen eine landesherrliche Poli; 
zenverfügung den gewünfchten Schuß zu gewähren. Sollten übrigens die befragten 
Exemplare ohne ein vorgängiges, in-gehöriger Form erlaffened und dem Bittfteller 
vorher befannt gewordenes Verbot weggenommen worden feyn, fo fey fein Zwei⸗ 
fel, daß verfelbe befugt wäre, fie im Wege Rechtend von ver Polizey zuruͤckzube⸗ 
gehren, da dieſe in einem ſolchen Falle von ihm nichts verlangen Fönne, als dag 
er eine Schrift, deren Verbreitung in den Kurheffifhen Staaten ihr ſchaͤdlich 
ſcheine, zurüdnehme. Herr Referent glaube übrigens, daß das Geſuch des Buch—⸗ 
haͤndlers Müller, als hieher nicht gehörig, abzufchlagen fey. 

Einverftanden mit dem Herrn Referenten, wurde daher 


befdloffen: 


.., Das Gefuh des Buchhändlerd Johann Karl Müller zu Erfurt, als hieher 
nicht. gehoͤrig, abzuweiſen. 


dretot. d. d. Bundesvktſ. II. BR. 57 
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6. 347. 


Borftellung des Johann Wilhelm Alers, ehemals Baͤrgermei— 
ſter der Stadt Bockenem im Fürſtenthum Hildesheim, 
ein von der Weſtphaͤliſchen Regierung erkauftes Braun 
ſchweigiſches Lehn betreffend. 


Ebenderſelbe: traͤgt die Vorſtellung des Joh. Wilh. Alers, ehemals 
Buͤrgermeiſter der Stadt Bockenem im Fuͤrſtenthum Hildesheim, ein von ver 
Weftphälifchen Regierung erfauftes Braunfchweigifches. Lehn betreffend vor, in 
welcher der Profurator Reinwald, Namens des Bürgermeifter Alerd, anführe, 
verfelbe Habe im Jahre 1813, von der Weftphälifchen Regierung ein, theild im Hildes⸗ 
heimifchen, theild im Braunfchweigifchen gelegenes Lehn um 13,205 Franken gekauft. 


Durch den bey dem Wiederantritte der Herzoglich Braunfchweigifchen Regierung, 
dem Supplifanten Meier ertheilten Befehl, ihm fernerhin Feine Gefälle zu ent: 
rihten, fey ihm der Beſitz des im Braunfchweigijchen gelegenen Xheiles feines - 
Lehns faktifch entzogen; alle feine Vorftellungen und Bergleihövorfchläge feyen 
ohne Erwiederung geblieben. | 

Auch den im Hildesheimifchen gelegenen Theil des Lehns habe die Herzoglich 
Braunfhweigifhe Kammer an fih zu ziehen gefucht, fey aber in den Weg Red: 
tend verwiefen worden, und Die Sache fey gegenwärtig bey der Yuftizfanzley in 
Hildesheim anhängig, wo audy bereits ein Verſuch der Guͤtk Statt gefunden habe, 
Auf feine Vergleichsvorſchlaͤge fey ebenfalls bis jeßt, ungeachtet doppelt verfloſſe⸗ 
ner Friſt, Feine Antwort erfolgt; er fehe ih, ohne fein Verſchulden, recht-und 
hülflos, und wende fich daher an die Bundeöverfammlung, daß durch ihre Vers 
mittlung bey der Herzoglich Braunfcpweigifchen Regierung ihm Entſchaͤdigung, 
und billigen Vergleichs-Vorſchlaͤgen Gehör gegeben werden möge, 

Der Herr Referent Außert: der Bittfteller befinde fich hinfichtlich eined und 
deſſelben Berhältniffes in einer fehr verfchievdenen Lage, je nachdem die Gegen; 
fände unter Braunfchweigifcher oder Hannsverifcher Hoheit fich befinden; dort 
fey er des Beſihzes entfeßt, hier habe ver Rechtsweg eingefchlagen werden müffen. 
In diefen Fönne die Bundeöverfammlung nicht eingreifen, und gegen die Beſitz⸗ 
entjegung habe der Bittſteller noch Feine richterliche Huͤlfe geſucht; es koͤnne alſo 





447 


von einer Rechtöverweigerung Feine Rebe feyn, Die Herzoglih Braunfchweigifche 
Kammer habe, feiner eigenen Erzählung nah, ein Mittel zu gütlicher Ueberein— 
kunft zuerft in Anregung gebracht; dieſes berechtige folglich zur Hoffnung, daß 
die Regierung billigen Vergleichsvorfchlägen auch ohne Vermittlung der Bundes; 
verfammlung Gehör geben werde, wenn gleich ihre Antwort auf jene, welche 
Bittfteller bieher gemacht habe, etwas verzögert fey, deren Befchleunigung nad: 
zuſuchen, ihm.übrigens unbenommen bleibe, 
Der Herr Referent glaube daher, es fey ihm ver Beſcheid zu geben, daß 
bey den von ihm ſelbſt vorgetragenen Umſtaͤͤden und bey dem von Gerichtswegen 
bereitö eingeleiteten Vergleichsverſuche, ſeinem Geſuche nicht Statt gegeben werden 
koͤnne. 
Mit allgemeiner tZuſtimmung wurde daher 


beſchloſſen: 
Es koͤnne bey den von’ dem Bittfteller felbft vorgetragenen Umftänden und 
bey dem von Gerichtswegen bereits eingeleiteten Vergleichsverſuche, ſeinem Geſuche 
nicht Statt gegeben werden. | 


5. 348. 


Reklamation Herzoglid Braunfhweigifher Unterthbanen we 
gen Verpahtungen und Veräußerungen durch Die Weft 
phalifhe Regierung im. Herzogthbume Braunſchweig. 


“ Ebenderfelbe: trägt die unter den Ziffern 135. 137. und 162. in das Eins 
veihungs-Protofoll aufgenommenen Reklamationen vor: und zwar 

Ziff. 135. Droſt Siemend und der Oberamtmann Kunzen, Pächter Hers 
zoglich Braunfchweigifcher Domänen, befehwerten ſich, daß ihnen die von der Wefts 
phälichen Regierung erhaltenen Paͤchte ſowohl, als auch die erfauften Inventa⸗ 
rien ohne Erſatz entzogen worden ſeyen. Sie baͤten daher in dieſer Angelegenheit 
um die Verwendung der Bundesverſammlung bey dem Herzoglich Braunſchweigi⸗ 


ſchen Miniſterium. | | 
» 57 * 


Pe 


AS. 


Ziff. 137. . Die zehntpflichtigen Gemeinbeglieder zu Olfleben hätten im May 
1812. die von ihnen zu entrichtennen, dem Klofter Riddegshauſen zuftehenven und 
von dem Kaifer der Kranzofen dem Generale Compans geſchenkten Zehnten von 
dieſem erfauft; die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung erkenne dieſen Verkauf 
nicht an, und der Zehnte werde von den Zehntpflichtigen nad) wie vor gefordert. 
Sie bäten die Bundesverfammlung um einen Beſchluß, wodurch die Gültigkeit des 
befagten Vertrages außer Zweifel gefegt werde. 


if. 162, Die Käufer vormaliger GStiftögüter im Herzogthume Braun: 
ſchweig baten die Bundesverfammlung, die von ihnen unter der Weftphälifchen 
Regierung gemachten Erwerbungen für geſetzmaͤßig und rechtsverbindlich zu erklaͤ⸗ 
ren. Im Jahre 1814. habe der Herzog von Braunſchweig die Befchlagnahme 
der Einfünfte ver veräußerten Stiftögüter verfügt, jedoch den Käufern überlaffen, 
ihre Rechte vor Gericht geltend zu machen; fpäterhin habe man die Käufer im 
Befi ver Güter, jedoch gegen Austellung eines Reverſes, gelaffen, vie erhobes 
nen Einfünfte, wenn die Richtigkeit der Käufe definitiv audgefprochen werden 
würde, wieder zu erfeßen. Sie wünfchten nun aus der fortwährenden Ungewiß⸗ 
heit gezogen zu werden, und bäten Daher um die oben. verlangte Entfcheidung ver 
Bundesverfammlung. 

Der Herr Referent dußert: in allen drey Gallen werde auf den Weg Rech⸗ 
tend Bezug genommen, ohne daß deutlich hervorgehe, inwiefern die Betretung 
deſſelben Hinderniſſe gefunden habe; dabey hätten die Verhaͤltniſſe der Reklaman⸗ 
ten viel Eigenthuͤmliches, wodurch dieſe hohe Verſammlung, wenn nicht zu einer 
Entfheidung, doch zu einer Verwendung veranlaßt werden fünnte. Herr Nefes 
rent trage Daher darauf an, den Herzoglich Braunfchweigifchen Herrn Gefandten 
um gefällige Auskunft u und nähere Erläuterung in Anfehung diefer Reklamationen 
zu erfuchen, 

Hierauf erwiederte ver für Braunſchweig bevollmächtigte Herr-Gefandte von 
Martens, er werde ed gern übernehmen, fi über die vorliegenden Punkte 
Aufflärung in Braunfchweig zu erbitten und diefe ver Verfammlung mitzutheilen ; 
übrigens fey man, fo vieler wiffe, im Braunfchweigifchen ganz nach denſelben 
Grundfäßen verfahren, wie in den Alt-Hannoͤveriſchen Provinzen, den einzigen, 
mit welchen Braunſchweig ganz verglichen werden koͤnne. | 
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Einftimmig wurde 
befhloffen: 


Der Herzoglih Braunſchweigiſche Herr Gefandte fey in Anfehung der vor⸗ 
liegenden drey Reklamationen um gefällige Auskunft und nähere Erläuterung zu 
erfuchen. 


§. 349. 


Einreich ungs⸗Protokoltl. 


Dad Einreichungs⸗Protokoll wurde verleſen, und bie Eingaben Ziffer 240, 
bi8 244. der Commiffon zuzuftellen befchloflen. 
- Die Berfammlung gieng zur vertraulichen Befprechung über. 


Solgen die Unterſchriften. 


Verzeichniß der Eingaben. 
Fortſetzung des Einreichungs⸗Protokolls von Nro. 240. bis 244, 





Nro. 240. Eliſabeth Dorn, vereheligte Kraͤtzer aus Mainz: uͤberreicht nachträglich 
eine Forderung ihres verlebten Vaters Joſeph Dorn an die ehemalige 
ReichsGOperations-Kaſſe von 847 fl. 3 kr. mit Zinſen fuͤr verfertigte 
Zimmermannsarbeit. 

Nro. 241. Dr. Alef in Frankfurt: uͤberreicht als Bevollmaͤchtigter mehrerer 
Deutfh-Drdensstanvfommenthure und Kommenthure eine nach⸗ 
träglide Auseinanderſetzug ber beflandenen Berhältniffe des Deutichen 
Ordens und der darauf begründeten Denfionsanfprüäcde der Mitglieder 
befielben ,. in Bezug auf feine ſchon früher aus Auftrag ſeiner Committenten 
uͤbergebenen Vorſtellungen und Bittgeſuche. 


Nro. 242. Dr. Schloſfer in Frankfurt, in Auftrag des Freyherrn von Schweik⸗ 
hard Bettinger: bittet fuͤr ſaͤmmtliche Raͤthe und ſonſtige Glieder des 
Rheinpfälziſchen General-Landeskommiſſariats, in Beziehung 
auf die früheren eingereichten Bittgeſuche, um bie hohe Verfügung und Erlaf, 
fung eined diefelbe beruhigenden und fiderftellenden gnädigen Befhluffes 
aufs dringendſte. 


Nro. 23. Dr. Schloffer in Frankfurt, in Auftrag des gemeinſchaftlichen Anwa tdes 
der Rheinpfälziſchen Staatsglänbiger Lit. D., des geheimen Juſtiz⸗ 
und Oberappellations⸗Gerichtsrath Martin, erneuert das Geſuch der Rekla⸗ 
manten, und bittet aufs dringendſte um eine baldige hohe Entſcheidun g 

in dieſer Angelegenheit. 


Nro. 244. Regierungsrath Friedrich Ludwig Werner, Reichsfreyherr von 
Hammerflein Gesmold auf Rekow; und Auguft Frievrih von Low⸗ 
zow, K. preuffifher Rittmeifter und jegiger Klofterhbauptmann 
auf Slaber zu Dobbertin: übergeben eine Berichtigung ber Denk⸗ 
fhrift des Grafen Adolph Friedrih von der S hulenburg, als Senioris 
des Begendorfifhen Haufes und zeitigen erften Commissarii testamenti bed 
weiland Venetianifchen Feldmarfhals Matthiad Johann Grafen von. der Schus 
lenburg, wegen angeblicher Beeinträchtigung der Rechtöpflege durch Kabinets⸗ 
Befehle. | . 


Beylage 
zu dem 


Protokolle der drey und vierzigſten Sigung 


vom 14 July 1817: 


. | 73 | | 
Bewilligte Benfionen für das Kammergericht 


vom 1. Januar 1817. 





Staaten, + 1 Sahrliche 


welche die Zahlung vom Namen der Penſionaͤre. | Penfion 
1. Suly 1817. an aus im 
ſchließlich übernehmen. 2 fl. Fuß. 














| 1. Befoldete Rameralen, 
PBreuffen 2 
Baiern 2) . . | VBormaliger Rammerrichter, Graf-von Rei: |- 
Baden + geröberg, Zufhuß - - 2 +. .»| 7040 
Württemberg . . | Präfident von-Gedenvorf . . .„ . ,„!6580 
» > 22. TR Gerichts⸗Aſſeſſor v. Weidenfeld - 4800 
BHreuffen. . » » » » » Martini . „| 4800 
> 


III I TI 81 


“un. 32 » » Shmiß -. . .| 4800 

Baiern 2 oe. 2.. 2 » Huͤber ... 46800 

” 2. 22 020% > » >» Branca, Zuſchuß 800 

"2 2 2 00. > >» Freyherr v. Gedenvorf | ’800- 
> 


von der Bede. - - .| 800 


> Pe —4—4 > 





Staaten, | | | Sährliche 
welde bie Zahlung vom Namen der Penſionaͤre. Penfion 
1. Suly 1817. an aus⸗ in 

ſchließlich ͤbernehmen. 24 fl. Fuß. 














fl. 
Württemberg . . | KR. Gerichts uff. Freyh. v. Linden, Zufhuß | 800. 
» + j\ + . + » » von Riedeſel + ’ » 800 
Koͤnigreich Sadhfen . » »  » Neurath jun. . 800 


fr. 

» — 
Baden. 2 2. . » »Freyh. v. Hohenhorft » 1200 | — 
» a.  ..ı 040 » ”_ » » &tein . » 15 
Baiern. 2 . + + | Kanzley Verwalter von Handel . . .| 1882 | 24 
Baden . » . .Reichsfiscal Werner - : 2 2 . . .! 300 | — 
Solms:Lih . . . Fiscal⸗Advokat Sheverr .  . . «| 1828 | 48 
Hannover .„ . . | Kammergerichtd: Arzt Hofrath Jordan „| 912 | — 
48 


Preuffen. - . ’ »  Gergend .| 912 
Königreih Sadfe en 


+ 


Reihöpfenningmeifter von Hößenporf .| 1100» 
u Kanzley. 
Botenmeiſter Greß... 


Preuſſen. 


Großherzogth. Heſſen Protonotar Appeliu 2. 2 2 2. | 98 I — 
Preu .f fen. . .. » Bablfamyf - 2 2 2. +1 98 — 
. ® 0 > Krauß + 0 ® e o 0 ‘ 928 — 


Württemberg + Notar Wallreutber . 2 2 2 22.168 | — 
Baiern » Greß..... 40 
Holſtein... . Leſer Jageman...... 70134 
Preuſſen.. » Marx.. 701 — 
Rurbeffen ... . » Paul „2. 2. die — 
Naſſau.. Kopiſt Shifr . 2. 
Anhalt...4 F | 

Siechtenftein 22fl.)ı } » Schubet. %.. 2 2. 5.1 300 | — 
Schaumb,Lippe 128» u) Ä u: 





Staaten, Jaͤhrliche 
welche die Zahlung vom iona enſion 
1. Suly 1817. an ande | Namen der Penfionäre. P af 
ſchließlich übernehmen. 24 fl. Fuß 

fl. fr, 








Holflein . 2... 






» Herdt 2 2 ee ee...) 300 
III. Advokaten und Prokuratoren. 
Hofratb Lange . » . en 
Buchholz ....... 
Abel......... 


Naſſau... 
Württemberg .. 
Baden 0 + [2 % 


NDreufien ...» 


PBaiern . 
Sachſ. Gotha, Coburg). | 
z 


v Mainoni —0—0—2 
* A. v. Boſtell 0 .. +. 


1500 

1500 

» 1500 

Preuffen  .. » Soubel. 2 2 ee. .) 1500 
Koͤnigreich Sachſen »Frech..411000 
Baden. ... »Tils...... 41000 
-Dannover . .. » Bf. 2 2 2 een. | 4000 
Preuffen. . . . » von Boftel sen. „ . . . „| 1000 
Hannover ... . »von Sachs......800 
KRurbeffen . . » » Hi 2 00a.) RO 
Medienburg- Schwerin) | Geh. Rath von Biſſing. + .- »! 400 
» Strelig) | Hofrath Sippmann . . » 0. «| 400 
800 

800 

800 


Meining. Hiloburgh.)? » Diez. 
Freye Städte .. 
IV. Notarien und Protokolliſten. 


Rotar Afmant » . 2 2 0 0 0 .L 200 


”. Fr. Anton Bach .. 9 0 oo» 200 
» Laftmir Blum . . 2 0. +T 200 


> Sa ee 200 


Braunfhmweig . .' 
uxremburg - . », 
Baden , » -»- . 
Schwarzb. Sondersh. 4 
Schwarzb. Rudolitadt z 4 
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"Staaten, | | | Jaͤhrliche 
welche die Zahlung vom Namen der Penſio naͤre. Penſion 
1. July 1817. an aus⸗ | im 
ſchließlich ͤbernehmen. 24 fl. Fuß. 








U U — 

| | A. 
Dldenburg »- :: » Notar TZhbomad : x 2 2 000, «| .200 
Naffeu 2 2 2 lin Depp ae ee een.) 200 
Holfiein. . .. » Sr. Klber. 2 2 000000. .| 200 
Walded 1333 fl. . 
Reuß lt. Ein. Sa SE Sottfhalt . 0. | 200,1 — 
Braunfhweig:. . » Sohann Mayerhöfer . . ...| 200 | — 
Hannover . . . Protokolliſt Zießler . 2 2 2 2....1.20 | — 


ItIı #® 


V. Rammerboten 
obenz. Heding. 55 fl. 
> nina 150} te Joſeph Rap. ne. .200 | — 
Luremburg . . . .» LH. Glide 2 2 nn 
- Sehfen Weimar. | » ZPSlafr. . 2.20 | 200 | — 
Hohenz. Heching. 55 fl. oo Ä | 
Hohenz. Sigmar. 145 » » Henni Henning 2 000 = 
Boiern . 2... | 
| 
| 
| 
| 


| » J. Ludw. Hom 2 2 0 0.0.0. 200 — 
Württemberg . . » J. A. Hartmann. 2 2 2.2... .200 | — 
Württemberg „ . » J. J. Bittlineer . 2 2 2... 200 — 
Rurheffen . . . » ob. Hembtt 20 I — 
Oldenburg  . | » Joh. Rebhbon x 2 2:2 0.200 | — 
Sahfen Weimar | » LDied 2. 2er, 200 1 — 





Reuß jüngere inte Böll — 
Lippe Detmold 1159? J. Hauch .. * 200 — 
Anhalt. De . > J. W. Schuchart . ee. 8 . 200 — 
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Bier und vierzigfte Sitzung. 
| Geſchehen, Frankfurt den 17ten July 1817. 


In Ge senwart 
Alter in der vorigen Sitzung Anweſenden. 


(Inhalt. $. 350. Präfidialangeige wegen der an Se. Majeftät den König von 
Frankreich und die Schweizer Eidgenoffenfhaft erlaffenen Schreiben, 
‚ in Betreff einiger zur thransrhenatziſchen Suſtentationsſache gehörigen 
Penfionsergänzungen. $. 351. Abfimmungen von Baiern, Baden 
Braunfhweig und Naffau, und Holſtein-⸗Oldenburg, Anhalt und 
Schwarzburg; ſodann Beſchluß über die Regulirung der Penfionen 
der Zohanniters Drdcnsritter. $. 352. Abfimmungen von Baden, 
BraunfhweigsNaffau, und Holitein: Dldenburg, Anhalt umd Schwary 
burg; fedann Beiotus der Bundesverſammlung über die Negulir ung der 
Penfionen der Deutfhen Ordensrittee. $. 353. Abſtimmung von 
Baden über die * äubereyen der Barbaresken. 6. 354. Erklärung von 
Kurheſſen über das Geſuch der Erben des ehemaligen Comitial-Geſandten von Mel 
lenbeck, deſſen Beſoldungsrückſtand btereffend. $. 355. Erklärung vom Großher— 
zogthum Heſſen über vie Reklamation der Rheinpfälziſchen Staats⸗ 
gläubiger Lit. D. $. 356. Oberlieutenant Schmitſons Verf: Grundrigeiner 
Vehranftale des Deutfhen Bundes. $. 357. Reklamationen des Kanzley⸗ 
Adbocaten Bühring zu Roſtock, Namens der älteren Concursgläubiger des Oberjãger⸗ 
meiſter von Moltke. $. 358, Reklamation der Großherzoglich Badiſchen Stadt Phi⸗ 
lippsßurg, eine @nefipädigungsforderungan die ReihsoperationdsKaffe betref—⸗ 
fend. 6. 359. Beſchwerde des Grafen von Eltz, die ihm Großherzoglich Heſſiſcher Seits 
vorenthaltene Beſoldung, als vormals Kurmainziſcher Oberamtmann betreffend. 
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$. 360: Penſionsgeſuch des ehemaligen Zolifihreibers in Oberlahnſtein, Hofgerichts⸗ 
rath Beisler. 6. 361. Geſuch zweyer Mitglieder des ehemaligen Nonnenkloſters 
Kamp, um Penfionserhöhung. 8. 363. Bitte des Kriegskommiſſär Merznicht, um 
Sicherſtellung feines Gehalts. $- 363. Beſchwerde des Freyherrn 3. 8. von Berlepſch 
gegen den Kurfürften von Meflen, wegen vermweigerter Lehnsijuſtiz— 
5. 364. Geſuch des Grafen von Leiningens®efterburg, die ihm anf dem 
Iinfen Rheinufer gugeftandene Entfhädigungs » Ergänzung beireffend, 
und Erflätung von Baiern darüber. 6. 365. Penfionsgefuh des Finanzrath 
Brad zu Fulda, ald ehemaliger Stiftädechanet zu Hünfeld. $. 366. Reflamation dreyer 
Weſtphäliſcher Staatddiener, um Penſionen. 8. 367. Denffchrift des 
. vormaligen Weſtphäliſchen Staatsrath Zr. u. Rened. % 368. Schrift de Dr. 
Crome: »Deutfhlandd und Europend Staatds und National: Ins 
tereffe.” 6. 369. Erneuertes Geſuch des ehemaligen Rheinpfälziſchen Gene; 
ralstandedsKommiffariats zu Mannheims, die demfelben Reichsſchlußmäßig 
gebührenden Gehalte und Emolumente betreffend. 9. 370. Neue Eingabedes Grafen von 
BenzelsSternau', wegen einer Forderung mehrerer Kurmainzifher Staat 
Gläubiger; und Wahl einer Kommiffion, um eine gütliche Hebereinfunft 
unter den betheifigten Regierungen, oder eine rechtliche Entfheidung deßfalls einzus 
keiten. $. 371. Reſtit utions-Geſuch der Weſtphäliſchen Domänenkäufer 
in Surcheffen; Umfrage und Befhlug darüber. 6. 372. Wahl einer neuen 
Kommiffion zum Vortrage der Privat-Reklamationen. . 373. Einreihungs; 
Drotofoll. $. 374. Beyſtimmung non Baden zu der Gratiftfation für den ehemaligen 
Reichsdirektorial⸗Geſandtſchafts-Sekretär Derrlein zu Regensburg. 6. 376. Präfidiak 
Antrag zur Vertagung der Bundesverfammlung. Schlußvortrag des Königs 
lich Ni ederländifhen Gefandten und Beſchluß der Bundesverfanmlung über 
die zu baltenden Sommerferien, vom. ıten Auguft bis zum 3ten November 1817.) 


6: 350. 
Zransrhbenanifhe Suftentationd-AUngelegenheit. 


Nrafidium: zeigt an, daß die Schreiben ſowohl an Seine Majeflät ven Kö 
nig von Frankreich, wegen Ergänzung der Penftonen einiger Mitglieder des ehe, 
maligen Kapitels von Straßburg, ald auch an die Schmeizer Eivgenoffenfhaft 
wegen der auf bie Kantone Bern und Bafel zu übertragennen Penſions-⸗Ergaͤn⸗ 
zungen für bie noch, übrigen Mitglieder und Diener des ormaligen Dam Ba 
ausgefertigt und erlafjen feyen, 
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Regulirung der Penfionen der Johanniter-Ordens-Ritter. 

Baiern: trägt darauf an, daß die Penflond: Angelegenheit ver Mitglieder 
des Johanniter; Ordens nad) den nämlichen Srundfäßen behandelt werde, wie in 
dem Artikel 15. der Deutfchen Bundedafte für die Mitglieder des Deutfchen Or 
dens feitgefeßt worden fey. 

Baden: wie Baiern. . 

Braunfhmweig und Naſſau: wie Hannover in der 36. Sikung. 

Holſtein⸗Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg. Ihre Hoch⸗ 
fuͤrſtliche Durchlauchten halten es dem Sinne und Zwecke des 15. Artikels der Bun⸗ 
desakte angemeſſen, daß die Mitglieder des Zohanniter: Ordens, in Anſehung 
‘ihrer Penſionsberechtigung nach gleichen Grundſaͤtzen, wie bie des Deutfhen Or 
dens behandelt werden, da fie mit bemfelben gleiche Unfprüche haben. 

Prafidium: Aus den vorliegenden einhelligen Abftimmungen ergebe ſich 
folgender B* 

Beſchluß: 

Die Deutſche Bundesverſammlung hat auf die von den Bevollmaͤchtigten des 
Johanniter Ordens eingereichte Vorſtellung Ziffer 34. von 1816. befchloffen, daß 
foviel die Penitonirung der dermaligen Mitglieder des Johanniter » Ordens in 
Deutfchland betreffe, die in dem Artikel 15. der Deutfhen Bundesafte, in Betreff 
der Penfionirung ver Mitglieder des Deutfchen Ordens, enthaltenen Beftimmun: 
gen und deren Anwendung aud) auf die Mitglieder und Diener des Sohanniterz 
Ordens auszudehnen feyen. 


6. 352. 
Regulirung der Penſionen der Mitglieder des Deutſchen 
Ordens. 
Baden: hat, bezüglich auf den in der 12. Sitzung vom 16. December 1816. 
6. 50. gefaßten Beſchluß, wegen Anwendung des 15. Artikels der Bunvesafte, im 
Betreff ver Penſionen ver Deutſchen Orvend: Ritter, ſich kediglich auf die Erklaͤ⸗ 
sung zu befchränfen; daß man bey den veranlaffenden Reklamationen ver beyden 
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Deutſchordens-Commenthuren Freyherren von Müncdhhaufen und von Woͤllwarth 
Badiſcher Seits zunaͤchſt durchaus nicht betheiligt, und was die Auseinander⸗ 
fegung der Deutfchordend : Angelegenheiten im Allgemeinen belangt, durch die hier- 
über gepflogenen Mergentheimer Kongreßverhandlungen dem, hier eingreifen: 
den Artifel 15. der Deutſchen Bundesafte, von Seiten Badend, ſchon zum Vor⸗ 
aus Genuͤge gefchehen ift. Da nun die Bundesafte die Penjionirung der noch nicht, 
oder etwa nicht vollftändig bedachten Ordensgliever allen denjenigen Fürften aufs 
erelgt, welche eingezogene Ordensbeſitzungen erhalten haben, und welche ſomit, foweit 
eine definitive Auseinanderfeßung noch nicht erfolgt iſt, nadjträglih in Anſpruch 
su nehmen wären; fo erübrigt nur noch der Wunſch, daß auf dem von der hoben 
VBerfammlung, Durd) Ernennung einer eigenen Commiſſion aus ihrer Mitte, eins 
gefhlagenen Wege, die vollftändige Negulirung auch diefer Angelegenheit, gleich 
den übrigen Penſions- und Suftentationd: Sachen, erzielt werden möge. 

Was die in der 6. Situng der Bundeöverfammlung vom 25. November voris 
gen Jahres $. 27. vorgefommene Bittfehrift des Bevollmächtigten des Johanniter: 
Ordens von Serufalem ꝛc. und die, nad) $..292, der vierzigften Sitzung vom 3. 
laufenden Monats, ald dem Berhältniffe ver Deutfchortens : Ritter analog, bie: 
mit in Verbindung gefeßte Penfiovnsangelegenpeit der Mitglieder des, 
Johanniter-Ordens belangt: ſo iſt der Geſandtſchaft ſchon fruͤher, zur gele⸗ 
genheitlichen Mittheilung, ein ausführliches Verzeichniß der von 
Baden bereits penſionirten Maltheſer— ‚Ritter zugegangen, woraus 
zur Genüge erhellet; daß Baden aud) von Diefer Seite Feiner Penſionsanſprache 
weiter unterliege. “ 

Braunfchweig und Naſſau: tritt ver in ver 36. Sikung enthaltenen 
Abftimmung von Hannover bey. 

Holftein:Dldenburg, Anhalt um Schwarzburg. Wenn Shre 
Hochfürftlihe Durchlauchten zuvörderft überhaupt nur Diejenigen Regierungen, welche 
Deutſche Ordensguͤter beſitzen, aus denen gewiſſe Ordensmitglieder und Offician: 
ten zur Zeit bei Aufhebung ded Ordens, Praͤbenden und Befolpungen für fi) zu 
beziehen hatten, feinesweges aber auch diejenigen, welche Güter ded Ordens erhal: 
ten haben, die zur Zeit der Aufhebung unbefeßt waren, und wovon die Einkünfte 
bloß in die allgemeine Ordenskaſſe floſſen, für, „verpflichtet halten, zu. den Penjianen. 
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derſelben beyzutragen, fo verfennen Höchftvicfelben zugleich auf der einen Seite 
nicht, Daß diejenigen Regierungen, weiche in ihren ehemals abgetretenen und jeßt 
wieder erlangten Landen Die Deutfchen Ordensguͤter ganz, oder größtentheils vers 
aͤußert gefunden, fich in einer befondern und läftigen Lage befinden, wenn von 
ihnen die ehemaligen Nußnieger folder Güter Penfionen erwarten; da aber auf 
der andern Seite diefe unter den Folgen fremder Handlungen nicht leiden, noch 
deßhalb ihre nothvürftigen Alimente entbehren koͤnnen, auch nad) der Analogie des 
Reichsdeputations-Hauptſchluſſes und den Beflimmungen der Bundesafte, für die 
Nenfionen ver Ordensritter, welche 5 deſſen, was fie vorher genoffen haben, er: 
halten follen, nun der Theil der ehemaligen Ordensbeſitzungen haftet, welchen jeder 
Fuürſt erhalten hat, hierbey aber auf die vorgegangenen Veräußerungen um deßwillen 
feine Rüdfiht genommen werden fann, weil diejenige Regierung, welche viefelbe 
anerkennen zu müffen glaubt, auch für die Folgen einzuftehen geneigt feyn wird; 
fo halten Ihre Hochfürftlihe Durchlauchten dafür, daß die betheiligten Deutfchen 
Ordensglieder allein von ver Gerechtigfeit und Billigfeie diefer Regierungen die 
ihnen gebührenden Suſtentations-Gelder erwarten koͤnnen, und daß erforderlichen 
Falls eine Verwendung der übrigen Bundesglieder angemeffen feyn werde, welche 
Anfichten zwar auch in Hinficht der Regierungen Statt finden müffen, welche nicht 
abgetretene, fondern nur feindlid) occupirte Laͤnder wieder erlangt haben, nur mit 
dem Unterſchiede, Daß hier Die Penfionen von den Inhabern ver veräußerten Ordens; 
güter aus den Einfünften felbit getragen werden müffen, bis deßhalb zwiſchen 
ihnen und den rechtmäßigen Regierungen ein gerichtliches oder außergerichtliches 
Arrangement Statt gehabt hat. 
Was den Zeitpunkt betrifft, von welchem an diefe Penfionen in dem Reichs: 
fchlußmäßigen Betrag gefordert werden koͤnnen, fo kann foldher nur von dem Zage 
der übernommenen Berbindlichfeit an berechnet werden, und es halten Ihre Hod)- 
fürftliche Durdlauditen nit Dafür, daß dem Art. 15. der Bundesafte in Diefer 
Hinfiht eine ruͤckwirkende Kraft beyzulegen fey. | 

Wegen des auch in Frage gefommenen Ascenfionsrecht3 tritt man der Stim⸗ 
menmehrbeit bey. 

Prafidium. In Folge ver bereit in ver lebten Sißung vorgenommenen 
Wahl eiher Commiſſion zur Erleichterung der Penſions-Regulirung für die Mit 
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glieder des Deutfchen: und Johanniter: Ordens, lege ich nunmehr ver hohen Ver⸗ 
fammlung den Entwurf bes ſich hierauf beziehenden Beſchluſſes zur Genehmigung 
vor. 


Saͤmmtliche Stimmen nahmen dieſen Entwurf an, daher 
Beſchluß: 


Die Bundesverſammlung, durch den Art. 15. der deutſchen Bundesakte 
verpflichtet, für Die Sicherſtellung angemeſſener Penſionen der Mitglieder des 
Deutfchen Ordend, nad) den in dem Reichsdeputations⸗Hauptſchluß von 1803, 
für die Domftifter feftgefeßten Grundſaͤtzen, Sorge zu tragen, und überzeugt, 
daß die Commiffion, welche zur Bereinigung der, nach ven erfolgten Abftim- 
mungen in mehreren Beziehungen fehr verſchiedenen Anfichten ernannt worden, 
in ver Gerechtigkeit und Großmuth der betheiligten Regierungen bie erwünfchtefte 
Unterftügung ihrer Bemühungen finden wird, befchließt : 


1) Die ernannte Commiffion wird, ohne in weitläufige Erörterungen und 
Unterfuchungen einzugehen, nad) Anleitung der vorliegenden Abftimmungen, und 
falls fie ed nöthig findet, nad) vorgängiger Communication mit den betreffenden 
Geſandten, fich bemühen, ein gemeinfames Einverſtaͤndniß über die Anwendung. 
der Grundſaͤtze, welche bey der Penfionirung der Mitglieder des Deutfch : Ordens 


u befolgen find, zu bewirken, und fofort Die Bundesverſammlung davon in 
Kenntniß ſetzen; oder aber 


In deſſen Entſtehung ihr Gutachten, wie den Mitgliedern des gedachten 
Ordens die ihnen gebuͤhrenden Penſionen in dem durch die Bundesakte beſtimmten 
Maaße feſtzuſetzen und zu ſichern ſeyen, erſtatten. 


Endlich 3) wird es der Commiſſion uͤberlaſſen, mit Zuziehung der Geſandt⸗ 
ſchaften der betheiligten Hoͤfe, eine billige Uebereinkunft mit den wenigen noch 
uͤbrigen Individuen dieſes Ordens einzuleiten; bis dahin aber werden die Bundes⸗ 
geſandten dieſer Hoͤfe erſucht, dahin zu wirken, daß da wo es vielleicht noch 
nicht, oder wenigſtens nicht in gehoͤrigem Maaße geſchehen ſeyn moͤchte, den 
Gliedern und Dienern des Deutſch⸗Ordens eine angemeſſene proviſoriſche Penſion 
bewilligt und angewieſen werde. 
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GSerraubereye n. der Barbaresken. 


Pr ſwi um: wolle dem für‘ bie Großherzoglich Badiſche Stimme ſubſtituirten 
‚Herrn Geſandten, Grafen von Mandels loh, zur Abitimmung über den Commifs 
ſions⸗ Vortrag, bie Seeraübereyen der Barbareöfen ‚betreffend, Gelegenheit geben. 

Baden. Das Gutachten per Commiſſion concentrirt fih dahin, daß Die 
Europaͤiſchen Seemaͤchte einſtweilen den Grundſatz handhaben moͤchten, die Bar⸗ 
baresken nur im Mittelmeere als Seemaͤchte, außerhalb der Meerenge von 
Gibraltar aber; und beſonders im Kanal und Der Nordſee ald Seeräuber zu 
erfennen und dem gemäß zu behandeln; in fo lange wenigftens, bis fpätere Unter: 
bandlungen dem deutfchen Handel aud) im Mittelmeer eine Sicherheit gewährten, 
peren er bis auf die neuefte Zeit, wenigſtens im Frieden, auſſerhalb jenes Meeres 
genoß. Die Eommiſſion machte aber gleich im Eingange ihres Gutachtens Darauf 
aufmerffam; daß England dieſe Anfiht nicht zu begen feine, fondern,in ven 
Barbaresken auch im Kanale nur mit guͤltigen Kaperbriefen verſehene Kreuzer 
eines anerkanntẽn Seeſtaates erkenne, daß es nur, weil die deuſchen Schiffe 
beynahe unter den Kanonen ſeiner Kuͤſten genommen worden, nach gemeinuͤblichem 
Seerechte, ſolche den Tuneſern wieder genommen habe, ſich abkt die Rettung: 
koſten bezahlen ließ, und fügt das Geſtaͤndniß bey, daß ohne die kraͤftige Mit— 
wirkung Englands wenig Erfolg ſich verſprechen laſſe, indem ohnehin mehrere 
Europaͤiſche Seemaͤchte mit den Barbaresken Tractaten hätten, welche fie. wohl 
aus Furcht eines Bruches im Mittelmeere, von ernitfichen Maasregeln im Dean 
abhalten dürften. 

Man könnte zu allen dieſen Bedenklichkeiten noch die Wahrſcheinlichkeit einer 
aus den durchkreuzenden Handels; Sntereffen entfpringenden Handels⸗ Politik 
‚hinzufügen, und bie Frage, ob bey doch we hfelfeitigen Vortheilen eines vor 
Raperey geficherten Handels mit und von Deutfchland, der wenn er deutſcher 
Aetiv- Handel ift (und nur diefer läuft bey den Näubereyen der Barbaresfen 
Gefahr), den Bortheil vorherrſchend auf Seite Deutſchlands erfcheinen läßt, man 
den Seeftaaten mit Anftand zumuthen koͤnne, die Koften des Schutzes allein auf 
ſich zu nehmen? nn | 

Protok. d.d. Bundeẽverſ. III, Bd. 5 59 
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Allein, auch davon abgeſehen, ſcheint die flrengere Confequenz, in dem 
- Benehmen Englanns bey den neueften Ereigniffen nicht zu verfennen, und in 
dem Voͤlkerrechte Europa's ſchwer ein Satz aufzufinden, wornach jenfeitd einer 
gezogenen Linie in den Meeren eine Flagge voͤlkerrechtliche Anerkennung, dieſſeits 
derſelben aber die Farbe der Raͤuberey gewinnen ſoll. So lange man von dieſen 
kleinen Raubſtaaten Afrika's die Handelsflaggen Europa's noch im Mittelmeere 
mißhandeln laͤßt, und mit ihnen, als Staaten, Vertraͤge ſchließt, ſo lange ſcheint 
ihnen auch das Kriegsrecht nach ihrer Art nicht auf eine andere als voͤlkerrechtliche 
Art jenſeits der Meerenge erwiedert werden zu koͤnnen, und Krieg oder Vertrag 
das einzige conſequente Gegenmittel. 

Es iſt oft beſſer ſich ein Uebel ganz in ſeiner unverhuͤllten Geſtalt zu zeigen, 
als hoffend getaͤuſcht zu harren. Es iſt zwar nicht zu erwarten, daß, nachdem 
man die Sklaverey der ſchwarzen Afrikaner abgeſchafft, und im Mittelmeere nur 
Kriegsgefangene den Nordafrikanern zu machen erlaubte, man dieſen einen 
neuen Markt an den wehrloſen deutſchen Kuͤſten eroͤffnen laſſen werde; aber die 
von der Commiſſion ſehr treffend aufgefaßten Beſorgniſſe ſcheinen es unentbehrlich 
zu machen, wenn auch der Anruf um Schutz an nicht deutſche Seeſtaaten von 
Seiten des Bundes ergehen ſoll, welches auf dieſe Art die erſte officielle Commu⸗ 
nication deſſelben mit jenen wuͤrde, doch zugleich an die Moͤglichkeit von Mitteln 
zu denken, durch eigene Kraft, ſey ed der ſeehandelnden Yundesftäaten 
allein, fey es der Gefammtheit aller Bundes » Etaaten, für dieſes Geſammt⸗ 
Sntereffe ihrer Handels-Induſtrie und ihres Voͤlkerwohles, wieder angethanen 
Schmach und Berlefung zu fihern. Der Handel des Rheins und der in ihn 
münvdenden Flüffe, per Ems und Wefer, der Elbe und Oper, und aller jenen 
KKüftenpläge an der Nord: und Oſtſee, wo deutfche Schifffahrt getrieven wird, 
veräftet fi in unzählbaren Zweigen mit dem Binnenverfehr der meerentfernteften 
deutſchen Staaten, und es ift wohl anerfannt, daß der [hwunghafte Handel der 
Seeplaͤtze geradezu auf Wohlſtand und Kraft: Entwidlung der rückwaͤrts liegenden 
Bundesftaaten fehr folgenreich wirken müffe, zumal wenn, wie der Art. 19. der 
Bundesakte verfpriht: »die Bundesglieder bey der erſten Zuſammenkunft der 
»Bundeösverfammlung wegen des Handels und Verkehrs, fo wie wegen der Shift 
fahrt in Berathung treten.” Wer weiß nicht yon weiland Tuͤrkenhuͤlfe und Nor⸗ 
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mannenſteuer, obſchon in Oſtfriesland, Hamburg und Holftein von Tuͤrken fo 
leicht nichts nachtheiliges zu befahren feyn Tonnte, und Normannen nie nad) dem 
Schwarzwalde zogen. Auch damals war ein flaatentheilendes Territorial⸗Syſtem 
in Deutfchland dennoch ſchon in vielfacher Wirkung vorhanden, 


Wendet man aber den Bid von folcher Geſammtwirkſamkeit ab, ſo kann er 
noch auf jener ruhmwuͤrdigen Periode der deutſchen Handelsgeſchichte ruhen, wo 
‚vie bloßen Kraft⸗Vereine von Handelsgeſellſchaften Flotten bervorriefen, mit 
welchen Liffabon erobert, ‘und den Seeräuberegen ver Bitalien-Brüder in 
den deutfchen Meeren ein Ende gemacht ward. 


Ein paar elende Raubfchiffe des Mittelmeerd abentheuern in ber Nordſee, 
and ihre Erſcheinung follte genügen, den Handel der Geeftädte zu lähmen und 
Schreden und Peſt und Sklaverey auf den Küften der Nord: und Oſtſee zu vers 
breiten? Es ſcheint fürwahr Feiner fehr großen Kraftanftrengung zu bedürfen, 
um im Vereine wenigftens der feehandelnden Bunveöftaaten, gegen dieſes Webel, 
ſelbſtſtaͤndigen Schuß zu erringen, und das felbft zu üben, was jebt nur von dem 
guten Willen fremder Staaten erwartet werden will. Deutfche verſtehen Schiffe 
su bauen und zu rüften, unfere Seeleute dienen auf allen Meeren, follte dieß 
vorliegende große Intereſſe der National⸗Ehre und des Vortheils und der Noth⸗ 
wendigkeit nicht Beſchluſſe hervorrufen und verwirklichen, die allein den Zweck 
fiher und dauernd zu erreichen verheißen? Auch, wenn alle Bundesſtaaten zu 
Tolcher Mitwirfung in Anſpruch genommen werden follen, würde Seine Königliche 
Hoheit der Großherzog ſich Der Ihrigen nicht entziehen. 


Nach dieſen Anfichten maht man ben Antrag diefer hohen Verfammlung, 
unabhängig von den vorgefhlagenen Eröffnungen an die fremden Seemaͤchte, 
Durch eine zu ernennende Commiſſion, weitere Borfchläge zum Schub gegen bie 
Seeräubereien der Barbaresfen, ſofern folher von den Deutſchen Bundesftanten 
ſelbſt ausgehen follte, vorbereiten und vorlegen zu laſſen, wenn man nicht einſt⸗ 
weilen ven fechandelnden Bundesftaaten allein Mittheilungen in dem \ außgefbros 
chenen Sinne zu machen für gut finden ſollte. 
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Geſuch der Relicten. des ehemaligen Comitial-Geſandten von 
Mollenbeck, Beſoldungs— Rückſtand betreffend. 


Die Verſammlung gieng zur Berathung uͤber die Privat⸗Reklamationen 
über; und ed erfolgten von Seiten ver Herren Geſandten ver betheiligten Regie⸗ 
rungen in Gegenftänden, welche bereits in Vortrag gefommen waren, nachfol⸗ 
gende Erklärungen. \ 

Rurbeffen. Die genauere Einſicht ber in der 22, diepjährigen Sitzung 
zum Bortrag!gefommenen Reklamation der Relicten des verfiorbenen Komitial: 
Gefandten von Mollenbeck, hat ergeben, daß die angeblich vem Hofe zu Caſſel 
zur Laft fallende Forderung, die Penfions » Rüdftände wegen ver Graffhaft 
Stolberg: Wernigerode find. Da nun gedachte Grafſchaft 3 war unter Weſtphaͤli⸗ 
ſcher Oberhoheit, allein niemals in einem ſolchen Berbäftniffe gegen Heffen ftand 
oder fteht, fo fann man fich Kurheſſiſcher Seits nicht nur nicht ſchuldig erachten 
die geforderten. Ruͤckſtaͤnde zu zahlen , ſondern iſt auch auſſer Stande, den Re⸗ 
klamanten dazu zu verhelfen. 


| 6. 355. 

Borftellung der rheinpfälzifhen Staatsgläubiger und Ber 
“ figer der Partial-Obligationen Lit. D., die Zahlung der 

rüdftäandigen Zinfen und verfallenen Kapitalien betref: 
fend. 
Großherzogthum Heſſen. Obgleich Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Heflen und bey Rhein im Jahr 1802, unter andern Landestheilen 
audj einige Eleine Xheile der ehemaligen Rheinpfalz zur Entſchaͤdigung erhalten, 
und in Ruͤckſicht derſelben HoͤchſtIhren Antheil an. allen: denjenigen Xaften und. 
Schulden, welche bisher, ald auf: der Rheinpfalz haftenpd, definitiv 
ansrfannt worden find, getragen und berichtiget haben, fo kann doch die vorlie⸗ 
gende Beſchwerde der rheinpfälzifchen Staatsglaͤubiger und Inhaber der Oblige- 
tionen Lit. D. noch zur Zeit keine Beranlaffung werden, um ber. Großher⸗ 
ieglich Heſſiſchen Staatslaſſe irgend eine Verbindlichkeit aufguerlegen, In dem 
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in dem Vortrag des Herrn Referenten (Beilage zu $. 69. des Protokolls der 1A. die: 
jährigen Situng) angeführten Gutachten des Großherzoglich Bapifchen Geheimen 
Yuftiz : Departements zu Carlöruhe, find die Gründe, nad) welchen der größte 
<heil diefer. Schuld der Krone Baiern zur Laft fällt, fo befriedigend entwidelt, 
daß diefe Großherzoglich Heflifhe Gefandtfchaft, in Beziehung auf diefen Streit, 
nichtö weiter zu fagen bat. 

Erſt feit kurzer Zeit ift durch den Beſchluß der hohen Bundeöverfammlung 
über die Aufträgal : Snftanz der Weg eröffnet worden, uf welchem eine rechtliche 
Entſcheidung dieſer Sache moͤglich iſt. 

Von Großherzoglicher Seite wird man mit den an der chemaligen Kheinpfal, 
betheiligten Höfen ſich unverzuͤglich zu vereinigen ſuchen, um wenn .eine- gütliche 
Uebereinkunft mit der Krone Baiern durchaus unmoͤglich ſeyn ſollte, dieſen Weg 
zu betreten, und die Glaͤubiger koͤnnen daher mit Zuverſicht erwarten, daß die 
Frage: » Wer ihr Schuldner fey?“ nun bald definitiv entſchieden ſeyn wird. 

Inſofern jedoch die Bitte der Glaͤubiger dahin gerichtet iſt, daß die hohe 
Bundesverſammluͤng ſich dafuͤr verwenden moͤge, daß ſie einſtweilen, und unab⸗ 
haͤngig von dem Streit uͤber die Verbindlichkeit der Krone Baiern zur Theilnahme 
an dieſer Schuld, in den Genuß der Zinſen ihrer Kapital⸗Forderungen vorläufig. 
eingefegt würden, Tann von einer Theilnahme der Großherzoglih Heflifchen 
Staatskaſſe zu einer foldhen einftweiligen Zinfenzahlung um deßwillen die Rede 
nicht feyn, weil foldhe, wenn fie anders an ſich zulaffig ift, nach deutlicher Ber 
flimmung des Neich8deputationd s Hauptfchluffes, ausfchließenn dem Großherzog: 
fihen Haufe Baden, ald Befiter des Hauptortd und des größeren ‚bei der 
ehemaligen Rheinpfalz, obliegt. 


Das Großherzoglich Heſſiſche Gouvernement tann hiernach noch zur Zeit, 
zur Beruhigung der Glaͤubiger nur inſofern wirken, als es ſeine Bereitwillig⸗ 
keit erklaͤrt, zur baldigen Beendigung der Streitigkeiten uͤber das rheinpfaͤlziſche 
Schuldenweſen mit Baiern, fo viel von ibm nur immer abhängt, mitzuwipfen., 

. „Hierauf wurde 


Sefätoffem 7713 
Dieſe Erklaͤrung der Commiffion zuzuftellen, | mi 
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6. 356. 
OberLieutenant Schmitfon's Grundriß einer Vehranſtalt d es 
Deutfhen Bundes. 

Der Königlih Baierifhe Herr Gefandte, Sreyberr von 
Aretin, legt ver Verfammlung die unter Zahl 197. in das Einreihungs + Pro⸗ 
tokoll eingetragene neue Schrift des Ober⸗Lieutenant Schmitſon vor, und aͤußert, 
Da dieſer Gegenſtand zunaͤchſt bey ven nach den Ferien zu verhandelnden Beſtim⸗ 
mungen ber Militaͤr⸗Verhaͤltniſſe des Deutſchen Bundes zur Berüuͤckſichtigung 
kommen koͤnne, des früheren größeren Werkes des Verfaſſers auch ſchon ruͤhmliche 
Erwaͤhnung geſchehen waͤre, fo werde nun dieſe Schrift vor der Hand zu den Aften 
zu nehmen feyn. 

Einverſtanden mit biefem Antrage, wurbe - 

befidhloffen 

‚Die Schrift des Ober : Lieutenant Schmitſon: « Grundriß einer Mebranftalt 

des Deutſchen Bundes ⸗ fey vor der Hand zu ben Alten zu legen. 


: & 357. 

Reklaͤmation des Kanzley⸗Advokaten Johann Chrifien 
Bühring zu Roſtock, Namens der Altern Concurs⸗Gläͤu⸗—⸗ 
biger des Ober⸗Jaͤgermeiſter von Moltke, wegen ver⸗ 
ſagten rechtlichen Grhörs zur Ausmachung ihrer Gerecht⸗ 
ſame gegen die ohne ihre Einwilligung und Zuziehung 
von dem Ober-Jägermeiſter von Moltke contrahirten 

ſogenannten Maſſeſchulden. 

Ebe nderfelbe; trägt die unter Zahl 148, in das Einreichungs ⸗Protokolt 
aufgenommene Reklamation der Altern Concurs⸗Glaͤubiger des Ober : Jägermei 
ſters von Moltke vor, und bemerkt, ſchon am 19. April d. J. fey eine Vorſtel⸗ 
fung Namens diefer Gläubiger gegen die Großherzoglich Medlenburg : Schwerinifche- 
Regierung übergeben worden, und. zwar wie behauptet werde, wegen des landes⸗ 
grundgeſetzwidrig verſagten rechtlichen Gehoͤrs zur Ausführung ihrer Gerechtſame 
gegen die, ohne ihre Einwilligung, und Zugiehung, von dem Ober⸗Jaͤgermeiſter 
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von Moltke gemachten fogenannten Maffefhulden, den Vortrag über dieſen Gegen: 
ftand habe er bis gegenwärtig, wo er zugleih auf die von dem Großherzoglich 
Medlenburgifchen Herrn Gefandten verfprodhene Erklärung über diefe Angelegen⸗ 
heit geeignete Rüdficht zu nehmen im Falle fey, zurüdgehalten. 


In der vorliegenden Vorſtellung nun ſchildere Der Beyollmächtigte der Altern 
Moltkeſchen Gläubiger ihre beprängte Tage, da fte in Gefahr fländen, durch einen 
Machtfpruch ihre wohlerworbenen, auf landesherrliche Verheißungen fih grün: 
denden Rechte gänzlich zu verlieren, und ihnen nicht einmal der Verſuch geftattet 
fen, ihre Nechte bey dem. orbentlichen Gerichte geltend zu machen. Cie follten 
ohne Urtheil und Recht Die bedeutende Summe von 135,000 Rthlr. Kapital, nebſt 
mehrjährigen Zinfen verlieren, und ihr Bevollmaͤchtigter habe vergebens bey ver 
Landed: Regierung um rechtliched Gehör gebeten, vergebens hätten der competente 
Gerichtshof und die Stände des Landes fich Dafür verwendet. 

Da nun bie befdywerenden Verfügungen von dem Landesherrn felbft unters 
zeichnet feyen, fo ergriffen fie das einzige ihnen bleibende Mittel, indem fie fih an 
die Bundeöverfammlung mit ver Bitte wendeten, ſich bey Seiner Königlichen Hoheit 
dem Großherzog zu verwenden, daß Höchftverfelbe den Lauf der Gerechtigkeit in 
Diefer Privatparthbeys Sache nicht ferner durch Neferipte hemme. 


Nach einer umfaffenden Darftellung der wefentlichen Verhaͤltniſſe viefer Rekla⸗ 
mation Außert der Herr Referent: die Competenz der Bundeöverfammlung in 
dieſer Sache feine vollfommen begründet, Da es allerdings als eine Rechtövers 
weigerung angefeben werden müßte, wenn der Juſtiz-Kanzley ferner unterfagt 
bliebe, über das Vorzugsrecht unter den Släubigern nach ihrer rechtlichen Webers 
zeugung zu erfennen. Mit Grund koͤnnte eine weitere Befchwerbe an den Bundes; 
tag gebracht werden, wenn man ferner Darauf beftehen wollte, in einer Rechtöfache 
über GElaffification Son Privatfchulden eine Verfügung der NRegierungss Behörde 
an bie Etelle eines richterlihen Spruches des competenten Gerichtshofes zu feßen, 
Die Verfiherung des Großherzoglihen Herrn Bevollmächtigten, daß in dieſer 
Sache gewiß feine gegründete Befchwerde über verweigerted Recht übrig bleiben 
werde, enthebe übrigens ben Referenten, ein rechtliches Gutachten hierüber zu 
entwideln, deſſen Refultat kaum zweifelhaft ſeyn koͤnnte. 
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Der gütlihe Weg eined Vergleichs fey zwar auf jeden Fall ber wimſchenswer⸗ 
thefte, wozu ein aufrichtiges Beftreben der beyderſeitigen Amwälde wohl zunaͤchſt 
führen würde, ſollte er aber auch nicht zu Stande kommen, fo habe man in dieſer 
Sache Bürgen genug, daß der fernere Bang dieſer Rechtsangelegenheit fein anderer 
ſeyen wuͤrde, als wie ihn Rechte und Landesgeſetze vorzeichneten. Dieſe Buͤrgen 
ſeyen: ein Gerichtshof, ſeiner Stellung und ſeines hohen Berufes bewußt; Land⸗ 
ſtaͤnde mit muthvoller Beſcheidenheit, befliſſen die Verfaſſung aufrecht zu halten; 
ein gerechter Fürft, unterſtuͤtzt von einem Miniſter, welcher bey dem heiligen 
Gefühl des Rechts in feinen Einfichten die Mittel finden werde, die Forderungen 
der Gerechtigkeit mit ver Würde der Regierung in heilfame Uebereinftimmung zu 
bringen. Referent trage daher darauf an: daß die Reflamanten an ihren Landes⸗ 
herren zu verweifen feyen, von welchem fie ſich um fo mehr die baldige Hebung ihrer 
Beſchwerde und die Einleitung zu einem gefeßlichen und ‚verfaffungsgemäßen. Ver: 
fahren zu verfprechen hätten, als Höcftveffen Herr Bevollmaͤchtigter bereits die 
beruhigende Verfiherung gegeben babe, daß die weitere Verhandlung in diefer 
Sache gewiß feine gegründete Beſchwerde über verweigerteg Recht übrig laſſen 
werde. 
Der Großherzoglich Mecklenburg⸗-Schweriniſche Herr Ge— 
ſandte, Freyherr oon Pleſſen, erklaͤrte hierauf: in der Reklamation, 
die Namens der aͤlteren Glaͤubiger in dem von Moltke⸗Schorskowſchen Concurſe 
bey der Bundesverſammlung eingereicht worden, ſchließt ſich der Stand der vor⸗ 
gelegten Verhandlungen damit, daß ſelbige die Vertretung der Staͤnde reklamirt 
und erhalten haben, fo daß veren Verwendung zwar eingelegt, aber nod) ohne 
hoͤchſte Reſolution geblieben war, und zwar wie die Reklamanten ſelbſt anfuͤhren, 
weil inzwiſchen der Weg guͤtlicher Ausgleichung der Partheyen vor Gericht verſucht 
worden, waͤhrend ſich die hypothekariſchen Glaͤubiger in dieſer Lage der Sache mit 
einemmal an ben Bundestag wenden: ch habe hierauf ſogleich eine nähere Auskunft 
erbeten, „um die nöthigen Erläuterungen geben zu förinen, und aus den mir vom 
Hofe mitgetheilten Aktenſtuͤcken erſehen: wie allerdings ſeitdem auch noch in der 
legten‘ Zeit nach ber beim Bundestag angebrachten Reklamation die Stände ihrer 
eingelegten' Sintervention unterm 26, April d. J. weitere Folge gegeben haben, 
und folche betreiGen; daß aber van? die e Ianbeöherliche Reſolution darauf noch nicht 
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erfolgt, vielmehr ausgeſetzt iſt, eben weil aud biefer Veranlaffung die Sache nod; 
mals revidirt und zum Vortrag unmittelbar an Den Landesherrn gebracht iſt; darum 
ebenfalls auf die depfallfige Repräfentation der betreffenden Juſtiz-Kanzley weiter 
nichts verfügs worden, Schon diefer Stand der Sache, wie er aus ber Reklama⸗ 
tions» Schrift hervorgeht, und noch mehr Die hiemit gemachte förmliche Anzeige 
darüber, wird genügen, um e6 einleuchtend zu zeigen, daß die Befchwerde nicht 
bloß ganz einfeitig und unvollftändig, fondern aud) völlig unreif und ungeitig hieher 
gebracht worden, indem fie keineswegs diejenige Erledigung, bie. fie nach ver 
einheimifhen Berfaffung finden fönnen und müffen, abgewartet 
und erfihöpft hat, bevor eine Nechtöverweigerung, weshalb man ſich doch nur 
dabey hieher zu wenden hatte, überhaupt zu beweifen fteht, und Tingetreten feyn 
fann. Ä | | 
Ohnedem ergeben ja auch die von den Reflamanten in Bezug genommenen 
und angeführten Stellen der Medlenburgifchen Tandesgrundgefege, inwiefern Fehl: 
griffe oder mißverftandene Verfügungen der oberften Behörden, wenn folde je 
fupponirt werden koͤnnen, den ordentlichen Rechtsgang zu flören, ihre Gegenmit— 
tel von felbft in der Verfaſſung finden, oder ſonſt zu einer allgemeinen ſtaͤndi— 
fhen Beſchwerde gemacht werben koͤnnen. Es ift dieſes allerdings einer ver 
weſentlichen Vorzüge landſtaͤndiſcher Verfaffungen, wenn freylich dadurch auch Die 
Sachen oft, lauter wie ſonſt, und mehrmals ohne Grund in Anrege kommen. 
WUeber den vorliegenden Fall, über die außerordentliche Maasregel, und das 
dabey Statt gehabte Verfahren, werde ich mich unter dieſen Umſtaͤnden nicht einmal 
verbreiten durfen, da ed offenbar, wenigſtens zur Zeit, noch nicht hierher ger 
höret. Seine Königliche Hoheit der Großherzog hegen aber zu viele Achtung für 
den Bundestag, ald daß Sie mir nicht erlauben follten, hiemit dennoch Diejenige 
Erflärung zu verbinden, welche felbft Die empfehlende Verwendung der Bundesverz 
fammlung dieferhalb nur hätte zur Folge haben koͤnnen, daß nämlich Die weitere 
Verhandlung in diefer Sache gewiß Feine begründete Befhmwerde über 
verweigerted Recht übrig laffen wird. Ich trage mithin darauf an: 
die gedachten Reflamanten mit ihrer, unter fo bewandten Umflänven, nicht hieher. 
gehörigen Beſchwerde an ihren Landesherrn zu verweifen, um nöthigenfalld in Ge⸗ 
mäßheit der Landesverfaſſung weiter zu verfahren, , 
Protok. d.d. Bundesverf. III. BP. | 60 
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Mit allgemeiner Zuftimmung zu Dem Antrage des Herrn Referenten wurde 

| befhloffen: 

Die Neflamanten feyen mit ihrer Befchwerde an ihren Landesherrn zu vermwei- 
fen, von welchem fie ſich um fo mehr die baldige Hebung ihrer Befchwerde und vie 
Einleitung zu einem gefeßlichen und verfafjungsmäßigen Verfahren zu beſprechen 
hätten, als Hoͤchſtdeſſen Herr Bundeögefandte bereit Die beruhigende Verfi herung 
gegeben habe, daß die weitere Verhandlung in diefer Sache gewiß feine begrünbere 
Befchwerde über verweigertes Recht uͤbrig laſſen werde. 


| 6. 358. 
Reklamation der Großherzoglich Badifhen Stadt Philipps 
burg, eine Forderung von 20,150 fl. an den deutfühen 
Gefammtftaat betreffenv. 


Der Röniglih Württembergifhe Herr Gefandte, Graf von 
Manpdelsloh: trägt die Reklamation ver Stadt Philippsburg (Zahl 213.) vor, 
nach welcher im Jahr 1795. alle in der Vorſtadt und vier in der Stadt gelegene 
Häufer, Behufes der Fortififationen, gegen Taxation niebergeriffen worden feyen; 
bie dafür mit 20,150 fl, zu leiftende Entſchaͤdigung fey zwar von dem Reichs⸗Gene⸗ 
ral⸗Kriegs⸗Commiſſaͤr und dem fommandirenden General der Reichs-Armee auf 
den Ertrag der Römermonate angewiefen, auf jede Anmeldung der Stadt aber 
die Antwort ertheilt worden, daß die Reichs-⸗Operations-Kaſſe dazu feine Mittel 
darbiete. Sie baten Daher. die Bundesverfammlung um Berichtigung Diefer Forderung. 

Der Herr Referent außert: wenn man auch die Wirklichkeit des von den 
Reflamanten erlittenen Schadens vorausfeßen wolle, jo erfcheinen deswegen ihre 
Erfaß-Anfprüdhe an die Reichs⸗Operations-Kaſſe noch nicht ald liquid, da zuvoͤr⸗ 
derft die Erörterung der Frage Statt haben müßte, inwiefern die Reichögenerale 
die Befugniß gehabt hätten, die Nömermonate zu Ausgaben ver ausgegebenen 
Art zu verwenden? Man werde fich demnach darauf zu befchränfen haben, viefe, 
Reflamation in das Verzeichniß derjenigen Forderungen aufzunehmen, welde 
bereitö von fo vielen an die Reichd : Operationd s Kaffe gemacht worden feyen, uud 
woruͤber feiner Zeit definitive Entſcheidung erfolgen müfle. 
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Es wurde daher einſtimmig 
beſchloſfen: 
Die Reklamation der Stadt Philippsburg ſey zu den übrigen, an bie Reichs⸗ 
Operations-⸗Kaſſe gemachten Forderungen zu legen. 


9. 359. 


Beſchwerde des Grafen von Eltz, die ihm Großherzoglich Heſ— 
ſiſcher Seits vorenthaltene Beſoldung, als vormals Kur; 
mainziſcher Oberamtmann betreffend. 


Ebenderſelbe: traͤgt die Beſchwerde des Grafen von Eltz (Jahl 110. und 
411.) vor, nach welcher er in Folge des Reichsdeputations-Hauptſchluſſes, als 
ehemaliger Rurmaynzifcher Oberamtmann zu Gernsheim, feinen Gehalt als Pen: 
fion von Naſſau und dem Großherzogthum Hefien zu fordern habe; von Naffau 
habe er auch die ihm zugetheilte Rate erhalten, Heffen:Darmftadt aber vermweigere 
fie ihm aus dem Grunde, weil feine Stelle eine Lokalſtelle fey, und er fi) deß⸗ 
wegen zu angemeffenen Funktionen gebrauchen laſſen müfje; mit feinen Privat: 
Borftelungen ſowohl, ald auch im Rechtswege, bey ver Juſtizſtelle, hinſichtlich 
dieſer Forderung abgewieſen, wende er ſich nun um Huͤlfe an die Bundesver; 
fammlung, welcher durch den 15. Art. der Bundesafte vie Gewährleiftung ver 
richtigen Ausbezahlung dieſer Penfionen übertragen fen. 

‚Der Herr Referent hält dafür, daß ber von dem Grafen von Eltz angeſpro⸗ 
chene Gehalt zwar allerdings in die von ihm angefuͤhrte Kategorie gehoͤre, dem⸗ 
ungeachtet werde die Bundesverſammlung keinen Grund finden koͤnnen, ſeinem 
Geſuche Folge zu geben; und zwar deswegen nicht, weil 

1) Noch ehe der Reichsdeputations-Hauptſchluß von 1803. in volffommene 
verbindliche Kraft getreten fey, der Graf von El unterm 14. März 1803. bey 
‚Heffen : Darmftadt die erhaltene Rurmainzifche Entlafjung von dem Amte Gernds 
beim angezeigt habe; 

2) Graf von Eltz bey der Abtretung von Gernsheim Oberſtſtallmeiſter bey dem 
Kurerzkanzler geblieben ſey, und dadurch ſeine Penſions⸗ Anſpruͤche an den neuen 


Regenten verloren habe; | 
60 * 
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3) Er die reichsſchlußmaͤßige Verbindlichkeit, für die Zortbezahlung des frühes 

ren Gehaltes angemeffene Dienfte zu leiften, verweigert; und endlich s 

9 feine diegfallfigen Penſions⸗Anſpruͤche der Entfcheidung der Großherzogs 
Ich Heflifhen Juſtiz⸗Behoͤrde unterworfen habe, von welcher er in zwey Inſtanzen, 
und zwar vom Hofgerichte unterm 25. November 1811. und vom Ober :Appella- 
tionsgerichte unterm 24. Zebruar 1814. durch rechtöfräftige Urtheile abgewieſen 
worden fey. 

Es werde daher dem Reklamanten zu eröffnen feyn, daß da diefe Angelegen: 
heit bereits im Wege Rechtens ihre Erlevigung erhalten habe, von Seiten ver 
Bundeöverfammlung feine Eognition mehr Statt finden koͤnne. 

Es wurde daher mit allgemeiner Zuftimmung 

befdhloffen: 

Dem Reflamanten fey zu eröffnen, daß feine Angelegenheit, bereits im Wege 

Rechtens erlediget, fich nicht mehr zur Erfenntniß des Bundestags eigne. 


| 6. 360. 

Bitte des ehemaligen Zollfhreibers in Oberlahnftein, Hof 
gerihtsrath Beisler, um Ausbezahlung, feiner. reich 
fhlußgemägen Penfion. 

Ebenperfelbe: trägt die Borftellung des Hofgerichtörath Beisler (3. 222.) 
vor, nach welcher ver Bittiteller, ehemals Zollfchreiber zu Oberlahnftein, von der 
Naſſau⸗Uſingiſchen Regierung, an welche er fi bey Aufhebung der Rheinzölle 
und in Gemäßheit der $$..39. und 59. des Reichsbeputations : Hauptfchluffes um 
den Yortgenuß feined Gehaltes gewandt habe, an ven Kurerzkanzler, von diefem 
aber an erftere zurückgewieſen worden fey, bis leßterer ihm aus feiner Privat:Kaffe 
einen Gnadengehalt ausgeſetzt habe, welchen er auch bis zum Jahre 1810, wo die 
Dectrois Einkünfte an Sranfreid abgetreten wurben, bezogen habe. Bon dieſem 
Zeitpunkte an bis 1814, brodlos, fey ihm in dieſem Zahre von dem General; 
Commiſſaͤr für die Oktroi⸗Gefaͤlle fein Gehalt auf Die Kaffe von Mainz angewiefen, 
und auch bis zum legten Juny 1816. bezahlt worden, wo vie Großherzoglich 
Heflifhe Regierung bey Befignahme ver OftrojsKaffe alle Zahlungen diefer Art 
eingeftellt habe, Alle feine hierauf bey dem Generals Eommillär,, bey der Gentrals 
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Es wurde daher einftimmig 
befhloffen: 


Die Reklamation der Stadt Philippsburg fey zu den übrigen, an die Reiche: 
Operations⸗Kaſſe gemadjten Forderungen zu legen, 


9. 359. 


Beſchwerde ded Grafen von Eltz, die ihm Großherzoglich Heſ⸗ 
ſiſcher Seits vorenthaltene Beſoldung, als vormals Rur; 
mainziſcher Oberamtmann betreffend. 


Ebenderſelbe: tragt die Beſchwerde des Grafen von Eltz (Zahl 11410. und 
411.) vor, nach ‚welcher er in Folge des Reichsdeputations-Hauptſchluſſes, als 
ehemaliger Rurmapnzifcher Oberamtmann zu Gernäheim, feinen Gehalt als Pen: 
fion von Naffau und dem Großherzogtum Hefjen zu fordern habe; yon Nafjau 
habe er auch die ihm zugetheilte Rate erhalten, Heffen-Darmftadt aber verweigere 
fie ihm aus dem Grunde, weil feine Stelle eine Lofalftelle fey, und er ſich deß⸗ 
wegen zu angemefjenen Funktionen gebrauchen laſſen müffe,; mit feinen Privat: 
BVorftellungen fowohl, ald auch im Rechtswege, bey der Juſtizſtelle, hinſichtlich 
diefer Forderung abgewiefen, wende er fih nun um Hülfe an die Bundesver: 
ſammlung, welcher durd den 15. Art. der Bundesafte vie Gemwährleiftung ver 
richtigen Ausbezahlung diefer Penfionen übertragen fen. 

‚Der Herr Referent hält dafür, daß ber von dem Grafen von Eltz angefpro; 
chene Gehalt zwar allerdings in die von ihm angeführte Kategorie gehöre, dem⸗ 
ungeachtet werde die Bundesverfammlung feinen Grund finden Tönnen, feinem 
Geſuche Folge zu geben; und zwar deswegen nicht, weil 

1) Rod) ehe ver Reichsdeputations-Hauptſchluß von 1803. in vollfommene 
verbindliche Kraft getreten fey, der Graf von Eltz unterm 14. März 1803. bey 
‚Heflen: Darmftadt die erhaltene Kurmainzifche Entlajjung von dem Amte Gerns⸗ 
heim angezeigt habe; 

2) Graf von El bey der Abtretung von Gernsheim Oberſtſtallmeiſter bey dem 
Kurerzkanzler geblieben ſey, und dadurch ſeine Penſions— Anſpruͤche an den neuen 


Regenten verloren habe; 
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3) Er die reihöfhlugmäßige Verbindlichkeit, für die Fortbezahlung ded frühes 

ren Gehaltes angemefjene Dienfte zu leiften, verweigert; und endlich 

8) feine diegfallfigen Penfiond-Anfprüche der Entfcheivung der Großherzog⸗ 
Th Heſſiſchen Juſtiz-Behoͤrde unterworfen habe, von welcher er in zwey Inſtanzen, 
und zwar vom Hofgerichte unterm 25. November 1811. und vom Ober :Appella- 
tionögerichte unterm 24. Februar 1814, durch rechtöfräftige Urtheile abgewiefen 
worden jey. 

Es werde daher dem Reklamanten zu eröffnen feyn, daß da dieſe Angelegen⸗ 
heit bereitö im Wege Rechtens ihre Erledigung erhalten babe, von Seiten der 
Bundeöverfammlung feine Eognition mehr Statt finden koͤnne. 

Es wurde daher mit allgemeiner Zuftimmung 

befhloffen: 

Dem Reklamanten ſey zu eröffnen, bag feine Angelegenheit, bereits im Wege 

Rechtens erlediget, fich nicht mehr zur Erfenntniß des Bundestags eigne, 


6. 360. 

Bitte des ehemaligen Zollfhreibers in Oberlahnftein, Hof 
gerihtsrath Beisler, um Ausbezahlung; feiner reich 
ſchlußgemaͤßen Penfion, 

Ebenpderfelbe: trägt die Borftellung des Hofgerichtörath Beisler (3. 227.) 
vor, nad welcher der Bittjteller, ehemals Zollfchreiber zu Oberlahnften, von Der 
NaffausUfingifhen Regierung, an welche er fi) bey Aufhebung der Rheinzölle 
und in Gemaͤßheit ber SS. 39. und 59. ded Reichsdeputationd - Hauptfchluffes um 
den Fortgenuß feines Gehaltes gewandt habe, an den Kurerzkanzler, von diefem 
aber an erftere zuruͤckgewieſen worden fey, bis leßterer ihm aus feiner Privat-Kaſſe 
einen Gnadengehalt ausgefebt habe, welchen er auch bid zum Jahre 1810, wo die 
Octroi: Einfünfte an Frankreich abgetreten wurden, bezogen habe. Bon viefem 
Zeitpunfte an bis 1814. brodlos, fey ihm in diefem Jahre von dem General; 
Eommiffar für die Oftroi,Gefälle fein Gehalt auf die Kaffe von Mainz angewiefen, 
und auch bis zum legten Juny 1816, bezahlt worden, wo die Großherzoglich 
Heflifhe Regierung bey Befignahme der Oftroj- Kaffe alle Zahlungen diefer Art 
eingeftellt habe, Alle feine hierauf bey dem Generals Eommiljar , bey der Central⸗ 
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leben, und waren gebrungen, gegen geringe Lebſucht unf Aufhebung zu bitten, 
die das Gouvernement aus guten Gründen nicht von freyen Stüden vornahm. 
Sn diefer Lage ver Sache, mir wohl befannt, weil ich Damals der Naſſau Weil: 
burgifhen Verwaltung vorftand, fehe ic in der Epoche der Aufhebung feinen 
Grund, nach den günftigen Friedendfihlüffen und ver neuen Analogie aͤhnlicher 
Fuͤrſorge für andere, dieſe Bittenden gaͤnzlich zu enthoͤren! 

Mit allgemeiner Zuſtimmung zu dem Antrage des Herrn Referenten wurde 

beſchloſſen: 
Daß die Bittſtellerinnen, unter Zuruͤckſtellung der vorgelegten urkunden, 


mit ihrem Geſuche lediglich an die Gnade Seiner Durchlaucht des Herzogs von 
Naſſau zu verweiſen ſeyen. 


S. 362. 


Bitte Des. Kriegs: Commiffär Merznidt um Sicherſtellung 
ſeines patentmaͤßigen Gehaltes. 


Ebenderſ elbe: traͤgt die unter Ziff. 179. des Einreihungs + Protofold 
verzeichnete Bitte ded Kriegs-Commiſſaͤr Merznicht um Sicherftelung feines pas 
tentmäßigen Gehaltes vor, welcher, im Jahre 1812, von dem damaligen Groß- 
berzoge von Frankfurt ald Kafernen: Verwalter in dieſer Stadt angeftellt, 1813. 
von dem General: Gouverneur des Großherzogthums zum Kriegs⸗Commiſſär und 
Ober Lieutenant bey dem ftehenden Militär des Generals Gouvernements, mit 
Beybehaltung feines bisherigen Gehalte, ernannt worden ſey. Der Herr Gene: 
ral: Gouverneur habe ihm am 3, November 1814. »fo lange er die Commiſſariats⸗ 
»Gefchäfte nebft ver Kafernen- Berwaltung fortſetze,“ monatlich 5Ofl. bewilligt, 
womit er jedoch zugleich alle Bureau’s : Koften zu beftreiten gehabt hätte. | 

. Bey Auflöfung des General: ouvernements habe Die freye Stadt ihm die 
Rafernen + Berwaltung, und zwar aus dem Grunde abgenommen, weil durd die 
ihm im Sabre 1814. übertragene Kriegscommiſſaͤr-Stelle fein Rafernenverwalter: 
Dienft aufgehört habe. Gegen dieſe Verfügung habe Bittfteller feine Anſpruͤche 
auf Iebenslängliche Fortbeziehung feines ganzen‘ Gehaltes, als Centrafviener, der 
Ausgleichungs⸗Commiſſion vorgelegt, fey aber damit abgewiefen uud blofi in vie 
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Zahl der Frankfurter Lokaldiener gefegt worden, und habe auch fpäterkin von te 
Stadt die Zuſicherung einer jährlichen Penfton von 510 fl. erhalten. Merznicht 
bitte daher die Bundesverfammlung, ſich für die Sicherſtellung feines patent 
mäßigen Gehaltes zu verwenden. 

Der Herr Referent dußert: Bittiteller, welchem die Commiffariatö: Sefchäfte 
blos als voruͤbergehend übertragen worden feyen, koͤnne nur ald Lokaldiener ver 
Stadt Frankfurt angefehen werden; zu der Erörterung der Frage aber, ob die 
ihm beitimmte Penfion im richtigen Berbältniffe mıt feinem früheren Dienſteinkom⸗ 
men ſtehe, Fönne die Bundeöverfammlung fid) um fo weniger berufen fühlen, als 
diefe bereitd gehörig geprüft und berüdfichtigt zu feyn fcheine. Der Herr Refe⸗ 
rent glaube daher, der Kriegs: Commiffar Merznicht fey mit feinem Geſuch ab: 
und lediglich anzumweifen, die ihm ausgeſetzte Penſion bey der Behoͤrde in Empfang 
zu nehmen. 

Unter allgemeiner Zuſtimmung wurde daher 

beſchloſſen: 

Bittſteller ſey mit ſeinem Geſuche ab⸗ und dahin anzuweiſen, daß er die ihm 

ausgeſetzte Penſion bey der Behoͤrde in Empfang nehme. 


6. 363. 
Beſchwerde des Freyherrn Friedrich Ludwig von Berlepfd 
gegen Seine Königlihe Hoheit den Kurfürften von 
Heffen, verweigerte Lehns⸗J uſtiz betreffend. 
Ebenderſelbe: erſtattet Vortrag über die unter Ziffer 191. eingetragene 
Befchmerbe des Freyherrn Friedrich Ludwig von Berlepfch gegen Seine Königliche 
Soheit den Kurfürften von Heſſen, verweigerte Lehns⸗-Juſtiz betreffend. Der 
Herr Referent erwähnt, Reklamant habe nämlich unter der Weſtphaͤliſchen Regie 
rung feine im Kurheſſiſchen gelegenen Lehengüter allopificirt; gegen die von dem 
Rurfürften erlaffene Veroronung, welche alle Allodificationen und Lehnsveraͤuße⸗ 
rungen für nichtig. und kraftlos erflärte, babe er Vorftellungen gemacht und um 
Genehmigung der geſchehenen Veräußerungen und Allodificirungen gebeten. Sein 
Geſuch ſey von Seiner Königlichen Hoheit abgelehnt, ihm aber die Wahl gelaffen 
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leben, und waren gebrungen, gegen geringe Lebfucht unf Aufhebung zu bitten, 
Die Dad Gouvernement aus guten Gründen nicht von freyen Stüden vornahm. 
In diefer Lage der Sache, mir wohl befannt, weil ich damals der Naffau Weil: 
burgifchen Verwaltung vorftand, fehe ich in ber Epoche der Aufhebung feinen 
Grund, nach ven günftigen Friedensfihlüffen und ver neuen Analogie ähnlicher 
Fürforge für andere, diefe Bittenden gänzlich zu enthören! 

Mit allgemeiner Zuftimmung zu dem Antrage des Herrn Referenten wurde 

befhloffen: | 

Daß bie Bittftellerinnen, unter Zuruͤckſtellung ver vorgelegten Urkunden, 
mit ihrem Gefuche lediglich an die Gnade Seiner Durhlaudt des Herzogs von 
Naſſau zu verweifen feyen, 


§. 362. 


Bitte des Kriegs⸗Commiſſaͤr Merznicht um Sicherſtellung 
ſeines patentmaͤßigen Gehaltes. 


Ebenpderfelbe: traͤgt die unter Ziff. 179. des Einreichungs⸗-Protokolls 
verzeichnete Bitte des Kriegs-Commiſſaͤr Merznicht um Sicherftellung feines pas 
tentmäßigen Gehaltes vor, welcher, im jahre 1812, von dem damaligen Groß 
hberzoge von Frankfurt ald Kafernen: Verwalter in dieſer Stadt angeftellt, 1813. 
von dem General: Gouverneur des Großherzogthums zum Kriegd:Commiflär und 
Ober:Lieutenant bey dem ftehenden Militär des Generals Gouvernementd, mit 
Beybehaltung feines bisherigen Gehaltes, ernannt worden fey. Der Herr Gene: 
ral: Gouverneur habe ihm am 3. November 1814. »fo lange er die Commiſſariats⸗ 
»Geſchaͤfte nebft der Kaſernen-Verwaltung fortſetze,“ monatlich 5Ofl. bewilligt, 
womit er jedoch zugleich alle Bureau’s : Koften zu beftreiten gehabt hätte. | 

. Bey Auflöfung des General: Gouvernements habe die freye Stadt ihm die 
KRafernen : Berwaltung, und zwar aus dem Grunde abgenommen, weil Durch die 
ihmim Sabre 1814. übertragene Kriegscommiſſaͤr-Stelle fein Rafernenverwalter: 
Dienft aufgehört habe. Gegen dieſe Verfügung habe Bittfteller feine Anfprüce 
auf lebenslängliche Fortbeziehung feines ganzen‘ Gehaltes, als Centraldiener, der 
Ausgleichungs⸗ Commiſſion vorgelegt, fey aber damit abgewiefen uud blofi in bie 
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Zahl ver Frankfurter Lokaldiener gefeßt worben, und habe auch fpäferkin von te 
Stadt vie Aufiherung einer jährlichen Peniton von 510 fl. erhalten. Merznicht 
bitte daher die Bundesverfammlung, fih für die Sicherſtellung feines patent 
mäßigen Gehaltes zu verwenden. 

Der Herr Referent Außert: Bittiteller, welchem die Commiffariats: Gefchäfte 
blos als vorübergehend übertragen worden feyen, Fönne nur als Lokaldiener ver 
Stadt Frankfurt angefehen werden; zu Der Erörterung der Frage aber, ob Die 
ihm beftimmte Penfton im richtigen Verhaͤltniſſe mıt feinem früheren Dienſteinkom⸗ 
men ftehe, Tonne die Bundesverfammlung fi) um fo weniger berufen fühlen, als 
diefe bereits gehörig geprüft und berüdjichtigt zu feyn fcheine. Der Herr Refe: 
rent glaube daher, ver Kriegs: Commiffar Merznicht fey mit feinem Gefud ab: 
und lediglich anzuweifen, die ihm ausgeſetzte Penſion bey der Behoͤrde in Empfang 
zu nehmen. 

Unter allgemeiner Zuſtimmung wurde daher 

| befhloffen: 

Bittfteller fey mit feinem Geſuche ab: und dahin anzumweifen, daß er die ihm 

ausgefete Penfion bey der Behörde i in Empfang nehme. 


— 6. . 363. 

Beſchwerde des Freyh errn Friedrich Ludwig von Berlepſch 
gegen Seine Königlihe Hoheit den Kurfürften von 
‚Heffen, verweigerte Lehns-Juſtiz betreffen. 

Ebenderfelbe: erflattet Vortrag über die unter Ziffer 191. eingetragene 

Beſchwerde des Freyherrn Friedrich Ludwig von Berlepſch gegen Seine Königliche 

Hoheit den Kurfürfien von Heſſen, verweigerte Lehns-Juſtiz betreffend. Der 

Herr Referent erwähnt, Reklamant habe naͤmlich unter der Weſtphaͤliſchen Regie⸗ 

rung ſeine im Kurheſſiſchen gelegenen Lehenguͤter allodificirt; gegen die von dent 

Kurfürften erlaffene Verordnung, welche alle Allodificationen und Lehnsveraͤuße⸗ 

rungen für nichtig. und kraftlos erklärte, babe er Vorftellungen gemacht und um 

Genehmigung der gefhehenen Veräußerungen und Allopificirungen gebeten. Sein 

Geſuch fey von Seiner Königlichen Hoheit abgelehnt, ihm aber die Wahl gelaffen, 
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nichfach modificirten Princivien zu vwerfeßen, nad) welchen in den verſchiedenen 
Landen des im Jahr 1814. wieder eroberten linfen Rheinufer überall folche Re⸗ 
ftitutionen Statt finden fonnten. 

Durch Außere Uebermacht war über jene beutfchen Lande der Sturm einer 
alles erſchuͤtternden politifhen Ummwälzung berbeygeführt worden, welche berfelben 
geſellſchaftlichen Zuſtand von Grund aus verändert, und über Rechte und Beſitz⸗ 
thuͤmer ohne Rüdjicht auf vorher gültig Beſtandenes gewaltet hatte. Dabey war, 
ed konnte nicht anders feyn, vieled und großes Unrecht mitunter gelaufen. In 
befondere waren größere und Kleinere Landeöherren und Dynaſten dad Opfer einer 
Revolution geworden, mit Deren Grundfägen und naͤchſten Refultaten ihre Eriftenz 
auf keine Weife vereinbarlich war. Durch die Macht der Umftände von Land und 
Leuten vertrieben, ihrer Herrfcherrechte, wie ihres Eigenthums entfeßt, fanden 
Manche nicht hinlänglihe, Manche gar Feine Entſchaͤdigung für ihren Verluſt aus 
der, allen Anfprücden nicht genügenden Maffe vormals geiftlicher Befigungen , 
welche in Folge derfelben Revolution ihren Nußnießern entzogen wurde, 
um jenen Geſchlechtern im Herzen von Deutfhland wieder zu erftatten, was das 
gefammte Reich nicht vermocht hatte, denſelben im Weften des deutfchen Reiches 

zu erhalten. Bey ber erzwungenen Abtretung der ſchoͤnſten und blühenoften Land; 
* bevoͤlkert mit hunderttauſenden deutſcher Unterthanen, hatte die Entſetzung 
und Aufhebung aller geiſtlichen Fuͤrſten und Staͤnde kein zu großes Opfer geſchienen, 
um dem deutſchen Vaterlande wenigſtens einige Familien zu retten, deren Rechte 
und Beſitzungen in dem alles verſchlingenden Strudel untergegangen waren. Was 
dieſe als unmittelbare Reichs-Angehoͤrige jenſeits beſeſſen und eingebuͤßt 
hatten, ward ihnen dieſſeits theils nicht zulaͤnglich, theils aber auch in uͤberſchweng⸗ 
lichem Maaße wieder gegeben; ſelbſt auch zur Verguͤtung desjenigen, was fie in 
mittelbarer Eigenfchaft gleich andern Unterthanen beſeſſen hatten, ließ ber 
Hauptfhluß der Reichöfriedend : Deputatiom vom 25. Februar 1803. ($. 28.) Denen 
noch Hoffnung , zu deren Gunften die Aufhebung der von franzöfticher Herrfchaft 
verfügten Beſchlagnahme nicht erwirkt werben moͤchte. Für viele war diefes Der 
Fall, allein vie Maſſe ver Entfchädigungen war einmal erfchöpft, und fie mußten 
bis zu befferer Zeit ſich mit jener Hoffnung tröften. 
Diefe. Zeit ſchien gekommen, als zu Anfang bed Jahres 1814. die verbuͤndeten 
61* | 
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Heere den Rheinſtrom ſiegreich überfchritten und die Beſtimmungen des Friedens: 
Vertrags vom 30. May gedachten Jahres die jenſeits gelegenen Laͤnder wieder mit 
Deutſchland vereiniget hatten, und nicht vergeblich wendeten ſich ſofort die betbei⸗ 
ligten Familien an die Großmuth und. Gerechtigkeit der in Wien zum: Gongrep 
verfammelten Fuͤrſten. 

In Gemaͤßheit der ſchon eilf Jahre früher in Regensburg ausgefprodjenen 
Anfiht über den, dem Art. VIII. des Luͤneviller Friedens zuwider, noch fort⸗ 
dauernden Sequeſter auf Die vormaligen Mediat-Beſitzungen der durch Revolution 
und Krieg vertriebenen Fuͤrſten, Grafen und Herren, und in der Abſicht, das 
dadurch an dieſen durch fremde Gewalt begangene Unrecht, ſo viel moͤglich gut zu 
mathen, wurde dießfalls als Hauptnorm beliebt und feſtgeſetzt: 

Daß die in den wiedereroberten deutſchen Landen, ihren ehemaligen recht⸗ 

maͤßigen Beſitzern, in deren Eigenſchaft als unmittelbaren 

Reichs-⸗—Angehoöoͤrigen entzogenen Güter, fuͤr welche dieſelben nicht 

entfhädiget worden, ihnen zurückzugeben ſeyen, ſofern ſolche 

Guͤter von der franzoͤſiſchen Regierung nicht veraͤußert, ſondern bloß 
mit Sequeſter belegt waren. 

Diefes fhon unter der Verwaltung: des Staatsraths Juſtus Gruner ausge⸗ 
ſprochene Princip erhielt fpäterhin noch einige Modificationen, nah Maasgabe 
wie die proviforifchen Verwaltungen mehr mit dem moralifchen und politifhen Zus: 
ftande,:fo wie mit. den. Benürfniffen des überrheinifchen Volks vertraut geworben 
waren, und bie gleichzeitig. in Frankreich bewährte Ueberzeugung ſich eigen gemacht 
hatten, daß Revolutionen. durch ‚Gründung eines. neuen Rechtszuſtandes wohl 
beendet, niemald aber ohne noch größeres Unheil rüdgangig gemacht werben fönnen, 
und, Daß das durch ſolche herbeygeführte Unrecht in vielen Fallen nur durch neues 
Unrecht wieder gut zu machen waͤre. 

Betrachtungen dieſer Art und die im nachmaligen Feldzug des Jahreh 185. leb— 
haft gefuͤhlte politiſche und rechtliche Nothwendigkeit dem noch immer proviſoriſch regier⸗ 
ten, durch die Zeitumſtaͤnde hart bedruͤckten Volke Zutrauen und Liebe einzufloͤßen 
gegen die Fuͤrſten, denen es fortan gehorchen ſollte, veranlaßten die damalige Kaiſerlich 
Königlich Oeſterreichiſche und Koͤniglich Baieriſche. Verwaltungs⸗Behoͤrde zu-Kreug: 
nad, nach vorgängig erholter Genehmigung beyder Höfe, obiges Princip durch 
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folgende Beſchraͤnkungen zu erläutern; es felten nämlich Die varnach eintretenden 
Reſtitutionen: 

1) Auf ſoche Reihe, Zinfen und: Renten: nicht eiſtrecket werden, welche nach 
den im Lande beſtehenden Gefetzen, als feudal erklaͤrt und zum Vortheil der 
ehehin pflichtigen Individuen oder Corporationen aufgehoben waͤren; | 

2) Keinen Anfprud) auf Schadens: Erfaß für das verfloffene begründen; 

3) Nur auf no unveräußert vorhandene Güter ‘und Renten befhränft, - 
auch nicht auf ſolche Gebaͤude ausgedehnt. werden, uͤber die zu oͤffentlichen Zwecken 
ſchon disponirt waͤre, und 

4) In Folge derſelben keine Rechte ausgeuͤbt werden duͤrfen, welche in der 
vormaligen Reichs-Unmittelbarkeit und Landeshoheit wieder 
eingeſetzter Beſitzer gegruͤndet geweſen, und nach dermaliger Verfaſſung unzulaͤſſig 
waͤren. 

Nach dieſen Grundſaͤtzen iſt unterm 15. Maͤrz 1815. die Reſtitution des gegen⸗ 
waͤrtig reklamirenden Grafen zu Leiningen-Weſterburg durch die damalige 
Oeſterreichiſch-Baieriſche Landes-Adminiſtration in Kreuznach ſelbſt in 
ſolche Beſitzungen verfuͤgt worden, fuͤr deren Verluſt ſeine Familie nach den Beſtim⸗ 
mungen bed $. 20. des Reichödeputationd: Hauptfchluffes auf dem rechten Rheins 
ufer feiner Zeit entfchädiget worden war. Wie viel oder wie wenig ihm dadurch 
immer zugefommen, fo war es mehr als verfelbe ſchon nad) dem gleich anfangs 
durch Die hohen verbündeten Mächte aufgeftellten Princip zu fordern und zu 
erwarten berechtigt. gewefen, indem fein Haus auf dem linfen Rheinuufer feine 
Mediat-⸗Beſitzungen verloren, und für die Graffchaft Gruͤnſtadt mit Ein: 
und Zubehörungen nah Anlage A, feiner Vorftellung, eine wenn gleich vielleicht 
unzulängliche Entſchaͤdigung erhalten hatte. Letzteres war befanntlih, wie auch 
fhon oben berührt worden, bey gar vielen vormals reichsſtandiſchen Familien des 
linken Rheinufers der Fall. 

Demungeachtet lag es weder in der Macht noch in der Abſcht der hohen ver⸗ 
bündeten Souveraine, ihnen. in den von Hoͤchſtdenſelben jure novo et titulo 
oneroso wiedererworbenen jenfeitigen Landen Ergänzungen folher unzureichenden 
Entſchaͤdigungen auszumitteln und: anzuweifen, und nah dem was in diefer 
Beziehung ohne Zweifel in ganz beſonderer allergnaͤdigſter Beruͤckſichtigung der 


Heere den Rheinſtrom ſiegreich uͤberſchritten und die Beſtimmungen des Friedens⸗ 
Vertrags vom 30. May gedachten Jahres die jenſeits gelegenen Laͤnder wieder mit 
Deutſchland vereiniget hatten, und nicht vergeblich wendeten id) ſofort die betbei⸗ 
ligten Familien: an die Großmuth und”. Gerechtigkeit der in Wien zum: Congreß 
verſammelten Surfen 

In Gemäßheit der ſchon eilf Sabre früher in Regensburg ausgeſprochenen 

Anſicht über ven, dem Art. VIII des Luͤneviller Friedens zuwider, noch fort⸗ 
dauernden Sequeſter auf die vormaligen Mediat-Beſitzungen der durch Revolution 
und Krieg vertriebenen Fuͤrſten, Grafen und' Herren, und in der Abſicht, das 
dadurch an dieſen durch fremde Gewalt begangene Unrecht, ſo viel moͤglich gut zu 
mechen ‚, wurde dießfalls als Hauptnorm beliebt und feſtgeſetzt: | 
Daß die in den wiedereroberten deutſchen Sanden, ihren ehemaligen rechtz 
mäßigen Befißern, in Deren: Eigenfhaft als unmittelbaren 
Reichs⸗Angehoͤrigen entzogenen Güter, für-welche dieſelben nicht 
entfhädiget worden, ihnen zurüdzugeben ſeyen, .fofern ſolche 
Güter von der franzöfifchen Regierung nicht veräußert, fondern blog 
mit Sequeſter belegt waren. 

Dieſe⸗ ſchon unter der Verwaltung des Staatsraths Juſtus Gruner ausge⸗ 
ſprochene Princip erhielt fpäterhin noch einige Modificationen, nah Maasgabe 
wie Die.proviforifehen Verwaltungen mehr mit dem moralifchen und politifchen Zus. 
ftande,:fo wie: mit. ven. Bedürfniffen des überrheinifchen Volks vertraut geworden 
waren,‘ und die gleichzeitig. in Frankreich bewährte Ueberzeugung fi eigen gemacht 
hatten, daß Revolutionen. dur Gründung eines. neuen Rechtszuſtandes wohl 
beendet, niemals aber ohne noch größeres Unheil rudgängig gemacht werden koͤmen, 
und. Daß das durch folche herbeygeführte Unrecht in vielen Fallen nur durch neues 
Unrecht wieder gut zu machen waͤre. 

Betrachtungen dieſer Art und die im nachmaligen Feldzug des gahree 1815. leb— 
haft gefühlte politifche undrechtliche Nothwendigkeit dem noch immer proviſoriſch regier⸗ 
ten, durch die Zeitumſtaͤnde hart bedruͤckten Volke Zutrauen und Liebe einzufloͤßen 
gegen Die Fuͤrſten, Denen es fortan gehorchen folkte, veranlaßten Die damalige Kaiſerlich 
Königlich Oeſterreichiſche und Königlich Baieriſche. Verwaltungs⸗Behoͤrde zu-Kreug, 
nach, nach vorgängig erholter Genehmigung beyder Höfe, obiges Princip buch 
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folgende Befchränfungen zu erläutern ; ; es ſollten nämlich Die darnach eintretenden 
Reſtitutionen: 
1) Auf ſoche Reihe, Zinſen und: Renten: nicht‘ erſtrecket werden, welche nach 
den im Lande beſtehenden Gefetzen, als feudal erklaͤrt und: zum Vortheil der 
ehehin pflichtigen Individuen oder Corporationen aufgehoben waͤren; | 

2) Reinen Anſpruch auf Schadens: Erfab für das verfloffene begründen; 

3) Nur auf nod unveräußert vorhandene Güter und Renten befhränft, . 
auch nicht auf ſolche Gebaͤude ausgedehnt werden, uͤber die zu oͤffentlichen Zwecken 
ſchon disponirt waͤre, und 

M In Folge: derſelben keine Rechte ausgeuͤbt werden duͤrfen, welche in der 
vormaligen Reihs-Unmittelbarfeit und Landeshoheit wieder 
eingefeßter Bejiger gegründet: gewefen, und nach dermaliger Verfaflung unzuläfiig 
wären. 

Nach diefen Grundfäßen ift unterm 15. März 1815. pie Reftitution des gegen 

wärtig reflamirenden Grafen zu Xeiningen : Wefterburg durch die damalige‘ 

Defterreihifh-Baierifhe Landes-Adminiſtration in Kreuznach ſelbſt in 
ſolche Beſitzungen verfuͤgt worden, für deren Verluſt feine Familie nach den Beftims 
mungen des $. 20, des Reichöpdeputationd: Hauptfchluffes auf dem redhten Rheins 
ufer feiner Zeit entſchaͤdiget worden war. Wie viel oder wie wenig ihm dadurch 
immer zugekommen, ſo war es mehr als derſelbe ſchon nach dem gleich anfangs 
durch die hohen verbuͤndeten Maͤchte aufgeſtellten Princip zu fordern und zu 
erwarten berechtigt geweſen, indem ſein Haus auf dem linken Rheinuufer keine 
Mediat-⸗Beſitzungen verloren, und für die Grafſchaft Gruͤnſtadt mit Ein 
und Jubehörungen nad Anlage A, feiner Borftellung, eine wenn gleich vielleicht 
unzulängliche Entſchaͤdigung erhalten hatte, Letzteres war befanntlih, wie auch 
fhon oben berührt worden, bey gar vielen vormals reichsſtandiſchen Familien des 
linken Rheinufers der Fall. 


Demungeachtet lag es weder in der Macht noch in der Abſi Mr der hohen ver 
bündeten Souveraine, ihnen. in den von Hoͤchſtdenſelben jure novo et titulo 
oneroso wiedererworbenen: jenfeitigen Landen Ergänzungen ſolcher unzureichenden 
Entſchaͤdigungen auszumitteln und anzuweifen, und nad) dem was in biefer 
Beziehung ohne Zweifel in ganz befonderer allergnaͤdigſter Beruͤckſichtigung der 


482 


yerfönlichen Beiden und Verdienſte ſeiner Familie, dem Grafen von Leiningen⸗ 


Weſterburg auf eine ihn vor allen begünftigende, gleichwohl jedoch wie es ſcheint, 
nicht befriedigende Weife, durch des Kaiſers von Defterreih und des Rönigs 
Majeſtaͤten ſchon vor zwey Jahren eiugeraͤumt und bewilligt worden, wäre von ihm 
wohl am wenigften eine Reklamation, wie die unterm 16. dieſes Monats bey der 
deutfchen Bundesverfanunlung angebrachte, zu erwarten geweſen. 
| Waͤre übrigens Diefe Vorftelung nicht auf eine unrichtige und in ſich ſelbſt 
zerfallende Vorausſetzung gegründet, fo kaͤme darüber auch noch zu erinnerr: 

1) Daß die in Kreuznach beſtandene, und von da ſchon im Jahr 1815. nach 
Worms verlegte Landes⸗Adminiſtration, welche in der Vorſtellung des Herrn 
Grafen pon Leiningen-Weſterburg Seite 2. Zeile 25. für eine noch jetzt an dieſem 
Ort beſtehende Baieriſche Behörde gehalten zu werden ſcheint, eine Oeſterreichiſch⸗ 
Baierifche Behörde gewefen, fohin ver gegen ihre Verfügungen ergriffene Recurs 
nicht den Baieriſchen Hofe allein betreffe, und 

2) Daß des Koͤnigs von Baiern Majeſtaͤt den gegenwaͤrtigen Rheinkreis von 
Sefterreich in dem Stande und mit den Rechten, wie ſolche am 1. May 1816, 
gewefen, gegen anderweitige Lande und Domänen erhalten habe; ; auch 

3) Die Abſicht des Herrn Reklamanten eigentlich nur dahin geht, nachdem 


ihm durch ganz beſondere Gnade und Beguͤnſtigung bedeutende Beſitzungen zu 


pen einſt für deren Verluſt empfangenen Entſchaͤdigungs⸗ Objecten reftituirt worden, 
auch noch ein zu öffentlichen Zwecken benußtes ehemaliges Schloß, welches gleich: 
wohl doch ſchon im Jahre 1803. durch Die ihm zugetheilten e ehemaligen Klöfter 
Ilbenſtadt und Engelthal ſurrogirt worden, wieder zu erlangen, und die Jagd⸗ 
und Sifcherey - Gerechtigkeit auch außerhalb der ihm großmäüthig erftatteten Grund; 
ſtucke im Umfange feiner ehemaligen Reichsherrſchaft auszuüben, welhem Begehren 
die hierüber i im Lande beftehenden Gefeße nicht zum Opfer gebracht werden Eönnen, 

Saͤmmtliche Stimmen vereinigten ſich mit Dem Antrage des Herrn Referenten, 
daher 

Beſchluß; 

Daß der Graf Friedrich von Leiningen⸗Weſterburg mit dem bey der hohen 
Bundeßsverſammlung angebrachten Geſuche, feine Entſchaͤdigungs Ergaͤnzung am 
linken Rheinufer beireffend, abzuweiſen ſey. 
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6. 365. 
Bitte des Finanzrath von Brad zu Fulda, Venfionsanfprüde 
| ald ehemaliger Stiftsvehant zu Hünfeld betreffend. 


Der Röniglih Danifhe, Herzoglih Holſtein-und Sahfen 
Sauenburaifhe Herr Gefandte, Freyherr von Eyben: erſtattet 
Bortrag über die Bitte des Finanzrath von Brad zu Fulda, Penfiond : Anfprüche 
als ehemaliger Stiftsdechant zu Hünfeld betreffend (3. 185. und 235. des Einr. 
Protokolls) und erwähnt: der Bittfieller gebe an, zur Zeit der Sekulariſation 
des Bisthums Fulda im Oftober 1802, fey auch das Eollegiatftift zu Hünfeld, 
wofelbft er Dechant gewefen, aufgehoben worden; kurz darauf habe er auch feine 
Anftellung ald Stadtpfarrer mit Bewilligung des damaligen Landesherrn, nuns 
mehrigen Königs der Niederlande Majeftät, niedergelegt, Für erftere Stelle fey 
ihm im April 1803. eine Penfion zugefichert worden, mit der Erlaubniß, ſolche 
außerhalb Fulda, jedod in den Fuͤrſtlich Naſſau⸗Oraniſchen Landen, verzehren 
zu dürfen. Er ſey darauf nach Herborn gezogen, wofelbft er im November 1803, 
zur reformirten Religion übergetreten wäre. Die proviforifch ausgefehte Penfion 
fey ihm bis zum 1. July 1804. gezahlt, und den 18, deffelben Monats ald chemas 
ligem Dechant zu Hünfelo eine Penſion von 1356 fl. 30 fr. definitiv audgeworfen 
worden. Bon diefer Penfion habe er ein Drittheil feinen Gläubigern angemwiefen, 
und 900OfL. feyen ihm, wegen feiner Anftellung ald Nentbeamter zu Dortmund, 
abgezogen worben. | 

Im Jahre 1805. habe der König der Niederlande, ald damaliger Souverain 
von Fulda, Das gefammte Eigenthum des aufgehobenen Eollegiatftiftes zn Huͤnfeld 
zur Dotation des erft neu geftifteten Lanpfranfenhaufes zu Fulda angewieſen, 
jedoch mit fammtlichen darauf haftenden Laften und Penfionen, mithin auch ver 
feinigen. Die franzöfifche Aominiftration im Jahre 1806. habe es anfänglich dabey 
belafien; im Jahre 1808. feyg man damit umgegangen, feine Penſion einzuziehen, 
weil Fulda und Eorvey, der Ort feiner Anftellung, getrennt worden wären, 

- Er habe fogleih feine Rechte verwahrt, Die Apminiftration hätte demunge⸗ 
achtet feine Penſion als evacuirt erklärt, und einen andern Canonicus in Diefelbe 
einruͤcken laffen, jedoch feinen Glaͤubigern das angewiefene eine Drittheil noch fort; 
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alle andere. hier zu berüdfichtigende Fragen aber rein. rechtlicher Natur wären, und 
nicht zur Eompeteny der Bundesverjammlung gehörten, Reklamant mit. feinem 
Geſuche abzuweifen fey, ihm aber durchaus unbenommen bleiben müfle, feine 
Anfprüche an das Lanpfranfenhaus zu Fulda auf rehtlihem Wege zu verfolgen. 

Saͤmmtliche Herren Gefandten ftimmten dem Herrn Referenten bey daher, 

Beſchluß: .: , 

Daß der ehemalige Sinanzrath von Brad zu Fulda mit feinem Geſuche um 
authentifche Sgnterpretation Des $. 35. des Reichsdeputations-Hauptſchluſſes, wer 
gen feiner Penfiond:Anfprüche ald ehemaliger Stiftsdechant von Hünfeld abzuwei⸗ 
fen fey, ihm jedoch unbenommen bleibe, feine Anfprüche an das Landkrankenhaus 
zu Fulda auf rechtlichem Wege zu verfolgen. 


§. 366. 


Reklamation dreyer Weſtohaliſcher Staatsdiener, Penſionen, 
betreffend. | 


Der Großherzoglih Medlenbüurg:- Shwerin:und Strelr 
Bifhe Herr Gefandte, Freyherr von Pleffen: trägt die Reklama⸗ 
tionen dreyer Weſtphaͤliſcher Staatödiener (Zahl 57. von 1816. und 57. von 1817,) 
Penſion betreffend vor; und zwar 

4) Des Generale von Zurweſten, ©rafen von Wicenbers, welcher angebe, 
32 Dienſtjahre zu haben und als Major von dem Koͤniglich Baieriſchen Militaͤr 
in Weſtphaͤliſche Kriegsdienſte getreten und in der letzten Epoche Gouverneur von 
Caſſel geweſen zu ſeyn; 

2) Des Generals von Ochs, für ſich und im Auftrage der übrigen nicht vers 
forgten Generale und Offiziere; fo wie des Grafen von Malchus, für ſich und: 
im Auftrage mehrerer andern Betheiligten, | 

Die angegebenen Aufträge feyen jedoch nicht näher nachgemwiefen.. 

Die Reflamanten vehnten zwar ihre Vorftellung auch auf die während der. 
Meftphalifchen Regierung verfügten Beräußerungen von Domänen und gemachten 
Schulden aus, ohne. jich jedoch ald Betheiligte dabey zu erweifen; ihre Bitte am 
Schluffe aber. gehe auf eine vollſtaͤndige Entſchaͤdigung als Staatsdiener, beren. 
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Feſtſetzung, nad Maasgabe ver für dad Großherzogthun Sranffurt genehmigten 
Grundfäße, der Bundestag bewirken möge. 


3) In einem nachträglichen Schreiben gebe der Graf Malhus eine Ucberſicht 
des Betrages aller im Königreich Weftphalen gemachteri Veräußerungen, des Aftiv- 
ftandes, welchen diefe Regierung binterlaffen, fo wie eine Vergleichung über beyde; 
dieſe Angabe durch mancherley Anführung aber hier bemerklich zu machen, koͤnne 
eben ſo wenig der Ort ſeyn, als ſie auf irgend eine Art zu wuͤrdigen. 


In der Hauptſache aͤußert nun der Herr Referent: Bereits in der 7. vorig— 
jaͤhrigen Sitzung habe er bey aͤhnlichen Antraͤgen Gelegenheit gehabt, zu bemerken, 
welcher Unterſchied bey den Großherzoglich-Frankfurtiſchen Staatsdienern eintrete, 
da die Wiener Eongreßafte Art. 4aß ausprüdliche Beſtimmung zu ihren Gunſten 
enthalte, während der Weftphälifchen Staatsdiener darin gar feine Erwähnung ge: 
geben, mithin auch der Bundestag, berufen in dieſem Betreffe über die Anwen: 
Bung des Reichsdeputations⸗Schluſſes zu wachen, fich weder veranlaßt noch befugt 
halten koͤnne, in Anfehung der ehemaligen Weftphälifchen Staatsdiener noch jetzt 
Beſtimmungen zu treffen, welche den in den Wiederbeſitz ihrer Laͤnder gelangten 
Regierungen Verbindlichkeiten auferlegen ſollten. Es ſey deswegen damals auch 
der Schluß gefaßt worden, daß die angebrachten Reklamationen, als nicht hieher 


gehörig, abzuweiſen feyen. 


In den vorliegenden Reklamationen liege nichts, was eine Aenderung oder 
Ausnahne, rüdjichtlich ded Damals gefaßten Beichluffes, begründen könnte. Schon 
das leßtemal habe der Bundestag Die Zuverſicht gehegt, Daß Die wieder eingetretenen 
Regierungen fich der wirklich huͤlfsbeduͤrftigen Staatsdiener mit Milde annehmen und 
die brauchbaren Landeskinder, ohne Mißdeutung ihres vormaligen MWeftphälifchen 
Dienftverhältniffes, nad) Gelegenheit wieder anftellen würden; allein eö laffe fi) auch 
uicht verfennen, daß jener Dienjt keineswegs eine Dauer verfprochen, noch auch ven 
geficherten Unterhalt gewährt habe, weldyen man ſich gegenwärtig durch die nachge: 
ſuchten Pentionen zu verfchaffen fuche. Sollten ſich aber unter ihnen folche Staatödiener 
Finden, welche aus früheren Dienſtverhaͤltniſſen bey den zuruͤckgekommenen Re; 
gierungen außerdem Anfprüce auf Penfionen zu machen hätten, fü verſtehe e3 ſich 
wohl von felbft, daß dieſe ſich damit blos an die Landesbehoͤrden zu wenden haͤtten. 

62* 
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Der Herr Referent trage Demnach darauf an, daß die Reflamannten in eben 
der Art mit ihrem Gefuche, als nicht hierher gehörig, abzuweifen feyen, 
Mit allgemeiner Zuftimmung wurde daher 


befhloffen: 


Die Reklamanten feyen mit ihrem Geſuche, ale nicht hierher gehörig, abzu⸗ 
weiſen. 


$. 367. 


Denkſchrift des vormaligen Weſtphaͤliſchen Staatsrath. Frie⸗ 
drich von Reineck. 


Ebende rſelbe: trägt Die unter Ziffer 81. des Einreichunge-Protololle auf⸗ 
genommene Denkſchrift des von Reineck vor, nach welcher derſelbe, ehemals Fuͤrſt⸗ 
lich⸗Waldeckiſcher Geheimer Rath und Kammer-Praͤſident, durch das befannte 
Dekret der Weſtphaͤliſchen Regierung, welches alle in fremden Dienſten geſtandene 
Unterthanen, unter angedrohtem Verluſte des Vermoͤgens und Buͤrgerrechtes, 
einberief, genoͤthigt worden ſey, in Weſtphaͤliſche Dienſte zu treten, und zwar 
anfangs als Staatsrath und dann als Praͤfekt des Fulda: Departements, welche 
Stelle er aber im Laufe des Jahrs 1813. freywillig aufgegeben habe, um nicht zu 
der Ausfuͤhrung der druͤckenden Forderungen der Regierung beytragen zu müſſen. 
Durch die Aufloͤſung des Koͤnigreichs außer Dienſtverhaͤltniß geſetzt, habe Rekla⸗ 
mant die Geſchaͤftsfuͤhrung im Fuͤrſtenthume Iſenburg, mittelſt einer in dieſem 
Monate zu Ende gehenden Vereinbarung, uͤbernommen, und glaube nun nicht 
haͤrter als die Staatsdiener des ehemaligen Großherzogthums Frankfurt behandelt 
werden zu koͤnnen; wie auch, daß beſonders diejenigen unter ihnen, welche, als 
Unterthanen des Landes der von allen Europaͤiſchen Maͤchten anerkannten Regie⸗ 
rung, nur Folge und Gehorſam haͤtten leiſten koͤnnen, nicht den Schaden und 
die Nachtheile des Wechſels derſelben zu erleiden haͤtten. Die Gnade des Kurfuͤr⸗ 
ſten von Heſſen habe er deßwegen bisher nicht in Anſpruch genommen, weil er 
fruͤher nicht in deſſen Dienſten geſtanden ſey; die Verpflichtung zu ſeiner Verſor⸗ 
gung ſcheine ihm uͤbrigens allen jenen Regierungen, welche ſich in die Beſtand⸗ 
theile des Koͤnigreichs Weſtphalen theilten, nach Verhaͤltniß des Beſitzes zuzuſtehen, 
und er bitte deßhalb um die Vermittlung der Bundesverſamlung. 
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"Der Herr Referent ift der Meynung: im Allgemeinen laife ſich zwar die Sache 
des Neflamanten nicht anders, als wie überhaupt jene der ehemaligen Weſtphaͤli⸗ 
fhen Staatsdiener beurtheilen, eben fo, rüdjichtlih der Befugnig der Bundes⸗ 
verfammlung. Es ſey indefjen nicht zu verfennen, daß bey einzelnen Staatsvienern 
diefer ehemaligen Regierung befondere berüdfichtigungswerthbe Berhältniffe und 
Umftände einträten; zu diefer Berüdfihtigung foheine auch die Veranlaffung bey 
dem Reklamanten zu feyn, welder ohne fein Berfchulden einen frübern Poiten 
verloren habe, und ſich gegenwärtig außer aller Verforgung gefegt fehe, während 
dem fein damalige Benehmen fowohl, als feine Fähigkeit ihn zu einer angemeffes 
nen Wiederanftellung ald geeignet darftellten. Referent müffe übrigens anheim 
geben, ob die Bundedverfammlung die gebetene Bermittlung dadurch zugeftehen 
wolle, daß fie den Reklamanten bey ven betreffenden Regierungen von Preußen, 
Hannover, Kurheffen und Braurfchweig bloß zur geneigten milden Beruͤckſichti⸗ 
gung und, nad) Vorfommenheit, zur andennveiten Verforgung empfehle, und daß 
die Herren Gefandten diefer Höfe ed gefällig übernehmen wollten, denenfelben 
von diefer Verwendung und Empfehlung zu berichten. 

Einverſtanden mit dem Antrage des Herrn Referenten, wurde 
beſchloſſen: 

Den vormaligen Staatsrath von Reineck bey den an dem erloſchenen Koͤnig⸗ 
reihe Weftphalen betheiligten Regierungen zur geneigten milden Berüdjihtigung 
und, nad) Vorkommenheit, zur andermweiten Berforgung zu empfehlen; zu wel 
chem Ende die betreffenden Herren Gefandten erfucht wurden, ihren Höfen hier 
über Bericht zu erflatten, 


. 6. 368. 
Schrift des geheimen Regierungdrath und Profeffor Dr. Era 
me zu Gießen: «Deutfhlands und Europens Staats⸗und 
-,  : Rational: Intereffer. 

Ebenderf elbe: legt: die unter Ziffer 109. in das Einreichungs⸗Protokoll 
eingetragene : Schrift des Profeſſor zu Gießen Doctor Crome vor, betitelt: 
a Deutfchlands und Europend Staats; und National:Spntereffe», und äußert, 
nach einer kurzen Darftellung ihres Inhaltes: der Verfaffer babe bey feinen mans 
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cherlen gelehrten Kenntniffen in dieſer Druckſchrift einen rühmlichen Eifer und Ge: 
meinfinn für das deutſche Vaterland entwidelt, und nüslihe Gedanfen und Vor; 
fhjläge zu ihrer Begründung zufammengeftellt,; fo daß Die Bundesverfammlung 
für die Zueignung verfelben fid) bewogen fühlen möchte, in ihren Protofollen 
eine ehrenvolle Erwähnung dieſes Werkes zu machen, und dafjelbe in Das zu Dies 
fen Zwede beftimmte Verzeihniß einzutragen. 

Einverſtanden mit dem Herrn Referenten, wurde 

beſchloſſen: 

Die Schrift des Profeſſor und Doctor Crome ſey mit ehrenvoller Erwaͤh⸗ 

nung in das Verzeichniß der gemeinnuͤtzigen Werke einzutragen. . 


§. 369. 

Bitte der Mitglieder des ehemaligen Rheinpfälzifhen Gene— 
ralsgandes: Eommiffariatd zu Mannheim, die denfelben 
Reichsſchlußmaͤßig gebührenden Gehalte und Emolumente 
betreffend. 

Ebenpderfelbe: giebt Kenntnig von der, Ziffer 242, eingefommenen neus 
erlichen Vorftellung ver Mitglieder des ehemaligen Rheinpfälzifchen General: Lan: 
bed Commiſſariats zu Mannheim, die denfelben reichsfchlugmäßig gebuͤhrenden 
Gehalte und Emolumente betreffend, und ift ver Meynung; daß Diefe Vorftellung, 
bey dem in ver 36. Sitzung am 19. Juny d. J. gefaßten Beſchluſſe, einſtweilen 
ad acta zu legen ſey. 

Einverſtanden mit dem Herrn Referenten wurde hierauf 

beſchloſſen: 

Die Erinnerung der Mitglieder des Rheinpfaͤlziſchen Landes⸗ Eommiſſariats, 
da man dem Erfolge des Beſchluſſes in der 36. Sitzung entgegenſehe, vor der 
Hand ad acta zu legen. 


S. 370. \ 
Bitte des Grafen von Benzel-Öternau, eine Forderung mehrer: 
rer Rurmainzifher Staatögläubiger betreffend, 
Ebenderſelbe: trägt die neue Eingabe des Grafen von Benzel: Sternau 
(Zahl 141.) Kapitals Forderung mehrerer Kurmainziſcher -Staatögläubiger auf 
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die ehemalige Rente Lohneck und den Zoll Vilsbach betreffend vor, und 
außert: 

‚Sn der vierzehnten vorigjährigen ©ißung fey befchloffen worden, zuvoͤrderſt 
von ben betheiligten Höfen die Erflärung zu erbitten, ob ſie insgefammt ven Vers 
theilungsplan des ehemaligen Großherzoglich Frankfurtiſchen Minifteriums anneh: 
men wollten, und zugleih auf den Fall, daß diefes verweigert würde, Inſtruc⸗ 
tion Darüber einzuholen, ob nit durch hohe Vermittlung der Bundesverſamm⸗ 
lung die Entſcheidung der vorliegenden Streitfrage auf dem Wege eines Compro⸗ 
miſſes zu befoͤrdern ſey. 

Sn der dießjaͤhrigen 28. Sitzung habe der Herzoglich Naſſauiſche Herr Ger 
fandte eine Erflärung abgegeben, wodurch die Annahme jenes Planes deßwegen 
abgelehnt werde, weil die Hypothek auf dem Grund und Boden eined jenfeits 
Rheins liegenden Theiles des ehemaligen Mainzifchen Kurftaates hafte, und nach 
Anleitung des 21. Artifeld des Pariſer Friedend vom 30. May 1814. die ganze 
Forderung dem gegenwärtigen Befiker von Mainz zugewiefen werde, 

Im ganzen walte nun noch diefelbe Streitfrage über ven Gegenftand der Hy: 
pothek, deſſen Befchaffenheit und Lage, wie gleich anfangs, ob. Erkenne vie 
Sroßherzoglih Heflifhe Regierung die Meynung der Herzoglich Naſſauiſchen an, 
folglich aud), daß die Rente Lohne und der Vilzbacher Zoll Lo fal; Recepturen 
von Mainz gewefen feyen, fo wüßten die Gläubiger ihren Schuldner , und dieſer 
werde mit gewohnter Rechtlichkeit und Genauigkeit für ihre Befriedigung forgen ; 
glaube aber die Großherzoglih Heflifhe Regierung, die Schuld falle ver rechten 
Rheinſeite zur Laſt, oder müfle wenigftend, wenn bier diefe Necepturen nicht 
lokal geweſen ſeyen, auf das ganze ehemals Mainziſche Gebiet vertheilt werden, 
ſo ſey es nothwendig, die Anſichten der uͤbrigen Theilhaber an dieſem Gebiete zu 
kennen, um beſtimmt zu wiſſen, wer hier gegen einander auftrete. U 

Solle nun die durch die Bundesakte übernommene Garantie irgend. eine 
Wirkung haben, fo müßten vorderſamſt Einleitungen getroffen werden, wodurch 
die Erledigung dieſer Angelegenheit moͤglichſt beſchleunigt wuͤrde. 

Der Herr Referent glaubt, daß die Ernennung einer Commiſſion dieſem 
Zwecke am meiſten entſprechen würde; fie wäre zu beauftragen, Dad Sach: und 

Nechtöverhältnig vollſtaͤndig aufzuflären, hierauf. unter ven betbeiligten Regierun: 
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gen, eine gütliche Webereinfunft zu vermitteln und, in deren Entftehung, eine 
rechtliche Entſcheidung der Frage: wer die reflamirenden Gläubiger zu befriedigen 
habe, einzuleiten. , 

Alle Stimmen waren mit dem Herrn Referenten einverftanden; die vorges 
ſchlagene Commiſſion wurde ſogleich gewaͤhlt und die Stimmenmehrheit fiel auf den 
Herrn von Martens, 

«Freyherrn von Pleffen, 
« von Berg, 


Beſchluß: | 
Daß die Herren Gefandten von Martens, Freyherr von Pleffen und 
von Berg erfucht werden, das Sach; und Redhtöverhältniß über die Kapitals 
Forderung mehrerer ehemald Kurmainzifher Staatögläubiger an die Rente Loh⸗ 
ned und ben Zoll Vilzbach vollftändig aufzuflären, eine gütliche Webereinfunft 
unter ben betheiligten Regierungen, oder im Entftehungöfalle die rechtliche Ents 
ſcheidung ber Frage, wer die Gläubiger zu befriedigen habe, einzuleiten, und ber 
hohen Bunbeöverfammlung hievon Kenntniß zu geben. 


6. 371. 


Reſtitutions-Geſuch der Weſtphaͤliſchen Domänen: Kaufer in 
Kurheſſen betreffend. 

Der Herzoglich Holſtein-Oldenburgiſche, Anhalt- und 
Schwarzburgiſche Herr Geſandte von Berg: erſtattet Vortrag über: 
das Reftitutiond + Gefud; der Weftphälifhen Domänen: Käufer in Kurheſſen C Zahl. 
208.), und unter Beziehung auf bie bereits in dem Vortrage vom 27. März d. J. 
ausgehobenen Thatfachen, ſetzt verfelbe ven Inhalt diefer neuen Reklamation voll 
ſtaͤndig auseinander, welche mit der Bitte ſchließt: 

restitutionem spolii gerechteft zu erfennen, demnaͤchſt aber nad; Vollendung, 

der organifchen Bundeögefeße definitiv in Anfehung Des Rechts felbft einen 

Beſchluß zu fallen». 

Sn dem Gutachten bezieht fich der Herr Referent zuvoͤrderſt darauf, ‚ daß bie, 
Kurheſſiſchen Staaten zu denjenigen gehörten, welche an Frankreich nie abgetreten 


daher 
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worden feyen, und daß Seine Königliche Hoheit der Rurfürft im Herbfte 1813. 
in den Befis der Kurheſſiſchen Lande zurüdgefehrt, am 2, December dieſes Jahrs 
von ven alliirten Mächten die Garantie feiner Souverainetät und Befigungen er: 
halten und darauf die Verordnung vom 14. Januar 1814. gegeben habe, vafür 
haltend, daß nad) völferrechhtlichen Grundfäßen, unbewegliche Güter, vom Er 
oberer veräußert, jedem dritten Bejiger wieder entrijfen werden Eönnten. Erſt der 
Darifer Friede vom 30. May 1814. habe ven Grund zur Wiedervereinigung der 
deutfchen unabhängigen Staaten gelegt, weldye dann zwölf: Monate nachher erfolgt 
ſey. Es frage ſich daher, ob die Bundesverfammlung Richter fey über eine Re: 
gentenhanplung , die der Kurfürft von diefer Zeit, unabhängig von jeder Ver: 
tragsverbinvlichfeit,, unbeſchraͤnkt durch Bundesverpflichtungen unternommen habe ? 
ob die Bundedverfammlung da ein Epolium finden koͤnne, wo der Regent felbft 
als Spoliat zu verfahren glaube, der Das Seinige wieder nehme, wo er ed antreffe? 
Die Supplifannten riefen die Heiligkeit des Befited an; ihr Landesherr, 
Binterliftig.vom Feinde vertrieben, berufe fi nicht minder auf die Heiligkeit des 
Beſitzes. Nach privatrechtlichen Begriffen klagten die Supplifanten mit Grund 
über ein Spolium, nach völferrecdhtlichen Grundſaͤtzen fey ihre Beſitzentſetzung ala 
Kolge der gegen ihren Landeöheren durch Uebermacht und Waffengewalt verübten 
Befisentfeßung zu betrachten. Wenn fie daher nad) dem Zuftande vom Jahre 1814. 
nach völferrechtlichen Grundfäßen zu beurtheifen feyen, wenn durchaus feine Ver: 
träge zum Vortheil ver Supplifanten fi) auffinden ließen, welche der Bundesver⸗ 
Sammlung zum Leitfaden dienen fünnten, wenn vielmehr ver Vertrag der alliirten 
Maͤchte mit Kurheſſen vom 2. December 1813. die Veraͤußerung der Hanauer Do: 
mänen ald de nulle valeur et comme non avenue erfläre, wenn gleich, in an: 
dern Beitimmungen günftiger für die Hanauer Domänen » Käufer, wenn ver 16, 
Artikel des Parifer Friedens vom 30. May 1814, nur eine gewöhnliche Amneftie ent: 
halte, und auf die von der gegenwärtigen franzoͤſiſchen Regierung gewiß nicht zurück 
gegebenen Staaten Feine Anwenbung finde, wenn endlich diefer hohen Verfammluna 
keineswego die Befugniß beigelegt worden fey, frühere völferrechtliche Anordnun: 
gen der Bundesglieder in deren Staaten ihrer Beurtheilung zu unterzichen; fo fönne 
Referent auf das erbetene Neſtitutorium welches eine richterliche Handlung waͤre, 
keinesweges antragen. | 
Protok. d. d. Bundeöverf. III. Bi '63 


494 


Aus der Verweigerung diefer Bitte Iaffe ſich nicht auf einen rechtlofen Zuftand 
in. Deutſchland fchließen, denn was in Kurheſſen geſchehen fey, ‚beziehe ſich auf 
einen außerordentlichen, gewaltfamen, blos faktifchen Zuſtand, ven als redhtlich 
anzuerlennen , der Kurfürft ih aus Gründen weigere, veren Prüfung und Wuͤrdi⸗ 
gung außerhalb der Competenz der Bundedverfammlung liege, 

Demungeadhtet habe auch die Lage der Weftphälifchen Domänenfäufer dem- 
dentfchen Bunde nicht gleichgültig bleiben koͤnnen, und Theilnahme für viefelbe 
erregt. Das Königreich Weitphalen habe einmal beftanden,: fey von den meiften 
Gliedern des Deutfchen Bundes anerfannt und ald Bundesſtaat geehrt worden. 
Sp wenig dieſes die Fürften verpflichte, welche ihre in dem vormaligen Königreich 
Weſtphalen begriffenen Lande niemals abgetreten haͤtten, ſo einleuchtend ſey doch 
die Verſchiedenheit des Verhaͤltniſſes von einer vorübergehenden kriegeriſchen Beſitz⸗ 
nahme des Eroberers und einer geordneten Verfaſſung und Verwaltung eines in 
die Reihe der Souveraine aufgenommenen Koͤnigs, beſonders in Beziehung auf 
die Unterthanen dieſes Staates. 

Die Glieder des Deutſchen Bundes, von welchen die Weſtphaͤliſche Regierung 
anerkannt geweſen waͤre, wenn gleich deßhalb nicht verpflichtet, deren Handlungen 
anzuerkennen, koͤnnten nicht anders als in dieſem ihren Anerkenntniſſe einen Grund 
des oͤffentlichen Glaubens, deſſen jene Regierung genoß, finden, und muͤßten ſich 
ſchon dadurch bewogen finden eine billige und milde Behandlung derjenigen zu 
wünfchen, welche nach ven glüclich eingetretenen Veränderungen in Gefahr geras 
then wären, durch Verträge, welche fie mit der Weitphälifchen Regierung geſchloſ⸗ 
fen hätten, einen bedeutenden Bermögensverluft zu leiden, Es fünne auch Die 
unbevingte Anwendung eines Grundſatzes, den Die wieder hergeftellten Regieruns 
gen behaupten zu müffen glaubten, in manden Hinfichten wirkliche Rechtsverle⸗ 
Bungen nach fich ziehen, und es fcheine, daß die Domänenfäufer i in Rurbeifen veße 
balb nicht ungegründete Beſchwerde führten. 

Der fo natürliche und gerechte Wunſch ver meiften Bundeögtieder, und befon: 
ders derjenigen, ‚welche zu der Wiederherftellung Seiner Königlichen Hoheit des 
KRurfürften am meiften beygetragen hätten, durch Hoͤchſtdeſſen Geredjtigfeit und Großs 
muth, Beſchwerden ein Ende gemacht zu fehen, welche bisweilen vie Seftalt Der 
Klagen darüber anzunehmen fhienen, daß nicht wie bey Andern, Bedingungen 
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zum Voriheile der Domänenfäufer gemacht worden wären, Liefer der Bundesver⸗ 
fammlung befannte Wunſch fey eine hinreichende Beranlaffung zu einer Verwendung 
gewefen, die triftige Gründe. für fid) gehabt habe, und die von Seiten ſaͤmmtlicher 
Bundesgenoffen gegen ein Bundesglied um fo weniger einer Rechtfertigung beduͤr⸗ 
‘ fen, ald unter Verbündeten und Freunden Berwendungen biefer Art elegeit mit 
Sefälligfeit aufgenommen zu werden pflegten. 

Habe nun- glei die Erklärung des Kurheſſiſchen Herrn Geſandten vom 5. 
May d. J. den aͤußern Schein einer folhen Aufnahme nicht; fo habe doch die Ver⸗ 
fammlung Urfache zufrieden zu feyn, wenn ihr bezeugt werde, daß ſchon von. der 
erfolgten Empfehlung zu landespäterlicyer milder Behandlung Seine Königliche 
Hoheit ver Kurfürft pavon. Beweife gegeben hätten, indem daraus um fo gewiffer 
Die Hoffnung fernerer ,. gleihmäßiger Behandlung gefhöpft werden dürfe. Bor: 
züglich angenehm müffe es der Bundesverfammlung feyn, durch ihre- Verwendung 
eine Erflärung veranalßt zu haben, welche fie in den Stand feße, den Supplifanten 
zu bemweifen, daß ihnen ihr gerechter Landesherr den Weg Rechtens zu verweigern 
Feineöweged gemeynt fey; denn es laffe fid) nicht verfennen, daß der. in der Kurs 
heſſiſchen Verordnung vom 14. Januar 1814. den Domänenfäufern zugefiherte Er⸗ 
fag nügliher Verwendungen, durd die Erflärung, daß ihnen der Beweis’ 
nicht nur von Meliorationen, fondern auch von der Versio in rem d. h. der. mit: 
- telbaren oder unmittelbaren Verwendung der für die von der Weftphälifhen Regie: 
rung veräußerten Domänen erlegten Kaufgelver in den anderweiten Rutzen des 
Regenten ‚over des Staats, frey und zu Dem Ende der Weg Rechtens offen ſtehe, 
eine fehr große und nicht überflüffige Beftimmtheit erhalten. habe. 

Der Herr Referent ſchlug dem zufolge vor 

die Supplifanten mit ihrem Reftitutiond; Geſuche ab⸗ und auf dieſe Erkla⸗ 
rung Sr. Koͤnigl. Hoheit des Kurfürften zu verweiſen, auch damit für die; 
jenigen., auf welche viefelbe nicht“ anwendbar ſeyn moͤchte, eine nochmalige 
Empfehlung gerechter und milder landesvaͤterlicher Behandlung zu verbinden. 

ı. Der Vortrag wurde unter. Zahl 76. dieſem Protokolle angefügt. | 
| Umfrage u 

Defterreich:. ſtimmet um fo.lieber dem umſichtsvollen Antrage des Herrn 
“ Meferenten bey, je Akeretnflimmenber berfelbe in Grunde mit der dieſſeitigen Ueber⸗ 

63 * 
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zeugung ift, nad) weldher man zwar nicht umhin kaun, lebhaft zu betauern‘, daß 
die in der 23. diesjährigen Sitzung befchloffene Enipfehlung der Kurheſſiſchen Do⸗ 
mänenfäufer zur milden landeöväterlihen Behandlung Sr. Königlichen Hoheit 
bisher allerdings feine fihtbare erwünfchte Wirkung gehabt habe. Man will aber 
darum gleichwohl um fo weniger annehmen, daß dieſe beftgemeinte Empfehlung 
auch in ver Folge unberücjichtiget bleiben follte, ald ver Kurheſſiſche Herr Geſandte 
in der 26. ©ikung erflärt hat, Daß Seine Königliche Hoheit, auch abgefehen von 
diefer, keinem Bundesgliede gleichgültig feyn koͤnnenden Verwendung ver Geſammt⸗ 
heit aus eigener Bewegung bereits Mehreren dieſer Käufer eine billige Schonung 
bewiefen hätten. Oeſterreich glaubt daher mit gerechter Zuverſicht vorausfeken 
zu Eönnen, daß Seine Königliche Hoheit Sich feitvem nur um fo geneigter zu 
fernerer Bethätigung diefes milden, von ver Bundesverfammlung einzig und allein 
bezweckten Geiftes finden werde, und enthält fi in dieſer Zuverñcht, ſchon jetzt 
auf eine weitere Cinfchreitung anzutragen. Es begnügt fid) vor der Hand durch 
die Darlegung diefer feiner Anſicht fein Vertrauen dahin auszufprechen, daß die 
Kurheſſiſche Regierung, weit entfernt, den nad) der gefandtfchaftlichen Verſiche⸗ 
rung eingefchlagenen Weg landesväterliher Behandlung und billiger Schonung zu 
verlaffen, vielmehr auf Demfelben in der von andern nachahmungswuͤrdigſten Stan: 
ten bezeichneten Art fortfchreiten werde, daß Die Bundeöverfammlung Sich in Bälde 
von Seiten Seiner Königlichen Hoheit einer gleichen Beachtung Ihres Fuͤrworts 
in der That zu erfreuen haben werde, weldye Derfelben von andern Eouverainen, 
und ſtets in den gefälligften Ausdruͤcken, bezeuget worden ift. 
Preuffen. Der Königlich Preuſſiſche Gefandte ift, in Beziehung auf die 

im Wefentlichen noch unveränvert gebliebene Lage ver bey der Bundesverſammlung 
angebrachten Befchwerden «über Beeinträhtigung der unter der er: 
Iofhenen Weſtphaͤliſchen Regiefung erworbenen Privatredhter, 
von feinem Allerhöchlten Hofe beauftragt, auch hier in ver Bundesverfammlung 
dasjenige einfach und beitimmt zu erklären, was als das Refultat öffentlicher Er⸗ 
eigniffe und alter wie neuer Traktaten an und für fich längft befannt gewefen und 
von nothwendiger Anwendung auf die vorbemerften Angelegenheiten ift. 

- Seine Majeftät erkennen für fich felbft dasjenige an, was in Weitphalen, 
als in einem, durch den fiegreicy vernichteten, aber in feinem Zuſammenhange und 


— — — 


497 


Folgen Doh einmal vorhanden gewefenen Tilfiter Frieden, aner 
kanntem Königreiche, nad) veffen Verfaſſung gefchehen -ift. 

So wie Sie. aber Allerhödhftfelbft vie an Preuffen zuruͤckgefallenen Beſtand⸗ 
theile jenes erlofcyenen Königreichs nur unter jener Anerfennung zurüdgenom: 
men haben, fo ſetzen Allerhödhftoiefelben aud) mit Recht voraus, daß vie in Ge: 
meinfhaft der Hohen Mitverbündeten vollzogene NRüdgabe ver 
abrigen Beftandtheile, an die übrigen wieder eingetretenen Regierungen, 
offenliegend nur als in gleichem Sinne erfolgt, betrachtet werben Eönne. 

Inſofern jedody Die neueren unerwarteten Erklärungen des hier anmwefenden 
Kurfürftlic Heffifhen Herrn Gefandten nod) feine Ausficht eröffnen, daß biefer 
mit der Rechtfosftelung einer bedeutenden Zahl deutfcher Untertbanen ftets drin: 
gender androhende Gegenftand fid) bis dahin irgend einer milderen mehr eingehenden 
Berhlfichtigung zu erfreuen habe, hat der Königlich Wreuffifche Gefandte, noch 
vor Eintritt derFerien, hiemit eine Erflärung abgeben füllen, aus welcher die eben 
jo angelegentlicdye ald vertrauensvolle Erwartung Seiner Majeftät hervorgeht: 

« Daß dasjenige, was in Den zurücdigenommenen Beftandtheilen des erlos 
«fchenen Koͤnigreics neh in Hinfiht folder Verfügungen 
sund Anordnungen ermangelt die, im Geifte neuerer Traktaten, 
» wie der Bundesafte, dur Wiederbefeftigung erfchütterter Privatrechte, 
« auf endliche Beruhigung eigener und freinder Unterthbanen abzwecken, doch 
anunmehr in folher Art feine baldige Erledigung erhal: 
«ten werde, daß die Bundeöverfammlung fi nicht ferner in den Fall 
« gefeßt befinde, nohmald auf die zu befördernde Herftel: 
«lung eine3 beruhigenden und gefiherten Nechtsſtandes 
«deutfher Unterthanen hierunter verwieſen zu ſeyn ». 

Baiern: tritt dem Antrage des Herrn Referenten bey. 

Sachſen: desgleichen. 

Hannover. Dieſſeitiger Geſandte halte den von dem Herrn Referenten 
gemachten Antrage auf die Verweiſung der Supplikanten auf die Erklaͤrung Seiner 
Koͤniglichen Hoheit des Kurfurſten und auf nochmalige Verwendung der Bundes⸗ 
verfammilung für völlig angemeffen, und vereinige gern feinen Wunfd mit den 
von Oefterreich und Preuffen geäußerten dahin, daß es Sr, Koͤniglichen Hoheit 
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dem Rurfürften gefallen möge, durch milde Behandlung Rüdjicht verdienender Kaͤu⸗ 
fer von Gütern im Heflifhen, nad) dem Mufter deſſen, was in andern nicht abs 
getretenen Provinzen geſchehen iſt, ihre billigen Wuͤnſche zu befriedigen, und da⸗ 
durch einen Gegenſtand zu beſeitigen, mit dem nur zu oft ſchon die Bundesver⸗ 
ſammlung behelligt worden und der als Reklamation einzelner Unterthanen gegen 
ihre Landesherren für die Bundesverſammlung nicht mehr zu gehören ſcheint, ſobald, 
wie von Kurheſſen gefihehen, ver Weg Nechtens, da wo er Gtatt findet, angeboten 
und wirklich eröffnet worden, ald wovon der Audgang erft zu erwarten feyn dürfte. 
Wie übrigens dieffeitiger Gefandte das in der Königlich Preuffifchen Erflä- 
rung über die befondern Verhältniffe gegen Ge. Königliche Hoheit ven Kurfürften 
von Heffen geäußerte, als nur diefen betreffend, anſieht, fo glaubt-er die Beurs 
theilung darüber ven betreffenden Höfen felbft überlaffen zu müjjen, und hält da; 
her nicht für nöthig, dasjenige, was er über die Anfichten feines Hofes, in Betreff 
ver ſtaats- und völferrechtlichen Verhältniffe von Ländern, die nicht Mitcontrahens 
ten des Tilfiter Friedens gewefen, bereits in früheren Abftimmungen geäußert hat, 
hier zu wiederholen, und begnügt ſich, auf dieſe ſich zu bezichen. 
Württemberg: mit dem Antrage des Herrn Referenten. 

Baden. Bon Geiten des Großherzoglihen Hofes bin ich zur Erklärung 

angewiefen,. jeder näheren Abſtimmung in diefer Sache mich fo lange enthalten zu 
ſollen, als nicht über vie Haupt und Örunpfrage der Erledigung diefer Reklama⸗ 

tion entſchieden ſeyn wird, naͤmlich: 
| « Wiefern die im Tilfiter Frieden 1807. formell anerfannte, und nach 
her mit allen Mächten Europa's in Berfehr getretene Weftphälifche Negie: 
sung, mit weldjer namentlich mehrere Bundesftanten Staatsverträge 
ſchloſſen, mit dem Präpdfkete einer ufurpato riſchen, und deſſen Fol⸗ 
gen belegt werden Fönne? » 


Kurheffen: enthält ſich ver Abſtimnung. 

Großherzog. thum Heffen: mit dem Antrage des Herrn Referenten. 

Daͤnemark, wegen Holſtein und Sachſen⸗Lauenburg: ebenfalls. 

Niederlande, wegen des Großherzogthum Eupemburg: wie 
Defterreidh, und fo mit Dem Heren Referenten, | 
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Großherzoglich und Herzoglich Saͤchſiſche Haͤuſer: ſtimmen 


dem Herrn Referenten bey. 

Braunſchweig und Naſſau: wie Hannover. 

Mecklenburg: Schwerin und Mecklenburg⸗Strelitz: nach dem 
Antrage des Herrn Referenten. 

Holſtein-⸗Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg: gleichfalls. 

Hohenzollern, Liechtenſtein, Reuß, Schaumburg⸗Lippe, 
Lippe und Waldeck: nicht minder. 

Die freyen Staͤdte, Luͤbeck, Frankfurt, Bremen und 
Ham burg: desgleichen. 
Beſchluß: 


Daß die Weſtphaͤliſchen Domänen: Käufer mit ihrem Reſtitutions⸗-Geſuche 
ab: und auf vie Erklaͤrung Seiner Koͤniglichen Hoheit des Kurfuͤrſten von Heſſen 
zu verweifen, auch damit für Diejenigen, auf welche diefelbe nicht anwendbar 
feyn möchte, eine nochmalige Empfehlung zur gerechten und milden landesvaͤterli⸗ 
chen Behandlung durd) ven Kurheſſiſchen Herrn Bundesgeſandten zu verbinden ſey. 


| §. 372. 
Wahl einer neuen Commiffion zum Vortrage der Privat: Re— 
klamationen. 
Auf Antrag des Praͤſidiums wurde zur Wahl einer neuen Commiſſion von 
fünf-Mitglievern geſchritten, welche den Vortrag der Privat Reklamationen: bis 
‘ Ende des laufenden Jahres Abernähmen , und Diefe Wahl fiel auf die Herren | 


Befanbten: 
| Freyherrn von Aretin, 


von Martens, 
Freyherrn von Pleffen, 
von Berg, 
Senator Smidt. 
Beſchluß: | 
Daß bie bis Ende dieſes Jahres eingehenden Privat⸗ Reklamationen den 
Herren Geſandten, Freyherrn von Aretin, von Martens, Freyherrn von 
Pleſſen, von Berg und Senator Smidt zum Vortrage zuzuſtellen ſeyen. 


d 





300 


Einreich ungs⸗Protokoltl. 
Das Einreichungs-Protokoll wurde verleſen und die unter Zahl 245. ein⸗ 
gekommene Vorſtellung der ſo eben erwaͤhlten Commiſſi on zuzuſtellen beſchloſſen. 


6. 374. 
Gratifikation für ven ehemaligen Neihßpireftorial:Gefandt- 
fhafts:Sefretär Herrlein zu Regensburg. 

Baden. Die Großherzoglid Badiſche Gefandtfchaft zeigt an, Daß ver in 
Gemaͤßheit des Befchluffes $. 201. der 31. Sitzung gemachte Antrag zur Gratifi- 
fation des ehemaligen Reichödireftorial : Gefandtichafts ; Sekretär Herrlein zu 
Regensburg von der Großherzoglihen Regierung genehmigt und der Diefelbe 
betreffende Beytrag bereits angewiefen worden fey. 


G. 375. 
Vertagung Der Bundesverſammlung vom 1. Auguſt bis den 3. 
November 1817. 


Praͤſ idium: Da die hohe Bundesverſammlung die ſeit ihrer Eroͤffnung 
ihrer Berathung unterzogenen Gegenſtaͤnde nunmehr ſo vollſtaͤndig erlediget hat; 
als es die gegebenen Umſtaͤnde und der Umfang der eingegangenen Inſtructionen 
erlaubten, ſo halte ich mich berufen, den vortrefflichen Geſandtſchaften anheim zu 
geben, ob Sie ſich nicht der durch den VII. Artikel der Bundesakte ausdruͤcklich 
eingeräumten Befugniß, ſich zu vertagen, infoferne ‚bedienen wollen, vie or 
dentlichen Eitungen wenigftens für mehrere Wochen audzufeben, welche allerdings 
verfliegen werden, bevor Sie ſich wieder in den Stand gefeßt ſehen werven, Ihre 
unverfennbare bisherige Gefchäftötbätigfeit von neuem zu beweiſen. Möchten 
Kir immer, wie Diesmal, und Wir werden ed, mit dem lohnenden Bewußtfeyn 
fheiven, alles von Uns abgehangene, mit ftetd gleich regem Eifer auf Das. red; 
lichfte erfchöpft zu haben! 

a) Unfere vorläufige, von fammtlihen Committenten ohne alle Ausnahme 

durchaus gebilligte Geſchaͤftsordnung. 
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b) Die mit einer ganz eigenen Sorgfalt ausgehobene Reihenfolge; 
c) Die über bie Vermittlung der Bundesverfammlung bey Streitigkeiten 
. ver Bunvdeöglieder unter fih, und über bie Aufftellung einer wohlgeorp: 
neten Aufträgal:Inftanz getroffenen proviforifchen Verfügungen ; 
d) Die gleichfalls proviforiich ausgefprochenen Beſtimmungen über die Com: 
petenz des Bundestags; 
e) Der hiernaͤchſt auf Die baldige Erfüllung des XII. Artikels ver Bundes: 
afte, die Bildung der oberſten Gerichte betreffend, genommene Bedacht; 
f) Die, die Unterthanen der deutſchen Bundesſtaaten fo hoch begünftigenve, 
über allen Zweifel erhobene Auslegung des XVIII. Artikels der Bun- 
desakte, in Anfehung der Freyheit von aller Nachfteuer ; Ä 
g) Die mit ber unverörofienften edelften Bemühung bewirkte vorzüglid) 
fiberale Borforge für die Angehörigen des ehemaligen Kaiferlichen und 
Reichölammergerichts ; 
h) Fuͤr die uberrheinifche Geiſtlichkeit und ihre Dienerſchaft; 
i) Die zum Beſten der Deutſch⸗ und 
k) Sohanniter: Ordens ; Ritter bewiefene Theilnahme; Ä 
) Die für die ehethunlichſte Berichtigung des unter Die Garantie des Bun⸗ 
des geſtellten Schuldenweſens getragene Sorge; 
m) Die für den erwuͤnſchten Zweck eines freyen Verkehrs der nothwendigſten 
Lebensbeduͤrfniſſe in den Bundesſtaaten; 
n) Die den haͤufigen Auswanderungen gewidmete Aufmerkſamkeit, und 
endlich 
0) Die für den eintretenden Fall einer Vertagung der Bundesverſammlung 
beliebten einftweiligen Anordnungen, werden fpnder Zweifel jedem billig. 
Denkenden genügend beweifen, daß Wir in Hinficht Unferer innern 
Verhältniffe gerne auch noch weiter gegangen feyn würben, hätte es nur 
an Unſerm beſten Willen gelegen; 
p) Der uͤber Unſere diplomatiſchen Verhaͤltniſſe gefaßte, und zum Theil ſchon 
in Vollzug geſetzte Beſchluß; ſo zwar, daß auch 
P Zur Sicherung des deutſchen Seehandels bereits vielſeitige Einſchreitungen 
erfolgt ſind, wird ſo wie die 
Protok. d. d. Bundesverſ. III. Bd. 64 
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r) Zur Entwerfung einer Matrikel gelieferten „moͤglichſt umfaſſenden. Bor: 
arbeiten, welche als ſolche, weit mehr als die vorgelegte Aufgabe mit 


dem rühmlichften Fleiße und der thunlichſten Genauigkeit geloͤſet haben, 


Unſere gleiche Beruͤckſichtigung fuͤr die.auswärtigen und militaͤriſchen Ver: 

haͤltniſſe, als für den Augenblick vollkommen hinreichend, beurkunden. 

Die weite Ausdehnung ‚und bie hohe Wichtigkeit der. allermeiſten der fp 

eben angeregten 17 Gegenftände hat gleichwohl nicht verhindert, daß ungefähr 

300. Privat: Reklamationen eine immer reiflich überlegte Erledigung gefunden 
haben, wenn.fie je eine folche finden konnten. 


Ich würde bey viefer Beranlaflung, welche. bie gerechte Huldigung von 


felbft herangeführt hat, die in der einfachen Aufzählung des Geleilteten für bie 
hohe Verfammlung liegt, ein Dringendes Beduͤrfniß meiner wahreften Gefühle 


unterdrüden muͤſſen, wenn bie fammtlichen. vortrefflihen Gefandtfchaften mir - 


nicht erlauben wollten, Ihnen allerfeits meinen Iebhafteften Danf für. das mir 
bezeigte gütenolle Vertrauen, und bie mir ‚vielfältig.gegönnten gefchäftsbeförder: 
lichen Unterftüßungen mit aller der Wärme auszudruͤcken, welche vem hoben Werthe 
entfpricht, den ich billig darauf fee, und der Ihnen mein beftes Beftreben ver; 
bürgen foll, mir diefe unfhagbare Stimmung aud) für Die Zufunft zu erhalten. 

Sämmtlihe Herren Sefandten. vereinigten fih, den Kaiferlichen präjidirenden 
Herrn Gefandten, Grafen von Buol:Schauenftein, zw erfuchen, bey Diefer 
Beranlaffung die Verficherung ihrer hohen Achtung und des fiefgefühlten Danfes 
anzunehmen, den fie ihm für die fo einfichtsvolle als thätige Gefchäftsleitung und 
Beförderung, fo wie für Die energifhe Bemühung zur Erreihung des biefer Ver: 
fammlung vorgefeßten Zieles, als gerechte Huldigung feiner um dieſelbe erwor: 
benen Verdienſte darbraͤchten. 


Der Koͤniglich Niede rlaͤndiſche Herr Gefandte, Freyherr, 


von Gagern. Die Weiſung des genialiſchen Mannes: «ſchildere mich, wie 
ich bin», habe ich auch in der Politik und Staatseinrichtung in der Regel bewaͤhrt 


gefunden; und der Augenblick unſerer erſten Trennung auf geraume Zeit, nachdem 
man auf die Grundſteine der Akte weiter gebauet hat, ſchien mir dazu ein ſehr 


ſchicklicher Augenblick, ſowohl was den Bund, dieſe Verſammlung und ihren Zweck 
und Richtung, als was den Zuſtand unſres geſammten Vaterlandes betrifft, auf 
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welches wir ein Auge haben. Solche treue Schilderung berichti gt und beruhi gt, 
fie bezeigt Achtung, fie laͤßt hoffen und warnt, fie hält gleichen Schritt mit den 
gefpannten Erwartungen, um ihr Maaß zu regeln. Cie entivaffnet die, welche 
mit falfchen. Borfpiegelungen und Beſchuldigungen, mit leeren Ausrufungen fich 
umtreiben. Es ift in Deutfchland ein großer politifcher Schler, der fich ſelbſt 
firaft, wenn man die Öffentliche Dicynung fo ohne Zügel, ober dieſe Bügel in im 
Winde flattern läßt. 

Da ich, alles in Anfchlag gebracht, nur zu günftigen Reſultaten und Erwartun⸗ 
gen komme; werde ich keineswegs ſcheuen, die Hand auch an die ſchadhaften Stellen 
zu bringen, Möge diefe Hand fo fhonend und beilend feyn, als meine Abſicht, 
hervorgehend aus der Pflicht, zur politiſchen Ordnung in Deutſchland beyzutragen. 

Das vernünftige und behutfame Vorrüden diefer Bundesverfammlung und 
des Syſtems überhaupt, ftellt niemand ernftlich in Abrevde. In dem heutigen 
Prafivial : Vortrag und in frühern Abftimmungen ıft es fattfam dargethan. Ehen 
fo augenfcheinlich find anderwärts die Voranftalten zum Ordnen. ° Nichtsdeſto⸗ 
weniger iſt Gaͤhrungsſtoff im Vaterlande ſehr ſichbar; und das Unvollſtaͤndige, 
Unvollendete, Unreife vieler Dinge nicht zu leugnen. Nicht zu leugnen, daß 
dieſer Bund ſelbſt nicht uͤberall richtig gewuͤrdigt iſt, und ſeine organiſche Einrichtung 
noch lange erwarten wird. Nicht zu leugnen, daß der ſo weſentliche, mit der 
Aufloͤſung des Reichs in fo engem Verhaͤltniß ſtehende XIII. Artikel der Buntes: 
afte, und die vielfältig auc) jonjt gegebenen Verheißungen landſtaͤndiſcher Verfaf 
fung, noch faft tberall die Ausführung erwarten. Nicht zu leugnen, daß in der 
Hinficht fehr unerfreulidie Dinge vorgegangen ind; Daß echte und geſunde politifche 
Marimen, nicht wie ſie Diefer oder jener Staatsmann oder Schulenftifter für vie 
feinigen erklaͤrt; fondern wie fie. der Geift der Geſchichte ausfpricht, wie fie die 
andern großen Nationen um uns her bereits praftifch befolgen, und keineswegs 
mehr in Zweifel ziehen; bey und noch roh, Gegenſtand der Eontroverfe und nur 
allzuhäufig in fehr üblen oder unkundigen Händen find, Die fie entſtellen. 

Den einen, vielleicht auf fehr hohen Stufen, erjchien diefer Bund unerheblidy 
und loder, eine bloße Rolle ver Ausfüllung auf der europäifchen Schaubühne, 
Andere erwarteten Davon zu viel, und trugen ihre individuellen Zwecke' als die 


Hauptfache hinein, vergejiend, Daß das weſentlichſte diefer Union nichts anders 
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fen, als eben die Union; dieſe Union geregelt, durch die Klugheit und Einficht der 
Höfe; diefe au von und, den Dienern und Bevollmaͤchtigten, durch manche 
Hinderniffe hindurch, und mit wechjelfeitigen Nachgiebigkeiten, erhaltene und 
befeftigte Union; dieſe theuer erfaufte, und tbeuer gewordene Union, bie Feine 
BVertagung mehr unterbricht. 

Zu häufig wurde in Den Forderungen an dieſen Bund nicht bedacht, daß er 
minder fuͤrchtend als furchtbar ſey; was bie Beweggründe und Geſinnungen 
unendlich aͤndert und verruͤckt, und den Eifer und die Waͤrme minder ſichtbar werden 
laͤßt. Es iſt nicht Walter Fuͤrſt und Werner Stauffacher, die ſolchen Bund an 


einer Waldecke ſchließen; oder Egmont und Oranien, um mit aller Kraft und 


Anfirengung gähling Uebel abzuwenden; fondern die Männer heißen: Franz 
und Friedrich Wilhelm und Maximilian, im agitirten Congreß ber 
Kaiferftadt, an der Spibe fiegreicher Heere. Darum gebührt auch ihnen Das reinfte 
Anerkenntnif, wenn fie ihr eigenthümliches Intereſſe nicht immer voranfeßen,. den 
Bundederforberniffen fih anfchließen, oft das erſte Beyſpiel geben, Fur, wenn 
fie das. Offenfive ihrer Macht dem Defenjiven dieſer großen, politifcdefittkidhen 
Anftalt unteroronen, ohne den gemeinfchaftlihen Wehrſtand einen Augenblid 
außer Augen zu laffen; was eben das für die Wohlfahrt und den Ruheſtand ver 
Erde zu löfende Problem iſt. 


Mas aber der Deutfchen Staaten inneres im Verhaͤltniß mit der Bnndesakte 


und den Forderungen der Zeit, oder im Zuftand. der Nacheiferung betrifft, ſo kann 


ich daruber fo befriedigend mich nicht ausdrücken, und nur einräumen, daß ed nur 
som Willen, der Einſicht und der Bändigung der Leidenfcheften abhängt, um 


, bie richtigen Verhältniffe zu finden. Gehe ih nach England: hin, fo höre ich noch | 


in den jüngiten Sitzungen das wiederholte Anerkenntniß: bald von Lord Lauderdale: 


« Die Vortrefflichkeit dieſer Eonftitution beruhet unftreitig auf der Wechſel⸗ 
« wirfung jedes Zweiges, des. Königs, Der Lord's und Der Gemeinen, und 


« daß jeder in feiner gebührenden Sphäre gehalten werde; « 


: bald im Munde des Marquis Wellesley, Wellingtons Bruder, mit großem. 


Beyfal angehoͤrt: 


« Daß eine unſichbare ‚ geheimnißvolle Verfettung von Monarchie, Ariſto⸗ 
« kratie und. Demofratie, Die Seele und Weſenheit ihrer werten | feys®.: 
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Geheimnißvoll fürwahr ift bey und Davon noch nichts, und das Nichts 
ineinandergreifen dieſer drey Raͤder, ihr Antagonism nur allzufehr am Tage. Wir 
reden von Conſtitutionen, von Baumaterialien, ohne ven Werth dieſes unver⸗ 
meidlichen Stoffes anzuerfennen. Daher noch diefe Verwirrung der Begriffe, 
diefe politifche Verwirrung, ohne nahes Abfehen ver Entwidlung. 

Man weiß anderwärts, in Sranfreih, England und ven Niederlanden, nun 
ſehr wohl, daß großen europäifhen Nationen eine monardifche, aber geregelte 
Berfaffung geziemt. Denn man bat die republifanifchen Irrthuͤmer, die demago⸗ 
giſchen Ausſchweifungen theuer genug bezahlt, und den Unwerth des: principem 
quaeri in Pohlens Schidfal kennen gelernt, und darum eine fefte Succeſſions⸗ 
Drdnung gewollt. Das ift unzweifelhaft der begre Begriff ver Legitimität, Aber 
man ehrt Dort die Freyheit, und wendet nichtö ein, wenn man republifanifcdyen 
Geift, die ganzen lebendigen Gefühle für ein Gemeinwefen, die Freymuͤthigkeit 


ohne Grobheit und Beleidigung, die in gehörigen Schranken gehaltene Reibung, 


der Meynungen auf foldhe monarchiſche Verfaffung überträgt. Nach Großbritan: 
nifchen Ideen ift in Nation und Parlament das Königthum volllommen begriffen., 
Bey und aber fehen wir bie nun auf der einen Seite nur zu häufig unter einem 
Schwall von Worten und durch den Dunft fcheinbaren Weihrauchs die bösartige 
Tendenz ein Wagitüd zu beginnen, umzuwaͤlzen, Fuͤrſt und Volk ald gefonderte, 
ald an fich entgegengefegte Begriffe Hinzuftellen. Und wir fehen oft auf der andern 
@eite im Math oder Gefolg der Fuͤrſten nicht den gewünfchten Taft, um den me— 


dius termimus, auf den ed ankommt, um die rechte Definition der Fuͤrſtlichkeit 


und Souverainetaͤt zu finden. Daher eine Verlegenheit zwiſchen dem gegebenen 
Wort und deſſen Haltung; ein Mißtrauen, eher genaͤhrt als beſeitigt; einen leicht 
ergriffenen Vorwand, um zu hemmen. Zum Glüd iſt das nicht allgemein, vie 
beßern Benfpiele werden obfiegen, deutſcher Chavakter wird ſich bewähren, und 
eine forgfältige und reife Prüfung verdient fiher weder meine, noch eines verftäns 
digern Politikers Rüge. Nur find wir nicht ganz gerüftet, wenn und erleuchtete 


Fremdlinge vorwerfen, oder ed ald unauöbleibliche Ahndung anfehen, daß man 


alte gekannte Formen gänzlich verließ, bevor die neues Beftaltung zur Hand. war, 


Gleichwie bey der Revolution in Frankreich, wo es nicht minder gar bald auf 


die Untergrabung des Thrones und der Ordnung abgeſehen war, und nachdem in 
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Deutſchland die hohe Kirche vorlängft gefunfen iſt; aͤußert fih nur zu haufig dieſe 
Leidenſchaftlichkeit und Ummalzungsluft um und ber, in der Befeindung des Adels 
und der befiändigen Berunglimpfung dieſes angejehenen Theils der Nation. Nur 
bier weit unverſtaͤndiger, weil alled was man in Frankreich mit triftigen Gruͤnden 
wunſchte und erreichen wollte, bey uns entweder allmaͤhlich ſchon ſo geworden iſt, 
oder dazu eine billige und direkte Tendenz hat. Die Gleichheit vor dem Geſezz iſt, 
nicht erſt blutig zu erkaufen. Der Zugang zu den Aemtern iſt der Bewerbung und 
Nacheiferung, dem ausgezeichneten Verdienſt keinesweges verſchloſſen. Zu den 
Officierſtellen giebt kaum die Geburt mehr Vorzuge. Von den Demagogen wird 
nur fünftlid) ver Vorſprung Des Eigenthums und der Bildung mit den Anſpruͤchen 
der Geburth verwechfelt. Um fo taͤuſchender, weil der Theil des dritten Standes, 
ver Eigenthum und Bildung am meiften mit und gemein hat, die ganze anfehnliche 
Klaffe des Handlungsſtandes, fehr gewöhnlich ihr Gewerb von Nater auf Sohn 
wieder fortſetzt. Es ift niemand unbefannt, daß vie hoͤchſten Stellen, audy in unfern 
großen Monardien von Bürgerlihen befegt waren. Thugut, Mad, Beyme, 
Struenfee, waren bürgerlichen Stande. Unter meinen hochgeehrten Freunden 
iſt der Furſt Wrede nicht von altem Geſchlecht, noch war es Albini, fehr ehrens 
vollen Andenkens, der und hier zu präfiviren beitimmt war. Und die Mitgliiter 
Diefer Berfammlung, in. gleihem Fall, find keinesweges die unter und am wenig; 
ften angefehenen. Aehnliche Bewandtniß hat ed mit einer gleicheren Proyortion 
ver Befteuerung. Cie ftellt ſich nach und nach her, und foll nur nicht ertroßt wer: 
den, weil Belikftand und Erwerbungsart jehr erhebliche Dinge find, Wegen der 
verfchiedenen Natur des Eigenthums fann das nidyt in allen Laͤndern gleichen Schritt 
halten, aber eben dort, wo der Bauer Fein oder wenig Eigenthum hat, ift man 
am ernftlichften auf Die Mittel ver Milderung bedacht. In unfern füdlichen Provinzen 
aber find die Spuren der Leibeigenjchaft ſchon verwiſcht; und dem achtungswerthen 
Stande ver Bauerfchaft wird auch zur Landſtandſchaft die Hand geboten. Es iſt alfo 
uͤberall eine Annäherung fihtbar ; ein Anerkenntniß geänderter Berhältniffe, nament⸗ 
lic) des Wehrftandes und der Verpflichtung Dazu. So würde ich zum Benfpiel ald 
Edelmann und mäßiger Landeigenthüner eine Steuerfrenheit ablehnen, böte fie mir 
Die Regierung an; obgleich bey ganz verſchiedener perfönlicher Widmung und ganz 
andrem Herkommen eine ſolche Ermäßigung anderswo Feineswegs unbillig erfchiene. 
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Dem Adel unſrer Zeit in Deutſchland iſt weit eher vorzuwerfen, daß er die 
Pflichten gegen ſich ſelbſt, als daß er die gegen andre vergißt. Aus Liebe zu den 
Waffen verſchmaͤht er zu ſehr die gründlichen Wiſſenſchaften. Er mißkennt oft feine 
Lage, regelt und ordnet ſich ſelbſt nicht, und bleibt in den Anſtalten und nothwen⸗ 


digen Bedingungen feiner Erhaltung zurüd, :Statt der Verfolgung find die unge: 


mein [hweren Opfer der Mebiatifirten unftreitig ein Motiv ver Fürforge, Ruͤck⸗ 
ſicht und Begünftigung; noch mehr aber dienen fie zur Entfchuloigung , wenn dieſe 
Klaffe ſich augenblicklich noch den Anwandlungen übler Laune hingiebt,' oder von 
felbftfüchtigen Abentheurern irre führen läßt. Da, wo ed auf Anordnungen für 
Jahrhunderte ankommt, find ohnehin‘ die Sinconvenienzen des Augenblids nicht 
von erfter Bedeutung. Montciquieu halt den Adel für einen natürlichen Zwiſchen⸗ 
ftand und Stüße des Thrond. Aber er hat weder gefagt, noch fagen wollen, daß 
er immer fechtend für die Erweiterung der Kronprärogativen müffe gefunden wers 
den; und. Delolme hat die neueren Benfpiele gefammelt, wo das Oberhaus die Na⸗ 
tionalfreyheit. gegen Irrthuͤmer des Unterhaufes befchirinte, 

Die Frage von zwey Kammern ift in Fleinen Staaten von Feiner Bedeutung, 
in den großen von der allerhoͤchſten für Ruheſtand und Stetigfeit. Bon fo großer 
Beveutung, daß die Berufung und Begüunftigung des Adels weder das erfie Motiv, 
noch die wefentlichite Betrachtung ift. Es ift aud) keineswegs eine Erfindung neuerer 
Zeit, und die alten yolitifhen Weltweifen hatten.bey der Yustheilung der Gewal—⸗ 
ten von den Nachtheilen ver Zahl Zwey, und den Borzügen des Drey- und felbft 
Vierfachen, vollkommen richtige und praftifche Begriffe. Die Pythagoriſchen 
Ueberlieferungen find davon voll. Lykurg's Rath der Alten beruhte darauf. Sie 
wußten, oder hatten erfahren, daß aus zwey gegen einander 'über geftellten Ge⸗ 
walten, wenn ein drittes Temperament fehft, eine oft wiederfehrende fo heftige . 
Reibung nothiwendig hervorgehen muß, die alfobald zu Extremen führt. Sn ihrer 
Sprache, wie in der unfrigen, war dad Wort Zwietracht' von ſolchem üblen 
Inhalt und Vorbeveutung. Und ſelbſt im Fall der Eintracht. fuͤrchteten ſie noch 
Nachtheile: geſetzgeberiſche Sucht, oder Uebereilung und zu ſchnelles Rennen, oder 
Erſchlaffung und Kaͤuflichkeit! Diejenigen, die bey uns im Augenblick der’ neueſten 
Borgänge von ber beftändigen beutfchen Herzlichkeit, von der vorausfichtlichen 
ungetrübten Einigkeit zwifchen F ürft und Volk, oder den Stellvertretern ‚in ſuͤßen 
Worten reden, tauſchen ſich oder andere. 
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Den Brittifchen Politifern müffen die, bie ernftlich Die Gegenfäße behaupten, 
noch in der Kinpheit ihrer Einfichten erſcheinen; venn ihr ganzes Syſtem ift auf 
dieſes dreyfache (the result of a threefold power) gebaut. In Amerifa, wo 
fein Adel der Geburt ift, weil keiner im Beginnen oder zu vererben war, ift dieſe 
Theorie fo anerkannt, fo geläufig und geläutert, daß nicht nur an der Central⸗ 
behoͤrde, fondern felbft falt ohne Ausnahme in den einzelnen Staaten die zwey 
Kammern beliebt worden find. Hamilton, Gay und Maddiſſon, die das jegige 
föderaliftifhe Syſtem dort Durd ihre Schriften befeftigten, zeigen dieſe Nothwendig⸗ 
feit confequenter, ald-irgend jemand in England, Sie haben ein eignes Wahlſyſtem 
port Dafür gefchaffen, auf Alter, Anfehen und Vermögen gegründet. Aber auch 
anderwärtd werben die Häupter uud Vorfteher ver Kirchen und hohen Schulen, als 
erprobte Männer, gleichgültig von welcher Geburt und Geſchlecht, Teicht dazu ber 
rufen ; und fo wahrſcheinlich aud) unter und, Dem hohen Adel gebührt diefe. Role 
weniger aus Rechten ver Geburth, als vermöge feined großen Landeigenthums. Die 
roͤmiſche Marime in des Livius Worten: 

‘ «A censu maxime et senatum et judices legit, potentiorem- 


«que eam partem civitatum fecit, cui salva tranquillaque 
« omnia mägis esse expediebat. » 


Diefe alte Lehre ift unmwiderfprechlich und auf der Erde zu ihrem Frommen 
bewährt geblieben, und die Griechen befanden ſich dabey übel, fo oft fie fie ver: 
ließen. Und fo wenig habe ich bey Diefer Entwicklung in fo naher Beziehung mit 
dem XIII, Artilel der Bundesakte, bey diefer lebhaften Weberzeugung, eine per: 
fönliche Abficht, oder Abficht für meinen Stand, Daß ich gar nicht Dagegen ein: 
wendete, vielmehr es begünftigen würde, wenn ſich die Ritterihaft, in ihrer 
Maſſe, wie in :Großbittannien ven Genieinen zugählte, 

Nachdem ich diefen gerechten Tribut der Monarchie und Ariftofratie gebracht 
habe, bin ich nicht minder aud; Demokrat. Freylich nicht regellos und ftürmifh, 
fondern ich ftrebe in dem verftändigen Sinn ed zu feyn, der der Freyheit und der 
Ordnung zufagt: Denn das iſt es eben, worin wir zurüd find; Der unverflän: 
dige und ſchaͤdliche Antogonism in Deutfchlend , den ich befeinde, daß ſchon das 
Port: Ariftofratie den Ohren der einen fo ein Greuel ift, ald Den andern: Demo⸗ 
kratie. Ich befenne mich dazu fo unummunden, daß ich manchen Herrn an der 
Donau vielleicht damit in Erftaunen feßen werde. Seine Berwunderung würbe 














fteigen, wenn ich ihn werficherte, daß das demokratiſche Princip eben in unferer 
Kaiſerwurde enthalten war. Denn auf den richtigen. Urbegriff fommt es an; auf 
die auxilii Jatio Der Alten; auf jenes verſtaͤndige Berfchaffen der Hülfe, entge: 
gengefeßt ver Gelbfthülfe durch Fauft und Pike, die wenn ſie überhand nimmt, zu 
ven Mitrailladen und Erfäufungen, zu Robespierre's und Marat's Greueln 
fahrt. Wenn fie nur ift, fo iſt eö gleichgültig, ob die geſetzliche, huͤlfeleiſtende 
Behörde Tribunen in Rom beißen oder Imperatoren cum tribunitia potestate, 
Kaiſer bey. und, oder anders zu Florenz und zu Venedig. : So’ viele mandata de 
son.turbanbo, de non gravando, oneribus insolitis, zeigen ‘genug, wo bey 
uns dieſe auxilii latio war. Sie entziffert Die nicht geheilte Sehnſucht nach Dies 
fer. alten Form, die wahrlid) nicht aus dem Verlangen entftant, hier. vom großen 
gebratenen Ochſen zu foften, ober. vie Kurfürftlichen Hermeline bey dem feyerli- 
. hen Einzug anzufhauen. Um ſo dringender ift ed, daß etwas von dieſem Schuß 
und Schirm, Daß das fufficiente Maas bier gefunden werde. Wir feßen uns 
vor, fie eben fo in den geziemenden Schranken zu leiſten, als wir. Unarten entges 
gengefeßter Art zu fteuern befugt find, ald wir Deutſchlands Ehre und Hoheit 
aufrecht erhalten wollen. 

Denn diefe Ehre und Anfehen ftehn jetzt hoch in Europa. Gegen Feine Klaſſe 
Bin ich entrüfteter, als gegen die, die in übler Laune oder Abficht fragen: was 
haben wir denn gewonnen? ? | 


Was wir gemonnnen haben? Unabhängigkeit und feften Frieden und bie 
Mittel, fie zu behaupten. Was wir gewonnen haben? Selbſtgefuͤhl und freye 
Entwidlung, den Ruhm unfrer Fürften und Feldherren, Die Ehre unferer Heere, 
doch nicht von ſo neuem Datum, daß nicht Preußifh-Eilau und Aspern, fo manche 
andere Schlacht vollfommen dazu zählten. Was wir gewonnen haben? Nicht 
nur, daß niemand über und ift, fondern daß unter. den Vieren, die des erfchüte 
terten Wölkerrechtö neuen Bau anfführten, zwey veutfche Fürften waren, zwey 
andre deutſchen Geſchlechts, Deutſchland nicht abhold, oder fremd. 

Was wir gewonnen haben? Nachdem wir ſeit Karls V. Zeiten nicht ander« 
gewohnt waren, als nachtheilige Zrieven zu ſchließen, daß endlich ein beßrer 

Tag und beßre Moͤglichkeit erſchienen iſt. 
| Ras wir gewonnen haben? in fefteres Grenzſyſtem; daß unfre Streit 
Protot. d. d. Bundesverſ. IH. DB» 65 
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kraͤfte geordnet und compacter find, daß wir bier und anderwaͤrts ungehindert 
entfalten, und dahin ftreben, was der Achten Freyheit Ziel und Maas fey; daß 
unfre Pfennige nur für einheimifche Zwecke gefordert werden; daß wir fie nach 
und nad) ermäßigen und bedingen koͤnnen. 

Was wir gewonnen haben? daß diefe Aehren, und dieſe Früchte bes Wein: 
ftods für uns blühen, entrüct dem Raubfoftem und Luft der Feinde. Daß der 
Sohn ruhig in oder um die vaͤterliche Wohnung bleibt; Die rohe Schaar der Krieger 
Wohnung und Familienglüd nicht mehr entweiht; daß die Mutter heiterer das 
Kind unter ihrem Herzen trägt, der Sorge und Angſt entladen, "einen Sklaven 
zu erziehen, fondern im Borgefühl, daß fie einen freyen Dann dem Baterlande 
darbringen wird, 

Das wollen wir nicht wieder durch Auflöfung ver Bande des Bundes, oder 
durch Vernachläffigung auf Das Spiel feßen. 

Viele von uns find jeßt berufen, und im Begriff Nechenfchaft ihres Thuns 
oder Nichtthuns vor dem Thron ihrer Fuͤrſten abzulegen. Ich gleube, es wird 
uns nicht fehwer werden ! 

Die Herren Sefandten trafen hiernaͤchſt die Verabredung, daß nachdem 
dieſer Monath noch zur Erledigung ver gefaßten Beſchluͤſſe und anderer laufenden 
Gefchäfte erforderlich fey, Die Sommer: Ferien vom 1. Auguft beginnen, und am 
letzten Oftober ſich endigen, fofort die naͤchſte Situng am 3. November dieſes 
Jahrs abgehalten werden ſolle. Eine beſondere Vereinigung oder Wahl der zwey 
Mitglieder dieſer Verſammlung, deren Anweſenheit nach Maaßgabe des Beſchluſſes 
in der 38. Sitzung erforderlich iſt, wurde als überfluͤſſig umgangen, weil ſich 
aus der Beſprechung der Herren Geſandten ergab, daß jederzeit mehrere, als die 
vorgeſchriebene Zahl, anweſend ſeyn werden. 

Es erfolgte alſo der 


| Befh lu: 
Daß die Sommer⸗Ferien der Bundesverſammlung am 1. Auguft beginnen, 
und am 31. Oftober I, 3, fi) endigen, fofort Die naͤchſte Sitzung am 3. November 
abgehalten werden folle, 


Folgen die Unterſchriften. 
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Geheimnißvoll fürmahr ift bey und Davon noch nichts, und Das Richt 
ineinandergreifen dieſer drey Räder, ihr Xıitagonism nur allzufehr am Tage. Wir 
reden von Conftitutionen, von Baumaterialien, obne den Werth dieſes unvers 
meidlichen Stoffed anzuerkennen. Daher noch dieſe Verwirrung der Begriffe, 
diefe politifhe Verwirrung, ohne nahes Abfehen ver Entwidlung. 

Man weiß anderwärtd, in Frankreich, England und den Niederlanden, nun 
fehr wohl, daß großen europäifchen Nationen eine monardhifhe, aber geregelte 
Berfaffung geziemt. Denn man hat die republifanifchen Irrthuͤmer, Die Demagos 
giſchen Ausfchweifungen theuer genug bezahlt, und den Unwerth des: principem 
quaeri in Pohlens Schickſal kennen gelernt, und darum eine feſte Succeſſions⸗ 
Ordnung gewollt. Dad ift unzweifelhaft der begre Begriff ver Legitimitaͤt. Aber 
man ehrt dort die Freyheit, und wendet nichts ein, wenn man vepublifanifchen 
Geift, die ganzen lebendigen Gefühle für ein Gemeinwefen, die Sreymüthigfeit 
ohne Srobheit und Beleidigung, die in gehörigen Schranfen gehaltene Reibung, 
der Meynungen auf folge monardifche Verfaffung überträgt. Nach Großbritan: 
nifhen Ideen ift in Nation und Parlament dad Königthum volllommen begriffen., 
Ben und aber fehen wir bis nun auf der einen Seite nur zu häufig unter einem 
Schwall von Worten und durch den Dunft feheinbaren Weihrauchd vie bösartige 
Tendenz ein Wagitüd zu beginnen, umzuwaͤlzen, Fuͤrſt und Volk ald gefonverte, 
ald an fich entgegengefegte Begriffe hinzuftellen. Und wir fehen oft auf der andern 
@eite im Math oder Gefolg der Sürften nicht den gewünfchten Taft, um den me- 
dius termimus, auf den ed ankommt, um die rechte Definition der Fürftlichkeit 
und Souveraimetät zu finden. Daher eine Berlegenheit zwifchen dem gegebenen 
Wort und deffen Haltung; ein Mißtrauen, eher genährt ald befeitigt; einen leicht 
ergriffenen Vorwand, um zu hemmen. Zum Gluͤck ift das nicht allgemein, vie 
begern Benfpiele werden obfiegen, deutſcher Charakter wird ſich bewähren, und 
eine forgfältige und reife Prüfung verdient fiher weder meine, nod) eines verftäns 
digern Politikers Rüge. Nur find wir nicht ganz gerüftet, wenn und erleuchtete 
Fremdlinge verwerfen, oder ed als unausbleibliche Ahndung anfehen, daß man 
alte gefaunte Formen gänzlich verließ, bevor die neue Geftaltung zur Hand war. 

Gleichwie bey der Revolution in Frankreich, wo es nicht minder gar bald auf 
die Untergrabung des Thrones und der Ordnung abgejehen war, und nachdem in 
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332. Subſtitution des Freyherrn bon Pleſſen, für die Herzoglich Molfteins 
und Lauenburgifhe Stimme. 9. 223. Gutachten der gu dieſem Endzweck 
erwähleen TCommiffion über die proviforifhe Competenz⸗Beſi im⸗ 


- mung der Bundesberſammlung; Umfvage und Abſtimmungen 


darüber. $ a24. Abſtimmung von Preußen Über die Vermittlung 
der Bundesverfammlung bey Streitigkeiten ber Bundesglicher unter fi 
und YAufftellung einer Auſträgal⸗Inſtanz. f. 225. Abſtimmung ber 
Großherzoglich und Herzoglich Sächſiſchen Häuſer über die Nach⸗ 
ſteuer und Abzugsfreyheit. %. 226. Desgleichen Über die Vertagung 
der Bundesverſammlung 6. 227. Beſchluß Über die auswärtigen 


Berpältniffe des deutſchen Bundes. 6. 228, Geſuch des Archivar 


Marks zu Wetzlar um Vermehrung ſeiner Penſion, und Abweiſung deſſelben. 
6. 229. Rachträglihe Heugerung des Koniglich Niederländiſchen 
Geſandten über die Auswanderungen nad Nordamerika. $. 230, 
Reue Eingaben. 


Verzeichniß der Eingaben won Rro. 212. bis 1 «en 0 
Fuͤnf und dreyßigſte Sitzunng. 


31. Beſchluß über die Wermitrlung ber Bundesverſammlung 
bey Streitigkeiten der Bundesglieder unter fi und über die 
Auffiellung einer wohlgeordneten AufträgalsInftang. 6. ads. 


Abſtimmung von Baden über die Comperenzder Bundedverfamm: 


lung. $. 333. Abſtimmungen von Hannover, vom Großherzog— 
thum Heſſen, von Braunfhweig und Naſſau und von Medlenburg 


über die Nachſte uer und Abzugsfreyheit. $. 234. Erklärungen von 


Hannover and Medlenburg über die Militärpflichtigkeit in Bu 
siehung auf die Auswanderungsfreyheit aus einem deutfchen Bundesſtaat in den 
andern. $. 235. Antrag des Großherzoglich Deffifhen Gefandten 
über die Entwerfung einer Bundes⸗Matrikel, nad der alleinigen 
Grundlage der Bepoölkerung. -$. 236. Antrag der freyen Srädte 
über die Seeräubereyen der Barbaresken; Aeußerung des Königlich 


Niederländiſchen Befandten und Wahl einer CEommiffion uber dies 
. fen Gegenfand. $. 337. Erklärung des Königlih Baierifhen und Königlich 
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Württembergifchen Gefandten über das Penſions⸗-Geſuch ber Inteſtaterben des 
Deutfch s Ordens s Commenthurs zu Nürnberg, Freyheryn von Kruchfeh s Rheinfels 
den. 6. 338. Reue Eingaben. 


chniß der Eingaben von: Nro. 215.56 19. . 
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239. Subftitution des Freyherrn von Pleſſen für den Königlich Niederländifgen - 


und des Heren von Martens für den Herzoglich Braunſchweigiſchen und Raffauis 


‘ 


fhen Stimmführenden Gefandten. $. 340. Abffimmungen von Dänemark, 
Holſtein Oldenburg, Anhalt und Schwargburg und von den 
freyen Scädten Über He Nahfeuer und Absugsfrepheit. 9. 241. 
Benfimmung von Württemberg zu den in Antrag gebrachten Grund⸗ 
ſähem über die Militäreflichtigkeit, ia Beziehung auf Die Yuswans 


° 
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. Hrgheren von. TDruchſeß⸗ Rheinfelden ,. deffen Yenfions + Küdftinde betreffend. 

%. 208. Kaiſerlich Defterreihifhe Punftation Über die Entwerfung 

— einer Matrikel des Bundes, und Wahl einer Commiffion zur ferneren 
Bearbeitung diefes Gegenſtandes. 6. 204. Neue Eingaben, 


Verzeichniß der Eingaben von Nro. 187. bis 196, . .4999 


Zwey und dreyßigſte Sigung . . . . .. 1068 
6. 205. Abſtimmungen von Baiern, dem Königreih Sachſen und 
der ſechzehnten Stimme über die Nachſteuer und Abzugsfreyheit. 
6. 206. Abftimmungen von Dänemark und von Luremurg über die 
" Bermittlung der Öundesverfammlung und die AufträgalsIn 
ftanz. $. 207. Abſtimmungen von Luxemburg, Holſtein-Oldenburg, 
der fehzehnten Stimme und den freyen Städten über die aus wär⸗ 
tigen Verhältniſſe des dentfhen Bundes. $.208. Erflirung von 
Braunfhweig und Naffau über die Entwerfung einer Bundes: Ma, 
triktel; dedgleihen von Holftein:DTdenburg, Anhalt ud Schwarg 
. burg, undvonder fochzehnten Stimme. $. 209. Commiffionss: Vortrag . Ä 
- über den freyen Verkehr mie den nothiwendigften Lebensbedürfniffen in den , 
deutfchen Bundesſtaaten. $. aro. Erflärung des Königlih Niederläns ' 
difhen Gefandten über die Auswanderungen nah Nordamerika 
. $. 211. Gefuh des Maurermeifter Roos zu Maynz, die im Jahr 1813. und 1814. 
an den dafigen Milicärgebäuden verfertigten Arbeiten betreffend; und Erklärung 
des Großherzoglih Heffifhen Geſandten über diefe Reklamation. $- ara. Geſuch 
des Büchſenmacher Schmidt und der Kinder der W. Eindenfhmidt zu Mainz; eine 
Forderung an die Reichdoperationsfaffe enthaltend. $. 213. Neue Eingaben. 


Verzeichniß der Eingaben von Niro. 197. bis 01... 20.000248 


Drey und dreyßigſte Gitung » 0 ne 17 
9.214. Abſtimmungen vom Großherzogthum Helfen, den Großher— 
zoglich und Herzoglich Sächſiſchen Käufern, Holſtein⸗Olden— 
burg und der ſechzehnten Stimme über die Vermittlung der Bars 

desverſammlung bey Streitigkeiten der Bundesglicder unter einander, und 

über die AufträgalsInftang. % 315. Abſtimmungen Bon Baden, 

Dänemark, und den Großherzoglich und Hergoglih Sächſifchen Häu— 

fern über die auswärtigen Berhälsniffe dee deutfhen Bundes. 

6. 216. Ab ftiimmungenvonWürttemberg,Kurheffien undden freyen 

Städten, uber die VBertagung der Bundesverfsmmlung. 6. 217. 

Abſtimmung von Kurheſſen über die Nachſteuer und Abzugsfreyheit. 

$. 218. Abſtiumung der Großherzoglich und Herzoglich Sächſiſchen Häuſer, 

über die Reichskammergerichtliche Suſtentationsſache. $.. 219. Erklärung den 

freyen Stade Frankfurt über dad Penfionsgefud und anderweitige Forderung des 

Oberſten von Mogen, von dem vormaligen oberrheinifchen Kreisregimente Prinz: 
"Karl Theodor. $. 220. Gutachten über die. Penfionsforderung der Prinzeffin 
Kunigunde von. Sachſen, Aebtiſſin von Thorn und. Eſſen. 6. 221. Nine Ei 

gaben. 

Verzeichniß der Eingaben. von. Nro. 30% bis 2lle..  - . A 
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Acht und dreyßigſte SiEUn oe een le 
6. 266. Suhfliturion ded Herrn von Martens für den Herzoglich Braunfhweigifchen 


und Raffauifchen ftimmführenden Herrn Gefandeen , Freyherrn von Marſchall. 
6.267. Befhlug über die Vertagung der Bundesverfammlung. 
8.268. Abftimmung von Defterreih und Kurheſſen über die Reich Ss 


- £ammergeridtfihe Suſtentations⸗Sache $.269. Abſſtimmung von 


Mecklenburg überden aegenfeitigen freyen Verkehr nut den noth⸗ 
wendigſten Lebensbedürfniffen in den dentfchen Bundesitaaren. $. 270. 
Bemerkungen des Herzoglich Naſſauiſchen Geſandten über die Reklamaiion des J. W. 
Remy zu Frankfurt, eine Forderung wegen Lieferungen an die ehemalige Kurs 
trieriſche Zeitung Ehrenbreitftein berveffend. $. 271. Erklärungen von Med 
fenburg Schwerin und Strelig, von Anhalt und Schwargburg, 
von Hohenzollern und Liechtenſtein, und von den freyen Städten 
über die Errichtung gemeinfhartliher Ober-Appellationsgerichte. 
6. 272. Neue Eingaben. 


Verzeihniß der Eingaben von Nro. 224 bis 93... 2. 


Keun und dreyßigſte Sikung „rn 
6. 273. Subſtitution des Grafen von Mandelsloh für den Großherzoglich Badiſchen 


Sefandeen $. 274. Bortrag und Abſtimmmngen ven Defterreid, 
Preußen, Königreih Sahfen, Hannover, Kurheſſen, Dänes 
markt, Braunfhweig und Naſſaun, Mecklenburg, Holſtein⸗Ol— 
denburg und der ı61n Geſammtſtimme über die Reihsfamımcerges 
richtliche Sufentations Bade. 6. 275. Erklärung von. Preußen über 
das Geſuch der Erben des chemaligen Comitials Gefandeen von Mollenbeck, defs 
fen Beſoldungs-Rückſtand betreffend. 5 276. Abſtimmung von Sachſen 
über die Competeng der Bundesverfammlung 6.277. Desgleichen 
über die PenfionssAngelegenheit der Mitglieder des Deutſchen und 
JohanniterOrdenus. 6. 278 Abſtimmungen von Naſſau Über 
den freyen Verkehr mit den nothwendigſten Lebensmitteln unter den dent» 
ſchen Bundesftaaten-. q. 379. Anzeige wegen Führung der 13ten Stimme 
auf die nächftfolgenden drey Monathe von Braunfhweig, und der 17ten Stimme 
von der freven Stadt Bremen. $. 280. Geſuch mehrerer Mirglicder des deut 


, fhen Ordens up befehleungte Regulirung ihrer Penfionen. 6. 281. 


bis 284. Zorderungen des 3. W. Remy zu Frankfurt, des 8. K. Majors von 
Toth zu Oedenburg, des M. Buchholz Sohn, zu Lennep, und der Witwe dei 
Ober⸗Commiſſar Waldbauer zu Anfpach an die Reihss Dperationds Kaffe 
8.285. Reklamation dee Kaufmann Hallersichen zu Hamburg wegen Crriqtung 
eines DbersAppellationsgerichtes für die vier freyen Stadte. $- 286. Bewilligungen 
zu der Gratififarion für den vormaligen Reichsdirektorialgeſandten, Hofrath 
Derrlein zu Regensburg. $. 287. Neue Eingaben. 


Verzeichniß der Eingaben von Nro. 226. bis 231... . 2... 


Vierzigſte Sitzung an | 
$. 288. Eintritt des Herrn Senator Smidt von Bremen zur Führung der 17ten 


Gefammtftimme. 6. 389. Berfügung wegen der Reichöfammergerichtlichen Su— 


ſtentations Sache. $. 290. Commiſſions⸗Gutach ten und Ab ſt immun gen 


‘ 


&Sci 


316 
317 


8* 


.- 


. derungsfreyheit aus einem deutfchen Bundesftaate in den andern. F. 245. 


Abſtimmung des Großherzogthums Deffen über die Competeng 
der Bundesverfammlung 6. 243. Erflärung ded Großher— 
zogthums Heffen über den gegenfeitigen freyen Verkehr mit den noths 
wendigften Lebensmitteln unter den deutfhen Bundesſtaaten. $. 244. Abſtim⸗ 
mung der ı6ten Stimme über die Reihsfammergerichtliche Suftentations « Sadıe. 
6. 245. Erklärung von Hannover über die Penfiond:Regulirung für 
diedeutfhen Ordens-⸗Ritter. $. 246. Erklärung von Hannover über 
die Penfions;: Angelegenheit der Mitglieder des Johanniters Dvs 
dens. 8. 247. Erklärung von Hannover über die Reklamation des Grafen von 
Bentheim, die Vertheilung einer Schuldforderung an den Johanniter s Drden 
betreffind. $. 248. Gefuh der Erben des ehemaligen Somitials Befandten von 


Wollenbeck, deffen Befoldungs » Rüdftand betreffend. $. 249. Bewilligung einer 


Sratififation für den ehemaligen Reichsdirectorial⸗Geſandtſchafts-Secretär, Hofrath 
Herrlein gu Regensburg. $. 250. Steuerbefchwerde des Chriftian Diehl zu Pirs 


mafene. $. 251. Befchwerde des Factor Hepp von Friedberg gegen Naffau. 


4. 252. Wiederholtes -Penfionsgefuch der entlaffenen Glieder des ehemaligen 
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Rheinpfälzifhen BeneralstandessCommiffariatsgußannheim. ° 


6. 253. Neue Eingaben. 


Verzeichniß der Eingaben Nro. 220 .... 


Sieben und dreyßigſte Sizungng.. . 


$ 


254. Befchluß der Bundesverfammlung über die Nachſteuer und 
Abzugsfreyheit. $. 255. Erklärung des Königlich Niederländis 
(hen Geſandten über die Militär⸗Pflichtigkeit, in Beziehung auf 
die Auswanderungsfreyheit aus einem denrfhen Bundesſtaat im den 
andern. $. 256. Abſtimmungen ven Preußen und Baden über die Reichſskam⸗ 


mergerichtliche Suftentationd s Sache. $. 257. Abſtimmungen von Dannoper, 


Baden, Dänemark, Braunfhweig und NRaffau, Didenburg, 
Anhalt und Shwargburg Über die Vertagung ber Bundesver— 
fammilung. 6. 258. Abftimmungen von Baiern, Königreich Sachſen, 
Württemberg, Baden, Kurheſſen, den Großherzoglich und Ders 
zoglich Sächſiſchen Käufern, HolfteinsDIdenburg und Schwarg 
burg, und den Fürftenhäufern dev fehzcehnten Stimme, über den gegens 
feitigen freuen Verkehr mit den nothwendigften Lebensbedürfniſſen unter den 
deutſchen Bundeöftaaten. 9. 259. Bortrag von Baiern, über die Entwers 
fung einer Bundes⸗Matrikel, und Beptritt der Großherzoglich 
und Herzoglich Sähfifhen Häufer gu dem Präſidial-Antrage über diefen 


-Wegenftand. $. 360. Erklärung von Baiern über das Entfhädigungsgefuch der 


echemaligen Kurpfälziſchen Erbpächter der Gräfenauer und Hemshöfe. 261. Er⸗ 
tlärung von Medlenburg über die PenfionssRegufivung der 


‚ Deutfhen DrdenssWMitter. $. 363. Desgleichen Über die Penfions: Ans 


gelegenheit desJohanniter-Ordens. 6. 263. Forderung de J. W. Remy 
zu Frankfurt an die Herzoglich Naſſauiſche Regierung, wegen Lieferungen für die 
ehemalige Kurtrieriſche Feſtang Ehrenbreitſtein. 9. 264. Ankündigung einer 
hydrauliſchen Erfindung, vom Profeſſor Erb in Heidelberg. 9. 265. Neue Eingaben. 


Berzeihuiß ner Eiugaben.von Rro. 221. biE 2. . . 2... 


261 
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Acht und dreyßigſie Sigung .... EEE 


6. 


266. Subfliturion des Herrn von Martens für den Herzoglich Braunfchweigifchen 
und Raffauifchen ftinmmführenden Herrn Geſandten, Frepherrn von Marſchall. 
6.267. Beſchluß über die Bertagung der Bundesverfanmlung. 
6.268. Abftimmung von Defterreih und Kurheſſen über die Reich % 


" Fammergerihtfihe SuftentationesSade $.269. Abſtimmung von 


Mecklenburg über den aegenfertigen freyen Verkehr mit deu nötht 
wendigiien Lebensbedürfniffen in den deutfhen Bundesſtaaten. $. 270 
Bemerkungen des Herzoglich⸗Naſſauiſchen Geſandten über die Retlamacion de8 J. W. 
Remy zu Frankfurt, eine Forderung wegen Lieferungen an die ehemalige Kurs 
trieriſche Zeitung Ehrenbreitſtein betreffend. $. 271. Erklärungen von Med 


 Tenburgs Schwerin und Strelig, von Anhalt und Schwargburg, 


von Hohenzollern und kiechtenftcin, und von den freyen Städten 
über die Errichtung gemeinſchaftlicher DbersAppellationdgeriipte. 
6. 272. Neue Eingaben. 


Verzeihniß ver Eingaben von Nro. 224 bis 95... .. 


Keunu 
6 


nd dreyßigſte Sitzungng. ö 
373. Subſtitution des Grafen von Mandelsloh für den Großherzoglich Badiſchen 
Geſandten 69. 274. Vortrag und Abſtimmmngen ven Oeſterreich, 
Preußen, Königreich Sachſen, Hannover, Kurheſſen, Däne“ 
mark, Braunſchweig und Naſſaun, Mecklenburg, Holftein: DH; 
denburg und der ı6ren Geſammtſtimme über die Neihöfammerges 
richtliche Suftentations Sache. $. 275. Erflärung von Preußen über 
das Geſuch der Erben des ehemaligen Comitials Gefandeen von Mollenbeck, defr 
fon Beſoldungs-Rückſtand betreffend. $ 276. Abſtimmung von Sadfen 
über die Competenz der Bundesverfammlung 6.277. Desgleichen 
über die BenfionssAngelegenheit der Mirglicder des Deutſchen und 
SohannitersDrdens. $. 278. Abſtimmungen von Naffau über 
den freyen Verkehr mit den nothwendigſten Lebensmitteln unter den deut» 


{ben Bundesftaaten. 8.3279. Anzeige wegen Führung der ı3ten Stimme 


auf die nächftfolgenden drey Monathe von Braunſchweig, und der ızten Stimme 
von der freyen Stade Bremen. 8. 280. Geſuch mehrerer Dirglicder des deut 


. fhen Ordens um befchleunigte Regulirung ihrer Penfionen. $. a8ı. 


bis 284. Zorderungen des 3. W. Remy zu Frankfurt, des 8. 8. Majors pon 
Toth zu Dedenburg, des M. Buchholz; Sohn, zu Lennep, und der Witwe des 
Der s Commiffir Waldbäuer zu Anfpah an die Reichs DperationdsKaffe, 
$. 285. Reklamation dee Kaufmann Hallersichen zu Hamburg wegen Errisptung 
eines Ober⸗Appellationsgerichtes für die vier freyen Städte. $ 286. Bewilligungen 
zu der Gratifikation für den vormaligen Reichédirektorialgeſandten, Hofrath 


| Derrlein zu Regensburg. $. 287. Neue Eingaben. 


Berzei 


chniß der Eingaben von Nro. 2%. bis 31... ı 2... 


Vierzigſte Sitzung 0 . ⸗ . °. . . . .: . . 


$. 


188. Eintritt des Herrn Senator Smidt ven Bremen zur Führung ber ı7ten 
Gefammtftimme. 6. 289. Berfügung wegen der Reichſskammergerichtlichen Su— 


Seite 
303 
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317 


344 


ſtentations / Sache. $. 290. Commiffiond:Butahten und Whfimmungen _' 
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Seite 
Äber die Seeräubereyen der Barbaresften. $. agı. Abſtimmung 
von Preugen und von den Großherzoglidh und Herzoglich Sächſi— 
ſchen Däufern über die Penfions:Regulirung der Deutfhen Dvs 
dens⸗KRittter. $. 292. Abitimmungen von Preußen, den Groß 
Hergoglih und Herzoglich Sächſiſchen Häuſern und der 16ten 
Gefammtſtimme über die Penfiong; Angelegenheit der Mirtglis 
der des JohanniterOrdens. $. 293. Abftimmungen von Preußen 
und Dänemark über den gegenfeitigen freyen Verkehr mit den 
- nochwendigfien.Lebensbedürfniffen in den deutfhen Bundes 
ſtaaten.“ $. 294. Beytritt der Großherzoglich und Herzoglich Sächſiſchen 
Häuſer über die transrhenaniſche Suſtentations-Sache. 6. 296. Forderung 
des penſionirten Stadtvogt Harich zu Biſchofsheim an der Tauber, für feine 
Schweſter, die Wittwe Varbara Artz zu Mainz, an das Großherzogthum 
Heſſen und Herzogthum Naſſau, wegen eines dem ehemaligen St. Vietor⸗Stift 
zu Mainz dargeliehenen Kapitals bon 8,oap fl. nebſt rückſtändigen Zinſen. 
6. 296. Penſionsgeſuch der Wittwe des Major du Fay zu Hanau. 6. 297. 
Geſuch des Ober-Medicinal; Rach Möller zu Hanau, um Fortbezahlung feiner 
früyeren Befoldung. .$. 298. Penfionsgefuh des Großherzoglich Heſſiſchen, 
Gräflich Stollbergiſchen Raths und Amtmanns Lynker, ald ehemaligen Kur⸗ 
und Oberrheiniſchen Kreisdiener. $. 299. Reklamation des Factor Hepp zu 
Friedberg, wegen verweigerter Penſionszahlung ven Seiten Kurheſſens. $. 3op. 
Vorſtellung der Erben des vormaligen Kurtrieriſchen Geheimenraths Weckbek⸗ 
ker, deſſen rüfftändige Beſoldung und Diäten betreffend. $. 301. Vorſtellung - 
des ehemaligen Großherzoglich Frankfurtiſchen Militaär⸗Schneiders Beratz, we⸗ 
gen Auszahlung des rückſtändigen Soldes und Aufenthalts-Erlaubniß zu Frank⸗ 

furt. $. 302. Neue Eingaben. " 


Berzeihniß der Eingaben von Neo. 232. bi 228833s. 3666 


Ein und vierzigfte Situng oe ee 0.867 

6. 303. Subſtitution des Freyherrn von Pleffen,, für den Königlich Ricderlindifchen 
Geſandten. $. 304. Aufnahme des Herınkandgrafen von Deffen 
Homburginden deutſchen Bund; zufolge eines Beſchluſſes der Plenavı 
Berfunmlung, laut dem bierüber aufgenommenen Protokoll derfelben. 
6.305. Abftimmung von Preußen Über dietransrhenaniſche Suftens 
tationds Angelegenheit. 9. 306. Erflärung von Sr. Majeftät des 
Königsder Niederlande über die Reihsfammergerihrlihe Sus 
ffentationdgs Sache. $. 307. Beytritt der Niederlande zu der beivilligten 
Gratifikation für den Hofrath Derrlein :in Regensburg. $. 308. Vorſtellung 
„des Fräuleins von Schallern, wegen, der Verfürgung der Penfion ihves Bı jähris 
gen Vaters, des Kurheffifiben General: Mujprd von Scallern. H. 309. Geſuch 
"des vormaligen Miljtärs Kangelliften Marern, um Aufnahme in -die Zahl der 
Eentraldiener des Großherzogthums Frankfurt. :$. 310. -Vorflelung der Bür— 
ger von Zöhlingen, im Großherzogthum Baden, die-Vollziehung eines Neichs⸗ 
Fammergerichtlichen Wrtheild vom Jahre 1798 betreffend. $. 311. Erneuertes 
Geſuch des Finanzrarh von Brad zu Fulda, wegen eines: Wartgeldes oder einer 
Sratififation. $. 312. Vorſtellung einiger Dandwerkerzu Eaffel, wegen 
"der unter der Königlich: Wertphälifhen Rezierung für gemachte Arkeie und 
gelieferte Mobilien ftatt der Zahlung erhaltenen Weftphülifchen Staatspas 
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piere und Kurheſſiſchen SchuldKapitalien. 6.313. Beſchwerde 

des Baron von Bouche porn zu Meg gegen Kurheſſen, wegen Einzie⸗ 

hung des von ihm erfauften Butcs Immichmhayn. 6.314. Reflamas 
tion des Generalskieurenant Allix, gegen Se. Königliche Hoheit 
den Kurfürſten von Heſſen, wegen Entſetzung aus dem Beſitz des Gutes 

Freudenthal. 9. 315. Antrag wegen Beſtellung eigner Agenten 
am Bundestage 6. 316. Neue Eingaben. 


Verzeichniß der Eingaben Nro.236 . . 20.00. 
Protokoll der Plenar;Berfammiung vom 7. July 1817. eo. 0. 
Zwey und vierzigfie Sibung -. . -» EEE 


6.317. Anzeige wegen des an Se. Majeflät den König der Niederlande 
beliebten Schreibens über die Reklamation der Frau Fürſtin Aebtiſſin 
von Effen und Thorn, Prinzeffin Kunigunde von Sahfen Königs 
liche Soheit, eine angemeffene Penfion für fih und die noch übrigen Mit⸗ 

* glieder des Kapiteld und der Dienerfhaft betreffend. $. 318. Abſtimmungen 
von Baiern und dem Großherzogthum Heffen über die Reichskam⸗ 
mergerihtlihe Suſtentations⸗Sache; nebft weiteren Anträgen 
des Herrn Referenten über diefen Gegenftand. $. 3ıg. Abflimmungen 
von Hannover, von Braunfhmweig und Raffan, und von den freyen 
Städten über den gegenfeitigen freyen Verfchr mir den nothivendigften Lebens⸗ 
bedurfniffen in den freyen Bundesftaaten. $. 320. Abflimmung vom Kös 
nigreih Sachſen über die transrhenanifhe Suftentationds Ange 
legenheit; und Beyſtimmung von Kurheffen, Dänemark, den Ricders 
Ianden, Mecklenburg, Dldenburg, Anhalt und Shwargburg, der 

 s6ten Geſammtſtimme und den freyen Städten. $.321. Anzeige der 

.nodh ausgefegten Abfimmung vom Königreich Sachſen über die Mi— 
litärpflichtigkeit in Beziehung auf die Auswanderungsfreyheit. 
6.322. Ab timyungvon Kurheſſen überdie Competenz der Bundespers 
fammlung. $. 323. und 324. Abfimmung von Surheffen und Zu 
fimmung der freyen Städre.über die PenfionssRegulirung der 
Deutfh:Drdens;Ritter und Mitglieder des Johanniter-Ordens. 
6. 325. Erklärung von Preußen über die Reklamation des Grafen von Bentheim, 
wegen Berrheilung einer Schuldforderung von Linnenfanp und Olfers an den 
Sohanniter;DOrden. 6. 326. Anfpruc des Schulcheigen Bermann zu Bilbel, den 
Beſoldungs⸗Rückſtand des verftorbenen Reichskammergerichts-Archivar Grandrath 


betreffend. 9. 327. Genehmigung der für den Hofrath Herrlein in Antrag gebrachten: 


Öratififation ven Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg. $. 328, Neue Eingaben. 
Berzeihniß der Eingaben von Nro. 237. bis 39. . -  . 2. 


Drey und vierzigfie Sikung . . oo 
6. 329. Subfiitution des Herrn Grafen von Mandelsloh für den Soßhemnoglich 
Badiften Geſandten. $. 330. Beyſtimmung von Baiern und dem Groß; 
herzogthum Deffen, fodann Beſchluß der Bundesverfammlung 
über die Reihsfammergerihtlihe Suſtentations⸗Sache. |. 331. 
Desfallfige Anmweifung an die Pfennigmeiſterey zu Wetzlar. 6. 332. Zuſtim⸗ 
mung vom Großherzogthum Heſſen, Gegenerinnerung ded Königlich 
Niedertändifhen Geſandten, nogmalige Umfrage und Beſchluß 


Seĩte 


z8 
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der Bundesverfammlung über die trandrhenanifhe Suftentas 
tions⸗Sache. $. 333. Vortrag über mehrere einzelne, die transrhenanifche 

- Suftentationd Sache betreffende Reklamationen. $. 334. Die in Gemäßheit 
. des gefaßten Befchluffes an die Suſtentations-Commiſſion zu. erlaffende Anwei⸗ 
fung betreffend. $. 385. Abſtimmungen von Defterreih, Baiern, 

: Dem Großherzogthum Neffen, Dänemark und den Niederlanden, 

- über die Regulirung der Penfionen der DeutſchOrdens-Rit— 
‚ter; und Wahl einer Commiffion zur Verichterftattung über diefen 
Gegenftand. $. 336. Abſtimmungen von Oeſterreich, dem Großher— 
zogthum Heffen, Dänemark und den Niederlanden. über die Pens 
fiongangelegenheit der Mitglieder des Sohbanniter:Drvdens. |. 337. 
Erklärung von Defterresich, Beytritt der ıdten Stimme und Bes 
ſchluß der Bundesverfammlung über den gegenfeitigen freyen 
Verkehr mit den nothwendigſten Lebensbedürfniffen in den deut 
fhen Bundetftaaten. $. 338. Commiſſionsbericht über die Entwerr 
fung einer Bundesmatrikel. $. 339. Forderung des penfionirten Stadts 
vogt Harich zu Bifhofsheim an der Tauber, für feine Schwefter, die Wittwe 
‚BB. Artz zu Maynz, an das Großherzogthum Heſſen und Naſſau, wegen eines . 
dem ehemaligen St. Victor Stift zu Mainz geliehenen Kapitald, nebft rück⸗ 
ſtändigen Zinfen. $. 340. Neflamation der adelihen Geſchlechter 
der altadelihen Gefellfhaft Limpurg und Frauenftein zu 
Sranffurt am Wayn, ihre Rechte auf die Beſetzung einer beſtimmten Ans 
zahl von Stellen des dafigen Senats betreffend; . und einftweiliger Beſchluß und 

Beſtimmung cine Termins über diefen Gegenftand.. 6. 341. Einftweis 
iger Befhlug der Bundesverfammlung über die Beſchwerde der tfraes 
Titifhen Gemeinde zu Frankfurt am Mayn; auh Befimmung 
eines Termind. $. 342. Reklamation des Yusfchuffes der Hanauer Wittwen⸗ 

und WaifensKaffe, die von Kurheſſen verweigerte Herausgabe des den Intereſſen⸗ 
ten gehörigen Kapitalfonds betreffend. $. 343. Geſuch des Dr. Beer um eine 
feinen vormaligen Dienftverhältniffen im KRönigreihe Weftphalen angemeflene 
Berforgung. $ 344. Penfionsgefuh des Dberftien von Mogen; nebft den Ans 
fprüchen anderer Penfioniften und Gläubiger an die Kurs und DOberrheinifchen 
Kreife. $. 345. Forderung der Erben des Kaufmann Brödler zu Coblenz an die 
Reichsoperationds Kaffe: 6. 346. Beſchwerde des Buchhändler I. K. Müller zu 
Erfurt gegen Kurheſſen, wegen der confiscirten Eremplare der « Beyträge des 
. „Deren von Berlepfeh zu den Heffen:Eaffelfchen Eandtagsverhandlungen.» $. 347. 
. Reklamation des 3. W. Alers, ehemaligen Bürgermeifters der Stadt Bodenem 
im Fürſtenthum Hildesheim, ein von der Weftphälifhen Regierung 
erkauftes Braunfhweigifhes Lehn betreffend. $. 348. Reklamation 
mehrerer Herzoglic Braunſchweigiſchen Unterthanen, wegen der dur 
die Königlich Weſtphäliſche Regierung im Herzogthum Braunfchweig vors 
‚genommenen Berpahtungen und Veräußerungen. $. 349. Reue Eingaben. 
Verzeichniß der Eingaben von Nro. 240. bis UA. . .  « . 
Bier und vierzigfte Sitzung ea. 
$. 350. Präfidialangeige wegen der an Se. Majeftät den König von 
Frankreich unddie Schweizer Eidgenoffenfchaft erlaffenen Schreis 
ben, in Betreff einiger zur transchenanifhen Buftentationdfade 
gehörigen Penfionsergängungen. $. 361. Abſtimmungenvon Bai⸗ 
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